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			Für Hans

		


		
			Einführung

			Der Wahrheitskomplex besteht aus einer Vielzahl von staatlichen und privaten Organisationen, die entscheiden, was als wahr zu gelten hat und was als Desinformation, Hass oder Hetze zu bekämpfen ist. Die privaten Organisationen des Wahrheitskomplexes werden gern irreführend »Nichtregierungsorganisationen« (NGO) genannt, obwohl die meisten von staatlicher Unterstützung abhängen und praktisch alle eng mit Regierungsstellen zusammenarbeiten. 

			Ergänzt werden die NGOs und Behörden des Komplexes von großen, politisch aktiven Stiftungen, die neben dem Staat als Geldgeber der NGOs auftreten. 

			Mein Anliegen ist es, die Fakten zum Wahrheitskomplex zu präsentieren, die ich recherchiert habe, seit ich vor gut zehn Jahren fast zufällig in diesen Kaninchenbau gestiegen bin. Ich erhebe nicht den Anspruch, dass der Sinnzusammenhang, den ich herstelle, der gänzlich und einzig richtige ist. Hinterfragen Sie die impliziten oder ausdrücklichen Schlüsse, die ich ziehe. Prüfen Sie die Fakten. Aber schieben Sie bitte nicht aufgrund unangenehmer Schlussfolgerungen die Fakten beiseite. 

			Die These, die ich in diesem Buch vertrete, lautet: Der Staat lässt das, was er selbst nicht tun darf, durch Organisationen erledigen, die er finanziert, beeinflusst oder reguliert; mit dem gleichen verfassungswidrigen Ergebnis, dass Kritik am Regierungshandeln unterdrückt wird. Dies geschieht seit etwa 2014 in sehr vielen Ländern auf vergleichbare Weise. Das liegt nach meiner Analyse daran, dass es eine gemeinsame Ursache gibt: den sich zuspitzenden Propagandakrieg zwischen dem Westen und Russland und zunehmend auch mit China. 

			In diesem »Krieg vor dem Krieg« um die Herzen und Köpfe der Menschen wird Kritik an den Regierenden und den herrschenden Zuständen zunehmend der Unterstützung ausländischer Propaganda beschuldigt. Weil ausländische Propagandisten sie gern aufgreifen und verstärken, wird sie als schädlich und verräterisch gebrandmarkt, auch wenn es keinen Einfluss aus dem »feindlichen« Ausland gibt. 

			Für Militärs und Geheimdienste und deren Gewährsleute in der Politik ist Propagandakrieg Teil der sogenannten »hybriden Kriegsführung«. Und für Kriegsführung, auch für hybride, sind die Militärs zuständig. So erklärt sich, dass sich an vielen Stellen im Wahrheitskomplex starke Verbindungen zu Militär und Geheimdiensten finden. 

			Mit J. D. Vance las im Februar 2025 der Stellvertreter von US-Präsident Donald Trump Europa in Sachen Meinungsfreiheit die Leviten: »Die Redefreiheit ist in Europa auf dem Rückzug«, sagte er auf der Münchener Sicherheitskonferenz und kritisierte, dass Meinungsäußerungen als Desinformation verfolgt würden.1 Deutsche Regierungspolitiker gaben sich entsetzt und empört über die Standpauke. Dass ausgerechnet die als autoritär geltende Trump-Regierung den Deutschen und Europäern Lektionen in Meinungsfreiheit und Demokratie erteilen wollte, wiesen sie zurück. Doch die Mehrheit der deutschen Bevölkerung sieht die Meinungsfreiheit schon länger bedroht. 1990 lag in einer regelmäßigen Allensbach-Umfrage der Anteil derer, die meinten, dass man in Deutschland seine politische Meinung frei äußern könne, noch bei 77 Prozent. 2017 waren es nur noch 63 Prozent, 2021 und 2025 mit 45 und 46 Prozent nicht einmal mehr die Hälfte der Bevölkerung.2 

			Dass sich allerdings die Trump-Regierung zur Verteidigerin der Meinungsfreiheit stilisierte, war trotz aller Berechtigung der Kritik heuchlerisch. Vance versprach, Trump werde in Sachen Meinungsfreiheit das Gegenteil von dem tun, was die Biden-Regierung getan habe. Es sollte sich bald herausstellen, dass er damit nicht etwa mehr Freiheit meinte, sondern nur eine Umkehr der Meinungsunterdrückung. Unter Trump wird nun »zensiert« und unterdrückt was »woke« ist, oder kritisch gegenüber der israelischen Regierung, transgender-freundlich oder zu sehr mit dem Klima befasst. Im Mai 2025 konnte der US-Kongress nur dank einiger republikanischer Abweichler einen Gesetzentwurf kippen, der bis zu 20 Jahre Haft für die Unterstützung von Boykottaktionen gegen Israel vorsah.3 Seit Juni 2025 müssen Bewerber für ein Studentenvisum in den USA ihre Social-Media-Profile zugänglich machen und nach »feindseligen« Aussagen über die USA durchleuchten lassen. Im Dezember kündigte die US-Regierung an, dass das künftig auch für Touristen aus Deutschland und anderen visafreien Ländern gelten werde. In einem Fall haben Wissenschaftler sogar aus Angst um ihre Aufenthaltserlaubnis auf die Veröffentlichung einer fertigen Studie zur Evolution verzichtet.4 Universitäten, denen die Trump-Regierung eine linksliberale Haltung und zu wenig Vorgehen gegen Kritik an Israel auf dem Campus vorwirft, setzt sie finanziell unter Druck.5 

			Mit dem »amerikanischen« Papst Leo XIV stimmte im Januar 2026 selbst ein prominenter Kritiker der Trump-Regierung in die Kritik von J. D. Vance ein. In seiner Neujahrsansprache vor den beim Heiligen Stuhl akkreditierten Botschaftern sagte er: 

			»Es ist bedauerlich festzustellen, dass insbesondere im Westen der Raum für echte Meinungsfreiheit immer mehr eingeschränkt wird, während sich eine neue Sprache mit orwellschem Beigeschmack entwickelt, die in ihrem Bestreben, immer inklusiver zu sein, darin mündet, diejenigen auszuschließen, die sich nicht den Ideologien anpassen, von denen sie beseelt ist.«6

			Zwar hat sich auch die katholische Kirche historisch nicht gerade als ein Hort der Meinungsfreiheit profiliert. Es sollte aber schon zu denken geben, wenn der Papst zur gleichen Diagnose kommt wie die Trump-Regierung und eine Mehrheit der Bundesbürger. 

			In diesem Buch arbeite ich auf, woran es liegt, dass in Deutschland und Europa das Vertrauen in die Meinungsfreiheit so stark gesunken ist. Entgegen der Mehrheit der veröffentlichen Meinung denke ich, dass die Menschen mit ihrem Empfinden richtig liegen. Ich zeige deshalb, wie es dazu kam, dass in bisher liberalen Demokratien nicht mehr gewährleistet ist, dass man sich frei informieren und äußern kann, dass es gefährlich geworden ist, den Mächtigen zu widersprechen, und dass ein offizieller »Stand der Wissenschaft« zum Dogma geworden ist, dem alle zu folgen haben. 

			Dass der Wind sich in Richtung Meinungsunterdrückung dreht, wurde spätestens 2016 offenbar, als die Washington Post und der Atlantic Council schwarze Listen mit verräterischen Medien und Politikern in den USA und Europa veröffentlichten und die Leitmedien in die Hetze einstimmten. Im Zuge der Recherchen zu diesem Buch stellte ich fest, dass diese Entwicklung bereits 2014 auf eher unscheinbare Weise begonnen hatte. Damals fand der erste »Faktencheckergipfel« in London statt, das Recherchekollektiv Correctiv, aus dem einer der wichtigsten deutschen Faktenchecker hervorgehen sollte, sowie das NATO Stratcom Center of Excellence in Riga gingen an den Start und die Bundesregierung legte das Förderprogramm »Demokratie leben!« auf. Wohin der Weg vom Netzwerkdurchsetzungsgesetz über »freiwillige« Verhaltenskodizes für Medienplattformen und den Digital Services Act führen würde, schwante mir erst, als der EU-Rat seine »Strategische Agenda 2024-2029« veröffentlichte und damit Kritiker der herrschenden Zustände und insbesondere der NATO kaum verbrämt zu Staatsfeinden erklärte. 

			Beurteilungsmaßstäbe und eine Alternative zum Wahrheitskomplex 

			Es gibt, grob gesprochen, drei Begründungsstränge und Ziele für die zunehmenden Eingriffe in die Meinungsfreiheit. Sie lauten: Kampf gegen Desinformation, Kampf gegen Hass und Hetze sowie Verhinderung von Wahlmanipulation und ausländischer Einmischung. Um die folgende Analyse des Wahrheitskomplexes nicht mit unausgesprochenen Werturteilen zu belasten, will ich diese vorab offenlegen. Dazu will ich die Fragen beantworten: Welche Arten von Eingriffen in die Meinungs- und Pressefreiheit sind im Hinblick auf die genannten Ziele in einer liberalen Demokratie gerechtfertigt? Und gegen welche Inhalte und deren Ersteller dürfen sie sich richten?

			In einem liberalen Rechtsstaat sollte es für den Staat nur zwei Arten von Inhalten geben: erlaubte und verbotene. Was verboten ist, sollten Gesetze möglichst klar regeln. Was nicht verboten ist, ist erlaubt. Für Einschränkungen der Verbreitungsreichweite von erlaubten Inhalten, erst recht für heimliche Einschränkungen, ist kaum eine Rechtfertigung zu finden. Dasselbe gilt für durch staatliches Geld oder Regulierung begünstigte oder gar geforderte Schikanen gegen die Ersteller erlaubter Inhalte, wie zum Beispiel Werbeboykotte oder Kontenkündigungen. Es scheint unnötig, das ausdrücklich zu erwähnen, aber sie werden sehen, wie nötig es ist. 

			Hass, Hetze und illegale Inhalte

			Hass ist ein Gefühl und Gefühle sind nicht justiziabel. Hetze ist ein rechtlich ungenügend definierter Begriff. Im engen Umfeld dieser ungeeigneten Begriffe gibt es jedoch handlungsbezogene Straftatbestände, die gesetzlich geregelt und sanktioniert sind. Dazu gehören der Aufruf zu Straftaten sowie Beleidigung, Volksverhetzung und die Leugnung des Holocausts. Solche Äußerungsvergehen aufzuklären und zu ahnden ist alleinige Aufgabe staatlicher Behörden und Gerichte. 

			Wegen der großen Reichweite und Langlebigkeit von Internet-Inhalten kann Mobbing, das dort stattfindet, großen und lange anhaltenden Schaden anrichten. Deshalb ist sicherzustellen, dass Betroffene sich bei den Plattformen schnell und wirksam beschweren können. Auch dass die Plattformen offensichtlich rechtswidrige Inhalte mit hohem Schadenspotenzial für Betroffene auf Verlangen schnell löschen, ist eine vernünftige Forderung. Schon einige Tage der Veröffentlichung können verheerend sein, wenn ein verärgerter Ex-Liebhaber kompromittierende Fotos ins Netz stellt. In solchen Fällen ist das Interesse der Geschädigten höher zu werten als die Einhaltung des normalen Rechtswegs zum Schutz der Meinungsfreiheit. Dem von einer Löschung betroffenen Ersteller der Inhalte muss der Rechtsweg offenstehen. 

			Eine Leitschnur kann die gedankliche Übertragung des Nothilferechts auf die Inhaltemoderation der digitalen Medienplattformen bieten. Wer Zeuge eines Gewaltverbrechens wird, darf – und muss eventuell sogar – dem Opfer helfen, auch wenn er dafür das Eigentumsrecht oder das Recht auf körperliche Unversehrtheit des Angreifers eigenmächtig beschneidet. Ebenso kann man von einer Plattform verlangen, akut und schwer schädigende Inhalte zu blockieren, ohne auf einen richterlichen Beschluss zu warten. Das gilt aber wie bei der Nothilfe nur, wenn Gefahr in Verzug ist. Es muss sich um tief in die Persönlichkeitsrechte eingreifende Vergehen handeln, wie das unerlaubte Posten von Nacktfotos oder von Wohnadressen, möglicherweise noch garniert mit Gewaltfantasien, keinesfalls lediglich um einfache Beleidigungen. Bei Letzteren genügt es, wenn der etwaige Schadensersatz für den Beleidigten ausreichend steil mit der Verbreitung des beleidigenden Inhalts ansteigt. 

			Nicht offensichtlich rechtswidrige Inhalte dürfen dagegen nur nach einem rechtsstaatlichen Verfahren gelöscht werden. Medienplattformen haben weder die juristische Kompetenz noch die Legitimation, das Recht auf Meinungsfreiheit gegen andere Belange abzuwägen, die dieses Recht einschränken. Dasselbe gilt für nichtstaatliche Organisationen ohne echte hoheitliche Befugnis. 

			Ein Staat, der selbst oder mithilfe alliierter NGOs das Äußern starker Gefühle und scharfer Kritik, von »Verschwörungstheorien« oder »Propaganda« im Internet unterdrückt, um der Spaltung der Gesellschaft entgegenzuwirken, schränkt die Meinungsfreiheit ohne ausreichende Rechtfertigung ein. Letztlich bewirkt eine ungerechtfertigte Einschränkung der Meinungsfreiheit das Gegenteil des vorgeblich Angestrebten. Die Gräben in der Gesellschaft werden nicht überbrückt, sondern tiefer und breiter. 

			Man kann Menschen, die andere hassen, selten außer Landes verweisen und nie von der Erde schubsen. Wer Hass vermindern will, darf die Wütenden nicht bekämpfen und ihnen nicht den Mund verbieten. Er muss ihr Daseinsrecht als Mensch respektieren, ihre Beschwerden hören und ernst nehmen und sich bemühen, respektable Gründe für die aufgestaute Wut zu beseitigen. Und ihnen im Übrigen klarmachen, dass Aufrufe zur Gewalt nicht toleriert werden. 

			Wahlbeeinflussung

			Zur Abwehr von systematischer Wahlbeeinflussung durch ausländische Staaten und Organisationen können Eingriffe in die Äußerungsfreiheit gerechtfertigt sein. Aus gutem Grund gibt es strenge Offenlegungsregeln und zum Teil Verbote in Bezug auf die Finanzierung von Parteien und Wahlkämpfen aus dem Ausland. Man möchte vermeiden, dass das eigene Parteiensystem und das Parlament zum Spielball fremder Mächte werden. Ähnlich den Regeln für Parteien kann man so rechtfertigen, dass einflussreiche Medien und Influencer, die sich regelmäßig zu politisch relevanten Themen äußern, offenlegen müssen, in welchem Umfang und von wem sie aus dem Ausland finanziert oder gesteuert werden. Wenn transparent wäre, dass ein einflussreiches, regierungskritisches Medium Geld aus Russland oder China erhielte, würde das seiner Glaubwürdigkeit und damit seinem Einfluss nicht guttun. Das sollte genügen, um den Einfluss ausländischer Interessen zu begrenzen. 

			Medien zu verbieten oder zu zensieren, die ihre Beziehungen zu fremden Staaten offenlegen, ist in einem liberalen Staat eine sehr fragwürdige Maßnahme. Dies gilt umso mehr, wenn man selbst fremdsprachige Sender für das Ausland betreibt, wie es Deutschland mit der Deutschen Welle tut, oder wenn man in großem Umfang ausländische Medien finanziell unterstützt, wie es die EU in ihren östlichen Anrainerstaaten tut. 

			Wenn Medien, die auf transparente Weise aus dem Ausland finanziert werden, durch ihren Tenor, ihre Themenauswahl oder ganz offen bestimmte Parteien unterstützen, so ist das im Rahmen der geltenden Gesetze zur Wahlkampf- und Medienfinanzierung hinzunehmen. Denn die Grenze zur Wahlmanipulation ist fließend, wenn von Regierungsstellen oder mit deren Unterstützung im Wahlkampf regierungskritische Aussagen als irreführend markiert und in ihrer Verbreitung eingeschränkt werden. 

			Eine Variante des Vorwurfs der Wahlbeeinflussung lautet, große digitale Medienplattformen würden ihren Einfluss missbrauchen, um bestimmte Parteien oder politische Positionen zu bevorzugen. In Anbetracht des großen Einflusses von sozialen Medienplattformen wie Facebook, YouTube, TikTok und X kann das ähnlich problematisch sein, wie wenn ausländische Staaten Parteien und Parlamente finanzieren. Deshalb kann man es für vertretbar halten, den Plattformen zu verbieten, ihre Algorithmen, die entscheiden, wer welche Nutzerbeiträge zu sehen bekommt, zugunsten bestimmter Parteien oder politischer Positionen zu manipulieren. 

			Wenn allerdings Inhaber solcher Plattformen selbst offen zur Wahl bestimmter Parteien aufrufen, so ist das nicht anders, als wenn der Chefredakteur einer großen Zeitung eine Wahlempfehlung ausspricht. Das ist unbedingt hinzunehmen. 

			Desinformation

			Beim Vorgehen gegen Desinformation stehen in der Regel politisch sensible, gesellschaftlich umstrittene Themen im Vordergrund. Auch hier gibt es den Argumentationsstrang, wonach ausländische Kräfte die gesellschaftliche Diskussion manipulieren, um Zwietracht zu sähen und das Vertrauen in die Regierung zu untergraben. Hier gilt Ähnliches wie bei der Wahlbeeinflussung aus dem Ausland. Es ist legitim und Aufgabe der Dienste und vielleicht auch des Militärs, Aufklärung zu betreiben und die Öffentlichkeit über ausländische Einflussoperationen zu unterrichten. Der Staat sollte sich dafür tunlichst ein ausreichendes Maß an Glaubwürdigkeit bewahrt haben. Hat er das jedoch nicht, ist Meinungsunterdrückung nicht das Mittel der Wahl, da diese das Vertrauen in den Staat nur noch weiter schädigt. 

			Nicht zu rechtfertigen ist es, mediale Kritik an den Zuständen oder der Regierung zu unterdrücken, nur weil ausländische Stellen diese Kritik gern aufgreifen und weiterverbreiten. Die staatliche Macht darf nicht eingesetzt werden, um legitime Kritik an der Regierung zu unterdrücken. Wem diese Kritik nützt und gefällt, ist dabei irrelevant, solange keine verbotene Einflussnahme von außen nachgewiesen werden kann. 

			Der zivile Argumentationsstrang für ein Vorgehen gegen Desinformation lautet, dass sogenannte Verschwörungstheorien und falsche Behauptungen sich im Internet aufgrund der Algorithmen der Plattformen übermäßig stark verbreiteten. Das führe dazu, dass viele Menschen den Kontakt zur Wirklichkeit verlören und eine aufgeklärte politische Diskussion nicht mehr möglich sei. 

			Die Medienanstalt Rheinland-Pfalz schrieb dazu bei der Präsentation einer Faktenchecker-Plattform:

			»Wenn Menschen nicht mehr wissen, was wahr oder falsch ist, kann das gefährlich sein. Es kann zu starker Verunsicherung und Orientierungslosigkeit führen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt schwächen.«7

			Um das zu verhindern, sei es notwendig, die übermäßige Verbreitung solcher Desinformation einzudämmen. Und zwar durch Druck auf die Plattformen, etwas gegen deren Verbreitung zu unternehmen und durch Faktenchecks, welche Desinformation demaskieren. Die Faktenchecks sollten einerseits die Öffentlichkeit informieren, vor allem aber die Plattformen dabei unterstützen, die Verbreitung von Desinformation einzudämmen. 

			Legitimer staatlicher Druck auf die Plattformen, gegen die Verbreitung von Desinformation vorzugehen, würde eine objektive Wahrheitsinstanz voraussetzen, die es nicht gibt und nicht geben kann. Nicht von ungefähr verzichten die Regierungen liberaler Demokratien in aller Regel darauf, selbst festzulegen, was Desinformation ist und dagegen vorzugehen. Das röche zu sehr nach Wahrheitsministerium. Das Problem geht aber nicht weg, wenn man stattdessen private Gruppen ermächtigt, festzulegen, was Desinformation ist und in seiner Verbreitung eingeschränkt werden darf. Die Regierenden können in diesem Fall die Gruppen aussuchen, die sie derart ermächtigen, und durch staatliche Finanzierung Anreize schaffen, vor allem Kritik an der Regierung als Desinformation einzustufen. Wie wir sehen werden, geschieht das auch.

			Eine Variante des Arguments für Informationskontrolle definiert Meinungsfreiheit um in ein Recht der Bürger, ihre Meinung auf Basis verlässlicher Informationen zu bilden. Das Einschreiten gegen vermeintliche Desinformation dient dann vorgeblich der Meinungsfreiheit. Das Problem ist auch hier: Es fehlt eine objektive Instanz, die entscheiden kann und darf, was wahr ist und was falsch. Wenn der Staat sich das anmaßt, oder ausgesuchte Private ermächtigt, es zu tun, beschneidet er die Meinungsfreiheit, statt sie zu verteidigen.

			Die Sicht der obersten Gerichte

			In Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes heißt es:

			»Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.«

			Der letzte Satz verbietet nach herrschender Juristenmeinung nur ein System, in dem die Veröffentlichung von Meinungen nur nach einer vorherigen Kontrolle durch den Staat erlaubt ist. Das gibt es in westlichen Demokratien nur in Spezialfällen. Wenn in diesem Buch gelegentlich von »Zensur« die Rede ist, dann ist damit nicht solche Vorab-Zensur gemeint, sondern anderweitige ungerechtfertigte Beschränkungen des Grundrechts der Meinungsfreiheit durch den Staat oder mit Unterstützung des Staates. 

			Das Bundesverfassungsgericht hat dazu 2024 festgestellt, dass die Meinungsfreiheit vor allem auch dem für eine echte Demokratie elementaren Schutz des Rechts dient, die eigene Regierung zu kritisieren:

			»Zwar dürfen grundsätzlich auch staatliche Einrichtungen vor verbalen Angriffen geschützt werden, da sie ohne ein Mindestmaß an gesellschaftlicher Akzeptanz ihre Funktion nicht zu erfüllen vermögen. Ihr Schutz darf indessen nicht dazu führen, staatliche Einrichtungen gegen öffentliche Kritik – unter Umständen auch in scharfer Form – abzuschirmen, die von dem Grundrecht der Meinungsfreiheit in besonderer Weise gewährleistet werden soll, und der zudem das Recht des Staates gegenübersteht, fehlerhafte Sachdarstellungen oder diskriminierende Werturteile klar und unmissverständlich zurückzuweisen. Das Gewicht des für die freiheitlich-demokratische Ordnung schlechthin konstituierenden Grundrechts der Meinungsfreiheit ist dann besonders hoch zu veranschlagen, da es gerade aus dem besonderen Schutzbedürfnis der Machtkritik erwachsen ist und darin unverändert seine Bedeutung findet.«8

			Im Jahr 2009 wurde das Bundesverfassungsgericht ebenfalls sehr deutlich, als es urteilte: 

			»Für Eingriffe in Art. 5 Abs. 1 GG folgt hieraus, dass ihre Zielsetzung nicht darauf gerichtet sein darf, Schutzmaßnahmen gegenüber rein geistig bleibenden Wirkungen von bestimmten Meinungsäußerungen zu treffen. Die Absicht, Äußerungen mit schädlichem oder in ihrer gedanklichen Konsequenz gefährlichem Inhalt zu behindern, hebt das Prinzip der Meinungsfreiheit selbst auf und ist illegitim.«9 

			Messen lassen muss sich die Arbeit des Wahrheitskomplexes auch an einem Beschluss aus dem Jahr 2008: 

			»Meinungen genießen den Schutz der Meinungsfreiheit, ohne dass es dabei auf deren Begründetheit, Werthaltigkeit oder Richtigkeit ankäme. Sie verlieren diesen Schutz auch dann nicht, wenn sie scharf und überzogen geäußert werden.«10

			Ebenso an einem Beschluss aus dem Jahr 1994:

			»Insofern lassen sie (die Meinungen, N. H.) sich auch nicht als wahr oder unwahr erweisen. Sie genießen den Schutz des Grundrechts, ohne daß es darauf ankommt, ob die Äußerung begründet oder grundlos, emotional oder rational ist, als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos eingeschätzt wird.«11

			Das Gericht zog in diesem Urteil eine Grenze für die Meinungsfreiheit dort, »wo Tatsachenbehauptungen zu der verfassungsrechtlich vorausgesetzten Meinungsbildung nichts beitragen können«. Das sei bei bewusst oder erwiesen unwahren Tatsachenbehauptungen der Fall, weshalb diese nicht vom Grundrecht der Meinungsfreiheit erfasst seien. Das gilt allerdings nur, wenn sich Meinungsäußerung und Tatsachenbehauptung ohne Sinnentstellung der Meinungsäußerung trennen lassen. Lassen sich Meinungsäußerung und Tatsachenbehauptung nicht voneinander trennen, dann gilt nach dem Beschluss von 1994:

			»Erwiesen unrichtige Tatsachenbehauptungen sind kein schützenswertes Gut. Verbinden sie sich untrennbar mit Meinungen, so kommt ihnen zwar der Schutz von Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG zugute, doch wiegt ein Eingriff von vornherein weniger schwer als im Fall nicht erwiesen unwahrer Tatsachenangaben.« 

			Dabei geht das Gericht »im Interesse der freien Kommunikation sowie der Kritik- und Kontrollfunktion der Medien« davon aus, dass die Unwahrheit einer Aussage zweifelsfrei erwiesen sein muss. Es genügt also nicht, Experten zu zitieren, die sagen, eine (umstrittene) Aussage sei falsch, um den Schutzstatus einer damit verbundenen Meinung herunterzustufen. 

			Wie wir bald sehen werden, hat der europäische Gesetzgeber unbeeindruckt davon Verpflichtungen für digitale Medienplattformen geschaffen, Meinungen zu zensieren, die der Staat als »schädlich« einstuft. Und zwar auch dann, wenn sie gegen kein Gesetz verstoßen und nicht erwiesen unwahr sind. Auch zensiert der Wahrheitskomplex routinemäßig Meinungsäußerungen, wenn er darin verzerrte Tatsachengrundlagen oder überzogene Darstellungen zu entdecken meint. 

			Im Grundgesetz folgt auf den ersten Absatz von Artikel 5 ein zweiter Absatz, der klarstellt, dass die Meinungsfreiheit nur innerhalb der »Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre« garantiert ist. Das eröffnet Raum zur Auslegung. Wie das Bundesverfassungsgericht entscheiden wird, wenn die Gesetze, die das rechtliche Gerüst des Wahrheitskomplexes ausmachen, dorthin zur Begutachtung gelangen, muss man daher als einigermaßen offen betrachten. 

			Eine liberale Alternative

			Um noch transparenter zu machen, anhand welcher Maßstäbe ich den Wahrheitskomplex beurteile, will ich sehr kurz ein alternatives System der Aufsicht über die Internetmedien skizzieren: eines, das zur Erreichung legitimer Ziele rechtsstaatlichen Prinzipien folgt und die Meinungsfreiheit soweit möglich wahrt.

			Diese legitimen Ziele sind, wie oben skizziert, illegale Inhalte aus dem Internet zu entfernen, darunter die besonders gefährlichen besonders schnell, sowie maßgeblichen ausländischen Einfluss transparent zu machen und zu verhindern, dass soziale Medienplattformen heimlich das Ausspielen der Nutzerinhalte zugunsten bestimmter Parteien oder politischer Ziele manipulieren. 

			In dem alternativen System, das ich als Vergleichsmaßstab im Sinn habe, geschieht dies, indem Parlamente Gesetze erlassen, die so klar wie möglich definieren, was erlaubt ist und was nicht. Auf dieser Basis bekommen die digitalen Medienplattformen Vorschriften, welche Inhalte sie nicht zulassen sollen. Dabei gibt es nur ja oder nein. Es gibt kein »Shadow Banning« oder andere intransparente Maßnahmen zur Einschränkung der Verbreitung nicht verbotener Inhalte. Wenn die Plattformen über ihre Maßnahmen zum Sauberhalten des Internets Bericht erstatten müssen, wird ebenso großes Gewicht darauf gelegt, dass sie keine zulässigen Inhalte blockieren, wie darauf, dass sie illegale Inhalte entfernen. Staatliche Behörden, nicht NGOs, beurteilen auf transparente Weise, ob die Plattformen ihren Verpflichtungen genügen. 

			Staatliche Behörden, insbesondere Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, sind dafür zuständig, illegale Inhalte, die sie im Internet finden, als solche zu markieren und die Plattformen zum Löschen aufzufordern. Dabei haben sie sich zum Schutz der Meinungs- und Informationsfreiheit auf die gravierenden Fälle zu beschränken und dürfen sich nicht ungefragt mit Grenzfällen der Legalität von Meinungsäußerungen befassen. Das darf nur passieren, wenn jemand Anzeige erstattet oder klagt. 

			Behörden sind, anders als NGOs, an die Prinzipien der Transparenz, politischen Neutralität und des rechtsstaatlichen Handelns gebunden. Nutzern, deren Inhalte aufgrund von Fehlern der Plattformen gelöscht werden, sollte ein Schadenersatz in nennenswerter Höhe zustehen, damit die Plattformen und die Behörden nicht allzu freizügig blockieren und löschen lassen. 

			Wegweiser und Lesehinweise

			Nach einigen kurzen Lesehinweisen wird das erste Kapitel die verschiedenen Erscheinungsformen von Meinungsunterdrückung und -kontrolle behandeln, die dazu geführt haben, dass das Vertrauen in die Meinungsfreiheit in Deutschland und Europa so stark gesunken ist. 

			Im zweiten Kapitel zeichne ich nach, wie die institutionellen und gesetzlichen Grundlagen des deutschen Wahrheitskomplexes geschaffen wurden, von dem diese Meinungsunterdrückung und -lenkung ausgeht. 

			Dem folgt die Analyse des europäischen Wahrheitskomplexes, für den Deutschland ein Vorreiter und Wegbereiter war. Den vielfältigen Aktivitäten von Vereinten Nationen und Weltgesundheitsorganisation bei der Ausforschung des Internets nach unerwünschten Meinungen und bei deren Unterdrückung ist danach ein eigenes Kapitel gewidmet.

			Im fünften Kapitel zur »Wahrheitskontrolle im Dienste der NATO« gehen wir noch weiter zurück zu den Ursprüngen des Wahrheitskomplexes in den USA. Diese verorte ich im Jahr 2014, als im Gefolge des Putsches in der Ukraine und der Annexion der Krim durch Russland der Propagandakrieg des Westens mit Russland heiß zu laufen begann. 

			Den Abschluss bilden meine Empfehlungen, was zu tun ist, damit wir wieder zu einer Gesellschaft werden, in der man jede legale Meinung frei äußern kann. Das beinhaltet sowohl die Rückabwicklung des institutionellen und legislativen Unterbaus des Wahrheitskomplexes, als auch weniger offensichtliche Empfehlungen für das Handeln jedes Einzelnen, deren Umsetzung aus meiner Sicht nötig ist, um ein friedliches und tolerantes Klima in der Gesellschaft zu schaffen. 

			Es gibt so viele Organisationen des Wahrheitskomplexes, dass es den Rahmen dieses Buches sprengen würde, alles Wissenswerte über sie hineinzupacken. Interessierte finden deshalb Porträts mit zusätzlichen Informationen zu wichtigen Organisationen auf der Webseite zu diesem Buch unter www.norberthaering.de/wahrheitskomplex. Die dort porträtierten Organisationen sind im Buch bei der ersten substanziellen Erwähnung durch das Sternsymbol gekennzeichnet, wie beispielsweise *Global Disinformation Index*. Für Kurzporträts weiterer Organisationen verweise ich auf eine Kartierung des deutschen »Zensurnetzwerks« der Organisation liber-net von November 2025. Sie bietet eine durchsuchbare Datenbank mit Kurzbeschreibungen von über 300 beteiligten Behörden, NGOs, Universitätsabteilungen, Instituten, Stiftungen und Netzwerken, jeweils in deutscher und englischer Sprache unter https://liber-net.org/germany.12 Eine weitere liber-net-Datenbank porträtiert die Geldgeber und eine dritte über 400 Förderprogramme für die Inhaltekontrolle. 

			Wegen der Vielzahl der Quellenhinweise in diesem Buch sind diese ebenfalls auf die Seite www.norberthaering.de/wahrheitskomplex ausgelagert. Das hat für Sie als Leser den Vorteil, dass Sie die Quellen durch Klick auf den jeweiligen Link direkt aufrufen können. Am Ende des Buches finden Sie weiterführende Literatur gelistet.

			Im Anhang finden Sie außerdem eine kompakte Chronik der wichtigen Ereignisse und Schritte beim Aufbau des Zensurkomplexes von 2014 bis Mitte Februar 2026. Dort können Sie nachvollziehen, was in bestimmten Jahren in dieser Hinsicht vorging. Auf der genannten Webseite zum Buch gibt es eine ständig aktualisierte Fassung dieser Chronik. Dort finden Sie gegebenenfalls auch Korrekturen, Kommentare und Rezensionen zum Buch. Englische Zitate sind in diesem Buch, wenn nicht anders gekennzeichnet, aus Gründen der Verständlichkeit von mir übersetzt. Aufgrund der Häufigkeit solcher Übersetzungen wird zur besseren Lesbarkeit darauf verzichtet, dies einzeln zu vermerken.

			




1.	Der Wahrheitskomplex bei der Arbeit

			Der Mehrheit der Bevölkerung ist nicht verborgen geblieben, dass der Korridor des Sagbaren in den letzten zehn Jahren stark verengt wurde. Gedrängt von den Regierungen, müssen die digitalen Medienplattformen die Urteile von sogenannten Faktencheckern wie Wahrheitsbeweise behandeln. Sie sollen Inhalte, die von den privaten Wahrheitsprüfern moniert werden, löschen, ausbremsen oder mit Werbesperren belegen. 

			Es sind aber nicht nur Faktenchecker, die an der Verengung des Meinungskorridors beteiligt sind. Der Wahrheitskomplex geht weit über sie hinaus. Mitwirkende sind staatliche Aufsichtsbehörden für private Medien, staatliche und staatlich unterstützte Meldestellen für Hass und Hetze und staatlich unterstützte Wissenschaftszentren, die Journalisten über den angeblichen Konsens in der Wissenschaft belehren. Dazu gehören auch staatlich unterstützte Organisationen, die schwarze Listen von Internetpublikationen erstellen, von denen sich Werbetreibende fernhalten sollen, Banken, die kritischen Medien die Konten kündigen, Bibliothekare, die vor gefährlichen Büchern warnen und NGOs, die Kampagnen organisieren, um Druck auf Veranstalter, Saalvermieter und andere zu machen, damit sie allzu kritischen Geistern die Auftrittsmöglichkeiten verwehren. Diese Akteure und Aktivitäten des Wahrheitskomplexes wollen wir im Folgenden näher betrachten. 

			Wie etablierte Medien eingenordet werden

			Die etablierten Zeitungen und Magazine erwecken gern den Eindruck, dass sie den Mächtigen als vierte Gewalt auf die Finger schauen. Das würde jedoch voraussetzen, dass sie Distanz wahren und Interessenkonflikte vermeiden. An beidem hapert es schon immer, in letzter Zeit aber immer mehr. Denn die traditionellen Medien geraten wirtschaftlich immer stärker unter Druck und diejenigen, die Geld und exklusive Informationen zu verteilen haben, nutzen das aus. Offenkundig wurde diese Abhängigkeit, als im Oktober 2025 in Österreich eine neue Regierung ihre Werbeausgaben in den Medien zusammenstrich. Beim Standard mussten daraufhin fast 20 Prozent des Redaktionsstabes gehen. Auch die traditionsreiche Presse, der Kurier, die Kleine Zeitung und die TV-Sender Puls 24 und Servus TV kündigten Entlassungen an.1

			In Österreich gibt es – anders als in Deutschland – eine Medien-Transparenzdatenbank, in der alle Regierungsgelder an die Medien öffentlich dokumentiert werden müssen. Im ersten Corona-Jahr hatte die damalige österreichische Regierung demnach 47,5 Millionen Euro an Werbegeldern ausgegeben. 2024 waren es immer noch stolze 34 Millionen Euro, im ersten Halbjahr 2025 dann nur noch 3,2 Millionen. 

			Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz hatte wegen »Anzeigenkorruption« zurücktreten müssen. Er soll explizit staatliche Inserate im Austausch für positive Berichterstattung angeboten haben.2 Das dürfte zwar, in Österreich wie in Deutschland, die Ausnahme sein. Aber unausgesprochen steht das Angebot – beziehungsweise die Drohung – immer im Raum, wenn eine Regierung Werbegeld an die Medien verteilt. Wenn Ihr nett seid, werben wir bei euch, wenn Ihr uns ärgert, werben wir bei anderen.

			Der Journalist Ole Skambraks fragte deutsche Verlage anlässlich dieses Falls, wie viel Geld sie von Regierungen bekämen. Er blieb jedoch fast immer ohne Erfolg. Nur die Berliner Zeitung, in der sein Artikel erschien, gab Zahlen preis. 2024 erhielt sie demnach nur 30 000 Euro. Das dürfte kein Zufall sein: Die Berliner Zeitung hat sich immer wieder durch unbotmäßige Berichterstattung und Kommentierung hervorgetan. 

			Antworten der Bundesregierung auf Anfragen der AfD-Bundestagsfraktion zeigen immerhin, in welcher Größenordnung die Bundesregierung Werbung geschaltet hat. 2021 und 2022 handelte es sich um jeweils rund 200 Millionen Euro, im Jahr 2023 dann »nur« noch um 85 Millionen Euro. Zu den größten Empfängern unter den Print-Medien gehörten demnach die Ad Alliance (Stern, Brigitte, Capital), der Axel Springer Verlag (Bild, Welt, Politico), die FAZ, die FUNKE Mediengruppe, Handelsblatt, Hubert Burda Media, Süddeutsche Zeitung, Apotheken-Umschau und Zeit.3

			Die sehr hohen Werbeausgaben der Bundesregierung in der Corona-Zeit die von Ämtern und Landesregierungen noch ergänzt worden sein dürfen, könnten erklären helfen, warum fast alle etablierten Medien die ungewöhnlich extremen Corona-Maßnahmen, die sich später oft als Fehler oder gar rechtswidrig herausstellten, und die auf falschen Behauptungen und Angsterzeugung gestützten Impfkampagnen so unkritisch begleiteten. Beim gegenüber Zweiflern und Kritikern besonders aggressiven Tagesspiegel könnten auch die »Impfgipfel« eine Rolle gespielt haben, die die Zeitung mit hochrangiger Polit- und Unternehmensprominenz seit Herbst 2020 veranstaltet. 2021 beispielsweise waren die großzügigen Sponsoren die Impfstoffhersteller Pfizer, GSK, MSD und Sanofi-Aventis. Laut Veranstalter ist dieser Impfwerbegipfel »eine jährliche Multi-Stakeholder-Plattform, auf der wir mit den wichtigsten Akteur:innen diskutieren, welche Maßnahmen es braucht, um höhere Impfquoten zu erreichen und Impflücken zu schließen.«4 

			Regierungen haben jedoch noch etwas Wertvolleres als Geld zu bieten, das sie fast nach Gutdünken an willfährige Medien verteilen und unbotmäßigen Medien vorenthalten können: Exklusivität. Sie können entscheiden, welchem Medium prominente Regierungsmitglieder ein exklusives Interview geben. Sie können entscheiden, welchem Journalisten sie Exklusivinformationen zustecken. Und sie können aussuchen, wen sie zu Kungelrunden mit Spitzenpolitikern oder zur Reisebegleitung von Ministern ins Ausland einladen. Dort werden den Auserwählten wertvolle Information präsentiert und sie haben Gelegenheit, Fragen zu stellen, deren Antworten nicht die ganze Journalistenszene des Landes mithört. Wer dabei sein darf, kann kundiger berichten als die nicht eingeladene Konkurrenz. Dafür geht man den unausgesprochenen Deal ein, mit den Informationen gleichsam die Einordnung der Regierung mitzuliefern. Wer sich dem entzieht, und allzu kritisch berichtet, muss damit rechnen, von diesen Runden und Reisebegleitungen ausgeschlossen zu werden. 

			Hintergrundgespräche mit ausgewählten Journalisten gibt es auf allen Ebenen: vom Bundeskanzler bis zum Abteilungsleiter auf der einen Seite, vom Chefredakteur bis zum einfachen Fachredakteur auf der anderen. Ein Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Berlin machte zum Beispiel öffentlich, dass es im Kanzleramt regelmäßig vertrauliche Runden von Kanzlerin Angela Merkel und hochrangigen Regierungspolitikern mit einer Handvoll Chefredakteuren überregionaler Medien gab, von denen die Öffentlichkeit nichts erfuhr.5 

			Im Dezember 2025 berichtete der Chefredakteur des anerkannten Brüsseler Nachrichtenmagazins Euractiv, dass sein Medium von Hintergrund-Briefings der EU-Kommission ausgeschlossen worden sei. Vorangegangen waren einige für die Kommission und ihre Präsidentin Ursula von der Leyen unangenehme Berichte und Kommentare von Euractiv.6 

			Gleichgerichtete Wissenschaftsberichterstattung

			Eine öffentlich-private Sponsorenpartnerschaft hat eine raffinierte Methode ersonnen, um die Medienberichterstattung über wissenschaftliche und medizinische Themen im Sinne der Regierungen und der Konzerne gleichzurichten. Dazu bedient man sich sogenannter Science Media Center (SMC). Ein solches gibt es in Deutschland und einigen anderen Ländern. Sie werden von Regierungen, Unternehmen und unternehmensnahen Stiftungen finanziert. In Deutschland kommt die Finanzierung überwiegend von der Stiftung des SAP-Gründers Klaus Tschira, gefolgt von Projektfördermitteln der Bundesregierung. 

			SMCs bieten Journalisten zu schlagzeilenträchtigen Wissenschaftsthemen mundgerecht aufbereitete Fachinformationen und O-Töne von Experten. Mit diesen können die angemeldeten Journalisten schnell einen kompetent erscheinenden Bericht schreiben. Das 2015 gegründete *Science Media Center* Germany7 bewirbt das so:

			»Die eingeholten Zitate stellen wir exklusiv den bei uns akkreditierten Journalistinnen und Journalisten – häufig noch unter Sperrfrist – zur Verfügung. Erst später werden die Angebote auf unserer Webseite veröffentlicht.«

			Für die Bequemlichkeit und Schnelligkeit nehmen die teilnehmenden Journalisten in Kauf, dass sie nicht selbst die Experten auswählen, sondern diese vorgesetzt bekommen. Dasselbe gilt für die Auswahl und Einkleidung der präsentierten Informationen. 

			Laut der gemeinsamen Charta der SMCs wollen diese »besonders in gesellschaftlich umstrittenen Fragen« Führung geben. Das macht die Vorauswahl der Experten und Informationen besonders problematisch. Denn es ist leicht für diejenigen, die die Auswahl treffen, aus der Vielzahl der angeschlossenen Wissenschaftler solche auszuwählen, von denen sie wissen, dass sie ihre präferierte Sichtweise stützen oder mit Kritik mindestens im verträglichen Rahmen bleiben.

			Sowohl die Journalisten-Kundschaft des deutschen SMC als auch dessen Wissenschaftlernetzwerk wachsen rasant.8 Im September 2023 nahmen gut 1 000 Wissenschaftler teil und gut 600 akkreditierte Journalisten. Im Februar 2026 waren es bereits 3 700 Forscher und 2 200 angemeldete Journalistenkunden. Demnach wären die meisten deutschen Wissenschaftsjournalisten Kunden des SMC Germany.9

			Problematisch für die Unabhängigkeit des SMC ist neben der staatlichen Förderung die Finanzierung durch Unternehmen und unternehmensnahe Stiftungen. Denn diese haben ein Interesse an einer konstruktiven Medienberichterstattung zu Wissenschaftsthemen in ihren Geschäftsbereichen. 

			Die Webseite des SMC in der frühen Version der Aufbauphase 2015 ließ deutlich erkennen, dass die Konzerninteressen von Anfang an im Blick waren.10 Zu den Gründern des SMC-Fördervereins gehörten die Bayer Science & Education Foundation, Covestro Deutschland AG und der Industrieverband Körperpflege- und Waschmittel. Passend zur Interessenlage dieser Konzerne hieß es damals:

			»Das SMC beliefert Redaktionen von Zeitungen, Zeitschriften, Rundfunk- und Fernsehsendern sowie Nachrichtenagenturen vor allem dann, wenn neuartige, ambivalente oder umstrittene Erkenntnisse aus der Wissenschaft Schlagzeilen erwarten lassen oder wenn wissenschaftliches Wissen helfen kann, aktuelle Ereignisse im öffentlichen Diskurs einzuordnen. (…) Schwerpunkte der inhaltlichen Ausrichtung werden zunächst ausgewählte Bereiche der Natur- und Lebenswissenschaften sowie der Medizin sein, die eine hohe gesellschaftliche Relevanz besitzen und in den Medien intensiv diskutiert werden.«

			Noch heute haben Unternehmen der Branchen Chemie, »Lebenswissenschaften« und Informationstechnologie als Geldgeber und über personelle Verflechtungen großen Einfluss im SMC. Das Personal des SMC-Fördervereins und der Klaus Tschira Stiftung wurde teilweise von dort rekrutiert. Dieser Einfluss ist durchaus am Output des SMC erkennbar.

			Ein Online-Presse-Briefing im September 2023 zu den »Aussichten für den Corona-Herbst 2023« bestritten für das SMC drei Experten, die bis dahin als solide bis fanatische Verteidiger der pharmafreundlichen Regierungslinie aufgefallen waren: Stefan Kluge, Sandra Ciesek und Leif Erik Sander. Sander drängte, unbedingt das Angebot »extrem wirksamer, sicherer Impfstoffe« gegen die aktuellen Covid-Varianten wahrzunehmen Von extremer Wirksamkeit gegen aktuelle Varianten konnte im Herbst 2023 jedoch nicht mehr die Rede sein. Zusammen mit Ciesek plädierte er für das Maskentragen und lobte und empfahl die neu zugelassenen RSV-Impfstoffe.11

			In einem Fall konnte man ausnahmsweise erfahren, woher es kommt, dass immer wieder viele Medien gleichzeitig und gleichgerichtet über ein politisch sensibles wissenschaftliches Thema berichten. Thema war in diesem Fall eine 2024 veröffentlichte Studie im Magazin Nature mit dem Potenzial, für Unruhe unter Corona-Geimpften zu sorgen. Die Studie wies nach, dass die Impfung zu unerwünschten Proteinen im Körper führt, die möglicherweise Organe schädigen könnten.12

			»Kein Grund zur Sorge«, beruhigte der Tagesspiegel schon im Titel seines Beitrags, bevor das Publikum überhaupt erfuhr, worum es ging.13 Den Text lieferte die Nachrichtenagentur dpa. Insofern wirkten hier zwei Mechanismen der Gleichrichtung der Berichterstattung zusammen: das SMC und eine Nachrichtenagentur. Der Beitrag erschien via dpa so oder so ähnlich in vielen Regionalzeitungen und Internet-Nachrichtenportalen. 

			Die Welt verfiel auf einen ähnlich ungewöhnlichen Titel für ihren Bericht: »Corona-Impfung: Unerwünschte Proteine machen keine Probleme«. Die Zeitung ließ durchblicken, warum sie so originell titelte. Eine aktuelle Studie könnte von Impfgegnern missbraucht werden, sorgte sie sich. Allerdings bekam die Redaktion Skrupel und änderte online die Überschrift ins Inhaltsleere: »Die Corona-Impfung und die Proteine«.14

			Die zur Unbotmäßigkeit neigende Berliner Zeitung machte transparent, dass das SMC die Experten-Stellungnahmen organisiert und an die Redaktionen verteilt hatte. Die Zeitung übernahm auch nicht den mitgelieferten Spin, sondern titelte in normalem Nachrichtenton: »Neue Studie: mRNA-Impfstoffe produzieren unerwünschte Proteine«. Dies ergänzte sie mit der Aussage in der Unterzeile, dass die Folgen nun gezielt erforscht werden müssten.15 

			Solche Transparenz für das Publikum ist äußerst selten. Die Redaktionen haben kein Interesse, durchblicken zu lassen, dass sie nicht selbst recherchiert haben. Und das SMC legt auch keinen Wert darauf. Denn das Ziel ist die verdeckte Beeinflussung der öffentlichen Meinung. Das Publikum soll glauben, dass das, was da allseits so gleichgerichtet berichtet wird, dem Stand der Wissenschaft entspricht. 

			Vorbild des SMC-Netzwerks ist ausgerechnet das schon 2002 gegründete SMC in Großbritannien. Es wurde eingerichtet, nachdem eine Kommission des britischen Oberhauses moniert hatte, dass die Wissenschaftsberichterstattung verbesserungswürdig sei, vor allem, was gentechnisch veränderte Nahrungsmittel anging. Sie beklagte, dass »begründeter oder unbegründeter Widerstand der Öffentlichkeit den technischen Fortschritt behindert« und verwies dabei auf gentechnisch veränderte Lebensmittel, die »im Vereinigten Königreich weitgehend boykottiert werden«.16 Eine der ersten Aktivitäten des britischen Zentrums war denn auch 2002 das Lostreten einer Lawine kritischer und sich gleichender Medienberichte über einen für die Gentechnik unvorteilhaften BBC-Spielfilm.17 

			Das britische SMC ist in den Räumen des Wellcome Trusts in London ansässig. Der Wellcome Trust hat, ebenso wie die Regierung, eine Sondergenehmigung, mehr als fünf Prozent des Jahresbudgets des britischen SMC von knapp 800 000 Euro beizutragen. Der Wellcome Trust ist einer der weltweit größten und einflussreichsten Förderer biomedizinischer Forschung. Zu den Förderern des britischen SMCs gehört daneben so ziemlich alles, was in Chemie, Medizin und sogenannten Life Sciences Rang und Namen hat, darunter AstraZeneca, GlaxoSmithKline, Roche und Sanofi-Aventis.18

			Gleichrichtung in Klimafragen

			In Klimafragen tut sich in Deutschland und Österreich ein intransparent finanzierter Verein von klimabewegten Journalisten bei der Gleichrichtung der Medienberichterstattung hervor: das im Sommer 2021 gegründete »Netzwerk Klimajournalismus e. V.«.19 Öffentliche Rechenschaft über seine Finanzierung scheint der als gemeinnützig anerkannte Verein nicht abzulegen. Meine Anfrage zu seinen Hauptgeldgebern und dazu, wie viel Geld er von öffentlichen Stellen erhält, ließ er unbeantwortet. 

			Dabei ist sein Einfluss nicht unerheblich: Das Netzwerk hat Leitlinien und einen Kodex für den Klimajournalismus erarbeitet. Viele Journalisten und sogar Medienhäuser haben diesen Kodex unterschrieben, darunter Özden Terli, der Mann für das ZDF-Wetter, und eine ganze Reihe Journalisten der ARD. Insgesamt sind es deutschlandweit über 350 Journalistinnen und Journalisten, die unterschrieben haben. Tendenz steigend. Über 150 österreichische Journalisten, die einen an die Charta angelehnten »Kodex« des dortigen Ablegers unterschrieben haben, kommen hinzu. In Österreich haben auch wichtige Medien wie die Nachrichtenagentur APA, Heute und die Wiener Zeitung den Kodex unterschrieben. 

			Mit traditionellem Journalismus haben diese Leitlinien wenig gemein. Denn die Charta verpflichtet zu einer alarmistischen Klimaberichterstattung. Laut ihr ist es Aufgabe des Klimajournalismus, das Ausmaß der Krise zu verdeutlichen, bei jeder Gelegenheit und über alle Ressortgrenzen hinweg. »False Balance« soll sie vermeiden, also Minderheitspositionen nicht zu Wort kommen lassen. Klimajournalisten sollen »als Faktum anerkennen«, dass Kolonialismus und Wachstumsparadigma Ursachen der Klimakrise seien. Sie sollen eine »irreversible Katastrophe« voraussagen, wenn die Verantwortlichen in den nächsten Jahren nicht entschieden handeln, und sie sollen die Klimakrise zur Bedrohung für Demokratie und Grundrechte erklären. Das Pariser Klimaabkommen von 2015 und das »Klima-Urteil« des Bundesverfassungsgerichtes von 2021 sollen sie als Richtschnur und Leitplanke nehmen.20 Das Netzwerk bietet seinen Mitgliedern auch eine Liste mit universitären Experten, von denen sie garantiert Aussagen im Sinne der Charta bekommen. 

			Wie sich das in der Praxis darstellt, kann man in einem Leitfaden zur Extremwetterberichterstattung der Organisation World Weather Attribution sehen, für den ZDF-Wettermann Terli das Vorwort geschrieben hat. Das Werk enthält Tipps, wie man jedes Extremwetterereignis dem Klimawandel zuschreiben kann, zum Beispiel, weil »jede Hitzewelle auf der Welt aufgrund des menschengemachten Klimawandels nun stärker und wahrscheinlicher« ist. Terli erklärt in seinem Vorwort alle Wissenschaftler, die den von ihm präferierten Thesen widersprechen, zu unwissenschaftlichen Quacksalbern.21 

			Das passt zu einem Instagram-Beitrag des WDR-Magazins Monitor zur richtigen Wortwahl in der Klimaberichterstattung. Darin wird empfohlen, statt objektiver Begriffe wie Klimawandel und Erderwärmung von Klimakrise und Erderhitzung zur sprechen und Zweifler an Teilen der reinen Klimalehre nicht etwa »Skeptiker« zu nennen, sondern sie mit dem ebenso abwertenden wie sinnleeren Begriff »Klimaleugner« zu belegen.22 Einer, der das Klima leugnet, muss jedoch erst noch gefunden werden. 

			Die Mitglieder des Netzwerks sind sich ihrer guten Sache so sicher, dass sie keine Bereitschaft mehr zu haben scheinen, Argumenten von Zweiflern zuzuhören und ihnen zu widersprechen. Wer öffentlich zweifelt, hat für sie eine finstere Agenda. So heißt es im Handbuch-Kapitel zum Umgang mit Zweiflern, diesen gehe es oft überhaupt nicht um die Wissenschaft. Bewusst Zweifel zu wecken und Desinformation zu streuen, sei eine erprobte Strategie zur Diskreditierung von Experten und ihren Positionen. Als Gegenstrategie wird das empfohlen, was wir Tag für Tag von den Medien serviert bekommen:

			»Als direkte Reaktion darauf haben Psychologinnen und Klimaschützer das sogenannte Consensus-Messaging entwickelt, das Betonen des Grundkonsenses der Klimaforschung. Dabei teilt man der breiten Öffentlichkeit wieder und wieder mit, dass sich die Wissenschaft seit langem einig ist über grundlegende Fakten zum menschengemachten Klimawandel. «

			Warum es so wichtig sei, den Menschen immer wieder zu sagen, die Wissenschaft sei sich einig, wird dann unter Rückgriff auf Erkenntnisse der (Massen-)Psychologie näher erläutert. Nur leicht zugespitzt lautet das Argument: Die Wissenschaft hat festgestellt, dass die Menschen alles glauben, wenn man ihnen oft genug sagt, dass die Wissenschaft es festgestellt hat.

			Es ist ehrenwert, wenn Menschen sich für etwas einsetzen, was ihnen aus gesamtgesellschaftlicher Verantwortung wichtig erscheint. Wenn sie das aber als Journalisten tun, sollten sie sich dabei an die Grundsätze des Journalismus in einem pluralen, demokratischen System halten. Das Publikum muss eine Chance haben, sich frei die eigene Meinung zu bilden, ohne manipuliert zu werden. Sucht man stattdessen sein Heil in Manipulation unter gezieltem Einsatz psychologischer Tricks, so befördert man nur Misstrauen und Spaltung.

			Womöglich noch wichtiger für die deutsche Klimaberichterstattung ist ein verwandtes Netzwerk mit Sitz in der US-Hauptstadt Washington D. C. namens *Covering Climate Now* (CCNow).23 In diesem Netzwerk sind sehr wichtige Medien Mitglied, darunter die führenden Nachrichtenagenturen Bloomberg, Reuters und AFP, Zeitungen und Magazine wie taz, Stern und Spektrum der Wissenschaft sowie andere meinungsprägende Institutionen wie die Deutsche Welle, Correctiv und einige mehr. Nach Eigenbeschreibung arbeitet CCNow »mit Journalisten und Redaktionen zusammen, um das Thema Klima zu einem Teil aller Themen in den Redaktionen zu machen« und eine »engagierte Öffentlichkeit« hervorzubringen. Finanziert wird das Netzwerk über eine zwischengeschaltete Stiftung von den üblichen Finanziers des Wahrheitskomplexes, wie Open Society Institutes, Luminate, Ford Foundation und Hewlett Foundation, daneben von einer Düsseldorfer Freimaurerloge.

			Außerdem gibt es noch das Earth Journalism Network der Organisation Internews. Das Netzwerk für Klimajournalismus hat nach eigenen Angaben über 25 000 Mitglieder, meist Journalisten, in über 200 Ländern. Diese können über das Netzwerk Zuschüsse zu Recherchekosten erhalten und an Lehrgängen teilnehmen. In einer Publikation mit dem Titel Covering the Planet: Assessing the state of climate and environmental journalism globally nennt das Netzwerk das Bemühen vieler Journalisten, ausgewogen über den Klimawandel zu berichten, »beunruhigend«.24 Es wird behauptet, »Klimawissenschaftler« betrachteten heute »Ausgewogenheit als eine Verzerrung, als eine Tendenz der Vergangenheit«. Dabei gibt es die Klimawissenschaft gar nicht. Vielmehr beschäftigen sich Wissenschaftler aus einer Vielzahl von Disziplinen, von der Meeres-, über die Wetter- bis zur Weltraumforschung, mit dem Klima, mit zum Teil innerhalb der Disziplinen, vor allem aber auch zwischen den Disziplinen, sehr unterschiedlichen Methoden, Ergebnissen und Haltungen. 

			Während man über eine mögliche staatliche Förderung des Netzwerks Klimajournalismus mangels Offenlegung und Auskunftsbereitschaft nur mutmaßen kann, liegt sie beim Earth Journalism Network offen und ist ausgesprochen großzügig. Der Träger Internews ist eine staatsfinanzierte US-Organisation mit einem Ableger in der EU. Zu den Geldgebern des Netzwerks gehören US-Regierung und EU-Kommission, die Regierungen Großbritanniens, Schwedens und der Schweiz, die Weltbank, sowie reiche Stiftungen wie Rockefeller, Ford, MacArthur, Bosch und United Nations Foundation, sowie die von angelsächsischen Milliardären finanzierte European Climate Foundation.25

			Die Faktenchecker, ihre Zielscheiben und Methoden

			Faktenchecker sind die sichtbarste und wichtigste Klasse von NGOs des Wahrheitskomplexes. Sie ersetzen die staatliche Wahrheitsbehörde, die es aus grundrechtlichen Gründen in einer liberalen Demokratie nicht geben darf. Sie sind es, die mit staatlicher Unterstützung festlegen dürfen, was als wahr und was als Desinformation gelten soll. Auf ihr Urteil berufen sich häufig, implizit oder explizit, die anderen Organisationen des Wahrheitskomplexes. 

			Wessen Wahrheit? Der Atlantic Council klärt auf

			Über die theoretische Unterfütterung und die Funktion des Faktencheckens klärt uns eine Broschüre des *Atlantic Council*26 auf. Das ist ein transatlantisches Institut, das man als politischen Arm des Militärbündnisses NATO bezeichnen kann. In seinen Gremien sitzt das Who is Who der US-amerikanischen und (in geringerem Maße) europäischen Elite aus Politik, Militär, Geheimdiensten und Konzernen. Dazu gehören: zwei frühere US-Geheimdienstkoordinatoren, zwei frühere Sicherheitsberater des Präsidenten, ein früherer NATO-Generalsekretär und zwei frühere US-Verteidigungsminister, verschiedene andere frühere US-Minister, ein ehemaliger Weltbankpräsident, die Chefs von Pfizer, Blackstone, HP, Airbus, Investor, BNP Paribas und der weltgrößten PR-Firma Edelman, Spitzenmanager von Goldman Sachs und Meta und jede Menge frühere Präsidenten und Regierungschefs von europäischen Ländern. 

			Diese hochkarätig besetzte Organisation fördert nach eigener Darstellung »die konstruktive Führungsrolle der USA in internationalen Angelegenheiten«. Man darf davon ausgehen, dass die veröffentlichten Empfehlungen dieser Organisation in Europa als Willensbekundung des präsidentschaftsübergreifenden Machtapparats der USA verstanden werden.

			In der genannten Broschüre fasst der Atlantic Council im Auftrag der US-Militärs die Botschaften einer Konferenz für Militärattachés von März 2018 in Washington zusammen. Zu deren Hauptrednern gehörten der Chief Storyteller von Microsoft und die Chefin des Beratungsunternehmens Narrative Strategies, die als Expertin für »Narrative Kriegsführung« vorgestellt wurde. Der Ausdruck »Narrativ« steht in der Erklärung des Atlantic Council für eine sinnstiftende Erzählung auf Basis ausgewählter Fakten. Den Grund für die Expertenauswahl machte die Chefin von Narrative Strategies, Ajit Maan, deutlich. Sie betonte, dass sich die Menschen nicht von nackten Fakten beeinflussen lassen, sondern von Geschichten.27 

			Der vielsagende Titel der Broschüre lautet, in deutscher Übersetzung: »Wessen Wahrheit?: Souveränität, Desinformation und wie man die Schlacht um das Vertrauen gewinnt«.28 Selten findet man so offenherzig erklärt, worum es beim Kampf um »Desinformation« geht. Freimütig räumen die Berichterstatter ein: »Die Kontrolle von Information und Wahrheit war schon immer entscheidend für die Ausübung von Macht.« Aber was ist diese Wahrheit, auf deren Kontrolle es für die Machtausübung ankommt? Der Atlantic Council klärt uns auf: 

			»Obwohl Fakten und Wahrheit oft als Synonyme betrachtet werden, haben sie in dieser Diskussion sehr unterschiedliche Bedeutungen. Die übliche Definition von Fakten besagt, dass sie objektiv in der Realität existieren, unabhängig von Glauben, Kultur oder anderen Überlegungen. Sie können nicht logisch angefochten werden. Die Wahrheit hingegen besteht aus Fakten, kann aber durch Überzeugungen und Interpretationen beeinflusst werden. So können zwei Menschen aus ein und demselben Sachverhalt zwei verschiedene Wahrheiten ableiten.«

			Die Wahrheit ist also für den Atlantic Council eng verwandt mit dem Narrativ, das vermeintliche oder tatsächliche Fakten in einen sinnstiftenden Zusammenhang bringt. Er spricht vom verstärkten Wettbewerb zwischen konkurrierenden Wahrheiten und fragt: »Wenn Wahrheit subjektiv sein kann (…), stellt sich die Frage, wessen Wahrheit richtig ist.«

			Mit anderen Worten: Bei der Machtausübung durch Wahrheitskontrolle geht es um Deutungshoheit, um Narrativkontrolle. Das bestätigt unfreiwillig auch der Redakteur des Faktencheckers *Correctiv*29, Bastian Schlange, in seinem Buch über die Arbeit der »ersten Faktencheckerredaktion« in Deutschland.30 »An sich sind Narrative nichts Schlechtes«, schreibt er. Sie könnten die Gesellschaft stärken und zusammenschweißen, aber auch das Gegenteil bewirken. »Ihr Wahrheitsgehalt ist dabei weniger entscheidend als ihre Strahlkraft.« Als Beispiel führt er einen Artikel über den UN-Migrationspakt von 2018 an, der behauptete, EU-Institution und Mitgliedstaaten wollten Medien Fördergelder streichen, wenn sie die Migrationspolitik der UN kritisierten. Damit würden schädliche Narrative der bedrohten Meinungsfreiheit und der gekauften Presse bedient, so Schlange. Was er nicht erwähnt, weil für ihn ja Strahlkraft wichtiger ist als Wahrheitsgehalt: Der Migrationspakt enthält – wie wir in Kürze sehen werden – tatsächlich die Forderung nach einer »Streichung finanzieller Unterstützung für Medienhäuser«, die auf unerwünschte Weise über Migration schreiben. Das Narrativ ist also von Fakten gestützt, aber es ist ein schädliches und damit zu unterdrückendes Narrativ. Es ist eine schädliche Wahrheit. Die Aufgabe der Faktenchecker besteht darin, solche schädlichen Wahrheiten zugunsten der nützlichen Wahrheiten zurückzudrängen.

			Zu nennen als in Deutschland besonders aktive und einflussreiche Faktenchecker sind neben Correctiv der ARD-Faktenfinder und vor allem die Faktenchecker der führenden Nachrichtenagenturen dpa und AFP. Die »Faktenchecks« der Agenturen werden von sehr vielen Zeitungen und Nachrichtenwebseiten übernommen, oft wörtlich, manchmal leicht abgewandelt. Was sie schreiben, gilt für die Journalisten der jeweiligen Agenturen und für sehr viele andere Journalisten als nicht weiter zu hinterfragende Wahrheit und prägt ihre Berichterstattung über die jeweiligen Themen.

			Anhand einer Auswahl von Faktenchecks zu kontroversen Themen will ich zeigen, für wen und gegen wen die Faktenchecker arbeiten und mit welchen Mitteln. Es lässt sich zeigen: Sie checken bei umstrittenen Themen nicht in erster Linie Fakten, sondern Narrative. Dabei verteidigen sie in aller Regel die Sichtweise der Regierenden und internationalen Organisationen gegen diejenige von Kritikern. 

			Die Methoden sind oft wenig seriös. Es kommt nicht selten vor, dass den Urhebern der nicht genehmen Meinungen Aussagen untergeschoben werden, die sie gar nicht getätigt haben, oder dass sie persönlich herabgesetzt werden, um ihre Glaubwürdigkeit zu untergraben. Häufig kommt es vor, dass Aussagen nur in übermäßig zugespitzter Form gecheckt und verworfen werden. Eine beliebte Methode ist daneben das kleinliche Herumreiten auf unbedeutenden Einschränkungen der Aussagekraft der Daten. Gern werden auch unwichtige Nebenaspekte herausgepickt und wegen dort gefundener Ungenauigkeiten oder Fehler die ganze These als falsch verworfen. Jeder negative Stempel, wie auch immer er zustande kommt, genügt, damit ein Betrag von den kooperierenden digitalen Plattformen gelöscht oder ausgebremst wird. 

			Die Faktenchecker präsentieren Aussagen der von ihnen ausgewählten Experten regelmäßig nicht als gleichwertige Gegenmeinung zu den überprüften Aussagen, sondern als Beleg dafür, dass letztere falsch sind. Das geschieht sogar in Fällen, in denen die ausgewählten Experten offenkundig parteiisch sind. Sehr oft sind es Vertreter von Behörden und von regierungsfinanzierten Einrichtungen, manchmal sogar von den kritisierten Behörden selbst. Im Ergebnis lassen die Faktenchecker also oft Regierungsvertreter oder Vertreter regierungsnaher Institutionen das Urteil darüber fällen, ob deren Kritiker Recht haben. Besonders ausgeprägt ist das, wenn es um militärische Dinge geht. Dann sind es regelmäßig Vertreter der NATO und NATO-naher Institutionen, die entscheiden dürfen, was wahr und was falsch ist.

			Die folgende Auswahl an Faktenchecks kann für sich genommen diese zusammenfassende Bewertung natürlich nicht zwingend belegen. Es sind von mir als typisch erachtete Beispiele. Leser, die noch nicht näher mit der Arbeit der Faktenchecker vertraut sind, mögen Zusammenstellungen von Faktenchecks durch die einschlägigen Organisationen konsultieren, wenn sie sich ein eigenes Bild machen wollen. Links zu diesen und zu kritischen Analysen weiterer Faktenchecks von mir und anderen finden sie unter www.norberthaering.de/wahrheitskomplex.

			Pandemiewahrheiten

			Ein dpa-Faktencheck zu Atemschutzmasken zeigt prototypisch, wie der Wahrheitskomplex mit neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen umgeht, wenn sie die Deutung der Regierenden untergraben.31 

			Die Stiftung Cochrane, ein internationales Netzwerk von Wissenschaftlern aus dem Gesundheitsbereich, veröffentlichte im Januar 2023 eine Studie zum Nutzen des Maskentragens auf Bevölkerungsebene bei Infektionskrankheiten. Die Autoren werteten 78 einschlägige wissenschaftliche Untersuchungen aus. Sie stellten fest, dass nur bei Fachpersonal, das im Umgang mit Masken geschult ist, eine positive Wirkung in Form vermiedener Infektionen feststellbar sei. Wenn dagegen die allgemeine Bevölkerung zum Masken-Tragen angehalten werde, habe das keinen Schutzeffekt.32

			Die Wahrheitskontrolleure von der dpa kamen zu dem eigenwilligen Ergebnis, dass Menschen, die genau diese Aussage der Cochrane-Studie als Argument gegen eine allgemeine Maskenpflicht ins Feld führten, Desinformation betrieben. Sie checkten nicht das Faktum, sondern die Interpretation. Die zu prüfende Aussage formulierten in diesem Fall die Faktenchecker der dpa so: »Behauptung: Die Cochrane-Studie beweist, dass Masken kaum oder gar nicht vor einer Ansteckung mit dem Coronavirus schützen.« Um diese übermäßig zugespitzte und verallgemeinerte Aussage zu widerlegen, interpretierten sie das selbst eingeführte Wort »beweisen« als »zweifelsfrei belegen«. Das konnten sie dann einfach widerlegen, indem sie auf die in der Studie selbst angeführten Einschränkungen der Verlässlichkeit des Ergebnisses verwiesen. Alle seriösen empirischen Studien enthalten jedoch einen solchen Abschnitt zu möglichen Einschränkungen der Aussagekraft. 

			Außerdem widerlegten sie die von ihnen selbst durch Zuspitzung aufgestellte Behauptung, dass Masken generell nicht vor Infektionen schützen. Das ist etwas anderes als die Aussage der Studie, derzufolge es nicht hilft, Laien – womöglich gegen ihren Willen – zum Aufsetzen von Masken anzuhalten. 

			Als weiteren Beleg für ihr abwertendes Urteil führten die Faktenchecker eine theoretische Arbeit eines Physikers an. Dieser hatte aus einzelnen Messergebnissen und zusätzlichen Annahmen errechnet, um wie viel Prozent Masken, die sehr gut sitzen, die Ansteckungswahrscheinlichkeit theoretisch senken könnten. Das ist jedoch völlig ungeeignet als Gegenbeweis zu einer Studie, die – durch Auswertung vieler einschlägiger Studien – untersucht hat, wie Masken im praktischen Gebrauch durch Laien tatsächlich wirken. 

			Durch diese Tricks kommt dpa zu dem scheinbar eindeutigen Ergebnis: »Bewertung: Eine solche Deutung der Arbeit ist falsch.« Der damit von dpa erweckte Eindruck, dass die Cochrane-Studie kein Argument gegen eine allgemeine Maskenpflicht geliefert habe, ist jedoch grob irreführend. 

			Der leitende Autor der Cochrane-Studie, Tom Jefferson, legte – drei Tage nach Erscheinen des dpa-Faktenchecks – seine Erfahrungen mit einem ungenannten faktencheckenden Medium offen:

			»Folgende Anfrage kommt von einem sehr mächtigen Pressesyndikat: ›Ich wende mich an Sie, weil ich einige Beiträge gesehen habe, die in den sozialen Medien weit verbreitet sind und die Schlussfolgerungen Ihrer kürzlich veröffentlichten Studie falsch wiederzugeben scheinen. Halten Sie es für eine falsche Darstellung, wenn behauptet wird (wie in den Tweets, die ich oben verlinkt habe), dass Ihre Studie definitiv beweist, dass Masken bei der Verhinderung der Ausbreitung von Viren wie COVID-19 und der Grippe nicht funktionieren? Wenn ja, wäre ich daran interessiert, diese Behauptungen zu widerlegen, um die Sache richtigzustellen, und ich würde gerne mit Ihnen über die Studie sprechen‹.«33

			Der Autor wird also aufgefordert, eine zugespitzte Interpretation seiner Arbeit zu dementieren. Nur wenn er das täte, wolle der anfragende Faktenchecker ein Gespräch mit ihm führen. Jefferson kommentierte: »Was sie wollen, ist, wahrheitsgemäß zu schreiben, dass sie mit einem von uns gesprochen haben, um dann den erforderlichen Spin in die Veröffentlichung zu bringen.«

			Pikanterweise hatte die Nachrichtenagentur AP im März 2020 noch mit einem Faktencheck vor Werbung für Atemschutzmasken zur Infektionsvermeidung gewarnt. Sie zitierte den leitenden US-Gesundheitsbeamten (Surgeon General) mit dem Hinweis, dass Masken die Infektionsgefahr sogar steigern könnten, weil »Leute, die nicht damit umgehen können, dazu neigen, ihr Gesicht oft zu berühren.«34 Nachdem sich die Empfehlung der Behörden geändert hatte, galten solche Einwände für Faktenchecker als gefährliche Desinformation und wurden erbarmungslos weggecheckt. 

			Laborursprung des Virus

			In der Frage des Ursprungs des neuartigen Coronavirus machten sich die Faktenchecker weltweit zu Komplizen einer Vertuschungsaktion. Die offizielle Erzählung lautete, ein Wildtiermarkt im chinesischen Wuhan sei der Ausgangspunkt einer Übertragung des neuartigen Virus vom Tier auf den Menschen gewesen. Sehr früh verbreitete sich jedoch die These, das Virus stamme stattdessen aus einem Forschungslabor in Wuhan. Dort führten Forscher gefährliche Experimente mit Viren durch, die sogenannte Gain-of-Function-Forschung. Dabei werden Viren künstlich ansteckender oder gefährlicher gemacht. 

			Der Laborthese wurde mit aller Macht entgegengetreten. 27 Wissenschaftler aus dem Umfeld dieses problematischen Forschungszweigs, darunter der deutsche Regierungsberater Christian Drosten, veröffentlichten zu dem Thema schon im Februar 2020 ein Statement im Fachmagazin Lancet. Darin verunglimpften sie alle, die die Laborthese ins Gespräch brachten, als Verschwörungstheoretiker: »Wir stehen zusammen, um Verschwörungstheorien scharf zu verurteilen, die andeuten, dass Covid-19 keinen natürlichen Ursprung hat.«35

			Das taten sie, obwohl einige von ihnen, wie später öffentlich wurde, in einem E-Mail-Austausch selbst die Laborthese als ernsthaft zu erwägen eingestuft hatten. Organisiert hatte die gemeinsame Stellungnahme der britisch-amerikanische Virenforscher Peter Daszak. Dieser war über seine damals noch staatlich geförderte EcoHealth Alliance bis 2019 an riskanter Virenforschung in Wuhan beteiligt, die in den USA verboten worden war.36 

			Daszak hatte bei DARPA, der Forschungsbehörde des Pentagons, einen Forschungsantrag gestellt, der eine detaillierte Bauanleitung des Sars-CoV-2-Virus enthält. Angenommen wurde der Antrag offenbar nicht. Daszak ging daraufhin mit seiner Forschung nach China. Später sagte der Virologe Alexander Kekulé, ihm sei es »kalt den Rücken runtergelaufen« als er auf diesen Antrag aufmerksam gemacht wurde. Denn der schon Jahre vor der Pandemie verfasste Forschungsantrag zielte laut Kekulé auf die künstliche Schaffung eines Virus ab, der mit Sars-CoV-2 praktisch identisch war.37

			Im März 2025 ging durch die Medien, dass der deutsche Auslandsgeheimdienst BND schon 2020 die Regierung davon unterrichtet habe, dass er aufgrund seiner Recherchen von einem Laborursprung des neuartigen Virus ausging. Die amerikanische Sicherheitsbehörde FBI hatte sich im Sommer 2021 sogar öffentlich auf einen Laborunfall als wahrscheinlichstes Szenario für den Ursprung der Pandemie festgelegt.38 

			Das Kanzleramt, erst der schwarz-roten Merkel-Regierung, dann der Ampelregierung unter Olaf Scholz, hielt die Erkenntnisse des BND hingegen geheim. Es ließ zu und beförderte sogar damit, dass Wissenschaftler, die genau diese These vertraten, diskreditiert und zu Quacksalbern erklärt wurden, und dass die Öffentlichkeit jahrelang getäuscht wurde – auch mithilfe der Faktenchecker. 

			Die ARD berichtete 2025 zwar in der Tagesschau und auf ihren Netzseiten über das BND-Dossier. Aber mit keinem Wort korrigierte sie die Faktenchecks, mit denen der ARD-Faktenfinder zuvor den natürlichen Ursprung des Virus als Fakt und die Gegenthese als falsch deklariert hatte. Fehlerkorrekturen findet man im Faktencheckermilieu – abgesehen von Kleinigkeiten – selten. Wer mit der Prämisse arbeitet, er könne in umstrittenen wissenschaftlichen und politischen Fragen die objektive Wahrheit verkünden und Abweichler der Desinformation bezichtigen, kann schwerlich eingestehen, dass er dabei desinformiert hat.

			Dabei hätte der ARD-Faktenfinder allen Grund, seinen Fehler einzugestehen und sich bei einem betroffenen Wissenschaftler öffentlich zu entschuldigen. Die ARD hatte nämlich fast exzessiv eine Strategie angewendet, die Faktenchecker gern verfolgen, wenn sie gegen die Argumente nicht ankommen: den Urheber einer These zu diskreditieren, um seine Glaubwürdigkeit zu erschüttern. 

			Die Universität Hamburg hatte im Februar 2020 die Dokumentation des Nano-Physikers Roland Wiesendanger zur Diskussion gestellt, in der er zu dem Ergebnis kam, dass Covid-19 auf einen Labor-Unfall in Wuhan zurückgehe. Anstatt mit seinen Indizien, beschäftigte sich der Faktenfinder mit Wiesendanger.39 Er berichtete zuerst, dass sich der Studentenausschuss der Uni Hamburg von der Veröffentlichung distanziert und ihr mangelnde wissenschaftliche Qualität vorgeworfen habe. Als ob die politisierte Meinung von überwiegend fachfremden Studenten etwas über die Qualität der wissenschaftlichen Arbeit eines Naturwissenschaftlers aussagen könnte.

			 Außerdem habe Wiesendanger die Arbeit offenbar im Alleingang erstellt und diese sei noch nicht gutachtergeprüft. Er habe auch keine eigene Forschung betrieben, sondern »lediglich« andere Arbeiten ausgewertet. Außerdem kreideten die Faktenchecker ihm an, dass er auch Korrespondenz und Kommentare aus wissenschaftlichen Fachzeitschriften verwendet habe, anstatt sich auf gutachtergeprüfte Studien zu beschränken. So geht es weiter, bevor dann die Universität dafür kritisiert wird, dass sie die Forschung des »fachfremden« Wissenschaftlers verbreitet habe. Erst ganz zum Schluss wird seine These kurz und pauschal mit dem Hinweis für fragwürdig erklärt, dass »die meisten publizierten Studien« auf einen natürlichen Ursprung des Virus hindeuteten. 

			Als derartige »Studien« führte der Faktenfinder dann ausgerechnet zwei nicht gutachtergeprüfte kurze Kommentare an. Trotzdem scheute er sich nicht, später sogar noch einen diskreditierenden Änderungshinweis unter den Artikel zu setzen: Man habe den Ausdruck »Studie« für Wiesendangers Text in »Dokumentation« geändert, weil sie wissenschaftlichen Standards nicht genüge. In dieser ausgesprochen tumb diskreditierenden Form steht der Faktencheck auch Anfang 2026 noch auf Tagesschau.de. Eine Korrektur dahingehend, dass Wiesendanger wohl recht hatte und man ihn zu Unrecht diskreditierte, blieb aus. 

			Die Faktenchecker der auflagenstärksten Zeitung der USA, USA Today, änderten im Februar 2021 die Überschrift ihres eigenen Faktenchecks zur Laborthese und ihr Urteil von »falsch« in »teilweise falsch«, weil sich der »wissenschaftliche Konsens« verändert habe. Die These, dass Gain-of-Function-Forschung im Spiel war, wird aber auch noch im aktualisierten Check als »Verschwörungstheorie« abgetan – entgegen dem, was BND und FBI bereits damals für wahrscheinlich hielten. Weitere Korrekturen des Faktenchecks gab es nicht. Hauptbelege: Ein Vertreter der WHO habe gesagt, der Ursprung sei »wahrscheinlich« natürlich und Regierungsberater Anthony Fauci stimme dem zu. Außerdem wird der inzwischen kompromittierte Kommentar der Wissenschaftlergruppe im Lancet als Beleg angeführt.40 

			Dafür, dass die Laborthese auf Facebook nicht verbreitet werden konnte, sorgte PolitiFact, der Faktenchecker des Poynter Institutes in Florida. Dort ist mit dem International Fact-Checking Network (IFCN) die führende Lizenzierungsorganisation für Faktenchecker angesiedelt. Die Faktenchecker beriefen sich auf die US-Gesundheitsbehörde CDC und die chinesischen Behörden, denen zufolge ein tierischer Ursprung wahrscheinlich sei. Forscher hätten es für ausgeschlossen erklärt, dass das Virus genetisch verändert worden sei. Das ist eine Falschaussage von vermutlich interessengeleiteten Wissenschaftlern, deren Namen die Leser allerdings nicht erfuhren. 

			Zwar musste PolitiFact im Mai 2021 mit einem redaktionellen Hinweis einräumen, dass das Thema inzwischen stark umstritten sei. Man halte aber trotzdem am Urteil fest, dass die »Verschwörungstheorie« vom Laborursprung falsch sei. Eine weitere Änderung des sehr wahrscheinlich falschen Urteils gab es nicht.41 Facebook erklärte entgegen dem offenkundig nur gesichtswahrenden Beharren von PolitiFact im Mai 2021, Beiträge über ein künstlich geschaffenes Virus nicht mehr zu löschen, weil es »neue Fakten und Entwicklungen« gegeben habe. 15 Monate lang hatte die Plattform die Verbreitung dieser Information unterbunden.42 Neue Fakten gab es jedoch nicht wirklich, nur Beweise, dass die Aussagen ausgewählter Experten, auf deren Basis die Faktenchecker die These als Desinformation klassifiziert hatten, irreführend und oft interessengeleitet waren. 

			Die Neue Zürcher Zeitung wies auf einen Interessenkonflikt des Trägers Poynter Institute hin. Im April 2020 erhielt es gut 700 000 Dollar aus einem staatlichen Fonds, der Verluste von kleinen Unternehmen in der Pandemie abfedern sollte. Gleichzeitig checkte sein Faktenchecker PolitiFact alles weg, was dem bevorzugten Corona-Narrativ der Regierung widersprach.43

			Auch die These, dass Fauci und Co. wussten, dass ein Laborursprung des Virus eine ernsthaft in Erwägung zu ziehende Möglichkeit war, ließ PolitiFact als »falsch« auf Facebook unterdrücken. Als Kronzeuge diente ausgerechnet der Immunologe Kristian Andersen. Der hatte in einer freigeklagten E-Mail an Fauci geschrieben, dass das Virus den Eindruck mache, genmanipuliert zu sein. Es genügte PolitiFact, dass Andersen später sagte, er habe seine Meinung geändert.44 

			Die Faktenchecker der dpa erklärten die Laborthese ebenfalls für nicht plausibel. Ihre Indizien waren dürftig: Der Brief der Andersen-Gruppe in Nature Medicine, der Brief der Fauci-Drosten-Gruppe in Lancet und Aussagen der chinesischen Behörden.45 Warum man Wissenschaftlern und Behörden mit Beziehungen zur Gain-of-Function-Forschung unbedingt glauben sollte, aber kritische Wissenschaftler ohne solche Interessenkonflikte auf dieser Basis stummschalten durfte, blieb das Geheimnis von dpa und den anderen Faktencheckern.

			Impfdurchbrüche

			Ein Correctiv-Faktencheck kritisierte Ende November 2021, dass »Beiträge in Sozialen Netzwerken den steigenden Anteil an Impfdurchbrüchen nutzten, um Stimmung gegen Covid-19-Impfstoffe zu machen«. In Wahrheit sei das ein statistischer Effekt steigender Impfzahlen. Verdikt: »Fehlender Kontext«. Einzige Quelle: Eine Ausarbeitung des Robert-Koch-Instituts, einer weisungsgebundenen Bundesbehörde. Mit welch unsauberen statistischen und semantischen Tricks diese daran gearbeitet hat, das Ausmaß der sogenannten Impfdurchbrüche zu verschleiern, habe ich seinerzeit in mehreren Beiträgen analysiert.46 So viel investigative Arbeit hätte es für Correctiv aber gar nicht gebraucht, um zu einem weniger einseitigen Ergebnis ihres Faktenchecks zu kommen. Es hätte genügt, zum Beispiel einen schon fünf Monate vorher erschienenen Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung mit in Betracht zu ziehen. Deren Londoner Korrespondent hatte berichtet, dass laut der britischen Gesundheitsbehörde, von 117 Personen, die bei einem Ausbruch der Delta-Variante des Virus gestorben waren, mehr als die Hälfte geimpft war.47

			Corona war das von Faktencheckern am intensivsten und nachhaltigsten beackerte Thema, wobei sie fast immer die offizielle Lesart gegen Kritiker verteidigten. Oft wurde später von Politikern oder Behörden zugegeben, dass die Kritiker recht hatten: etwa bei den Fragen, ob ein starker Anstieg von Fallzahlen maßgeblich von einer Ausweitung der Testungen getrieben war, ob die Intensivstationen und das Gesundheitssystem insgesamt überlastet waren, ob es sich um eine Pandemie der Ungeimpften48 handelte und ob die Behebung von Vitamin-D-Mangel eine Vorsorgewirkung gegen Infektionskrankheiten wie Corona hat.49 Die Faktenchecker hatten in diesen Fällen immer zur falschen Version der Behörden gehalten.

			Im Dezember 2025 sorgte der frühere Bundesgesundheitsminister Jens Spahn bei seiner Anhörung durch die Corona-Enquete-Kommission des Bundestags für Aufsehen – zwar kaum in den Mainstream-Medien, aber in den alternativen. Es sei alles ganz anders gewesen: »›Es war nie Ziel der Impfung, dass es zu einem Infektionsschutz gegenüber Dritten kommt‹«. Mit dieser Aussage wird Spahn bei Cicero zitiert. »Das sei von Anfang an klar gewesen. Und der Impfstoff werde bis heute ›im Markt getestet‹.«50

			Die Faktenfüchse des Bayerischen Rundfunks sahen sich daraufhin genötigt, aufzuschreiben, »Was nach fünf Jahren Covid-Impfung bekannt ist«.51 Das darin enthaltene Eingeständnis, dass dabei Kritikern oft Unrecht getan und das Publikum desinformiert wurde, ist fast bis zur Unkenntlichkeit verbrämt:

			»Dass sich die Pandemie und die Wissenschaft dynamisch entwickelten, spiegelt sich auch in vielen dieser Artikel wider: Die Autoren und Autorinnen formulierten häufig Einschränkungen wie ›nach ersten Erkenntnissen‹ oder ›nach derzeitigem Stand‹.«

			Das ist zu übersetzen mit: Wir haben oft voreilig auf Basis unsicherer Informationen geurteilt. Es wäre besser gewesen, wir hätten öfter und deutlicher die Unsicherheit des Kenntnisstandes bei unserem Urteil berücksichtigt. 

			Hinsichtlich der Wirksamkeit der Impfung bei der Verhinderung von Infektionen, sei in der Kommunikation etwas »ein bisschen falsch gelaufen (…) auch bei mir« wird der Chef der Deutschen Gesellschaft für Immunologie Carsten Watzl zitiert. Dieser hatte seinerzeit vor Millionenpublikum mit falschen Unterstellungen zum Infektionsschutz und den möglichen Nebenwirkungen Druck auf den Fußballer Joshua Kimmich gemacht, damit dieser sich impfen lasse.52 Später wurde mit der falschen Unterstellung eines Infektionsschutzes Beschäftigten im Gesundheitsbereich eine Impfung aufgezwungen und versucht, eine allgemeine Impfpflicht Gesetz werden zu lassen. Dass etwas »in der Kommunikation ein bisschen falsch gelaufen« ist, untertreibt die Bedeutung der falschen Behauptung um mehrere Größenordnungen. 

			Der Faktenfuchs hatte die falsche Behauptung bis dahin immer gestützt und Kritik daran weggecheckt, zum Beispiel im Mai 2021 unter dem Titel: »Corona-Infektion trotz Impfung?« Darin war als Erklärung für Infektionen von Geimpften zu lesen, dass eine Impfung »bekanntermaßen nicht zu 100 Prozent« schütze. Die Wirksamkeit des BioNTech/Pfizer-Impfstoffs liege bei 95 Prozent.53 Der Autor war derselbe Max Gilbert, der im Dezember 2025 die verbrämte Einräumung schreiben musste, desinformiert und Kritikern unrecht getan zu haben. Das hielt ihn aber nicht davon ab, im jüngeren Stück mit voreiligen Behauptungen auf äußerst wackeliger Datenbasis weiterzumachen: etwa damit, dass »schwere Nebenwirkungen sehr selten sind«. Darin seien sich die Experten einig – natürlich nur die, die der Faktenfuchs für seriös hält. Dafür beruft er sich auf Zahlen des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI). Obwohl es »keine transparente statistische Aufbereitung der Meldungen sowie kein Impfregister« gibt, sei das Meldesystem zur Erkennung schwerer Impfnebenwirkungen ausreichend, behauptet der Faktenfuchs. Dafür verweist er auf das irreführende Fazit eines veralteten eigenen Faktenchecks von Mai 2022. In dem war es vor allem um Kritik am deutschen Meldesystem gegangen. Mit keinem Wort erwähnt Gilbert, was das PEI einige Wochen vorher vor Gericht zu Protokoll gegeben hatte, um Forderungen nach Datenherausgabe abzuwehren: Weder das Spontanmeldesystem noch die Beobachtungsstudie SafeVac seien zum Ermitteln der Häufigkeit von Nebenwirkungen geeignet. Wörtlich schrieb das PEI: 

			»Wie auch das Spontanmeldesystem dient die SafeVac 2.0-Studie nicht dazu, konkrete Häufigkeiten des Auftretens von Nebenwirkungen zu ermitteln. Dies ist Sinn und Zweck von klinischen Prüfungen mit kontrollierten, randomisierten und verblindeten Designs.«54

			Es gibt also in Deutschland entgegen der Behauptung des Faktenfuchses kein Meldesystem, das geeignet ist, die Häufigkeit von Impfnebenwirkungen zu ermitteln. 

			Auch die gewohnte diffamierende Ausdrucksweise für Kritiker verwendete Gilbert trotz seiner verbrämten Fehlereinräumung weiter. Sucharit Bhakdi stellt er als »durch Falschinformationen bekannt gewordener Mediziner« vor. Wenn man bedenkt, welche Falschinformationen der Faktenfuchs und seine Gewährsleute verbreiteten, um Bhakdis oft korrekte Kritik zu delegitimieren, ist das mehr als frech. 

			So hatte der Faktenfuchs zur Widerlegung eines Briefes Bhakdis an die Kanzlerin von April 2020 auf Basis von Aussagen des Robert-Koch-Instituts behauptet, dass 10 bis 16 Prozent der mit dem Coronavirus Infizierten daran schwer erkranken würden.55 Die Zahl beruhte auf Erhebungen zu einem Zeitpunkt, als noch nicht anlasslos auf das Virus getestet wurde. Die Anzahl der symptomlosen und milden Verläufe wurde deshalb dramatisch untererfasst. Als massenhaft getestet wurde, wurde der Anteil der schweren Infektionen an allen festgestellten Infektionen um etwa den Faktor zehn niedriger. Das konnte man auch damals schon wissen. Schon im Februar 2020 hatte es mit dem Kreuzfahrtschiff Diamond Princess, das drei Wochen in Quarantäne gehalten wurde, einen großen Feldversuch gegeben. Trotz des hohen Durchschnittsalters der Passagiere starb nur knapp ein Prozent der über 700 mit dem Virus Infizierten. Der BR-Faktenfuchs hatte also damals entgegen dem wissenschaftlichen Kenntnisstand massiv desinformiert und ohne tragfähige Basis Panik geschürt.56

			Joe Bidens mentale Fitness

			Am 21. Juli 2024, nur gut drei Monate vor der Präsidentschaftswahl, beendete Joe Biden seine Kandidatur. Es ließ sich nicht mehr verbergen, dass er unter schweren altersbedingten Einschränkungen seiner geistigen Fähigkeiten litt. Viele Medienhäuser und deren Wahrheitskontrolleure waren schwer blamiert. Noch fünf Tage vor Bidens mitleiderregendem Auftritt in einer Fernsehdiskussion mit Donald Trump hatte der ARD-Faktenfinder einen »Kontext«-Artikel zu Bidens geistigem Gesundheitszustand gebracht.57 »Kontext« nennt der ARD-Faktenfinder Beiträge, bei denen selbst er zugeben muss, dass an den Fakten wenig zu deuteln ist, aber das Narrativ zurechtgerückt werden soll. Umzudeuten war die Tatsache, dass massenhaft Videoclips durch die digitalen Medienplattformen schwirrten, die einen orientierungslosen US-Präsidenten bei öffentlichen Auftritten zeigten. Die Leitmedien zeigten diese Aufnahmen bemerkenswerterweise nicht. 

			Faktenfinder Pascal Siggelkow sah jedoch eine manipulative Kampagne durch ein rechtes Medien-Netzwerk am Werk. Dafür stützte er sich auf seine Faktencheckerkollegen von der weltweit wohl einflussreichsten Nachrichtenagentur AP58 und der Washington Post.59 Der Trick, um die offensichtliche Demenz des Präsidenten als Manipulation darzustellen: Die Faktenchecker holten Videoclips hervor, die tatsächlich manipuliert oder manipulativ aus dem Zusammenhang gerissen waren und erweckten gezielt den Eindruck, das gelte für alle derartigen Video-Belege von Bidens schweren Aussetzern. Die AP tat das sogar im Titel ihres Artikels, der übersetzt lautete: »Gefälschte Biden-Videos begeistern rechte Medien, sind aber extrem irreführend.« Manipuliert waren sie vielleicht, aber in der Aussage nicht irreführend. Viele echte Videos stützten die gleiche Aussage. Von wem die manipulierten Videos stammen, ist die Frage. Denn nötig war es ja nicht, Videos zu fälschen, um Bidens geistigen Zustand zu zeigen. 

			Die ablenkende Verschwörungstheorie vom rechten »Netzwerk an lokalen Nachrichten-Websites, die dieses Narrativ über US-Präsident Biden gezielt streuen«, so Siggelkow, ließ dieser sich von interessanter Stelle aufbereiten: von einer Expertin für den Schutz der Demokratie und die Regulierung von Medienplattformen des *Institute for Strategic Dialogue* (ISD).60 

			Das ISD ist eine ursprünglich für die Terrorbekämpfung geschaffene staatsnahe NGO. Aufgrund ihres Aufgabengebiets hat sie zwangsläufig enge Verbindungen zu den Geheimdiensten. Sie hat sich seit 2014 zu einer der zentralen Institutionen des Wahrheitskomplexes entwickelt. Hier werden die Maßnahmen der Regierungen der NATO-Länder und der angelsächsischen Geheimdienstallianz Five Eyes gegen schädliche Internet-Inhalte koordiniert. Das ISD entwickelt gemeinsam mit dem Technologieunternehmen *CASM Technology* technische und organisatorische Hilfsmittel für den gesamten Wahrheitskomplex, wie das Programm Beam zur Echtzeitüberwachung und -analyse des Internets. Die Organisation betätigt sich als Lobbyorganisation für strenge Inhaltemoderation. Wie eng ISD mit den Regierungen zusammenarbeitet, zeigt folgende Eigenbeschreibung: 

			»ISD und CASM nutzten Beam während des COP-26-Gipfels in Glasgow im Jahr 2021 (…) für eine systematische Live-Bewertung koordinierter Desinformations- und böswilliger Einflussnahmeaktivitäten, die auf Klimaschutzmaßnahmen abzielten. Das Team entwickelte außerdem Strategien, um böswillige koordinierte Einflusskampagnen rund um das Thema Klima aufzudecken, zu unterbinden und abzuschwächen. 2021 arbeitete das Team mit der Counter-Disinformation Unit des DCMS (das britische Digital- und Medienministerium, N. H.) zusammen, um seine Überwachung in die Bemühungen der gesamten britischen Regierung zu integrieren. «61

			Ein spezielles Beobachtungsteam des ISD forscht seit Beginn des Gaza-Kriegs nach »Hass, Extremismus und Desinformation« mit Israelbezug und weist »Strafverfolgungsbehörden, Regierungen und Plattformregulierer« auf seine Fundsachen hin.

			Den Boden für die Vertuschung und Verharmlosung von Bidens mentalem Abbau durch die Medien hatte bereits früh das US-Heimatschutzministerium bereitet. Schon vor der ersten Wahl Bidens 2020 verbreitete es in einem Bulletin die Warnung, dass Russland wahrscheinlich im Wahlkampf »unbegründete Behauptungen« über Bidens schlechte Gesundheit verbreiten werde.«62 Der Vorgabe des Geheimdienst-Ministeriums, Zweifel an Bidens geistiger Fitness als russische Desinformation einzustufen, folgten die Faktenchecker und Mainstream-Medien in den USA, Deutschland und Europa bis zum bitteren Ende. 

			Im Mai 2025 erschien ein Buch von Jake Tapper und Alex Thompson. Sie wiesen nach, dass Bidens geistiger Verfall schon viele Jahre vorher begonnen hatte und spätestens ab 2023 für alle um ihn herum unübersehbar war.63 Damit wurde offensichtlich, wie sehr sich die Mainstream-Medien und Faktenchecker vor den Karren derer hatten spannen lassen, die Joe Biden trotz seines sich rapide verschlechternden mentalen Zustands zum Präsidenten gemacht hatten und ihn im Amt hielten, wahrscheinlich, um an seiner statt zu regieren.

			Migration und Kriminalität 

			Wer Statistiken anführt, wonach Ausländer in Deutschland weit überproportional als Gesetzesbrecher und Gewalttäter aktenkundig werden, darf mit einem kritischen Faktencheck rechnen. Da negative Schlussfolgerungen über die Zuwanderungspolitik aus Sorge vor Ausländerhass an der Verbreitung gehindert werden sollen, verfolgen die Beteiligten des Wahrheitskomplexes, unter anderem auch dpa64, die Strategie, alles zusammenzusammeln, was die Aussagekraft der Daten infrage stellen könnte. 

			Ein eindrucksvolles Beispiel dafür ist ein Faktencheck von Correctiv von September 2024.65 Er stufte einen im Kern informativen Beitrag als »größtenteils falsch« ein, der über einen mutmaßlich vor allem von Ausländern ausgehenden Anstieg der Messerkriminalität und der allgemeinen Kriminalität berichtete. Dagegen ins Feld führte Correctiv, dass sich eine Statistik des Bundeskriminalamts (BKA) nur auf Ausländer beziehe, nicht auf Menschen mit Migrationshintergrund, und dass sie nicht ganz Deutschland betreffe, sondern nur Züge und Bahnhöfe. Außerdem würden Gewaltfälle mitgezählt, bei denen das mitgeführte Messer nicht benutzt worden sei. Touristen, Pendler und ausländische Soldaten werden als weitere Verzerrung genannt, ebenso die Tatsache, dass die ausländische Bevölkerung zugenommen habe und die Vermutung, dass fremd aussehende Menschen eher angezeigt würden. Bei der Polizeilichen Kriminalitätsstatistik, die Ähnliches aussagte wie die BKA-Statistik, bemängeln die Faktenchecker, dass Staatsschutzdelikte, Ordnungswidrigkeiten, Verkehrsdelikte und Finanz- und Steuerdelikte nicht enthalten seien. Bei keinem dieser angeblichen statistischen Verzerrungen machte sich Correctiv die Mühe, zu prüfen, in welche Richtung die Verzerrung geht und wie relevant sie mutmaßlich ist. 

			Die starke Zunahme der Gewaltkriminalität und der Messerangriffe von 2022 auf 2023 erklärte Correctiv mit Verweis auf Covid und Harmonisierungsprobleme in der Statistik. Die nicht zu leugnende höhere Straffälligkeit von Ausländern führten die Faktenchecker dann unter Verweis auf »die kriminologische Forschung« auf andere Faktoren als Staatsbürgerschaft oder Migrationshintergrund zurück, darunter Gewalterfahrung, Bildungsniveau, Armut und Diskriminierungserfahrungen. Das Fazit von Correctiv: Kriminologen mahnten, anhand der Statistik keine voreiligen Schlüsse über das »kriminelle Verhalten verschiedener Bevölkerungsgruppen oder die Entwicklung der Kriminalität insgesamt zu ziehen«. In Wahrheit soll man aber nicht nur »keine voreiligen«, sondern gar keine Schlüsse ziehen. Das Thema ist tabu.

			Diese allseitige Unterdrückung von unbequemen Fakten zur Ausländerkriminalität durch exzessives Mäkeln an der Statistik wurde nach vielen Jahren schließlich 2025 vom BKA und von Notfallmedizinern als grob irreführend entlarvt. Das BKA stellte für die Kriminalstatistik 2024 erstmals die Anzahl der von verschiedenen Staatsangehörigen männlichen und weiblichen Geschlechts in Deutschland verübten Straftaten in Beziehung zur Anzahl der Menschen mit dieser Nationalität und diesem Geschlecht in Deutschland. Es zeigte sich: Afghanische Männer waren bei Vergewaltigungen fast elfmal so häufig tatverdächtig wie deutsche Männer. Algerier waren bei Raubdelikten über hundertmal so häufig vertreten wie Deutsche. Und Frauen aus Syrien, Irak oder Bulgarien wurden sogar zu einem höheren Anteil straffällig als deutsche Männer.66 

			Die deutsche Gesellschaft für Traumachirurgie legte Ende November 2025 eine Statistik vor, wonach die Anzahl der behandelten Stichverletzungen in Zusammenhang mit Gewalttaten zwischen 2019 und 2023 um 50 Prozent anstieg. In der Notaufnahme des Virchow-Klinikums der Berliner Charité verdreifachte sich die Zahl der behandelten Messerverletzungen von 2016 bis 2024.67 Es waren also nicht statistische Mängel und Sondereffekte wie Covid-Lockdowns, die eine Fata Morgana der Messerkriminalität bewirkten, wie jahrelang von Faktencheckern nahegelegt wurde. 

			Es wird wohl so sein, dass schwierige Lebensumstände von Zuwanderern und traumatische Erfahrungen vor und während einer Flucht dazu beitragen, dass sie öfter kriminell und gewalttätig werden. Aber es ist weder legitim noch zielführend, Verweise auf amtliche Statistiken, die mit unbequemen Schlussfolgerungen kombiniert werden, mit Stempeln wie »irreführend« oder »fehlender Kontext« zu brandmarken und dadurch an der Verbreitung zu hindern. Das schürt nur Misstrauen in den Staat und in die Medien. 

			Auch wenn die Faktenchecker der Medien ihr Bestes taten, es zu leugnen: Dank des UN-Migrationspakts, der 2018 unter deutscher Mit-Federführung vereinbart wurde, sind die Medien in die Migrationsagenda der Regierungen eingebunden. Darin verpflichten sich die Unterzeichner, Migration und Zuwanderer in einem positiven Licht erscheinen zu lassen, und in diesem Zusammenhang mit Ziel 17 zur: 

			»Förderung unabhängiger, objektiver und hochwertiger Berichterstattung von Medien. (…) Streichung finanzieller Unterstützung für Medienhäuser, die systematisch Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und andere Formen der Diskriminierung gegen Migranten befördern, in vollem Respekt für die Freiheit der Presse. (…) Wir werden das Globale Abkommen in Kooperation und Partnerschaft mit (..) den Medien umsetzen.«68 

			Dass der Pakt Verpflichtungen enthalte und dass darin die Förderung von Migration und die Einflussnahme auf die Medien vereinbart wurde, erklärten die Faktenchecker auf Basis von Aussagen der UN und der Regierungen zur Falschinformation.69 Die Faktenchecker von Correctiv fanden keine Indizien, dass es sich um einen Migrationsförderpakt handeln könnte,70 obwohl darin unter anderem steht: »Wir verpflichten uns, Wege für reguläre Migration so anzupassen, dass Arbeitsmobilität gefördert wird (…) indem wir die Verfügbarkeit solcher Wege erweitern und diversifizieren.«

			Doch eine Auseinandersetzung mit dem Text des Migrationsabkommens suchte man in praktisch allen Faktenchecks zum Migrationsabkommen vergeblich. So weit ging die »Recherche« eines »Recherchekollektivs« wie Correctiv oder einer großen Nachrichtenagentur dann doch nicht. Es wurde im Mainstream auch so gut wie nicht nachrichtlich über das Abkommen und seinen Inhalt informiert. Die Berichte, die es gab, waren hauptsächlich abwiegelnde Faktenchecks in Reaktion auf kritische Berichte in alternativen Medien. 

			Stattdessen taten die staatsfinanzierten Faktenchecker alles, um pflichtgemäß zu verhindern, dass Migration in einem schlechten Licht erscheint. Sie delegitimierten sogar die evidentesten Belege für die Zunahme der Kriminalität durch Zuwanderung so lange, bis es gar nicht mehr ging. 

			Der deutsche Staat setzte und setzt die Selbstverpflichtung zur Kooperation mit den Medien – hinter einem NGO-Schleier – auch auf andere Weise gewissenhaft um. ARD und ZDF kaufen Online-Kurse und dienen sie ihren Redakteuren zur Weiterbildung in Migrationsfragen an. Urheber ist eine mit Millionen Euro Steuergeld von Bundesregierung und EU-Migrationsfonds geförderte NGO namens Mediendienst Integration. Aus den Videos erfahren die lernbereiten Redakteure, dass es Asylmissbrauch nicht gibt, dass Kriminalität nichts mit der Herkunft zu tun hat, und dass man bei Straftaten deshalb die Nationalität des Täters nicht erwähnen soll. Sie lernen, nicht »Flüchtlinge« oder »Migranten« zu schreiben oder zu sagen, sondern »Geflüchtete«.71

			Wenn Waffen sprechen, sollen Kritiker schweigen

			Am 7. Mai 2025 interviewte Anne Will im Rahmen einer ARD-Dokumentation den russischen Botschafter Sergej Netschajew Er sagte, ein Staatsstreich in der Ukraine 2014 habe eine wichtige Rolle für den späteren Krieg Russlands gegen die Ukraine gespielt. Ein Faktencheck der ARD widersprach: »Richtig ist: Es gab keinen Staatsstreich.« Der Faktencheck berief sich dabei in einer Fußnote unter anderem auf eine Panorama-Sendung der ARD aus dem Jahr 2014 mit dem Titel »Putsch in Kiew: Welche Rolle spielen die Faschisten?« Der Titel hätte die Faktenfinder eigentlich davon abhalten müssen, sich ausgerechnet auf diesen Beitrag zu berufen. Denn dieser hält, was der Titel verspricht. Er beschreibt einen Putsch erst von Nazi-Brigaden, welche Polizei und Sicherheitskräfte angriffen, dann des Parlaments, das sich bei der Auswechslung des verjagten Präsidenten nicht an die Verfassung hielt. Putsch ist ein anderes Wort für Staatsstreich. Auch andere Quellen, wie der Wissenschaftliche Dienst des Bundestags und Die Zeit deckten die Darstellung des Botschafters in Sachen Staatsstreich. Was die ARD-Faktenprüfer dem entgegenzusetzen hatten, war nur eine anrührende Geschichte von Ukrainerinnen und Ukrainern, die die Annäherung an die EU und einen Pro-Europäer zum Präsidenten gewollt und tapfer obsiegt hätten.72

			Im Juni 2023 startete die Ukraine unter intensiver Begleitung der Medien eine zweite Sommeroffensive zur Rückeroberung besetzter Gebiete. Sehr bald gab es Berichte über große Verluste an Panzern und anderem Material, die die Offensive stocken ließen. Auch die Tagesschau brachte am 3. Juli einen solchen Bericht. Es oblag dem ARD-Faktenfinder, mit einem »Kontext«-Artikel die deutschen Medien zur Ordnung zu rufen. Der Artikel folgte der Strategie, die Verlässlichkeit der Daten und Bilder zu bekritteln. Oft kämen diese von der russischen Seite, monierte er. Der Autor zitierte NATO- und NATO-nahe Experten, die versicherten, gewisse Materialverluste seien normal und zu erwarten gewesen. Außerdem sei ja nicht ausgemacht, dass die liegen gebliebenen Panzer nicht später repariert werden könnten. Die Offensive sei noch in der Anfangsphase, für eine Einschätzung sei es noch viel zu früh. Dem folgte eine Warnung an die deutschen Medien aus dem Munde von Julia Smirnova, Senior Researcherin des Institute for Strategic Dialogue. Smirnova warnte die Medien, dass sie mit »vorschnellen Schlagzeilen über vermeintliche Misserfolge der Ukraine« nur der russischen Propaganda in die Hände spielten. Welches Medium will sich schon der Unterstützung des Feindes beschuldigen lassen? Die Berichte über das Stocken der Offensive in deutschen Medien rissen abrupt ab. So blieb es, bis wenige Wochen später, am 18. Juli das Wall Street Journal einen Abgesang auf die Offensive veröffentliche. Die ausgeprägte Zurückhaltung der deutschen Medien, über militärische Misserfolge der Ukraine zu berichten, dauerte aber fort.73 

			Die ISD-Expertin Smirnova durfte, wie oben gezeigt, trotz dieser nicht gerade treffenden Warnung vor voreiligen Berichten über Probleme der Offensive, später in der ARD auch Zweifel an Joe Bidens Gesundheitszustand diskreditieren, wieder mutmaßlich entgegen besserem Wissen.

			Klimawahrheiten

			Dass die Klimaerwärmung fast ausschließlich auf menschliche Einflüsse zurückgeht, dass sie ohne drastische Gegenmaßnahmen noch lange weitergehen und katastrophale Folgen haben werde, sind Glaubenssätze, welche die Faktenchecker des Wahrheitskomplexes mit Nachdruck und allen Mitteln gegen Zweifler verteidigen. Aber eben nicht nur argumentativ, sondern auch mit den Zensurstempeln, die ihnen zur Verfügung stehen. 

			Im Juni 2024 veröffentlichte der Blog Achgut einen Beitrag, in dem Autor Ulli Kulke, anhand eines Berichts des Umweltbundesamts, die mediale These angriff, Überschwemmungen würden wegen des Klimawandels immer häufiger und schlimmer.74 Kulke berief sich dabei auf die Schlussfolgerung des Amts: »Statistisch signifikante Trends gibt es bisher – mit Ausnahme einer Abnahme der Anteile von Pegeln in der Kategorie ›Mittleres Hochwasser im Sommerhalbjahr‹ – nicht.«

			Die Faktenchecker der Nachrichtenagentur dpa nahmen sich Kulkes klimaleugnerischen Beitrags an, mit Herummäkeln an der Aussagekraft der Daten und Widerlegen von nicht getätigten Behauptungen.75 Das Ergebnis: Auf Facebook wurden alle Beiträge von Kulke und Achgut mit diesem Text und Weiterleitungen dieses Textes mit dem Hinweis überdeckt, die Aussage sei von Faktencheckern für falsch befunden worden. Eine Beschwerde von Kulke hatte keinen Erfolg. Die dpa antwortete ihm:

			»Nachdem wir uns Ihre Anfechtung angesehen haben, sind wir zu dem Schluss gekommen, dass wir die Bewertung aus folgendem Grund nicht ändern können: Die Grafik zeigt zwar tatsächlich Pegelstände, aber nur die an ausgewählten Flüssen. Kleine Gewässer wie etwa die Ahr, deren Hochwasser im Sommer 2021 mehr als 180 Menschen das Leben kostete, kommen gar nicht in den Daten vor. Von der Grafik auf die Abwesenheit des Klimawandels zu schließen, hält das Umweltbundesamt für ›unseriös‹.«76

			Kulke hatte allerdings mit keinem Wort die Abwesenheit des Klimawandels behauptet. Und der Schluss, dass es keinen Trend bei der Häufigkeit und Schwere von Hochwassern gab, war vom Umweltbundesamt selbst aus dessen eigener Grafik abgeleitet worden, nicht von Kulke. Dieser hatte die Grafik gar nicht verwendet. Er hatte nur die Schlussfolgerung des Amts zitiert und kommentiert. 

			Achgut erwirkte eine einstweilige Verfügung gegen dpa und Facebook, den Warnhinweis zu unterlassen. Im Beschluss des Gerichts heißt es, die Behauptungen des Faktenprüfers seien »bereits unwahr«, und sie seien »in einer Weise missverständlich«, die Achgut nicht hinnehmen müsse. Achgut sei eine Aussage untergeschoben worden, die der Blog nicht getätigt habe. 77

			Es ist bemerkenswert, dass die dpa-Faktenchecker bis zum Gerichtsurteil darauf beharrten, den Beitrag irreführenderweise als »falsch« zensieren zu lassen. Spätestens bei der, durch Beschwerde und Klageerhebung erzwungenen, genauen Betrachtung hätte die offenkundige Irreführung den Verantwortlichen auffallen müssen. Das deutet stark darauf hin, dass es sich nicht um den Fehler eines kognitiv eingeschränkten Autors handelt, sondern dass die gezielte Diskreditierung nicht narrativtreuer Aussagen ein von oben gedecktes und forciertes Programm ist.

			Das gilt auch für den Fall des Beitrags des Wirtschaftswissenschaftlers Stefan Homburg von Juni 2025 zum Antarktiseis, an dem sich der Faktenfuchs des Bayerischen Rundfunks störte. Homburg hat auf X über 200 000 Follower, weshalb er Manndeckung bekommt, wie man im Fußball sagen würde. Die Faktenchecker baten ihn mit folgenden Worten um eine Stellungnahme:

			»In Ihrem X-Post erwähnen Sie, dass der Eisverlust in der Antarktis seit 2002 nur 0,008% der gesamten Eismasse der Antarktis betrage. Dieser Wert ist Experten zufolge korrekt, gibt jedoch keinen Grund zur Entwarnung: Aufgrund der enormen Größe des Antarktischen Eisschildes führen selbst verhältnismäßig kleine Massenverluste zu einem relevanten globalen Meeresspiegelanstieg – mehrere Millimeter Anstieg über die letzten zwei Jahrzehnte. Wie stehen Sie zu dieser Einordnung? Was sagen Sie zu dem Vorwurf, dass Sie mit Ihrer Aussage die Folge des Eisverlusts, den daraus resultierenden Meeresspiegelanstieg, verharmlosen?«78

			Das ist ein besonders prägnantes Beispiel dafür, dass es den Faktencheckern oft um die Verteidigung eines Narrativs geht, nicht um falsche Fakten. Wer die These vertritt, dass ein Anstieg des Meeresspiegels um »mehrere Millimeter« in zwei Jahrzehnten nicht dramatisch sei, macht sich für sie der Verharmlosung von Folgen des Klimawandels schuldig. Diese gefährliche Meinung wollen sie aus dem öffentlichen Raum verbannen. 

			Was Faktenchecker nicht checken

			EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen sagte im Juli 2025, nachdem sie sich von Donald Trump hatte erpressen lassen, für 250 Milliarden Dollar pro Jahr LNG-Gas aus den USA einzukaufen: »Es ist sehr willkommen, mehr Gas aus den USA zu kaufen, das preiswerter und besser ist als das russische.«79 Damals kostete US-LNG jedoch mit rund einem Euro pro Kubikmeter etwa doppelt so viel wie russisches Gas. Leicht zu widerlegen also, aber keiner der halboffiziellen Faktenchecker tat es. Als es 2022, vor dem Sprengstoffanschlag auf die Nord-Stream-Gasleitung, im Netz hieß, es sei kapazitätsmäßig unmöglich, die Gas-Importe aus Russland durch LNG-Importe zu decken, war AFP dagegen schnell mit einem Faktencheck zur Hand, der Rechenfehler aufdeckte.80 

			Als Gesundheitsminister Karl Lauterbach mehrfach vor großem Publikum behauptete, die mRNA-Behandlungen gegen Covid-19 seien »mehr oder weniger nebenwirkungsfrei« und Menschen, die anderes glaubten, seien »Opfer schäbiger Desinformation«,81 gab es keinen Faktencheck aus dem Wahrheitskomplex. Als sich allerdings die Kritik verbreitete, eine Anne Will-Sendung, in der Lauterbach diese Lüge verbreitet hatte, sei zur Vertuschung gelöscht worden, war Correctiv schnell mit der Klarstellung zur Stelle, dass es sich um eine ganz normale Löschung nach Fristablauf handelte.82 

			Zur Aufklärung des Skandals, dass die Behörden in der Corona-Krise fälschlicherweise Intensivpatienten und Verstorbene mit unbekanntem Impfstatus als ungeimpft klassifizierten, um eine »Pandemie der Ungeimpften« behaupten zu können, trugen weder Correctiv noch andere Faktenchecker des Wahrheitskomplexes etwas bei.

			Auch die ständig wiederholte Falschbehauptung des Deutschen Wetterdiensts (DWD), die international gültige Vergleichsperiode für die Frage, ob ein Jahr, Quartal oder Monat ungewöhnlich warm war, sei 1961 bis 1990, wurde von keinem der offiziösen Faktenchecker geprüft. Dabei habe ich sie mehrfach auf meinem Blog und auf X mit hunderttausendfacher Verbreitung widerlegt.83 Als Kritiker des vorherrschenden Klimanarrativs anekdotisch auf den von vielen als kalt empfundenen Juli 2025 verwiesen, nutzte der Faktenfinder der Tagesschau sogar die Falschbehauptung der Behörde, um gegen die Klimaverharmloser anzuschreiben. Gemessen an der (falschen) Referenzperiode sei jener Juli nämlich sogar überdurchschnittlich warm gewesen.84 

			In Wahrheit hat die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) die Referenzperiode schon im Februar 2021 auf den (wärmeren) Zeitraum 1991 bis 2020 umgestellt. Das geschah unter einem WMO-Präsidenten, der zugleich Präsident des Deutschen Wetterdiensts war, und der DWD hat korrekt darüber berichtet.85 Man kommt kaum um die Schlussfolgerung herum, dass der DWD die Bevölkerung absichtlich täuscht. 

			Auch als die Medien, von Bild über Financial Times bis Tagesschau, am 1. September 2025 berichteten, das Flugzeug von Kommissionspräsidentin von der Leyen sei beim Anflug auf einen bulgarischen Flughafen Opfer eines russischen Angriffs auf die GPS-Navigation geworden, kümmerten sich nur die alternativen Medien um einen Faktencheck. Mit der Aussage, das Flugzeug sei eine Stunde länger in der Luft geblieben, weil das GPS-Signal gestört worden sei, hatte ein mitfliegender Reporter der Financial Times den Ball ins Rollen gebracht. Ob er gezielt log oder halluzinierte, ist mangels Aufklärung des Falls unklar. Die EU-Kommission brachte sofort die Möglichkeit ins Spiel, dass Russland hinter dem GPS-Ausfall stehen könnte. Sie verwies dafür auf angebliche Aussagen der bulgarischen Behörden.86 

			Tatsächlich dauerte der Flug laut der Plattform für Live-Flugverfolgung Flightradar24 nur neun Minuten länger als geplant und der Transponder des Flugzeugs registrierte durchgehend ein gutes GPS-Signal.87 Der bulgarische Verkehrsminister betonte später, es gebe außer einem Gespräch zwischen Pilot und Tower, wonach dieser »gewisse Probleme mit dem GPS« habe, keine Belege für eine GPS-Störung. Der Pilot habe die Probleme später als geringfügig bezeichnet.88 Vier Tage später hieß es von der EU-Kommission kleinlaut, sie habe zu keinem Zeitpunkt Russland direkt beschuldigt.89 

			Keiner der Faktenchecker des Wahrheitskomplexes trug dazu bei, den Fall aufzuklären. In Anbetracht der prominenten Berichterstattung über den angeblichen Vorfall, unter anderem in der Tagesschau um 20 Uhr, und seiner geopolitischen Bedeutung, wäre ein Faktencheck dringlich gewesen. Was die Deutsche Welle, die auch Faktenchecks anbietet, stattdessen sendete, war ein Beitrag mit dem Titel »Ukraine-Krieg: Wie Russland gegen Ursula von der Leyen hetzt«. Darin skandalisierte der deutsche Auslandssender, dass sich aufgrund der GPS-Schote »in Russland eine Welle von Hohn und Spott über EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen ergoss«. Der Beitrag erschien, als schon jeder, der sich damit beschäftigte, wissen musste, dass die Geschichte erfunden und die Vorwürfe gegen Russland haltlos waren. Trotzdem schrieb die Deutsche Welle noch von einer »mutmaßlich absichtlichen Störung« des Navigationssystems.90 

			Die Faktenchecker von heute tun nicht mehr das, was früher einmal ihre Aufgabe in den Redaktionen war: Damals checkten sie vor Veröffentlichung die Beiträge der eigenen Redaktion auf sachliche Richtigkeit und Solidität der Quellen, anstatt an bereits veröffentlichten Beiträgen der unabhängigen Konkurrenz herumzumäkeln. Würden sie wie früher arbeiten, hätte Tagesschau.de sehr wahrscheinlich den Beitrag einer Afrika-Korrespondentin nicht veröffentlicht, in dem sie die Erfindung eines Maxwell Chikumbutso aus Simbabwe feierte. Dieser habe einen mit Funkwellen betriebenen Fernseher entwickelt, der Strom produziere anstatt ihn zu verbrauchen. Inhouse-Faktenchecker hätten wohl seinen Namen gegoogelt und entdeckt, dass der Hochstapler angeblich auch schon ein Auto erfunden hatte, das Strom produziert. Stattdessen übernahm die Korrespondentin ungehindert das mitgelieferte Opfer-Narrativ, die geniale Erfindung setze sich nur deshalb nicht durch, weil sie aus Afrika stamme.91 Würden die ZDF-Faktenchecker vernünftig eingesetzt, hätten sie sicherlich verhindert, dass das Heute-Journal am 15. Februar 2026 ein KI-generiertes Video einer angeblichen Verhaftung von Eltern vor ihren schreienden Kindern durch Beamte der Einwanderungsbehörde ICE zeigte, und gleich danach ein Video der Verhaftung eines Kindes, angeblich durch ICE. Das Video war jedoch aus dem Jahr 2022 und ICE war nicht involviert.92 

			Auch als die EU-Außenpolitikchefin Kaja Kallas in einem Interview China und Russland vorwarf, sich zu Unrecht zugutezuhalten, dass sie im Zweiten Weltkrieg gegen die Nazis gekämpft und sie besiegt hätten, prüfte keiner der offiziösen Faktenchecker die offenkundige Falschinformation.93 Ein Sprecher der chinesischen Regierung, mit der Kallas immer wieder für die EU schwierige Gespräche führen muss, drückte ungewöhnlich unverblümt seine Verachtung für die EU-Chefdiplomatin aus. Er sprach von »fehlendem gesunden Menschenverstand«, Respektlosigkeit und dem Schüren von Konfrontation.94 Die Faktenchecker blieben stumm und die Medien schwiegen die Affäre tot.

			Werbeboykott und Kontenkündigungen 

			Das Stummschalten von Verbreitern schädlicher Narrative mithilfe von Faktencheckern ist nur eine von einer ganzen Reihe von Methoden, Regierungskritiker zu bekämpfen. Eine andere ist es, dafür zu sorgen, dass sich mit regierungskritischer Publizistik kein Geld verdienen lässt. Ein Pionier dieser Methode in Deutschland ist der ehemalige Strategy Manager der großen Werbeagentur Scholz & Friends, Gerald Hensel. Im Dezember 2016 startete er öffentlichkeitswirksam eine Werbeboykott-Kampagne namens #KeinGeldFuerRechts. Sie richtete sich gegen die reichweitenstarken, von manchen als AfD-nah verschrienen Nachrichten- und Meinungsportale Achse des Guten (Achgut) und Tichys Einblick. Roland Tichy war vor Gründung dieser konservativen Meinungs- und Informationsplattform Chefredakteur des Magazins Wirtschaftswoche. Scholz & Friends pflegt einträgliche Geschäftsbeziehungen zur Bundesregierung. Eine Anfrage der FDP an die Bundesregierung ergab, dass die Agentur 2018 über sechs Millionen Euro von verschiedenen Ministerien erhielt. Dazu gehörte auch der Werbeetat für die Kampagne »Demokratie leben!« des Familienministeriums, den sie sich 2017 sichern konnte.95

			Aufgrund der Kampagne beendeten die meisten bisherigen Agentur- und Unternehmenskunden ihre Werbeplatzierungen bei den beiden Portalen. Sie verstanden gut die Signale, dass ihnen ein Shitstorm drohte, wenn sie weiter dort werben würden.96 

			Etwas über ein Jahr später wurden Unternehmen wie *Global Disinformation Index* (GDI) und *NewsGuard* gegründet, die das Vermarkten schwarzer Listen für Werbetreibende auf globaler Ebene zum Geschäftsmodell machten. Hensels Kampagne war der Auftakt dafür, dass nicht genehmen Publikationsorganen und Publizisten in Deutschland und Europa seither zunehmend der finanzielle Saft abgedreht wird. Er sollte bald darauf zu einem der wichtigeren Player des Wahrheitskomplexes wechseln, zu HateAid.

			Lange liefen die von GDI und NewsGuard weltweit organisierten Werbeboykotte im Geheimen. Freddie Sayers, Chef der britischen Nachrichtenseite UnHerd, wusste nichts davon, als er 2023 damit anfangen wollte, Werbung auszuspielen. Der Name des sehr reichweitenstarken Mediums ist Programm: »Geh nicht mit der Herde, denk für dich selbst«, lautet der Slogan. Mit so einem Programm wird man beim Mainstream von Politik und Medien nicht beliebt. Das Projekt Werbefinanzierung geriet für UnHerd und die beauftragten Werbeagenturen zum Fiasko. Die Buchungen erreichten nur einen Bruchteil dessen, was die Agenturen in Anbetracht der sehr großen Nutzerzahlen von UnHerd in Großbritannien und den USA erwartet hatten.

			Eine der beteiligten Agenturen fand schließlich den Grund für die ausbleibenden Werbebuchungen heraus. Diese Agentur nutzte eine technische Plattform namens Grapeshot. Diese technische Plattform zum Ausspielen von Werbung wiederum nutzte eine Ausschlussliste des öffentlich bis dahin kaum bekannten Unternehmens GDI.97 Auf dieser war UnHerd verzeichnet.

			Auf seine Beschwerde bei GDI hin bekam Sayers nach Wochen die Antwort, dass die Einstufung von UnHerd als toxisch nicht geändert werde, weil es dort »Anti-LGTBQI+-Narrative« gäbe. Das bezog sich auf Interviews mit und Texte von Menschen, die leichten Zugang zu Geschlechtsumwandlung bei Kindern kritisierten oder die Meinung vertraten, das biologische Geschlecht sei real und nicht jeder solle beliebig selbst festlegen und wieder ändern können, welches Geschlecht er oder sie habe. Das sind Positionen, die große Teile der Bevölkerung teilen. 98

			GDI wurde 2018 von einem ehemaligen US-Geheimdienstler und einer leitenden Angestellten der Open Society Foundations in London gegründet. Bis Herbst 2025 pflegte die Organisation eine nicht-öffentliche »dynamische Ausschlussliste« von sehr vielen »schädlichen Websites«, auf denen Werbetreibende keine Werbung ausspielen sollten. Diese Liste wurde an werbende Unternehmen, vor allem aber an die Dienstleister im Maschinenraum der Werbebranche vermarktet: also an die Werbeagenturen, die über die Platzierung der Werbung entscheiden, und, noch eine Ebene tiefer, an die technischen Dienstleister, die die Vorgaben der Agenturen für die Platzierung automatisiert umsetzen. 

			Wer die globale schwarze Liste von GDI nicht abonniert hatte, erfuhr allenfalls an wegbrechenden oder hartnäckig niedrigen Werbeeinnahmen, dass er gelistet war. Es gab für die Aufnahme in die Liste keinen transparenten Prozess unter Beteiligung der Betroffenen. Auch die Werbetreibenden wussten meist gar nicht, dass sie zu Boykotteuren bestimmter Internetmedien geworden waren. Denn vieles an Werbeplatzierung im Internet läuft automatisch ab und die Liste von GDI wurde dabei automatisch berücksichtigt, wenn sie von den Dienstleistern abonniert wurde. Einen Platz auf der Ausschlussliste konnte im Prinzip jeder bekommen, der sich abseits des Mainstreams publizistisch betätigt und dabei »langfristige soziale und politische Spaltung« schürt«.99

			GDI gibt an, zwischen Gründung 2018 und Juni 2023 mehr als 700 Millionen Netzseiten in mehr als 40 Sprachen analysiert zu haben. In 13 dieser Sprachen, darunter auch Deutsch, würden die Inhalte von einer KI-Software analysiert. In den anderen Sprachen werde »von Hand« analysiert. GDI nennt sich selbst eine »kleine, unabhängige Organisation«. Dabei ist sie allerdings weder klein noch unabhängig. 

			GDI listet als aktuelle und frühere Geldgeber die Regierungen der USA, Großbritanniens und Deutschlands, die EU-Kommission, die Robert Bosch Stiftung, die Open Society Foundations, Luminate und die Knight Foundation, alles eifrige Finanzierer des Wahrheitskomplexes. 2021 kamen allein 1,5 Millionen Euro von einem Gesamtbudget von 2,3 Millionen Euro von der britischen Regierung.100 

			Die US-Regierung und die britische Regierung mussten allerdings 2023 ihre finanzielle Unterstützung für GDI aufgrund von Klagen einstellen. Das hatte zur Folge, dass das Budget 2024 auf 1,5 Millionen Euro schrumpfte. Das deutsche Auswärtige Amt teilte mir Anfang 2025 auf Anfrage nach der Förderung des GDI sehr vage mit, es habe »zum Beispiel auch« ein mittlerweile abgeschlossenes Projekt des GDI zur Analyse des Desinformationsrisikos im Senegal mit 50 000 Euro gefördert. Aktuell gebe es keine finanzielle Förderung des GDI oder Projektkooperationen mit dem GDI.

			Zwischen dem 24. August101 und 30. Oktober 2025102 stellte GDI seine Schwarze Liste von Medien-Webseiten für Werbetreibende ein. Nun konzentriere man sich auf »systemische Lösungen zur Verminderung der Verbreitung von kontroversen Inhalten«. Dazu gehört Lobbying für schärfere Regeln, Forschung zur Begünstigung von »schädlichen Inhalten« durch Werbung und nicht näher erklärte Partnerschaften mit der sogenannten Zivilgesellschaft und der Wissenschaft. 

			Die Beziehung des GDI zur EU-Kommission ist eng. Von 2020 bis 2025 gab es zwölf Treffen mit Kommissionsvertretern, die meisten bilateral, ohne dass weitere NGOs anwesend waren.103 

			Als New Yorker Pendant des Londoner GDI ging im März 2018 die Organisation NewsGuard an den Start. Sie will einerseits den digitalen Plattformen wie Google und Facebook Führung geben in der Frage, welche Medien sie als vertrauenswürdig einstufen und bevorzugen sollten, andererseits Werbetreibende von mutmaßlich fragwürdigen Werbeumfeldern abhalten. Dadurch, dass GDI seine Ausschlussliste vom Markt genommen hat, dürfte NewsGuard der wichtigste Spieler in Sachen finanzielles Aushungern von dissidenten Webseiten geworden sein.

			Das Unternehmen hat Zehntausende Nachrichten- und Meinungsseiten im Internet händisch nach ihrer vermeintlichen Vertrauenswürdigkeit bewertet. Kunden sind die Weltgesundheitsorganisation, Regierungen, Werbedienstleister, Medienplattformen und Suchmaschinen. Hinzu kommen Abonnenten der Internet-Browser-Extension, welche automatisch zu jedem Artikel die NewsGuard-Bewertung des Internetmediums anzeigt, gegebenenfalls mit einem Warnhinweis. 

			Für Werbetreibende bietet NewsGuard eine Negativliste nicht vertrauenswürdiger und eine Positivliste vertrauenswürdiger Internetmedien an. Der Hauptinvestor, die große Werbeagentur-Holding Publicis, berichtete 2021, dass er mit NewsGuard eine Nutzungsvereinbarung abgeschlossen habe. Diese erlaubte Publicis, die NewsGuard-Listen allen werbetreibenden Kunden zur Verfügung zu stellen. Ein separates Werkzeug von NewsGuard, um Werbetreibende von Seiten fernzuhalten, die Zweifel an der Sicherheit und Effektivität von Covid-Impfstoffen äußerten, nutzte Publicis ebenfalls für seine Kunden.104

			Kritik entzündete sich daran, dass Publicis für einige der weltweit größten Pharmafirmen PR-Arbeit macht. Vom führenden Corona-Impfstoffanbieter Pfizer hatte Publicis einen Großauftrag, während es gleichzeitig via NewsGuard Kritik an diesen Impfstoffen als Desinformation zu unterdrücken half. So stufte NewsGuard die reichweitenstarke US-Webseite Daily Sceptic wegen einiger Berichte zu Covid-19 und Impfstoffen als unzuverlässig ein. Das führte nach Angaben von Daily Sceptic dazu, dass die Werbeeinnahmen der Zeitung nahezu auf null einbrachen. Zu den kritisierten Artikeln gehörte einer, der den Ursprung des Sars-Cov2-Virus in einem Labor in Wuhan als wahrscheinlich bezeichnete, außerdem ein Bericht über eine Studie zu Herzschäden bei Jugendlichen durch Covid-19-Impfstoffe.105

			Wie NewsGuard in solchen Fällen vorgeht, haben unter anderem die Internet-Magazine Achgut und Multipolar dokumentiert. Achgut hat den ausführlichen Mailwechsel mit NewsGuard veröffentlicht, welcher die sich verschlechternden Ratings durch die Organisation begleitete.106 NewsGuard moniert darin unter anderem einen Kommentar, wonach Rinder nicht genug CO2 ausstießen, um in nennenswertem Maß zur Klimaerwärmung beizutragen.

			Das ist nur ein Beispiel von mehreren für das fragwürdige Wissenschafts- und Pluralitätsverständnis von NewsGuard aus dem lesenswerten Mailwechsel. Wissenschaftliche Erkenntnis lebt vom Dissens, der ausdiskutiert wird und bei dem sich eine Seite (vorläufig) durch Argumente durchsetzt. Wissenschaftlichen Fortschritt gibt es nicht, wenn Abweichler vom tatsächlichen oder vermeintlichen Konsens zum Schweigen gebracht werden, weil sie nach Meinung von ausgewählten Experten das Falsche sagen. 

			In Sachen Covid-19 hat NewsGuard zuverlässig als falsch eingestuft, was der regierungsseitig vertretenen Interpretation des Stands der Wissenschaft widersprach. Letztere stellte sich später oft als falsch heraus. Das hat mehr von einer Wahrheitsbehörde als von einer Instanz zur Sicherung journalistischer Standards.

			Multipolar-Herausgeber Paul Schreyer hat gravierende Interessenkonflikte bei den Bewertern von NewsGuard aufgedeckt. Ko-Chef Gordon Crovitz fungiert parallel als Vorstandsmitglied des vom Axel-Springer-Verlag übernommenen Business Insider. Eine ehemalige Mitarbeiterin der Süddeutschen Zeitung durfte diese mit 100 von 100 Punkten bewerten, eine freie Mitarbeiterin der ARD durfte Tagesschau.de mit 95 Punkten bewerten.107 Den »strukturellen Interessenkonflikt« bei NewsGuard brachte Schreyer folgendermaßen auf den Punkt:

			»Bei NewsGuard warnen Journalisten, die für etablierte Leitmedien arbeiten oder gearbeitet haben, vor Oppositionsmedien, die die Erzählungen der großen Medien in Frage stellen.«

			Schreyer deckte auch auf, dass eine 25-jährige Absolventin eines Kurz-Studiengangs in Journalismus ohne Berufserfahrung als Managing Editor Germany von NewsGuard darüber entscheiden durfte, welche deutschen Nachrichten- und Meinungsseiten wegen einer schlechten Einstufung ihre Werbeeinnahmen verlieren sollen.

			Banken kündigen kritischen Medien die Konten

			Werbeboykotte sind nicht das einzige Mittel, um die Einnahmen dissidenter Medien zu drücken. Auch ihre Einnahmen aus Abos und Leserspenden sollen versiegen. Es gibt kaum noch ein spenden- oder abofinanziertes Alternativmedium in Deutschland, dem nicht in den letzten Jahren mindestens einmal das Bankkonto gekündigt worden ist. Vielen geschah das mehrmals. Für Publizisten und Medien, die von diesen Einnahmen abhängig sind, ist das jedes Mal ein großer finanzieller Verlust, der existenzgefährdend sein kann. Denn regelmäßig gelingt es ihnen nur teilweise, Spender und Abonnenten zum Einrichten eines neuen Dauerauftrags zu bewegen. 

			In der Regel gibt es von der Bank nur eine vage Begründung für die Kündigung, wie zum Beispiel »Verletzung der Geschäftsbedingungen«. In Deutschland gibt es für Geschäftskunden kein Recht auf ein Bankkonto. Die Rechtslage wird von den Gerichten so interpretiert, dass es Banken freisteht, Kunden abzulehnen oder die Kundenbeziehung zu beenden. Nur für fristlose Kündigungen braucht es eine triftige Begründung in einem Fehlverhalten des Kunden. 

			Allein in der ersten Hälfte des Jahres 2025 kündigte laut einer Dokumentation des Magazins Multipolar die jeweilige Hausbank den folgenden deutschsprachigen oder in Deutschland basierten Medien und Publizisten das Konto: dem Magazin Israel heute, Hüseyin Doğru, dem Chef der antiimperialistischen Red Media, dem auf sozialistische Literatur spezialisierten Mehring Verlag und dessen Geschäftsführer Wolfgang Zimmermann, der Publizistin und Filmemacherin Gaby Weber und dem Internet-Radiosender Kontrafunk. Das Internet-Magazin Apolut hatte seinen Sitz schon nach Zypern verlagert, weil es in Deutschland nach Kündigungen kein Konto mehr bekommen konnte. 2025 kündigte auch die Bank of Cyprus das Spendenkonto. Gleiches geschah dem österreichischen Fernsehsender Auf1 und der Frau seines Gründers sowie dem Video-Kanal InfraRot des ehemaligen Chefredakteurs von RT Deutschland.108 

			Damit gab es in der ersten Hälfte des Jahres 2025 etwa so viele Kontenkündigungen von alternativen Medien wie im ganzen Jahr 2024. Seit dem Jahr 2019, für das der Artikel nur zwei Kündigungen von Medienkonten angibt, stieg deren Anzahl Jahr für Jahr steil an.

			Die genossenschaftliche GLS Bank kündigte im November 2025 der freien Journalistin Aya Velázquez ohne Begründung das Geschäftskonto, mit dem sie Spenden einsammelte. Ironischerweise ließ die Bank zu dieser Zeit auf ihrer Webseite die Vorständin der taz-Verlagsgesellschaft Anne Fromm mit folgenden Worten für die GLS Bank werben: »Unabhängiger Journalismus braucht Partner mit klarer Haltung. Deshalb arbeiten wir mit der GLS Bank.« 109 Somit ist klar, dass sich die GLS als Haltungsprüferin ihrer unabhängigen journalistischen Geschäftskunden versteht. Velázquez ist nicht das erste Opfer der Haltungsprüfung dieser Bank. 

			Die Journalistenverbände zeigen sich in dieser Frage staatsnah. Befragt vom Magazin Multipolar gab der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) bekannt, die Fälle hätten bisher noch keine Mitglieder betroffen und eine politische Motivation der Banken lasse sich nicht beweisen. Der Verband wolle deshalb nicht aktiv werden. Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, die viele Journalisten vertritt, wiegelte ebenfalls ab und teilte mit, man biete etwaig betroffenen Mitgliedern bei Kontenkündigungen keinen Rechtsschutz. Von der internationalen Organisation Reporter ohne Grenzen, die maßgeblich vom französischen Staat finanziert wird, erhielt das Magazin gar keine Antwort.110 

			Es ist deutlich erkennbar, dass die Probleme von Medien mit Banken umso größer sind, je größer ihre Reichweite und je kritischer sie gegenüber der Regierung und der etablierten Ordnung sind. Der österreichische Sender Auf1 spricht davon, dass ihm bereits 15 Kontenverbindungen in Europa gekündigt worden seien. 

			Dass dabei manchmal die Staatsmacht ihre Finger im Spiel hat, plauderte in Österreich im November 2025 eine Staatsangestellte aus: die Geschäftsführerin der Bundesstelle für Sektenfragen in Wien, Ulrike Schiesser. Schiesser sagte in einem Vortrag bei der staatlichen Medienbehörde KommAustria im Zusammenhang mit Auf1: 

			»Was hier effektiv war, auch in dieser Szene, ist zum Beispiel das Sperren von Konten. Das ist durchaus hier diskutiert worden, dass die Probleme gehabt haben, wenn ihnen zum Beispiel ein Konto hier in Österreich gesperrt worden ist, das sie nicht für Spendenzahlungen haben verwenden können. Also das ist ein sehr effektiver Hebel, wirklich auch anzusetzen, bei den Erzeugern und nicht nur bei den Konsumenten.«111

			Staatsfinanzierte und staatsnahe Organisationen sind definitiv auf dem Gebiet aktiv. Darunter ist das mit Steuermillionen geförderte Recherchekollektiv Correctiv, das gern Kontoverbindungen von nicht genehmen Medien und Organisationen erforscht und den jeweiligen Banken signalisiert, dass solche Kontobeziehungen rufschädigend sein könnten. Auch der öffentlich-rechtliche Bayerische Rundfunk hat sich bereits mit solchen Nachforschungen hervorgetan und den Erfolg in Form von Kontenkündigungen stolz verkündet.112

			Einen Lichtblick gab es 2025. Gerichte stellten klar, dass Sparkassen als Anstalten des öffentlichen Rechts mit Versorgungsauftrag Kunden nicht willkürlich diskriminieren dürfen. Sie dürfen Konten nur mit konkreter Begründung und triftigem Grund kündigen, und sie dürfen ein Konto nicht verweigern, wenn vergleichbare Personen und Organisationen bei ihnen ein Konto haben.113

			In den USA erließ Präsident Trump im August 2025 eine Präsidialverordnung gegen die Verweigerung von Bankdienstleistungen aus politischen oder religiösen Gründen und gegenüber legal tätigen Unternehmen. Mit der Verordnung wies er die Bankenregulierer an, das Reputationsrisiko, das aus dem Umgang mit umstrittenen Kunden resultieren könnte, aus allen Regulierungen zu streichen, damit es nicht länger als Vorwand für das sogenannte »Debanking« herhalten kann. Außerdem sollen die Regulierer Banken daraufhin überprüfen, ob diese systematisch diskriminierende Praktiken anwenden und diese gegebenenfalls abstellen.114

			Trump bezog sich in dem Dekret ausdrücklich auf eine bestehende Praxis der Diskriminierung seiner eigenen Person und von anderen Politikern der Republikaner sowie von christlichen Initiativen und der Krypto-Finanzbranche. Das nährte bereits den Verdacht, dass diskriminierende Praktiken der Banken, die sich gegen andere Ziele richten, weder untersucht noch abgestellt werden sollten; ein Verdacht, der sich nur zu bald bestätigen würde, wobei ausgerechnet eine deutsche Sparkasse beteiligt war. Denn in vollem Bewusstsein ihrer Verpflichtungen kündigten die Sparkasse Göttingen und die GLS Bank am 23.12.2025 dem Verein Rote Hilfe das Konto. Die GLS sprach von »regulatorischen Anpassungen« als Grund. Ein Sprecher der Sparkasse räumte gegenüber der Süddeutschen Zeitung ein: 

			»Wir können eine Kontoführung nach gefestigter Rechtsprechung erst dann ablehnen, wenn Parteien oder politische Gruppen verboten wurden – selbst wenn sie bereits als verfassungsfeindlich eingestuft wurden.« 

			Dafür, dass sie trotzdem das Konto der nicht verbotenen Roten Hilfe kündigte, gab die Sparkasse keine Erklärung.115 

			Im Gerichtsverfahren argumentierte die Sparkasse mit möglichen Nachteilen aufgrund der Einstufung der Antifa als Terrororganisation durch die US-Regierung. Dem Landgericht Göttingen war die bloße Befürchtung zu wenig. Die Sparkasse musste das Konto laut einstweiliger Verfügung vom 19.01.2026 weiterführen.116

			Der Fall ist ein Musterbeispiel für freiheitsfeindliche und kleingeistige Parteilichkeit und Heuchelei auf beiden Seiten des politischen Spektrums. Mutmaßlicher Hintergrund für die Kontenkündigungen war, dass die Trump-Regierung »die Antifa«, einschließlich der sogenannten Antifa-Ost in Deutschland, im Boulevard auch »Hammerbande« genannt, zur Terrororganisation erklärt hatte. Die Rote Hilfe unterstütze die gewalttätigen Mitglieder dieser Streiter gegen Rechtsextremisten durch die Finanzierung von Anwalts- und Gerichtskosten. 

			Die Süddeutsche berichtete ausführlich und erstmals sehr besorgt über diesen Fall von »Debanking« aus politischen Gründen. In Berichten über Kündigungen von Bankkonten der AfD hatte sich die Zeitung dagegen durch Begriffe wie »Opferrolle« und »Entrüstungsklaviatur« sehr deutlich von den Warnungen aus diesem Lager distanziert.117 Bei der Tageszeitung taz war man empört, beklagte nicht zu tolerierende Einmischung aus den USA und warnte, dass autoritäre Politik zunehmend über technische und wirtschaftliche Infrastrukturen durchgesetzt werde. Heute treffe es die Rote Hilfe, demnächst könnten dann andere progressive Initiativen im Visier sein.118 

			Die gleiche taz hatte zuvor noch voller Stolz berichtet, dass sie die GLS Bank veranlasst hatte, der AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung das Konto zu kündigen.119 Es blieb nicht die einzige Kontokündigung im rechten und regierungskritischen Milieu, die auf das Konto der Zeitung geht. Der Gedanke, dass es kurzsichtig gewesen sein könnte, »Wehret den Anfängen« erst gelten zu lassen, wenn das eigene Milieu betroffen ist, kam den taz-Redakteuren offenbar bis heute nicht. 

			Während das rechte Magazin Apollo News neutral über die Kontokündigung berichtete, triefte es in den Leserkommentaren darunter vor Häme und Triumph.120 Es gab jede Menge Anregungen, welchen linken Organisationen noch die Konten zu sperren seien. Kleingeistigkeit ist, wie gesagt, kein Privileg nur einer Seite des politischen Spektrums. Bloß ein einziger Leser vermerkte: »Debanking als Waffe will ich eigentlich von keiner Seite aus sehen.«

			Die Trump-Regierung ist mutmaßlich noch für weitere Kontenkündigungen im linken Spektrum in Deutschland verantwortlich. Kurz vor der Roten Hilfe hatte die GLS Bank auch schon der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) und ihren Untergliederungen die Konten gekündigt, auch hier aufgrund von nicht näher erläuterten »gesetzlich-regulatorischen Vorgaben«. Hintergrund war mutmaßlich eine Spendenaktion für Kuba. Denn dazu hatte die Bank die Partei kurz vor der Kündigung befragt. Zum Kontext: Die US-Regierung hat Kuba seit Jahrzehnten mit Handels- und Finanzsanktionen belegt. Auch der Gruppe Anarchist Black Cross kündigte die GLS Bank das Konto, mutmaßlich aus dem gleichen Grund wie bei der Roten Hilfe.121 

			Während also die Trump-Regierung im Inland Kontenkündigungen aus politischen und religiösen Gründen, die sich typischerweise gegen das Trump-Lager richten, verbietet, betreibt sie eine Sanktionspolitik, die ausländische Banken zur Kündigung der Konten von dieser Regierung politisch nicht genehmen Organisationen nötigt. 

			»Staatsferne« Aufsicht über unabhängige Medien

			Im Februar 2025 bekam der konservative Kriegsgegner und Blogger Alexander Wallasch einen Drohbrief von der niedersächsischen Landesmedienanstalt. Deren sogenanntes »Team Regulierung« forderte ihn auf, innerhalb von vier Wochen die über 3 000 Beiträge auf seinem Blog vollständig im Hinblick auf mögliche Verletzungen der journalistischen Sorgfaltspflicht durchzusehen und zu bereinigen – oder gleich ganz zu löschen. Für den Fall, dass er das nicht zur Zufriedenheit der Aufseher täte, drohte die Behörde mit der Einleitung »kostenpflichtiger förmlicher Verfahren«. 

			Die »staatsferne« Behörde monierte Beiträge, die »pauschalisierte Behauptungen über syrische und afghanische Migranten« enthielten, und Beiträge zu Impfschäden. Diese seien geeignet, »die Leserschaft unnötig aufzuwühlen und unbegründete Befürchtungen zu wecken«. Die Behörde bemängelte zum Beispiel, dass in einem Bericht keine »Experten« befragt worden seien, damit diese eine Abwägung von Sicherheit und Risiken der Impfung vornehmen.122 

			Vorher und parallel zu der Attacke der Medienanstalt kündigten nacheinander drei Banken Wallaschs Konten. Google kündigte die Ausspielung von Werbung auf seiner Seite und die Verwertungsgemeinschaft Wort stellte die Urheberrechtszahlungen an ihn ein. 

			Eingeführt wurde die »staatsferne« Aufsicht über Online-Medien im November 2020, als fast alle etablierten Medien in Sachen Corona-Maßnahmen an einem Strang zogen, während alternative Online-Medien über Zweifel an der Wirksamkeit und Sicherheit der Impfstoffe berichteten und überzogene Grundrechtseinschränkungen und Panikmache kritisierten. Nach heute vorherrschender Meinung hatten sie damit in vielen Fällen recht. Aber der Staat behandelte sie damals als großes Risiko für die öffentliche Gesundheit. Um sie unter Kontrolle zu bringen, wurde in den neuen Medienstaatsvertrag noch kurz vor Verabschiedung ohne Debatte § 19 Abs. 1 eingefügt. Seither müssen journalistisch-redaktionelle Telemedien vage formulierten »anerkannten Grundsätzen journalistischer Sorgfalt« genügen und Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der »nach den Umständen gebotenen Sorgfalt« auf Inhalt, Herkunft und Wahrheit prüfen, unter Aufsicht der Medienanstalten. 

			Der Medienrechtler Christoph Fiedler hält diesen Paragrafen für verfassungswidrig. Das Magazin Multipolar zitiert ihn aus dem juristischen Standardwerk Medien- und Informationsrecht mit der Einschätzung, die journalistische Sorgfaltspflicht sei weder für sich genommen rechtlich sanktionierbar noch dürfe sie durch eine ordnungsbehördliche Aufsicht über die Redaktionen überwacht werden. Der Münchner Medienrechtler Wolfgang Lent stimmt ihm dabei zu.123

			Die Medienanstalten monieren Aussagen, über die noch gestritten wird. Sie tun so, als müssten die Autoren und Verleger ihnen beweisen, dass ihre Aussagen stimmen, und nicht umgekehrt die Medienanstalten nachweisen, dass diese schuldhaft etwas Falsches veröffentlicht haben. 

			Wallaschs Blog ist dabei bei Weitem kein Einzelfall. Seit 2020 verschickten die Medienanstalten fast 100 Hinweisschreiben. Darunter waren wenige formelle Beanstandungen.124 Die meisten waren Drohbriefe. Die Anstalten nahmen eine ganze Reihe von Bloggern und kleinen Nachrichtenportalen aufs Korn, darunter den Blauen Boten und Multipolar. An Multipolar bissen sie sich allerdings, zumindest einstweilen, die Zähne aus. Nachdem das Magazin sich bei den Behörden durch Freiklagen der Krisenstabsprotokolle des Robert-Koch-Instituts (RKI) unbeliebt gemacht hatte, schickte die Medienbehörde aus NRW dem Magazin mit windigen Vorhaltungen eine Bußgeldandrohung. An einem Interview bemängelte sie, Aussagen des Interviewten hätten vom Interviewer hinterfragt und »eingeordnet« werden müssen.125 Chefredakteur Paul Schreyer machte die Sache öffentlich und präsentierte Belege für die beanstandeten Aussagen. Daraufhin musste die Behörde ihre falschen Vorwürfe zurücknehmen. Sie verlangte allerdings zur Abwendung eines Verfahrens, dass Multipolar die beigebrachten Belege in die beanstandeten Artikel einarbeite. Das Magazin weigerte sich und kündigte an, im Fall der Einleitung eines förmlichen Verfahrens die Verfassungsmäßigkeit von § 19 Medienstaatsvertrag prüfen zu lassen.126 Das hat die Medienanstalt jedoch bisher tunlichst vermieden. 

			Etablierte Medien hat der Gesetzgeber im auffälligen Kontrast zu den unabhängigen Medien von jeder externen Aufsicht ausgenommen. Die windige Begründung ist, dass diese sich dem Deutschen Presserat angeschlossen haben. Dieser hat außer Rügen jedoch keine Sanktionsmöglichkeiten und ist daher ein zahnloses Selbstkontrollorgan. Den angeschlossenen Medien drohen keinerlei Bußgelder oder andere ernste Schwierigkeiten, selbst wenn sie, wie der Spiegel im Fall Claas Relotius, jahrelang erfundene Reportagen einem Millionenpublikum als Wahrheit präsentieren. 

			Der Blogger Alexander Wallasch erklärte sich also bereit, sich auf den Kodex des Presserats zu verpflichten und beantragte Aufnahme. Der Presserat lehnte jedoch nach längerem Hinhalten mit der knappen Begründung ab, dass ihm das publizistische Angebot Wallaschs nicht zusage, weil es »nicht vollständig« journalistischen Standards entspreche. Die Bitte Wallaschs, das näher zu erläutern, damit er durch Besserung aufnahmefähig werden könne, wurde mit beharrlichem Schweigen auf alle weiteren Anfragen quittiert.127 

			Und so war der Weg frei für die Medienanstalten, Wallasch frontal anzugreifen. Gleich fünf von diesen Anstalten bildeten eine »Prüfgruppe Wallasch« unter Leitung der Landesmedienanstalt Berlin-Brandenburg. Diese legte damit los, dass sie von Wallasch 2 500 Euro »Verwaltungsgebühr« forderte, dafür dass sie drei seiner Artikel beanstandete.128 Diese Texte seien »negativ generalisierend gegen Migranten«, könnten als diskriminierend angesehen werden und gegen den Pressekodex verstoßen.129 Hier nutzen die Medienanstalten offenkundig die journalistische Sorgfaltspflicht als Vorwand, um Formulierungen, die juristische Verbotskategorien wie Volksverhetzung nicht erfüllen, auf anderem Wege zu verbieten. Sollte er die Artikel nicht ändern oder löschen, kämen zur »Verwaltungsgebühr« je 500 Euro Zwangsgeld hinzu. Ob danach noch weitere Artikel beanstandet und mit deftigen Strafgeldern belegt werden würden, ließ die Medienanstalt offen.130 

			Dass die Berliner Anstalt die Führung übernahm, obwohl Wallasch von Niedersachsen aus arbeitet, hat einen üblen Beigeschmack. Denn Wallasch enthüllte jahrelange schwere Verstöße des Magazins The European, das zur Weimer Media Group des Medienstaatsministers Wolfram Weimer gehört, gegen journalistische Standards – darunter Hunderte erfundene oder unter Pseudonym schreibende Autoren, mutmaßlich zur Täuschung von Werbekunden, sowie ein fehlendes Impressum und ungenehmigte Übernahmen fremder Texte und Bilder. Seine Vorwürfe wurden durch Recherchen anderer Medien bestätigt. Und eben dieser politisch bestens vernetzte Wolfram Weimer saß von 2003 bis 2015 im Medienrat der Landesmedienanstalt Berlin-Brandenburg, und bekanntermaßen heute als Kulturstaatsminister in der Bundesregierung.

			Auch die bayerische Landesmedienanstalt beteiligte sich an der »Prüfgruppe Wallasch«. Dieser wollte von ihr wissen, warum sie nicht stattdessen gegen das bayerische Medienunternehmen von Wolfram Weimer vorgehe. Anstaltschef Thorsten Schmiege gab sich unwissend und desinteressiert an dem Skandalmedium. Wallasch fand im Internet ein potenziell aufschlussreiches Foto von Schmiege und Weimer gemeinsam auf der Dachterrasse des Kanzleramts in Berlin.131

			Wallasch ging gegen die Medienanstalten vor Gericht. So gibt es Hoffnung, dass deren Treiben und die Verfassungsmäßigkeit von § 19 Medienstaatsvertrag bald gerichtlich überprüft werden. 

			Es sind ausgerechnet diejenigen, die verpflichtet sind, Rundfunkgebühren zu verrichten, die die Einschüchterung freier Medien und harmloser Blogger bezahlen. Die Tätigkeit der Landesmedienanstalten wird nämlich aus den Rundfunkbeiträgen finanziert. Der Staat nennt das »staatsferne Aufsicht«, weil die Medienanstalten nicht weisungsgebunden sind. Sie besitzen denselben Status wie die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (ARD, ZDF und Deutschlandradio). Über das Spitzenpersonal und alles, was sonst noch wichtig ist, bestimmen allerdings direkt oder indirekt die jeweilige Regierung und Landtagsmehrheit.

			Die Umtriebe der Medienanstalten gehen noch weiter. Sie durchforsten seit 2021 das Internet mit einer künstlichen Intelligenz namens KiVi nach »potenziell rechtswidrigen« Inhalten. Entwickeln ließ dieses Programm die nordrhein-westfälische Medienanstalt mit Unterstützung der dortigen Staatskanzlei. »Staatsferne Aufsicht« eben. Alle 14 Medienanstalten nutzen das Programm zur Ausforschung der Internetmedien.132 Was die Anstalten an mutmaßlich rechtswidrig »extremistischen« Inhalten wie Volksverhetzung oder Verwendung verfassungsfeindlicher Kennzeichen finden, geben sie an die Strafverfolgungsbehörden oder den sogenannten Verfassungsschutz weiter, auch und gerade, wenn es von Privatpersonen stammt. Warum es einen von Rundfunkgebühren finanzierten »staatsfernen« Internet-Schnüffeldienst als Assistenten für Polizei, Staatsanwaltschaften und Geheimdienst braucht, erschließt sich nicht leicht. Geht das »staatsfern«, finanziert aus Mitteln der Rundfunkbeitragszahler, besser, als wenn Polizei und Staatsanwaltschaften das, mit Hoheitsgewalt ausgestattet und steuerfinanziert, selbst übernehmen?

			Im Koalitionsvertrag der schwarz-roten Bundesregierung von Frühjahr 2025 wird »die bewusste Verbreitung falscher Tatsachenbehauptungen« als durch die »Meinungsfreiheit nicht gedeckt« bezeichnet. Deshalb müsse die »staatsferne Medienaufsicht unter Wahrung der Meinungsfreiheit auf der Basis klarer gesetzlicher Vorgaben« gegen Informationsmanipulation, Hass und Hetze vorgehen können. Man darf den Passus zu den »klaren gesetzlichen Vorgaben« wohl als Einräumung lesen, dass es mit der gesetzlichen Basis für die freiheitsfeindlichen Umtriebe der Landesmedienanstalten derzeit noch nicht allzu weit her ist. Gefährlich ist jedoch: Die Koalitionäre setzen Hass und Hetze mit falschen Tatsachenbehauptungen gleich. Das riecht sehr danach, als sollten die Medienanstalten das, was sie derzeit schon unter dem Vorwand der Sicherung der journalistischen Standards tun, künftig auch mit ausdrücklichem Auftrag tun können: unbotmäßige Medien und Publizisten an die Kandare nehmen und Bürger einschüchtern, damit sie im Internet nicht allzu frei ihren Unmut über die Regierenden äußern. 

			Wider die gefährlichen Bücher

			Auch die beim Staat angestellten Bibliothekare wollen nicht hint­anstehen, wenn es darum geht, gefährliche Narrative durch Fak­tenchecks und anschließende Inhaltemoderation unschädlich zu machen. Zu diesem Zweck hat ihr Berufsverband BIB einen »Ex­per­t*innenzirkel« gebildet, der Bücher auflistet, die mit Warnhinweisen für Leser versehen oder ausgelistet werden sollen. Die Warnhinweise sollen verhindern, dass Bibliotheksnutzer solchen Thesen Glauben schenken, die den zulässigen Meinungskorridor verlassen. 

			Ich berichtete im Dezember 2024 darüber, dass ein Nutzer der Stadtbibliothek Münster wissen wollte, warum in einigen Büchern auf der ersten Seite ein Aufkleber mit dem folgenden Inhalt angebracht war:

			»Dies ist ein Werk mit umstrittenem Inhalt. Der Inhalt dieses Werks ist unter Umständen nicht mit den Grundsätzen einer demokratischen Gesellschaft vereinbar. Dieses Exemplar wird aufgrund der Zensur-, Meinungs- und Informationsfreiheit zur Verfügung gestellt.«133 

			Die Bibliothek antwortete, man hätte einen Bildungsauftrag einzuhalten, der beinhalte, 

			»Stellung zu nehmen, wenn Quellen in Büchern nicht nachweislich korrekt recherchiert seien, (…) bzw. wenn Bücher gefälschte Fakten und Thesen verbreiten (vorrangig im medizinischen Bereich bei umstrittenen Behandlungsmethoden).«

			Auch die Bibliothekare vertreten also die voraufklärerische Auffassung, dass es bei medizinischen Behandlungsmethoden und anderen wissenschaftlichen Streitfragen eine objektiv feststellbare Wahrheit gäbe. Eine Wahrheit, die selbst ein Bibliothekar ohne einschlägige wissenschaftliche Ausbildung als solche erkennen kann. Wenn man sich vor Augen führt, was in früheren Zeiten alles Konsens in der Medizin und allgemein in der Wissenschaft war, so kann einem vor einem solchen Wissenschaftsverständnis nur grausen. Es muss eine spezielle Form von Demokratie sein, mit deren Grundsätzen es unvereinbar ist, in wissenschaftlichen Fragen eine eigene Meinung zu haben.

			Auf der Webseite des »Expert*innenzirkels« des BIB, der den Bibliotheken Empfehlungen in Sachen »umstrittene Literatur« gibt, wurde – bis ich darüber berichtete – beispielhaft eine Besprechung des Buchs Corona Fehlalarm? der Professorin für Biochemie Karina Reiss und des Professors für medizinische Mikrobiologie Sucharit Bhakdi hervorgehoben.134 Die Rezensenten waren zwei Studenten des Bibliothekswesens an der Fachhochschule Köln. Dass der Bibliothekarsverband allen Ernstes meinte, eine Rezension dieser Qualität und dieses Inhalts als Empfehlung an alle deutschen Bibliotheken als beispielhaft veröffentlichen zu können, sagt sehr viel über das Projekt aus. 

			Die beiden Studenten empfahlen, bei der Anschaffung vorsichtig zu sein oder einen Warnhinweis anzubringen. Denn im Buch werde der Regierung ein »Großteil der Schuld an der Pandemie« angelastet und außerdem behauptet, es handle sich um eine »Medien-Epidemie«. Letzteres hätten Medizinstudenten der Uni Kiel kritisiert. Auch dass die Maskenpflicht kritisiert wird, störte die studentischen Rezensenten. Das sähe ein Hygieniker in einem Artikel auf der Nachrichtenplattform T-Online anders. Auf diesem Niveau geht es weiter, bis hin zur Warnung, dass »die breite Bevölkerung ihr Vertrauen in die Autor:innen als promovierte Wissenschaftler:innen« setzen könnte, obwohl es sich »eher um eine kritische Abhandlung« handle. 

			Ein von den Einordnungshinweisen betroffener Autor klagte gegen die Bibliothek. Diese hatte inzwischen den zweiten Satz des Einordnungshinweises zur möglichen Unvereinbarkeit des Inhalts mit Grundsätzen der Demokratie entfernt. Doch das half nicht. Das Oberverwaltungsgericht Münster gab dem Autor in zweiter Instanz recht. In seinem Beschluss gibt das Gericht eine Begründung, die auch der Faktenchecker-Szene den rechtlichen Boden unter den Füßen wegziehen würde, wenn der Staat nicht so geschickt Abstand zwischen sich und die von ihm finanzierten NGOs gebracht hätte:

			»Der Einordnungshinweis stellt einen Eingriff in Art. 5 Abs. 1 GG dar. (Dieser) gibt jedem das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten. Der Grundrechtsschutz besteht unabhängig davon, ob die Äußerung rational oder emotional, begründet oder grundlos ist und ob sie von anderen für nützlich oder schädlich, wertvoll oder wertlos gehalten wird. (…) Dieser Eingriff ist nicht gerechtfertigt, weil er von der Aufgabenzuweisung im Kulturgesetzbuch NRW nicht erfasst ist. Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, dass sich mündige Staatsbürger in öffentlichen Bibliotheken mit Informationen versorgen, um sich – ohne insoweit gelenkt zu werden – eine eigene Meinung zu bilden.«135

			Die Bibliothekare tun sich jedoch schwer damit, das Gerichtsurteil zu akzeptieren. Der Deutsche Bibliotheksverband (dbv) und der Bibliothekarsverband BIB kommentierten es kritisch bis polemisch. Der dbv forderte vom Gesetzgeber einen ausdrücklichen Auftrag, Leser vor gefährlichem Gedankengut zu warnen.136 »Demokratie ist Haltung«, heißt es in der Stellungnahme des BIB. Der Gerichtsbeschluss sei absurd und grotesk und »ein Schlag ins Gesicht aller, die für Aufklärung und Medienkompetenz stehen«. Dem »Kulturkampf von rechts« werde damit der Weg geebnet.137 

			Allerdings schrieb das Oberverwaltungsgericht Münster in seinem Beschluss auch, dass »es Bibliotheken freistehen mag, aufgrund sachlicher Kriterien eine Anschaffung bestimmter Werke zu unterlassen.« Deshalb ist damit zu rechnen, dass viele Bibliothekare den Weg der Nichtanschaffung von Büchern gehen, die sie für weltanschaulich bedenklich halten. Die Kunden und die Träger der Bibliotheken sind zu erhöhter Wachsamkeit aufgerufen. 

			Der Bibliotheksverbund der norddeutschen Bundesländer will schädliche Literatur unsichtbar machen, indem er zum Ende des Jahres 2025 der Bibliothek des Konservatismus (BdK) in Berlin die Mitgliedschaft gekündigt hat. Die Kündigung könnte eine Folge davon sein, dass im Mai 2025 zwei Berliner Abgeordnetenhausmitglieder der Grünen eine kritische Anfrage zur Zugehörigkeit der Bibliothek zu einem lokalen Berliner Bibliotheksverbund gestellt hatten.138 Die BdK befürchtet, dass ihre Bestände dadurch für überregionale Interessierte unsichtbar werden könnten und geht gerichtlich gegen die Kündigung vor. Denn nur die Mitgliedschaft im Bibliotheksverbund gewährleiste deren Auffindbarkeit. 

			Cancel Culture: Maulkörbe für Abweichler

			Die Tätigkeit der staatlich finanzierten NGOs des Wahrheitskomplexes befördert ein intolerantes gesellschaftliches Klima, in dem die sogenannte Cancel Culture gedeiht. In dieser Kultur gilt es als legitim, »umstrittene« Personen aus dem öffentlichen Leben möglichst zu verbannen, sodass sie ihre Thesen nicht mehr vor Publikum äußern und zur Diskussion stellen können. Wissenschaftlern, Künstlern und Publizisten wird durch organisierten Druck auf Veranstalter und Saal-Vermieter die Möglichkeit genommen, live vor Publikum zu sprechen. 

			Weil ich im Verlauf des Jahres 2022 eine starke Häufung von solchen Vorfällen bemerkte, habe ich sie seit Februar 2023 auf meinem Blog in Kurzmeldungen dokumentiert.139 Es folgt eine kleine Auswahl aus dem Jahr 2023, um zu zeigen, wie intensiv schon vor Jahren gecancelt wurde. 

			Nürnbergs Oberbürgermeister König (CSU) kündigte mitten im Kartenvorverkauf die Meistersingerhalle für den Auftritt des Historikers Daniele Ganser.140 Gleiches tat das rot-grüne Dortmund.141 Die Stadt Frankfurt beschloss, den Vertrag für das Konzert von Roger Waters wegen dessen Kritik an Israels Siedlungs- und Besatzungspolitik zu kündigen.142 Münchens Oberbürgermeister Reiter (SPD) hatte zuvor dieselbe Absicht erklärt, worüber die Frankfurter Allgemeine Zeitung unter der nicht ganz sachlichen Dachzeile »BDS-Fan und Putinversteher« berichtete. BDS ist eine Bewegung, die zum Israelboykott aufruft.143 

			Die Veranstalter einer Vorführung von zwei Dokumentarfilmen der Journalistin Alina Lipp über den Russland-Ukraine-Krieg sagten diese ab, aus Angst, Gegner könnten den Saal stürmen. Der Tagesspiegel und andere Medien hatten intensiv gegen die Veranstaltung Stimmung gemacht.144 Die Universität Hamburg zog ihre Raumzusage für den kapitalismuskritischen Kongress »We want our world back« unmittelbar vor Beginn zurück, weil der Hamburger Verfassungsschutz Druck ausgeübt hatte.145 

			Eine Ausstellung der Corona-Maßnahmen-kritischen Künstlerin Jill Sandjaja in Berlin wurde nach einer Social-Media-Kampagne und Drohungen gegen Veranstalter und Vermieter abgesagt – sehr zur Freude der taz.146 Die Leitung des Museums der bildenden Künste in Leipzig setzte eine Veranstaltung mit den dunkelhäutigen Künstlerinnen Bibiana Malay und Grit Díaz ab, weil diese in ihrer Performance das Wort »Neger« aus einem Kinderreim zitierten.147

			Der Spiegel legte Universitäten nahe, die unbequemen Wissenschaftler Michael Meyen, Sucharit Bhakdi und Ulrike Guérot zu entlassen, da diese »Verschwörungstheorien anhängen oder inhaltlich abdriften«.148 Guérot wurde von der Universität Bonn auf Basis von Plagiatsvorwürfen entlassen. Gegen Meyen wurde ein Disziplinarverfahren eröffnet. Markus Lanz forderte vor Millionenpublikum die FDP auf, ihren Klimareferenten Steffen Hentrich zu entlassen,149 weil der korrekterweise festgestellt hatte, dass es »in den letzten Jahren kaum wärmer wurde« (gemessen am globalen Mittelwert).150

			Ein Vortrag des Journalisten Jakob Reimann auf dem Augsburger Friedensfest zum Thema »Rechtsruck in Israel« wurde nach einer medialen Kampagne wegen angeblichem Antisemitismus abgesagt.151 Eine Preisverleihung an die palästinensische Autorin Adania Shibli nahm die Frankfurter Buchmesse aus dem Programm, nachdem die taz geschrieben hatte, das Buch bediene anti-israelische Klischees.152 Auch der Achgut-Verlag wurde gecancelt: Er durfte das Buch Land ohne Mut des Philosophen Michael Esfeld nicht vorstellen, weil sich andere Kleinverlage und Besucher in der Vergangenheit an einem Buch des Verlags gestört hätten.153 

			Die Stadt Ettlingen sagte einen geplanten Auftritt des Kabarettisten Uli Masuth ab, weil die Badischen Neuen Nachrichten, wie sie stolz berichteten, den Kulturamtsleiter darauf aufmerksam gemacht hatten, dass Masuth an Corona-Demonstrationen teilgenommen habe.154 Tagesschau-Moderator Constantin Schreiber, dem »linke« Studenten, offenbar mit stillschweigender Duldung der Universität Jena, bei einer Lesung eine Torte ins Gesicht gedrückt hatten, erklärte, sich künftig nicht mehr zum Islam zu äußern.155 Der Stardirigent Justus Frantz wurde von dem von ihm gegründeten Schleswig-Holstein Musik Festival ausgeschlossen und bekam keine Engagements mehr, weil er Auftritte in Russland wahrnahm und mit dem Dirigenten Waleri Gergijew befreundet ist. Vom Spiegel gab es jede Menge Häme hierfür.156

			Das ist nur eine Auswahl der öffentlich bekannt gewordenen Fälle, bei denen es schon eine geplante Veranstaltung gegeben hatte. Die Dunkelziffer der Fälle, in denen aus Angst vor den Kulturkriegern Veranstaltungen oder Einladungen von vornherein unterblieben, dürfte riesig sein. 

			Springen wir ins Jahr 2025, wieder mit einer kleinen Auswahl, die zeigt, dass Stimmen, die kampagnenfähigen Gruppen, bestimmten Medien oder Politikern mit lokaler Macht nicht gefallen, mit zunehmender Ruppigkeit gecancelt werden. Die Freie Universität Berlin und die Universität München sagten jeweils auf Druck aus der Politik einen Vortrag der UN-Sonderberichterstatterin für die besetzten palästinensischen Gebiete Francesca Albanese ab.157 Die Veranstaltung in Berlin wurde in die Räume der Tageszeitung junge Welt verlegt. Die Polizei beaufsichtigte »zur Gefahrenabwehr« gegen den Willen der Veranstalter den Vortrag.158 

			Das SPD-geführte Arbeitsministerium entließ die Juristin und Bundestagskandidatin Melanie Schweizer nach einer Bild-Kampagne und entzog ihr den Beamtenstatus, weil sie in den sozialen Medien Kritik am Vorgehen Israels in Gaza geübt hatte.159 Der SPD-Bürgermeister von Düren sagte eine Veranstaltung des Stadttheaters zu Berufsperspektiven von Jugendlichen ab, weil einer der Dozenten sich früher kritisch zu Corona-Maßnahmen geäußert hatte und eine andere ein Buch geschrieben hatte, das positiv von der rechten Zeitschrift Junge Freiheit besprochen worden war.160 

			Das Flanders Festival Ghent lud auf Druck von Aktivisten die Münchner Philharmoniker aus, weil deren Chefdirigent, Lahav Shani, auch Musikdirektor des Israel Philharmonic Orchestra ist.161 Das universitäre Munich Center for Mathematical Philosophy kündigte der Physikerin Sabine Hossenfelder. Grundlagenphysiker hatten sich darüber beschwert, dass sie in ihren populären Videos »große Teile der theoretischen Physik« als nutzlosen Unsinn bezeichnet hatte.162 Die Stadt Klütz sagte einen Vortrag von Michel Friedman aus Angst vor möglichen rechten Protesten ab.163 Der Rammstein-Sänger Till Lindemann musste eine Buch-Signierstunde in Berlin wegen Drohungen kurzfristig an einen anderen Ort verlegen.164

			Ein Spezialist in Sachen Einschüchterung mit der Drohung eines Shitstorms ist die der SPD und den Grünen nahestehende Kampagnenorganisation Campact. Einen seltenen Einblick in deren Einschüchterungsarbeit konnte man im November 2025 gewinnen. Der Verband der Familienunternehmen hatte einen AfD-Abgeordneten zu einem parlamentarischen Abend eingeladen. Campact schrieb alle Mitgliedsunternehmen an, bat sie um Bestätigung der Mitgliedschaft und fragte sie mit drohendem Unterton, ob sie beabsichtigten, Mitglied zu bleiben (oder sich lieber einem von Campact inszenierten Shitstorm aussetzen möchten). Die Drogeriekette Rossmann erklärte daraufhin, sie wolle austreten. Konkurrent dm reagierte nicht. Ihr Chef verteidigte öffentlich die Absicht des Verbands, mit einem AfD-Vertreter zu diskutieren. 

			Daraufhin veröffentlichte Campact in den sozialen Medien eine Gegenüberstellung der Reaktionen von Rossman (»Kündigt sofort seine Mitgliedschaft«; Daumen hoch) und von dm (»Bleibt Mitglied und verteidigt den Verband«; zwei Daumen runter). Garniert wurde das von einer rot unterlegten Aufforderung an die Betrachter: »Jetzt dm auffordern, sich zur Brandmauer zu bekennen!«165

			Allerdings hatte dm schon Monate vorher seine Mitgliedschaft zum Jahresende gekündigt, konnte also gar nicht mehr austreten. dm-Chef Christoph Werner hatte sich jedoch von Campact nicht erpressen lassen wollen und deshalb nicht auf deren als Anfrage getarnte Drohmail geantwortet. Er sagte später im Fernsehen: 

			»Was erlaubt sich denn diese Organisation, als NGO, mich unter Druck zu setzen, dass ich mich öffentlich zu bekennen habe, weil ich sonst beschämt und an den Pranger gestellt werde?«166

			Werner berichtete von einer großen Angriffswucht. Die Kommunikationskanäle des Unternehmens seien überrannt worden. E-Mails in aggressivem Ton seien eingegangen, Social-Media-Accounts gezielt blockiert worden. Rossmann-Chef Raoul Roßmann äußerte sich in derselben Sendung empört über die »obszönen« Angriffe auf die Konkurrenz. Er bezeichnete es als »extrem ärgerlich«, dass sein Unternehmen von Campact in eine Auseinandersetzung hineingezogen worden sei, mit der es nichts zu tun hatte. 

			Selbst als bekannt wurde, dass dm schon lange vorher seinen Austritt aus dem Verband erklärt hatte, versuchte Campact dies noch in einen angeblichen Erfolg seiner Kampagne umzumünzen. Ein neues Social-Media-Poster war überschrieben mit: »Breaking: dm aus Familienunternehmer-Verband ausgetreten«, und schloss mit: »dm beugt sich dem Druck, den Tausende in den letzten Stunden gemacht haben, und distanziert sich vom Lobbyverband. Das zeigt: Protest wirkt!«

			Man kann sich leicht vorstellen, warum Saalvermieter oder Veranstalter eiskalte Füße bekommen, wenn eine Kampagnenorganisation wie Campact bei ihnen anfragt, ob sie wissen, welch üblem Verschwörungstheoretiker sie eine Bühne geben wollen. 

			Boykottkampagnen können durchaus legitim sein. Wenn Aktivisten Verbraucher korrekt über anrüchige Geschäftspraktiken eines Produzenten informieren, damit diese in vollem Wissen entscheiden können, ob sie dessen Produkte weiterhin kaufen wollen, dann ist das legitimer öffentlicher Druck. Wenn dagegen Saalvermieter und Veranstalter öffentlich unter Druck gesetzt werden, bestimmte Menschen, deren Meinungen manchen Menschen nicht gefallen, auszuladen oder nicht mehr einzuladen, dann ist Mobbing der richtige Ausdruck. Denn die Haltung, aus der heraus die Veranstaltungen für unanständig erklärt werden, ist mit einem liberalen, demokratischen Gemeinwesen unvereinbar. Sie geht davon aus, dass bestimmte – oft regierungskritische – Meinungen, die den einschlägigen Aktivisten nicht gefallen, nicht geäußert werden dürfen, auch nicht in geschlossenen Räumen, wo niemand gezwungen wird, zuzuhören.

			In Fällen wie der Kampagne von Campact gegen Mitglieder eines Verbands geht es darüber hinaus nicht einmal gegen diejenigen, denen man unanständiges Verhalten vorwirft. Vielmehr richtet sich der Vorwurf an alle, die sich nicht bereits aktiv an der Kampagne gegen die »Schuldigen« beteiligen. Das macht die Kampagne in doppelter Hinsicht fragwürdig. 

			Meldestellen: Einäugige Tugendwächter 

			Faktenchecker und Hinweisgeber können und sollen ihre Fundsachen aus der Durchforstung des Internets in Zweitverwertung auch für die Strafverfolgung nutzbar machen. Dafür hat der Staat Meldestellen gegen »Hass und Hetze« geschaffen. Die NGOs können dorthin niederschwellig und massenhaft alles melden, was ihnen strafwürdig erscheint. Nicht ganz zufällig sind es überwiegend Äußerungen von Kritikern der Regierung, die von den regierungsabhängigen NGOs als potenziell strafbar oder verfassungsfeindlich gemeldet werden. 

			Der Rentner Stefan Niehoff bekam das am frühen Morgen des 12. November 2024 zu spüren. Wegen des Verdachts der Volksverhetzung verschafften sich Polizisten Zutritt zu seiner Wohnung. Niehoff hatte per Klick auf der Plattform X eine satirisch verfremdete Werbeanzeige weiterverbreitet. Unter einem Porträt des damaligen grünen Wirtschaftsministers Robert Habeck stand zu lesen: »Schwachkopf Professional«.167 

			Drei Staatsanwälte der niedersächsischen Zentralstelle zur Bekämpfung von Hasskriminalität im Internet in Göttingen gelangten mit ihren Äußerungen zu Hausdurchsuchungen wie dieser zu trauriger internationaler Berühmtheit. Im Interview mit einem US-Sender feixten sie vor der Kamera darüber, wie konsterniert die Betroffenen oft seien, wenn überfallartig ihre Smartphones, Tablets und Computer konfisziert werden.168 Das sei für viele die härtere Strafe als das spätere Bußgeld, sagten sie lachend. Weder in den USA noch in Deutschland kam das gut an.169 

			Niehoff wurde diese vorgezogene Bestrafung in Zusammenhang mit einem bundesweiten Aktionstag gegen Hass und Hetze zuteil. Die verantwortlichen Politiker machen sich derweil keine Mühe, zu verbergen, dass die Hausdurchsuchungen nicht nur der Beweissicherung dienen sollen – wie es das Recht ausschließlich vorsieht –, sondern vor allem der Erziehung und Abschreckung. Deshalb werden sie zu Aktionstagen zusammengefasst und medial begleitet. Aus Anlass des zwölften Aktionstags gegen Hass und Hetze, bei dem gleichzeitig 65 Hausdurchsuchungen stattfanden, sagte der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul im WDR: »Das ist für die Öffentlichkeit ein klares Signal, nach dem Motto, so etwas macht man nicht.«170

			Dass die Staatsanwaltschaft Bamberg auf den bis dahin unbescholtenen Rentner Niehoff aus der bayerischen Provinz mit wenigen Followern aufmerksam wurde, war das fragwürdige Verdienst der Meldestelle HessenGegenHetze. Diese Abteilung des hessischen Innenministeriums sah sich nämlich für möglicherweise rechtswidrige Äußerungen überall in der Bundesrepublik zuständig, unabhängig von ihrer Relevanz. Von Wiesbaden wurde die brandgefährliche Weiterleitung des Schwachkopf-Memes durch Niehoff an die Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im Internet (ZMI) des BKA gemeldet. Auch diese befand sie einer weiteren Befassung staatlicher Instanzen für würdig und gab den Fall an das Landeskriminalamt Bayern weiter, das ihn der Staatsanwaltschaft Bamberg zur Verfolgung übergab.171

			Die Meldestelle HessenGegenHetze war ein CDU-Projekt. Es wurde Anfang 2020 in Reaktion auf den Mord am Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke durch einen Rechtsradikalen eingerichtet. Das hessische Innenministerium erläutert den Daseinszweck so: Der Mörder Lübckes habe vor der Tat hasserfüllte Äußerungen getan. Aus hasserfüllten Äußerungen würden sehr oft Hassverbrechen. Deshalb müsse man entschieden gegen Hassrede vorgehen.172 Dass sie mit derart übergriffig autoritärem Verhalten Teile der Bevölkerung radikalisieren könnten, sahen die Verantwortlichen entweder nicht oder sie nahmen es für andere Ziele in Kauf. 

			Etwa 10 000 Meldefälle übersandte HessenGegenHetze in den ersten neun Monaten des Jahres 2025 an das ZMI des BKA. Das waren stolze 59 Prozent der dort eingegangenen Meldungen.173 HessenGegenHetze leistete damit einen beträchtlichen Beitrag zur Überlastung der Strafgerichtsbarkeit. Diese führt zunehmend dazu, dass selbst schwere Straftaten nicht verfolgt werden können und Untersuchungshäftlinge ohne Verfahren freigelassen werden müssen.174 Teuer ist die Sache noch dazu: Die hessischen Steuerzahler mussten für die Meldestelle von 2020 bis 2024 jährlich zwischen 424 500 und 1,47 Millionen Euro aufbringen.175 Die Kosten der Staatsanwaltschaften und Gerichte kommen hinzu. 

			Als Pendant zu HessenGegenHetze betreibt Baden-Württemberg gemeinsam mit Bayern die ebenfalls bundesweit tätige *Meldestelle REspect! im Netz*.176 Laut Webseite hat die Meldestelle bis Ende September 2025 gut 102 000 eingegangene Meldungen bearbeitet und davon über 27 000 an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet. In den ersten neun Monaten des Jahres 2025 waren diese beiden staatlichen Meldestellen zusammen für rund 80 Prozent der beim ZMI des BKA eingegangenen Meldungen verantwortlich.177 

			 Der Umgang der Berliner Staatsanwaltschaft mit einem Fall der Beleidigung von Bundeskanzler Friedrich Merz im Netz zeigt, wie sehr den Strafverfolgern mittlerweile die Maßstäbe verrutscht sind. Die Staatsanwaltschaft führte dabei die Bezeichnung »Arschloch« als »politisch motivierte Kriminalität« in der Unterkategorie »Ex­tremismus«.178 

			Einen erheblichen Beitrag zur Generierung der vielen Meldungen leistete die schwarz-rote Regierung unter Angela Merkel, als sie 2021 das »Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität« verabschiedete. Die rigiden Corona-Maßnahmen hatten zu heftigen Protesten und scharfer Kritik an Politikern geführt. Teil des Gesetzespakets war daher die Ergänzung von Paragraf 188 des Strafgesetzbuchs. Seither ist die »Beleidigung einer Person des öffentlichen Lebens, die geeignet ist, ihr Wirken erheblich zu erschweren«, ein besonders hart zu bestrafender Tatbestand. Helmut Kohl sagte einst, wer qua Amt Macht über die Bürger ausübe, müsse Kritik an seiner Person und Amtsführung hinnehmen. Heute gilt das Gegenteil. Gerade derjenige, der Macht ausübt, wird per Sonderrecht besonders gut vor scharfer Kritik der Machtlosen geschützt. Der Auslegungsspielraum der Meldestellen, Staatsanwälte und Richter ist dabei groß. Er wird ausgiebig und erkennbar sehr einseitig genutzt. Das ist kein Wunder. Schon der Name des Gesetzes macht deutlich, dass Beleidigungen von Politikern durch Linke und Linksextremisten nicht im Fokus stehen sollen. 

			Begründet wurde die Neuregelung mit dem Schutz von Kommunalpolitikern gegen Anfeindungen von rechts. In der Praxis waren es Bundespolitiker wie Friedrich Merz, Robert Habeck, Annalena Baerbock und Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die ihre Kritiker im Volk mit massenhaften Schadensersatzforderungen oder Strafanzeigen verfolgten. Nach Angaben des ZMI des BKA sind die Fälle nach §188 im Jahr 2025 geradezu explodiert. Die Hinweise kamen dabei fast alle von HessenGegenHetze, REspect! oder den Landesmedienanstalten.179 

			Die von HessenGegenHetze genutzte Definition von »Hate Speech« ist dabei äußerst breit. Laut dieser Definition handelt es sich in der Regel um Äußerungen, die von »gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit« geprägt seien. Die angeführten Beispiele für möglicherweise betroffene Gruppen zeigen, dass es schon genügt, jemanden wegen seines Berufs, seiner politischen Einstellung oder seiner Weltanschauung herabzuwürdigen.180 Damit wird so ziemlich jeder etwas erhitzt geführte politische Streit zu einem potenziellen Fall für den Staatsanwalt. Das ist geradezu eine Einladung für die Melder, ihren weltanschaulichen Vorlieben bei der Auswahl des zu Meldenden freien Lauf zu lassen. 

			HessenGegenHetze kooperierte bis zu einer Neuorganisation Ende 2025 mit der Organisation *HateAid*.181 Gleiches gilt für ihr schwäbisches Pendant, die Meldestelle Respect!, im Rahmen einer beim Landeskriminalamt angesiedelten „Initiative fur Toleranz im Netz“. Mit dabei sind Verfassungsschutz, Staatsschutz und Polizei. 

			HateAid ist seit Juni 2025 staatlich lizenzierter Vertrauenswürdiger Hinweisgeber, der die sozialen Medienplattformen privilegiert auf problematische Beiträge hinweisen darf. Die mit Millionen Euro staatlich unterstützte NGO, hat sich der an sich löblichen Aufgabe verschrieben, Menschen zu unterstützen, die im Internet Opfer von Mobbing, Rufmord und Ähnlichem geworden sind. Fraglich ist allerdings, ob alle Opfer von Cybermobbing von dem Angebot profitieren können. HateAid schließt von seinen Hilfsangeboten Personen aus, die „selbst Hass im Netz verbreiten“, durch „diskriminierende Äußerungen“ auffallen oder „Teil von antidemokratischen Gruppierungen“ sind. 

			AfD-Mitglieder und Querdenker werden vom politischen Establishment als antidemokratisch eingestuft. Äußerungen von Feministinnen und Naturwissenschaftlern in Sachen Frauenschutz oder wissenschaftlicher Bedeutung von X- und Y-Chromosomen werden in rot-rot-grünen Kreisen gern als trans-feindlich und diskriminierend gebrandmarkt. Gleichzeitig sind diese Gruppen nicht selten Ziel von wüsten Beleidigungen und Drohungen. Man darf davon ausgehen, dass diesen Gruppen, mit ihren oft quer zur Regierungslinie liegenden Meinungen, Schutz vor Hass im Netz häufig versagt bleibt. 

			Zudem beschränkt sich HateAid nicht auf diese Tätigkeit, auch wenn die NGO auf ihrer Webseite den Eindruck erweckt. Sie gibt den digitalen Medienplattformen mit Vorrang zu bearbeitende Hinweise, was gelöscht oder ausgebremst werden sollte. Mutmaßlich strafrechtlich Relevantes lässt HateAid über die Meldestellen ohne Aufwand den Strafverfolgern oder dem Verfassungsschutz zukommen. Regelmäßig stellt sich bei Analysen von Hassstürmen im Internet durch HateAid heraus, dass die Hasskommentare vor allem von Rechten und Rechtsradikalen ausgehen. Das könnte allerdings damit zu tun haben, dass die Organisation offenkundig Hassstürme gegen AfD-ler, Querdenker, Ungeimpfte, „transfeindliche“ Feministinnen und Klimaskeptiker nicht als ein vorrangig zu analysierendes Problem betrachtet. 

			HateAid wurde 2018 von einer ehemaligen Aktivistin der Kampagnenorganisation Campact und von Gerald Hensel gegründet. Campact ist die Kampagnenorganisation, die sich um die Verfestigung der Cancel Culture fragwürdige Verdienste erworben hat. Hensel haben wir als Organisator der Boykottaktion #KeinGeldFürRechts kennengelernt. Im Beirat von HateAid sitzen drei ehemalige Spitzenpolitikerinnen von Union, Grünen und SPD.182

			Das Bundeskriminalamt unternimmt nichts, um die Meldestellen, mit denen es zusammenarbeitet, zur politischen Neutralität zu verpflichten. Die Kooperationsvereinbarungen enthalten nichts in dieser Richtung.183 Dabei gibt es sehr starke Anhaltspunkte für Einseitigkeit. So zählt die Meldestelle REspect! in einem Tätigkeitsbericht für das Jahr 2025 insgesamt 6 786 Meldungen aus dem Phänomenbereich Rechtsextremismus und nur 137 aus dem Bereich Linksextremismus. Das ist ein Verhältnis von 50 zu Eins.184

			Wie politisiert die deutschen Richter und Staatsanwälte bereits sind, wurde Ende Dezember 2025 deutlich, als der Bundesgeschäftsführer des Deutschen Richterbunds, des größten Berufsverbands von Richtern und Staatsanwälten in Deutschland, sich dafür aussprach, das Weisungsrecht der Justizministerien gegenüber den Staatsanwälten zu beseitigen. Problematisch war dabei nicht die sehr unterstützenswerte Forderung, sondern ihre Begründung. Der Geschäftsführer des DRB, Sven Rebehn, sieht nämlich ein Problem nicht in der Gegenwart, denn Minister aus den Parteien der »Mitte« würden offenbar nie problematische Anweisungen geben. Das Problem sieht er darin, dass demnächst eine andere Partei als Union, SPD, Grüne und vielleicht Linke einen Justizminister stellen könnte. Er sagte: »Ein politisches Weisungsrecht für Strafverfahren in den falschen Händen wäre fatal.«185 

			Nur diese einseitige Politisierung der Richter und Staatsanwälte macht den Fall David Bendels wenigstens ansatzweise verständlich. Der Chefredakteur des rechten Magazins Deutschland-Kurier hatte im Februar 2025 ein satirisches Meme veröffentlicht, um die damalige Innenministerin Nancy Faeser zu kritisieren, nachdem diese angekündigt hatte, gegen Staatsverhöhnung vorzugehen. »Ich hasse die Meinungsfreiheit«, stand auf einem Schild, das sie in einer Fotomontage hielt, die Bendels auf der Plattform X verbreitete.186

			Auch in diesem Fall war die Meldestelle HessenGegenHetze initiativ.187 Die Staatsanwaltschaft Bamberg beantragte acht Monate Haft wegen Verleumdung einer Person des öffentlichen Lebens. Die Montage werde nicht zuverlässig von allen als Satire erkannt und sei deshalb geeignet, das Wirken der Ministerin erheblich zu beeinträchtigen. Der Richter stimmte zu, reduzierte die Haftstrafe in seinem Urteil von April 2025 allerdings auf sieben Monate und setzte sie zur Bewährung aus.188 Das Urteil wurde zu einem im In- und Ausland gern angeführten Beispiel dafür, wie sehr die Meinungsfreiheit in Deutschland schon auf den Hund gekommen ist. Bendels ging in Berufung. Einen Tag vor der Berufungsverhandlung am 14. Januar 2026 änderte die weisungsgebundene Staatsanwaltschaft ihr Plädoyer auf »unschuldig« und das Landgericht Bamberg folgte diesem Plädoyer mit einem Freispruch.189 Mutmaßlich hatte man im bayerischen Justizministerium und wohl auch in Berlin keine Lust auf noch mehr schlechte Presse in Sachen Meinungsfreiheit im In- und Ausland. 

			Zuvor hatten HessenGegenHetze und die Staatsanwälte es nämlich im Oktober 2025 mit einer Hausdurchsuchung bei dem konservativen Medienwissenschaftler und Publizisten Norbert Bolz endgültig zu weit getrieben. Nach einem Hinweis der umtriebigen hessischen Meldestelle standen bei ihm morgens die Beamten vor der Tür.190 Er hatte fast zwei Jahre zuvor auf X einen Artikel der taz mit dem Titel »AfD-Verbot und Höcke-Petition: Deutschland erwacht« kommentiert mit den Worten: »Gute Übersetzung von ›woke‹: Deutschland erwache!« »Deutschland erwache« ist eine in einschlägigen Kontexten verbotene nationalsozialistische Losung. Die gleiche Berliner Staatsanwaltschaft lehnte jedoch die Einleitung eines Strafverfahrens gegen einen Redakteur der Süddeutschen Zeitung ab, der aus Anlass einer Bundestagsabstimmung, bei der die CDU mit der AfD gestimmt hatte, gepostet hatte: »Sieg, heil, liebe CDU.«191

			Dem Übergriff einer humorbefreiten, politisch einseitigen Staatsmacht gegen Bolz folgte ein Sturm der Entrüstung, der auch den Mainstream erfasste. Die FAZ ließ der Meldestelle von Kritikern »Denunziation« vorwerfen.192 In der Welt forderte der rechter Gesinnung unverdächtige Deniz Yücel: »Diese Denunziantenbude gehört geschlossen.«193 Hessens Innenminister Roman Poseck (CDU) sah sich genötigt, eine »Weiterentwicklung und Neujustierung« der Meldestelle in Aussicht zu stellen. Diese »Weiterentwicklung«, die eine Demontage war, verkündete er in einer vorweihnachtlichen Pressemitteilung am 18. Dezember 2025.194 Die Meldestelle sollte künftig nicht mehr »Meldestelle« und nicht mehr »HessenGegenHetze« heißen und nur noch Fälle mit Bezug zu Hessen bearbeiten. Strafanzeigen sollte die »Beratungsstelle« auch nicht mehr annehmen.195 Der hessische Innenminister Roman Poseck (CDU) begründete die Neuausrichtung mit den Worten: 

			»Auch wenn der Kampf gegen Hass und Hetze wichtig ist, dürfen wir auch nicht über das Ziel hinausschießen. Auch die Meinungsfreiheit gilt es zu schützen und ein Klima des Anschwärzens zu verhindern. Ich hätte mir in dem Fall Bolz vor allem ein anderes Handeln der Berliner Justiz gewünscht.«

			Seine Parteifreunde in Baden-Württemberg und Bayern, die weiter die Meldestelle REspect! finanzieren, sehen das mit der Meinungfreiheit offenbar etwas lockerer. Diese Meldestelle blieb unreformiert. Hier kann HateAid alles melden, was der eigenen weiten Definition von Hass und Hetze entspricht. 

			Mit der Nazi-Keule gegen Kritiker

			Ein sehr gern verwendetes Mittel, um Regierungskritikern Schwierigkeiten zu machen und ähnlich Denkende einzuschüchtern, ist das Melden und Anklagen wegen Verharmlosung der Nazi-Diktatur durch Vergleiche nach dem Volksverhetzungsparagrafen 130 oder der Nutzung von Kennzeichen von Nazi-Organisationen nach §86a. Bei der Meldestelle Respect! betrafen 2024 knapp zwei Drittel der weitergebenen Fälle das »Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen« und gut ein Viertel »Volksverhetzung«. 196 

			Dabei ist besonders offenkundig, wie politisch einseitig die Verfolgung ausfällt. Angezeigt und verurteilt werden ganz überwiegend Regierungskritiker. Auch der Rentner Niehoff wurde letztlich nicht für das satirische Schwachkopf-Meme verurteilt, dessentwegen sein Haus durchsucht worden war, sondern wegen »Verwendung von Kennzeichen verfassungsfeindlicher Organisationen«. Er hatte ein satirisch verfremdetes Foto weiterverbreitet, das eine Grünen-Politikerin mit zum Hitlergruß erhobenen Arm zeigte, mit der Schlagzeile: »Das grüne Reich – die Machtergreifung«. Für jeden halbwegs verständigen Menschen ist das keine Verherrlichung der Nazis, sondern geschmacklose Kritik an den Grünen.197 Aber wenn es gegen Menschen mit Gesinnung rechts der Mitte geht, reicht es allemal für eine Verurteilung.

			Verurteilt wurde Niehoff zudem wegen Weiterverbreitung der Gegenüberstellung von Zitaten der ZDF-Journalistin Sarah Bosetti und des Nazis Fritz Klein. Er bezog sich dabei auf das Zitat Bosettis aus einem satirischen YouTube-Video über Ungeimpfte: 

			»Wäre die Spaltung der Gesellschaft wirklich etwas so Schlimmes? Sie würde ja nicht in der Mitte auseinanderbrechen, sondern ziemlich weit rechts unten. Und so ein Blinddarm ist ja nicht im strengeren Sinne essentiell für das Überleben des Gesamtkomplexes.« 

			Das Zitat von Fritz Klein lautete: »Ich schneide einen eiternden Blinddarm heraus, die Juden sind der vereiterte Blinddarm am Körper Europas.« Wohlgemerkt: Nicht Bosetti wurde für ihre bösartige, »gruppenbezogen« große Teile der Gesellschaft drastisch ausgrenzende Äußerung vor großem Publikum bestraft, sondern Niehoff für die sehr begrenzte Verbreitung einer kritischen Gegenüberstellung, die die Ungeheuerlichkeit von Bosettis Wortwahl deutlich machte.198 

			Der Künstler Simon Rosenthal wurde für das Posten seiner maßnahmenkritischen Digitalcollage mit dem Titel »German Mutant« angezeigt und von der inzwischen berüchtigten Bamberger Staatsanwaltschaft angeklagt. Die Collage zeigt einen Parfümflakon mit der Aufschrift »0 Covid, Berlin – Impfen macht frei« in Frakturschrift. Der Künstler konnte auf einen Impfaufruf eines CSU-Abgeordneten mit dem Hashtag #impfenmachtfrei verweisen, auf den er mit dem Kunstwerk reagiert habe. Die Bamberger Staatsanwaltschaft und die bayerische Generalstaatsanwaltschaft gingen trotzdem nach einem Freispruch in erster Instanz gemeinsam in Revision. Das Oberlandesgericht musste sie schließlich über Kunstfreiheit belehren und darüber, dass man das Kunstwerk nicht böswillig so interpretieren müsse, dass Rosenthal die Diskriminierung Ungeimpfter mit der Ermordung der Juden durch die Nazis gleichsetze.199 Der CSU-Abgeordnete bekam keine Schwierigkeiten mit der Staatsanwaltschaft. 

			So viel Glück wie Rosenthal haben viele andere nicht mit ihrem Richter. Die an politische Weisungen gebundenen Staatsanwälte pervertieren, wenn es gegen Regierungskritiker geht, viel zu oft die Lehre aus der Nazi-Zeit, die meiner Generation immer wieder eingebläut wurde. Wir lernten, dass man sich autoritären, menschenfeindlichen Tendenzen frühzeitig widersetzen muss, bevor es zu spät ist. Die Staatsanwälte erklären es dagegen zur Straftat, das »Wehret den Anfängen« im konkreten politischen Geschehen einzufordern, indem sie darauf beharren, dass das Nazi-Regime und die Judenverfolgung so einzigartig schrecklich waren, dass nichts damit verglichen werden dürfe – auch nicht mit deren Anfängen.

			Wer allerdings als Kritiker der Rechten oder derer, die er dafür hält, alle möglichen Leute Nazis nennt, sie mit Nazi-Symbolen abbildet oder ihre Äußerungen mit dem Massenmord an den Juden vergleicht, braucht keine Anklage wegen Nazi-Verharmlosung zu fürchten. Als der Grünen-Politiker Jürgen Trittin die Abschiebung von mutmaßlichen venezolanischen Bandenkriminellen durch die Trump-Regierung zur Inhaftierung in El Salvador mit Nazi-Konzentrationslagern gleichsetzte, lehnte die aus dem internationalen Fernsehen bekannte Staatsanwaltschaft Göttingen die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ausdrücklich ab. Zwar könne Trittins Gleichsetzung einer Strafanstalt für Kriminelle in El Salvador mit den Konzentrationslagern Buchenwald und Dachau eine strafbare Volksverhetzung wegen Verharmlosung darstellen. Aber dazu müsse die Äußerung zusätzlich »geeignet sein, den öffentlichen Frieden zu stören«.200 Das sei im Falle Trittins nicht der Fall. Ziemlich offensichtlich wird »öffentlicher Frieden« von Richtern und Staatsanwälten im Sinne des »römischen Friedens« verstanden – als eine Situation, in der die staatliche Autorität nicht angegriffen wird. Wer im Sinne der Regierung deren Feinde und Kritiker mit Nazi-Massenmördern gleichsetzt, ist sicher. Wer Maßnahmen der Regierung mit Nazi-Vergleichen als totalitär brandmarkt, stört diesen Frieden und wird als Volksverhetzer verfolgt. 

			Der in Berlin lebende Autor und Regisseur C. J. Hopkins wurde gemeldet, als er in der Corona-Zeit ein Foto seines Buches The Rise of the New Normal Reich auf einer digitalen Plattform verbreitete. Darauf war ein Mundschutz zu sehen, auf dem man bei genauer Betrachtung ein durchscheinendes Hakenkreuz erkennen konnte. Ein Richter in Berlin verurteilte Hopskins mit der Begründung, es sei nicht auszuschließen, dass manche Betrachter das Foto für eine Nazi-Verherrlichung halten könnten. Ein Titelbild des Spiegels, das genau die gleiche bildliche Ausdrucksform für die gleiche Aussageabsicht nutzte, fand dagegen keine Meldestelle und keine verfolgungswillige Staatsanwaltschaft, obwohl sich hier ein großes Hakenkreuz deutlich unter einer Deutschlandflagge abzeichnete. Kurz danach zeigte das Cover des Sterns zu den »Ausländer raus«-Gesängen von jungen Partygästen auf Sylt ein großes schwarzes Hakenkreuz in einem Champagnerglas. Beides keine Verharmlosung der Nazi-Diktatur, denn es ging ja gegen Rechte und störte den öffentlichen Frieden nicht. Nur die Berliner Zeitung sorgte sich über »Die gefährliche Inflation der Hakenkreuze – auf deutschen Zeitschriften«.201 Der Rechtsanwalt Markus Haintz machte sich die Mühe, die Magazine anzuzeigen, um Präzedenzfälle für eigene Klienten zu schaffen. Die Staatsanwaltschaft wollte nicht ermitteln.202 Sie sah wohl den »öffentlichen Frieden« nicht gestört, obwohl es diese Bedingung zumindest dem Wortlaut nach in §86a gar nicht gibt. 

			Es ist nicht bekannt, dass ein Politiker, Hauptstadtjournalist oder anderweitig halbwegs Prominenter dafür angeklagt worden wäre, dass er in der Corona-Zeit den ungeimpften »Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich (ge)macht oder verleumdet« und dadurch ihre Menschenwürde angegriffen hat, wie es in §130 Absatz 2 Strafgesetzbuch zum Tatbestand der Volksverhetzung heißt. Nicht strafwürdig fanden Staatsanwälte etwa den Rat des ZDF-Moderators Jan Böhmermann an sein Publikum, »vielleicht einfach mal ein paar Nazis (zu) keulen«, der sich gegen Anhänger der FPÖ richtete. Dass »ein paar Nazis« gekeult, sprich mit dem Hammer angegriffen werden, war dabei keinesfalls eine theoretisch-satirische Möglichkeit. Es fand statt. Bei Böhmermann stellte die Staatsanwaltschaft jedoch den bemerkenswerten Grundsatz auf, dass der Tatbestand der Volksverhetzung »ein besonderes Maß an Gehässigkeit und Rohheit oder eine besonders gehässige Ausdrucksweise voraussetze.203 Strafwürdig war dennoch nicht, dass Böhmermann Feministinnen als Nazis und Scheißhaufen beschimpfte. Das war offenbar immer noch nicht roh und gehässig genug. Auch der Fernsehrat des ZDF sah darin keinen Verstoß gegen Programmgrundsätze. Statt einer Rüge bekam Böhmermann wenig später den Grimme-Preis für Unterhaltung.204

			Anstatt sich damit zu beschäftigen, wie man die eklatant willkürliche Auslegung des Volksverhetzungsparagrafen gegen Regierungskritiker beenden könnte, beschloss die schwarz-rote Koalition kurz vor Weihnachten 2025 still und heimlich eine weitere Verschärfung mit verlängerten Haftstrafen. Im Gesetzentwurf zur »Stärkung des strafrechtlichen Schutzes des Gemeinwesens« ging es in der gesteuerten öffentlichen Wahrnehmung darum, Polizisten, Sanitäter und Ärzte besser vor Gewalt zu schützen. Als kaum berichtetes und beachtetes Anhängsel enthielt der Gesetzentwurf jedoch auch eine längere Höchststrafe für Volksverhetzung und vor allem die Neuregelung, dass ein Richter ab einer Haftstrafe von sechs Monaten für ein solches Delikt das passive Wahlrecht, also die Wählbarkeit für öffentliche Ämter, auf Dauer entziehen kann.205 Wir haben gesehen, wie leicht man eine Haftstrafe von sieben Monaten auf Bewährung für ein harmloses Meme aufgebrummt bekommen kann. Eine solche Vorschrift würde absehbar zu einer Anzeigewelle gegen Kandidaten der AfD und anderer populistischer Parteien als Mittel des Wahlkampfs führen. Eine – in den Augen eines Richters – etwas zu scharfe Aussage in einer Wahlrede oder in den sozialen Medien könnte bereits genügen, einen Kandidaten von der Wahlliste zu kicken. 

			




2.	Die Errichtung des deutschen Wahrheitskomplexes 

			Nachdem wir gesehen haben, wie der Wahrheitskomplex arbeitet, für wen und gegen wen, wollen wir nun einen näheren Blick darauf werfen, wie es dazu gekommen ist, dass wir in Deutschland dieses Geflecht an staatsfinanzierten Organisationen haben, die das Internet nach Kritik an den Regierenden durchforsten und die Kritiker delegitimieren, stumm schalten, canceln und anzeigen. 

			Deutschland war in Europa beim Aufbau des Wahrheitskomplexes und dessen rechtlicher Unterfütterung ein Vorreiter. Es begann bereits 2014, auch wenn das damals nicht erkennbar war. Aus dem Umfeld der SPD heraus gründete sich das Recherchekollektiv Correctiv, das sich zu einem wichtigen Pfeiler des staatsnahen Wahrheitskomplexes entwickeln sollte. Im gleichen Jahr setzte die Merkel-Regierung das Förderprogramm »Demokratie Leben!« auf. Aus diesem wurde ab 2015 mit steil ansteigenden Summen »zivilgesellschaftliches Engagement« gefördert. 2015 waren es noch 40 Millionen Euro, 2021 bis 2023 bereits je 182 Millionen Euro. Ein großer Teil davon ging und geht an NGOs des Wahrheitskomplexes.1 

			Heiko Maas und die Amadeu Antonio Stiftung nehmen sich Facebook vor

			Im September 2015 vereinbarte der damalige Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) nach einem Gespräch mit Facebook-Vertretern in Berlin die Gründung einer Arbeitsgruppe (Taskforce) gegen Hassbotschaften.2 Wichtigste Teilnehmerin aus der sogenannten Zivilgesellschaft war die Amadeu Antonio Stiftung (AAS). Diese wurde 1998 von Anetta Kahane gegründet, einer langjährigen informellen Mitarbeiterin der Staatssicherheit der DDR. Die Stiftung engagiert sich gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit. Im Stiftungsrat sitzt unter anderem der Präsident des Thüringer Verfassungsschutzes, außerdem ein aktiver Politiker der SPD und zwei ehemalige von Grünen und FDP.

			Anlass der Taskforce-Gründung waren die zu dieser Zeit stattfindenden Proteste gegen die tolerierte Masseneinwanderung. Die AAS hatte offenkundig die Vorarbeit für Maas geleistet. Sie veröffentlichte im Monat vor Bekanntgabe der Arbeitsgruppe eine Broschüre über den Umgang mit »Hate Speech« im Internet, mit einem Geleitwort des Justizministers, in dem er die AAS dafür lobt, dass sie Strategien und Handlungsempfehlungen anbietet.3 

			Weil diese Arbeitsgruppe gegen Hass den Auftakt einer Kampagne darstellte, die in das Netzwerkdurchsetzungsgesetz und dessen Nachfolger, den Digital Services Act, münden sollte wollen wir uns die AAS und ihr Verständnis von »Hassrede« näher anschauen. 

			AAS-Gründerin Anetta Kahane vertrat auf einer Pressekonferenz im November 2020 die These, »weil der Antisemitismus selbst die älteste Verschwörungstheorie überhaupt ist«, seien »Verschwörungstheorien immer antisemitisch, selbst wenn sie sich mit Bill Gates beschäftigen“. Diese Argumentation widerspricht zwar den Gesetzen der Logik. Das hinderte aber weder Kahane noch den Antisemitismusbeauftragten der Bundesregierung, Felix Klein, daran, diese Unlogik auf die Corona-Maßnahmen-Proteste anzuwenden. Klein bezeichnete den Antisemitismus als zentrales Bindeglied ganz unterschiedlicher Milieus, die gegen die Corona-Maßnahmen auf die Straße gingen. Kahane forderte, der Verfassungsschutz müsse sich mit der Corona-Bewegung befassen, in der sich Antisemitismus in neuer und gefährlicher Weise verdichte.4 Das Bundesamt für Verfassungsschutz übernahm Kahanes eigenwillige Antisemitismusdefinition, wie wir später noch sehen werden. 

			Aus Sicht der Amadeu Antonio Stiftung fällt jede Kritik an den Mächtigen, die diesen unterstellt, nicht das Beste für die Machtlosen zu wollen, in die Kategorie Hassrede. Aus einer Broschüre der Stiftung mit dem Titel FAQ Verschwörungsideologien aus dem Jahr 2020, die diese Sicht unterfüttert, wird deutlich: Es geht darum, Systemkritik und radikale Kritik an den herrschenden Zuständen mit der Antisemitismus-Keule zu diskreditieren. Die Broschüre entstammt dem Programm »debunk – verschwörungstheoretischem Antisemitismus entgegentreten«, das seit 2020 mit jährlich knapp 200 000 Euro aus dem Bundesprogramm »Demokratie leben!« und vom sächsischen Sozialministerium gefördert wird. 

			Darin lautet die fünfte der in dem FAQ beantworteten »Häufig gestellten Fragen«, wo die Grenze zwischen Verschwörungsideologie und Gesellschaftskritik verlaufe. Die Antwort: Gesellschaftskritik betrachte Gesellschaft als komplexes System, das unvermeidlich Widersprüche und Missstände hervorbringt, für die aber niemand persönlich verantwortlich sei. Verschwörungsideologen wollten dagegen Verantwortliche benennen und zur Verantwortung ziehen. Mit anderen Worten: Kritik, die davon ausgeht, dass Mächtige nicht einfach nur Fehler machen, sondern eigennützige Ziele verfolgen, auch gegen die Interessen der Machtlosen, beruht auf einer Verschwörungsideologie.

			Später wird den so definierten Verschwörungsideologien generell die Rechtfertigung von Gewalt zugeschrieben und als eng mit Antisemitismus verknüpft dargestellt. Schließlich wird dazu aufgerufen, Beiträge in den sozialen Medien, die dieser extrem überdehnten Definition von Antisemitismus entsprechen, zu melden, damit sie gelöscht werden. 

			Die Bundesregierung und die sächsische Landesregierung zahlen also einer von Politikern des Mainstreams und dem Verfassungsschutz kontrollierten Stiftung Millionen dafür, dass sie grundsätzliche Kritik an den Herrschenden als antisemitisch verunglimpft.5 

			Die AAS fordert in ihrer Broschüre zur Vorbereitung der Anti-Hass-Arbeitsgruppe zudem, dass die Plattformbetreiber in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen eine »Grundlage für das Regulieren von Debatten« schaffen. Facebook versprach, entsprechende Nutzungsbedingungen zu erlassen. Außerdem verpflichtete sich die Plattform, den NGOs des Wahrheitskomplexes kostenlose Werbeplätze zu geben und das Melden von Inhalten zu fördern. YouTube und Twitter traten schon bald der Arbeitsgruppe bei. 

			Die im Dezember 2015 veröffentlichten Ergebnisse blieben allerdings vage. Mit seiner Forderung nach Berichten mit konkreten Zahlen zu gemeldeten und gelöschten Inhalten setzte sich Maas ebenso wenig durch wie mit der Forderung, die Plattformen müssten gemeldete Inhalte mehrheitlich innerhalb von 24 Stunden prüfen oder der Forderung nach eigenen Löschteams in Deutschland.6

			Mehr Erfolg als Maas hatten wenig später das Institute for Strategic Dialogue (ISD) und die AAS. Das ISD verkündete im Januar 2016 gemeinsam mit Facebook die Gründung der Initiative für Zivilcourage Online. Facebook erklärte sich damit bereit, mit zunächst einer Million Euro NGOs in Deutschland, Frankreich und Großbritannien zu fördern, die sich gegen Hass im Internet engagieren. Verbunden war damit die Ambition, zusätzliche zahlungskräftige Partner zu finden und die Initiative perspektivisch auf ganz Europa und dann auf die ganze (westliche) Welt auszuweiten.7 Im Rahmen dieser Initiative willigte Facebook doch noch in Maas’ Forderung ein, in Deutschland ein eigenes Team für die Löschung von Inhalten aufzustellen.8

			Die Namen der an der Initiative teilnehmenden NGOs wurden vom ISD nicht offengelegt. Es ist allerdings bekannt, dass die AAS teilnahm. Die NGOs bekamen kostenlose Werbeplätze von Facebook für Gegenrede-Kampagnen und kostenlose Beratung zu deren Gestaltung. Wichtiger wohl: Sie bekamen vom ISD »Berichte (…) mit tiefgehenden, datengetriebenen Einsichten in die stetig sich verändernde Landschaft der extremistischen Propaganda, Narrative und Netzwerke«.9

			Auch bei der Vernetzung der Organisationen des entstehenden Wahrheitskomplexes und seinen »Aktivisten« war die Initiative tätig. Sie bot »einen sicheren und kollaborativen Online-Raum, in dem die NGOs ihre Kampagnen, Erfahrungen, Ratschläge und Herausforderungen mit Gleichgesinnten teilen können«. Außerdem bot die Initiative sogenannte »Counterspeech Labs«, in denen ISD-Experten NGOs darin schulten, ihre eigenen Kampagnen zu konzipieren und durchzuführen. Diese Labs brachten die »Aktivistenorganisationen« mit Content-Erstellern und Marketingagenturen zusammen. 

			Die NGOs des Wahrheitskomplexes wurden also von Anfang an von einer regierungs- und geheimdienstnahen Organisation zur Extremismusbekämpfung geschult, vernetzt und gefördert, unter tätiger Mithilfe einer großzügig mit Steuergeld geförderten und eng mit dem Justizminister zusammenarbeitenden NGO, die von einem Landesverfassungsschutzpräsidenten kontrolliert wird. 

			Einen weiteren zahlungskräftigen Partner zur Gründungs- und Wachstumsfinanzierung für den Wahrheitskomplex fand das ISD im Tech-Riesen Google. Der „Google.org and ISD Innovation Fund“ verteilte 2017 und 2018 eine Million Pfund an Organisationen in Großbritannien, die sich gegen Desinformation und Hass im Internet wenden.10 Dem folgte ab 2019 ein mit zehn Millionen Euro ausgestattetes Programm namens »Google.org Impact Challenge on Safety«, mit dem in Europa entsprechende Organisationen gesponsert wurden.11

			Pioniertat Netzwerkdurchsetzungsgesetz

			Ende 2016 machte sich Maas an die Arbeit für eine andere Pionierleistung: das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG). Im März 2017 stellte das Justizministerium den Entwurf vor.12 Im Juni wurde das Gesetz von der schwarz-roten Regierungskoalition beschlossen. Es war der Eisbrecher und das Vorbild für den europäischen Digital Services Act (DSA), der das NetzDG mit seinem Inkrafttreten im Februar 2024 ersetzen sollte. 

			Das NetzDG verlangte von den digitalen Medienplattformen »offensichtlich rechtswidrige« Inhalte nach Hinweisen innerhalb von 24 Stunden zu löschen. Bei nicht offensichtlich rechtswidrigen Inhalten bekamen die Plattformen sieben Tage Zeit, eine Entscheidung zu fällen. Nach den bis dahin geltenden rechtsstaatlichen Gepflogenheiten hatte solche Entscheidungen in nicht eindeutigen und nicht eilbedürftigen Fällen ein Richter zu fällen. Die Plattformen mussten nun selbst abwägen, ob bei einer Äußerung die Meinungsfreiheit oder andere Belange überwogen. Dabei machte die im Entwurf enthaltene Berichtspflicht mit ihren Formulierungen deutlich, dass möglichst häufiges und möglichst schnelles Löschen und Sperren erwartet wurde. 

			Zur gleichen Zeit streckte das SPD-nahe Journalismus-Projekt Correctiv die Fühler zu Facebook aus. »Wir sind im Spätherbst (2016, N. H.) auf Facebook zugegangen. Ich habe denen gesagt, dass Fake News ein Problem sind. Mitte Dezember haben sie uns um Hilfe gebeten«, berichtete Correctiv-Gründer und -Chef David Schraven in einem Interview von 2017. Dabei bezeichnete er es als erste Aufgabe der Correctiv-Kooperation mit Facebook, unzufriedene Bürger in Nordrhein-Westfalen vor Manipulation durch »Fake News« im Landtagswahlkampf zu schützen: »Im Ruhrgebiet gibt es viele unzufriedene Menschen – Facharbeiter, die arbeitslos sind: eine Zielgruppe, die für Hass anfällig ist.«13 

			Im Januar 2017 verkündete Facebook, dass die dafür von Correctiv geschaffene Faktencheckergruppe Echtjetzt künftig für die Plattform Fakten checken werde. Echtjetzt wurde bald in »Correctiv-Faktencheck« umbenannt. Der frühere Correctiv-Redakteur Schlange macht in seinem Buch über Correctiv deutlich, dass die Politik, in Person des SPD-Justizministers Heiko Maas, bei diesem Abschluss geholfen hat.14 Er zitiert Spiegel Online mit der Feststellung, die Bundesregierung habe mit empfindlichen Bußgeldern gedroht, wenn Facebook nicht entschieden gegen Desinformation vorgehe, gefolgt von der Aussage: »Und so wird die Bundesrepublik jetzt nach ersten Kooperationen in den USA beim Fact-Checking das zweite Land, in dem eine Partnerschaft gegen Fake News ins Leben gerufen wird.«

			Faktenchecker aus dem Schoß der Stiftung

			Nicht nur mit der Partei von Justizminister Maas, sondern auch mit Facebooks Partnern bei der Initiative für Zivilcourage Online, AAS und ISD, hatte Correctiv über personelle Verflechtungen gute Kontakte. Zum anfänglich fünfköpfigen Team von Correctiv gehörte Karolin Schwarz.15 Sie ist Mitautorin des »Monitoringberichts 2015/16« der AAS über »Rechtsextreme und menschenverachtende Phänomene im Social Web«16 und arbeitete außerdem als Beraterin des ISD. Miro Dittrich war 2017 Mitglied eines gemeinsamen Faktenprüfer-Teams von Correctiv und der britischen NGO First Draft zur Bundestagswahl sowie Teil eines Wahlbeobachtungsteams des ISD zur Europawahl im Jahr 2019.17 Er ist außerdem Autor zweier AAS-Monitoringberichte zu Rechten im Netz. Und Correctiv-Chef David Schraven höchstselbst organisierte mit dem damaligen Programmleiter und heutigen Ko-Chef der AAS, Timo Reinfrank, mehrere gemeinsame Veranstaltungen.18

			Das Selbstverständnis und die Rolle von Correctiv beschreibt Bastian Schlange in seinem Buch folgendermaßen: 

			»Im Kampf gegen Desinformation ist es wichtig, dass sich die etablierten Medien als Einheit verstehen, als Schutzwall, um gemeinsam dem Angriff durch Fake News zu begegnen. Die andere Seite macht es genauso« (S. 165 f.).

			Correctiv versteht sich also als Krieger im Narrativ-Kampf mit einer (rechten) Gegenseite und will, dass die gesamte etablierte Presse in diesem Kampf eine gemeinsame Weltsicht mit gemeinsamen Wahrheiten vertritt.

			Seit 2019 kooperiert Correctiv auch mit der ebenfalls von Facebook angeheuerten Nachrichtenagentur dpa, die sich ein 30-köpfiges Faktenchecker-Team leistet. Von dpa bezieht die Mehrheit der deutschen Presseorgane ihre Nachrichten. Seit 2020 ist auch die international einflussreiche Nachrichtenagentur AFP mit dabei. Durch die Einbeziehung der Nachrichtenagenturen kam die von Schlange propagierte Bildung einer Einheitsfront der Mainstream-Medien gegen »schädliche Narrative« weit voran. 

			Wie nahe sich Correctiv und die Regierungspartei SPD stehen, wurde im Januar 2024 offenbar. Damals enthüllte die Organisation mit mutmaßlich geheimdienstlicher Unterstützung ein Treffen im Potsdamer Hotel Adlon im November 2023, bei dem die Teilnehmer angeblich einen Plan zur Deportation von Millionen Menschen mit Migrationshintergrund besprachen, auch von solchen mit deutschem Pass. Der Bericht war der Auftakt für monatelange, von NGOs und Parteien organisierte Großdemonstrationen gegen die AfD und Teile der Union, denen man Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der AfD unterstellte. 

			Laut einer Antwort der Bundesregierung auf eine Abgeordnetenanfrage hatte sich die Geschäftsführerin von Correctiv, Jeannette Gusko, kurz vor dem rechten Treffen zweimal mit Vertretern der Bundesregierung getroffen, auch mit Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD). Zu den vielen Kontakten von Correctiv zur Regierung gehörte auch, dass Correctiv und die Amadeu Antonio Stiftung im Juni 2020 für die »Zivilgesellschaft« an einem Treffen von Staatssekretären der Bundesregierung mit Vertretern von YouTube und Facebook teilnahmen. Die Regierung sagte bemerkenswerterweise, sie habe kein Protokoll des Treffens angefertigt. Der Chef von Correctiv, David Schraven, gab ebenfalls an, keine Notizen gemacht zu haben. Dass sich Mitarbeiter von Correctiv mit Ministeriumsmitarbeitern unterhalten oder zu einer Gesprächsrunde eingeladen werden, komme »grundsätzlich immer mal wieder vor« sagte Schraven. 19

			Medien, welche die von Correctiv geschickt insinuierte Deportationsbehauptung unkritisch als Tatsache vervielfältigt hatten, mussten diese später aufgrund von Gerichtsbeschlüssen zurücknehmen. Im Verfassungsschutzbericht Hessen 2024 wird klargestellt, dass entgegen der allgemeinen Rezeption der Berichterstattung von Correctiv das Remigrationskonzept des Hauptredners des Potsdamer Treffens, Martin Sellner, keine massenhaften Deportationen von legal in Deutschland lebenden Ausländern vorsieht. 

			Correctiv verteidigte sich vor dem Landgericht Hamburg erfolgreich mit dem Argument, die Berichterstattung zum Remigrations-Masterplan habe in dieser Hinsicht keine Tatsachenbehauptungen enthalten, sondern bestünde aus »wertenden Prognosen im Hinblick auf künftige Maßnahmen«. Die NGO führte also die deutschen Medien und die Öffentlichkeit in die Irre. Correctiv berichtete über die Veranstaltung in Potsdam nicht, was dort geschah, sondern darüber, was sie den Teilnehmern zutrauen würde.20

			Wenn es um die Meinungsfreiheit von Correctiv geht, gelten ganz andere rechtliche Maßstäbe als bei einem C. J. Hopkins oder anderen Regierungskritikern. Obwohl die etablierten Medien fast durchgängig die Masterplan-Behauptung von Correctiv als Tatsachenbericht auffassten und weiterverbreiteten, urteilte das Landgericht, der verständige Durchschnittsleser würde den Correctiv-Text richtig verstehen.21 Wenn sich dagegen auf dem Buchtitel eines Corona-Kritikers ein Hakenkreuz durch einen Mundschutz abzeichnet, dann wird der verständige Durchschnittsbetrachter plötzlich dümmer und hält das für Nazi-Verherrlichung statt für Kritik an Corona-Maßnahmen.

			Gleichzeitig mit dem Faktenchecker-Team von Correctiv ging Anfang 2017 auch der ARD-Faktenfinder beim NDR an den Start. Die ARD-Anstalten sind rechtlich unabhängige Behörden, die von Pflichtbeiträgen der Bürger finanziert werden. Ihre Intendanten werden von den Ländern bestimmt. Sie werden von Rundfunkräten überwacht, in denen viele Abgeordnete und andere Politiker, sowie Vertreter staatsnaher Verbände sitzen. Die Anstalten sind existenziell davon abhängig, dass die Landesparlamente die Rundfunkbeiträge regelmäßig so weit erhöhen, dass sie die weit überzogenen Gehälter und Pensionen insbesondere der Führungsschicht decken können. Entsprechend hartnäckig hält sich der Vorwurf einer großen Staatsnähe der politischen Berichterstattung. 

			Wie im Falle von Correctiv existieren auch bei den Gründungsmitgliedern des ARD-Faktenfinders enge Verbindungen zur AAS. Gründungschef war Patrick Gensing, der nebenbei als freier Mitarbeiter für die Stiftung tätig war.22 Seit seinem Ausscheiden beim Faktenfinder schreibt er für die von der AAS herausgegebene Publikation Belltower News.23 Carla Reveland, die ebenfalls 2017 als freie Mitarbeiterin für die AAS tätig war, arbeitete zunächst als freie Autorin für den Faktenfinder, ab September 2022 dann als feste Redakteurin. 2017 verfasste sie für den NDR einen Artikel über den Monitoringbericht der AAS, ohne ihre Verbindung zur Stiftung zu erwähnen.24 

			Wir können also die Entstehungsphase des Wahrheitskomplexes in Deutschland folgendermaßen zusammenfassen: Ein SPD-Justizminister arbeitete ab 2015 zusammen mit der staatsnahen und staatlich alimentierten Amadeu Antonio Stiftung und dem geheimdienstnahen Institute for Strategic Dialogue daran, die digitalen Medienplattformen zur Moderation von Inhalten mithilfe von externen Faktencheckern zu bewegen. Aus ihrem Umfeld wurden die beiden ersten Faktencheck-Organisationen, Correctiv und der ARD-Faktenfinder, aufgebaut und personell bestückt. 

			Der offizielle Schulterschluss mit den USA 

			Die Bundesregierung zeigte sich nicht nur ihren deutschen Kooperationspartnern AAS und Correctiv gegenüber großzügig, sondern auch gegenüber dem Institute for Strategic Dialogue. Mit Geld vom Auswärtigen Amt gründete das ISD 2020 das *Digital Policy Lab* (DPL). In dieser Arbeitsgruppe koordinieren hochrangige Vertreter von Ministerien und Regulierungsbehörden verschiedener Länder »den regulatorischen und politischen Weg zur Bekämpfung von Desinformation, Hassrede, Extremismus und Terrorismus im Internet.«25 Das DPL versorgt die Entscheidungsträger mit den Erkenntnissen und Behauptungen des ISD sowie des mit diesem verbundenen Internetschnüffelunternehmens CASM Technology. Bis 2023 bezahlte das Auswärtige Amt die Rechnungen des DPL. Danach übergab es die Förderverantwortung an die private Alfred Landecker Foundation, eine eifrige Wohltäterin des Wahrheitskomplexes. 

			Nach ISD-Eigenbeschreibung sind »wichtige liberal-demokratische Länder« am DPL beteiligt. Bis auf eine Ausnahme, das US-Protektorat Südkorea, sind alle Mitglieder zugleich Mitglieder der NATO oder der angelsächsischen Five-Eyes-Geheimdienstallianz. Die Bezeichnung »Five Eyes« für diese Untergruppe seiner Mitglieder verwendet das ISD selbst. 

			Die Absicht hinter der Gründung des DPL beschrieb im April 2021 Heiko Maas, der mittlerweile zum Außenminister aufgestiegen war. Er kündigte im Handelsblatt an, er wolle gemeinsam mit der US-Regierung an der Kontrolle und Lenkung der sozialen Medien arbeiten. Im Digital Policy Lab sei man der Meinung, so der Artikel, dass »staatliche Regulierung in die Algorithmen eingreifen muss, die entscheiden, welche Inhalte Nutzer präsentiert bekommen«. Der angestrebten gemeinsamen Regulierungsagenda zufolge sollte nicht mehr nur nachträglich die Legalität von Nutzerbeiträgen überprüft werden. Vielmehr sollte durch Anpassung der Algorithmen dafür gesorgt werden, dass die Nutzer von vornherein nur »verlässliche« Informationen zu sehen bekommen. Facebook erklärte seine Unterstützung für die staatliche Regulierung – allerdings sollte diese »nicht allzu stark in das Geschäftsmodell der Onlinenetzwerke eingreifen «, so das Handelsblatt.26

			Den Erfolg dieses Koordinierungsgremiums besichtigen wir heute tagtäglich. Kritische Beiträge, die bestimmte Schlüsselworte enthalten, werden von den Plattformen ausgebremst oder gelöscht. Auf Suchanfragen zu politisch relevanten Themen bekommt man fast nur noch Beiträge der Mainstream-Medien angeboten. Um kritische Beiträge unabhängiger Medien zu finden, muss man schon sehr genau wissen, wonach man sucht. 

			Influencer werden angedockt

			Im Jahr 2022 startete eine bemerkenswerte transatlantische Initiative. Über drei Jahre band sie Social-Media-Influencer in eine Partnerschaft mit offiziellen Stellen ein und vernetzte sie über den Atlantik hinweg. Mit ihrer hohen Glaubwürdigkeit bei ihren vielen Followern sollten sie bei der Bekämpfung schädlicher und der Verbreitung nützlicher Narrative helfen. Der Titel: »German-American Initiative on Influencers, Disinformation and Democracy in the Digital Age«.27

			Organisatorin der Initiative war das Zentrum für Geopolitik der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP). Dieses »Mitgliederinstitut für Außenpolitik« ist durch seine 2 800 Mitglieder, seine Veranstaltungen und seine Forschungsberichte sehr einflussreich. Finanzielle Unterstützung bekommt die DGAP vom Auswärtigen Amt, dem Verteidigungsministerium, der Europäischen Kommission, der Stiftung Mercator und den Open Society Foundations. Die Influencer-Initiative wird vom Transatlantikprogramm der Bundesregierung finanziert. Projektpartner der Initiative ist der bereits bekannte Atlantic Council in Washington. 

			Insgesamt 48 Influencer aus Deutschland und den USA, überwiegend jüngere Frauen aus den Bereichen Lifestyle, Medien und Politik, die auf Plattformen wie TikTok, Instagram und YouTube jeweils Hunderttausende Follower haben, beteiligten sich an dem Programm. Sie wurden, in drei Jahrgängen, jeweils einmal in Berlin und einmal in Washington, mit Desinformationsexperten, Politikern und Vertretern der Plattformen zusammengebracht. Aus Deutschland waren einige Journalisten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dabei, wie »Primamuslima« Merve Kayikci (BR, SWR) oder Victoria Reichelt (ZDF). 

			Die Experten, mit denen die Influencer zusammengebracht wurden, kamen vom Institute for Strategic Dialogue, dem Atlantic Council und dem Carnegie Endowment for International Peace sowie der Abteilung für hybride Bedrohungen des Bundesinnenministeriums und dem Referat Krisenprävention im Außenministerium. Der militärisch-geopolitische Aspekt stand erkennbar im Vordergrund. In Berlin wurden sie außerdem mit Vertretern des NGO-Wahrheitskomplexes vernetzt, darunter Correctiv, Wikimedia und Das NETTZ.

			Die Influencer lernten im Programm, wie sie – unterstützt durch öffentliche Stellen aus dem zivilen und militärischen Bereich – durch »strategische Authentizität«, Vernetzung und strategische Nutzung der Empfehlungsalgorithmen der Plattformen noch reichweitenstärkere und einflussreichere Vermittler von (nützlichen) Informationen werden können. 

			Um etwa die standardmäßige Herabstufung politischer Inhalte durch Meta zu umgehen, wurde ihnen nahegebracht, politische Inhalte zusammen mit provokativen (sexy) Bildern zu präsentieren. Um die Suchalgorithmen von TikTok zu manipulieren, so konnten sie lernen, hilft es, Aktionen mit anderen Accounts mit hoher Reichweite zu koordinieren.28

			Da Organisationen wie ISD extrem versiert in Sachen Algorithmen und IT-technisch sehr hochgerüstet sind, können beide Seiten von einer Kooperation profitieren. Die Influencer gewinnen Reichweite, ISD und Co. einflussreiche Kooperationspartner. Die Vernetzung der deutschen Influencer mit den amerikanischen, die um ein Vielfaches höhere Reichweiten haben, hilft ihnen, sich auf TikTok an deren Rock zu heften und von ihnen in die Höhe gezogen zu werden. 

			Im Abschlussbericht wird das Projekt als große Errungenschaft mit Vorbildfunktion für die »digitale Demokratieförderung« beschrieben: 

			»Ein herausragender Erfolg des Projekts war die Etablierung eines belastbaren transatlantischen Netzwerks von 48 Influencern mit dauerhaften Verbindungen zwischen Influencern aus Deutschland und den USA. (…) Die Initiative etablierte ein innovatives Modell der Zusammenarbeit zwischen staatlichen Akteuren, Influencern und Zivilgesellschaft, das als Blaupause für zukünftige Kooperationen im Bereich der digitalen Demokratieförderung dienen kann.«29

			Die Zusammenarbeit soll jedoch verdeckt stattfinden. Es sei »keine attraktive Option« für die Influencer, aktiv gegen spezifische Desinformationen vorzugehen und offen mit der Regierung zusammenzuarbeiten. Sie könnten sich aber vorstellen, beim sogenannten »Prebunking« mitzumachen, heißt es in einem Zwischenbericht. Prebunking steht für die vorbeugende Immunisierung von Menschen gegen bestimmte Botschaften, zum Beispiel, indem man deren Sender oder ihre typischen Stilmittel diskreditiert. Es ist eine Abwandlung von »Debunking«, dem Widerlegen von Behauptungen. Prebunking würde den Influencern »ermöglichen, aufkommende Falschbehauptungen oder Gerüchte in Bezug auf ihr Fachgebiet zu antizipieren und die Erwartungen ihrer Community zu steuern, bevor die Desinformation an Fahrt gewinnt«, heißt es in dem Bericht.30 

			Man darf sich das im Sinne der vorgeschlagenen »strategischen Allianz von Influencern und zivilgesellschaftlichen Organisationen« in etwa so vorstellen: Der informationstechnisch hochgerüstete NGO-Sektor, angeführt vom ISD, weist die mit ihm verbundenen Influencer frühzeitig auf kritische Themen hin, die heiß werden könnten. Im Gegenzug bespielen die Influencer diese Themen im Sinne der herrschenden Meinung auf konstruktive Weise. Das fördere die »demokratische Resilienz«, ebenso wie strategische Allianzen zwischen Influencern und traditionellen Medien, heißt es im Bericht.

			Themen im Vordergrund des DGAP-Programms waren Covid-19, Klimakrise, NATO, Migration, Minderheitenrechte, Künstliche Intelligenz und Digitale Identität – alles gesellschaftlich heiß umstrittene Themen, bei denen die Influencer nach Ansicht der Veranstalter viel dazu beitragen können, dass ihre vielen Follower nur die amtlichen Narrative glauben und deren Kritiker ignorieren. 

			2025 setzte die DGAP ein zweijähriges Nachfolgeprojekt auf mit dem Titel: »Influencers and Leadership in the Digital Age« – von der DGAP falsch gegendert übersetzt mit »Deutsch-Amerikanische Initiative zu Leadership und Influencer:innens im digitalen Zeitalter«.31 Ziel ist die »Nutzung der Gruppe von Projektteilnehmenden als Resonanzraum für aktuelle und zukünftige Herausforderungen im digitalen Raum« sowie zur Förderung der »transatlantischen und globalen Resilienz im Kampf gegen Des-/Misinformation«. Sprich: Die Influencer sollen als Schleichwerber für die offiziellen transatlantischen Narrative eingesetzt werden. 

			Die Planungen gehen aber noch weiter. Die an den Wahrheitskomplex angedockten Influencer sollen den Schlussfolgerungen des ersten Dreijahres-Projekts zufolge in den verschiedenen EU-Ländern Influencer-Verbände bilden. Diese würden dann von den DSA-Koordinatoren der EU-Staaten anerkannt und in noch zu bildende Plattform-Räte aufgenommen. Diese Räte sollen aus Vertretern der »Zivilgesellschaft« bestehen und an der Aufsicht über die Plattformen beteiligt werden. 32 

			Ist der Wahrheitskomplex unangreifbar?

			Im Februar 2025 wurde in ganz Deutschland gegen »rechts« und gegen Friedrich Merz demonstriert, weil dieser die Möglichkeit eines Abtragens der »Brandmauer« zur AfD angedeutet hatte. Da machten Merz und seine CDU-Fraktion mit einer parlamentarischen Anfrage an die noch amtierende Ampel-Regierung Schlagzeilen. Mit rekordverdächtigen 551 Fragen wollten die Abgeordneten Auskunft über die staatliche Förderung von NGOs und darüber, ob Steuergeld für politischen Aktivismus eingesetzt werde.33 Der NGO-Sektor, genauso wie SPD, Grüne und Linke gerieten in helle Aufregung.

			Als die Union dann wenig später zusammen mit der SPD die neue Regierung bildete, war Merz die Anfrage erkennbar peinlich. Die Fragesteller gaben sich mit einer nichtssagenden Antwort der Regierung zufrieden. Die Förderung der NGOs, auch derjenigen, die zu Demonstrationen gegen die Union aufgerufen hatten, blieb unter dem Unionskanzler Merz nicht nur bestehen, sondern wurde noch ausgeweitet. Damit setzte die schwarz-rote Bundesregierung einen steil ansteigenden Trend fort. Denn, wie aus der Antwort der Regierung auf eine Anfrage der AfD-Fraktion von Oktober 2025 hervorging, hatten sich die Ausgaben im Themenfeld »Desinformation« bereits von 4,9 Millionen Euro im Jahr 2020 auf 27,2 Millionen Euro im Jahr 2024 verfünffacht.34

			Die christdemokratische Familienministerin Karin Prien stockte das Programm »Demokratie leben!« um zehn Millionen Euro auf. Der christsoziale Innenminister Alexander Dobrindt versicherte nach anderslautenden Presseberichten, es werde keine Kürzung der Unterstützung aus seinem Haus für die Amadeu Antonio Stiftung geben. Er übernahm und verlängerte stattdessen die Förderung im Volumen von 600 000 Euro von seiner SPD-Vorgängerin und gab auf Nachfrage der Neuen Zürcher Zeitung sogar an, weitere 150 000 Euro stünden zur Bewilligung an.35

			Die Meldestelle REspect! bekam 2025 mehr als 400 000 Euro über das Förderprogramm »Demokratie leben!«, HateAid, Neue deutsche Medienmacher*innen und das Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft der AAS ebenfalls. Die Organisation Das NETTZ bekam sogar 625 000 Euro.36 Wir erinnern uns: Das NETTZ ist die NGO, die zusammen mit Correctiv beim Andocken der Influencer an den Wahrheitskomplex hilft.

			Die Gründe für die überraschende Kehrtwende der Union könnten mit einem Treffen zu tun haben, das im Januar 2023 im Bundesinnenministerium stattfand. Über die Hintergründe dieses Treffens war die Union als Opposition wohl noch nicht im Bilde gewesen. 

			Arrangiert hatte das Treffen die gemeinnützige GmbH betterplace lab. Diese vernetzt gemeinnützige Unternehmen und Projekte und berät sie. Mit dabei waren die AAS, das ISD und viele weitere NGOs, genauso wie eine Landesmedienanstalt, die staatlich finanzierte Organisation *Democracy Reporting International*37 und einige Stiftungen, die als Geldgeber des Wahrheitskomplexes eine wichtige Rolle spielen.38 Aus dem Treffen gingen zwei NGO-Allianzen hervor, die von teilnehmenden Stiftungen finanziert wurden. Die Kenntnis dieser beiden Allianzen könnte entscheidend dazu beigetragen haben, Merz umzustimmen.

			Schon einen Monat nach dem Treffen schlossen sich einige der teilnehmenden NGOs zur »Allianz für eine resiliente Informationsgesellschaft« zusammen, nämlich betterplace lab, Correctiv, Bucerius Lab, Das NETTZ, Faktor D (Initiative Offene Gesellschaft e. V.), futur eins, Publix, More in Common und Spreuweizen (Die Rederei).39 

			»Resilienz« – zu Deutsch: »Wehrhaftigkeit« oder »Widerstandsfähigkeit« – ist seit der »Zeitenwende« ein viel gebrauchtes Codewort für die Kriegsertüchtigung der Gesellschaft geworden. So will auch die Allianz die Resilienz des Journalismus, der Demokratie, der Social-Media-Plattformen und der Gesellschaft fördern. Dazu will sie NGOs vernetzen und in Austausch mit »anderen Sektoren« bringen. Genannt als ein solcher anderer Sektor wird die EU-Kommission.40 Aber wenn man etwas tiefer gräbt, wird deutlich, dass auch Militär und Geheimdienste damit gemeint sind.

			Das Strategiepapier der NGO-Allianz mit dem Titel «Die resiliente Informationsgesellschaft in Zeiten digitaler Disruption« stammt vom Gründer von futur eins, Alex Sängerlaub.41 Es wurde bezeichnenderweise auf der Plattform +49security veröffentlicht, in der Reihe »Impulse für eine nationale Sicherheitsstrategie«.42 +49security ist eine vom Auswärtigen Amt und den Ministerien für Inneres und Familien finanzierte »kuratierte Plattform rund um die deutsche Sicherheitspolitik nach der Zeitenwende«. 

			In dem Grundsatzpapier werden die Resilienzziele der NGO-Allianz ausdrücklich mit der Nationalen Sicherheitsstrategie der Bundesregierung verknüpft und Empfehlungen für eine Öffentlichkeitspolitik im Rahmen dieser Sicherheitsstrategie gegeben. 

			Sängerlaubs Nachfolgepapier »Auf dem Weg in die resiliente Informationsgesellschaft« erschien dann im Namen der »Allianz für die resiliente Zivilgesellschaft« selbst, herausgegeben von futur eins und betterplace lab.43 Das Resümee schließt mit den Worten: 

			»Ob wir es schaffen, die ›Zeitenwende‹ auch zu einer Wende hin zu einer resilienten Informationsgesellschaft zu gestalten, wird maßgeblich über die Zukunft unserer Demokratien entscheiden.« 

			Die Politikvorschläge beinhalten unter anderem, dass der Staat den Journalismus finanziell und kulturell stärken solle, damit dieser »faktenorientiert und konstruktiv« berichten könne. 

			Mein Zwischenresümee auf Basis dieser ersten NGO-Allianz, die aus dem Treffen im Innenministerium hervorging: Die enge Verknüpfung des NGO-Wahrheitskomplexes mit transatlantischen militärischen Interessen, die Merz vor der Regierungsübernahme wohl noch nicht durchschaute, dürfte ein Faktor dafür gewesen sein, dass er den Angriff auf die NGOs abblies. Wir werden diese Verknüpfung im Kapitel zum militärisch-geheimdienstlichen Ursprung des Wahrheitskomplexes näher beleuchten.

			Ein anderer Grund könnte sein, dass ihm durch die zweite Allianz klar wurde, wie steuerbar die NGOs sind. Es ist bereits erkennbar, dass die CDU auf den Geschmack gekommen ist, den Wahrheitskomplex für die eigene Regierung zu nutzen, anstatt ihn anzugreifen. 

			Die an dem Treffen im Innenministerium teilnehmenden Geldempfänger des Wahrheitssektors aus dem »Demokratie-leben!«-Programm wurden zu »toneshift – Netzwerk gegen Hass im Netz und Desinformation« zusammengespannt. Mitglied sind das AAS-getragene Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ), die Meldestelle REspect!, Das NETTZ, HateAid, Neue deutsche Medienmacher*innen und die Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikationskultur. 

			Das NETTZ ist als einzige der NGOs Teil von beiden Netzwerken, die aus dem Treffen hervorgingen. Wahrscheinlich bekommt es deshalb noch mehr Geld aus »Demokratie leben!« als die anderen NGOs. Das NETTZ ist eine Ausgründung des Organisators des Treffens, dem betterplace lab. 

			Das toneshift-Netzwerk soll zu einer »bundeszentralen Infrastruktur« werden, schreibt HateAid auf seiner Webseite in ebenso nebulöser wie ominöser Form.44 Das IDZ entwickelt im Rahmen von toneshift unter anderem KI-Instrumente für die Ausforschung des Internets, die es den NGOs des Wahrheitskomplexes zur Verfügung stellt. Ansonsten scheint das Netzwerk sich um die Vernetzung anderer NGOs des Sektors untereinander und mit den Behörden zu kümmern.45 

			Wir sehen also, dass die Regierung eine sehr wichtige Rolle beim Aufbau und der Vernetzung des Wahrheitskomplexes spielt und dass dabei die Vernetzung mit dem Militär im Rahmen der Nationalen Sicherheitsstrategie nicht zu kurz kommt. Ein CSU-Innenminister und eine CDU-Familienministerin können der zusammengespannten toneshift-Gruppe eine Förderung von über zwei Millionen Euro pro Jahr gewähren oder entziehen. Das bringt mutmaßlich beträchtliche Lenkungsmacht mit sich, die sich gegen Kritiker der Regierung im Allgemeinen, gegen die AfD im Besonderen und bei Bedarf auch gegen innerparteiliche Quertreiber einsetzen lässt. 

			Mit NGOs und Verfassungsschutz gegen die Opposition

			Wie gut auch CDU-Politiker wissen, die NGOs des Wahrheitskomplexes und die Meldestellen zur Bekämpfung der Konkurrenz von rechts einzusetzen, zeigt besonders deutlich der im September 2025 vorgestellte Verfassungsschutzbericht des schwarz-rot regierten Bundeslands Hessen für 2024.46 

			Innenminister Roman Poseck (CDU) warnte bei der Vorstellung des Berichts, dass die Anzahl der Straftaten und die Gewaltbereitschaft zugenommen hätten. Der Rechtsextremismus sei »nach wie vor die größte Gefahr«, wobei es »fließende Übergänge« zum Rechtspopulismus gebe, »bis in die Parlamente« hinein, sprich: bis zur AfD. Ohne die Partei explizit zu nennen, machte er die AfD und die von ihr vorangetriebene »Verrohung der Debatte« für die Zunahme »rechtsmotivierter Straftaten« verantwortlich. Straf- oder Gewalttaten von rechts hätten von 2023 auf 2024 einen »enormen Anstieg« von 38 Prozent verzeichnet.47

			Die Darstellung Posecks und des Verfassungsschutzes ist jedoch hochgradig irreführend. Denn bei fast allen Kategorien von Gewalttaten lagen die Rechtsextremen 2024 zahlenmäßig hinter oder gleichauf mit den Linksextremen, auf meist sehr niedrigem Niveau. Gleichstand bei null oder nahe null herrschte bei Tötung, versuchter Tötung, gefährlichen Eingriffen in den Verkehr und Landfriedensbruch. Seltener als die Linken fielen die Rechten durch Brandstiftung und Sprengstoffdelikte, Freiheitsberaubung, Raub, Erpressung, Widerstands- und Sexualdelikten auf. Nur bei Körperverletzung (50 versus 5) lagen die Rechtsextremen deutlich vorn. 48 

			Die Zunahme der Straftaten geht ausschließlich auf eine Unterkategorie der »sonstigen Straftaten« zurück, die ebenso wenig informativ die Bezeichnung »andere Straftaten« trägt. In dieser Kategorie wurden von Rechtsextremen 1890 Straftaten registriert, 775 mehr als noch im Jahr 2020. Von Linksextremen wurden dagegen nur 25 Straftaten verzeichnet. Wer erfahren will, was diese Kategorie versammelt, in der sich knapp 95 Prozent der rechtsradikalen »Gewalt- und Straftaten« abspielen, muss eine Fußnote auf Seite 43 des Berichts finden. Dort erfährt man: Es sind die Straftaten, für welche Meldestellen, Medienanstalten und die NGOs des Wahrheitssektors zuständig sind: Propagandadelikte, Volksverhetzung, Beleidigungen et cetera. 

			Dass die erfassten Äußerungsdelikte dieser Art auf der rechten Seite des Spektrums so stark angestiegen sind, liegt sicherlich auch daran, dass immer mehr Meldestellen und NGOs immer systematischer das Internet nach solchen Äußerungen vonseiten der Rechten durchsuchen und ihre Fundsachen den Strafverfolgern melden. Ob und wie stark die Äußerungsdelikte tatsächlich zugenommen haben, ist unter solchen Bedingungen kaum feststellbar. 

			Dass Linksextreme in Hessen 2024 nur 25 solcher Äußerungsdelikte begangen haben sollen, während es bei Rechtsextremen um den Faktor 75 mehr waren, ist hochgradig unplausibel. Diese Daten machen deutlich, wie ausgeprägt die Einseitigkeit der NGOs ist, auf deren Meldungen sich die Meldestellen, Staatsanwaltschaften und Verfassungsschützer zunehmend verlassen. Fast alle NGOs, die in Kooperation mit den Behörden das Internet durchforsten, verstehen sich als Kämpfer gegen rechts. Keine versteht sich als Kämpfer gegen links. 

			Die physischen Straf- und Gewalttaten von Rechtsextremen, die unabhängig von Meldestellen und NGOs erfasst werden, stiegen von 2020 auf 2024 nach meiner Rechnung von 101 auf 103, das heißt, so gut wie gar nicht. Dagegen legten sie bei den Linksextremen von 89 auf 130 sehr deutlich zu und übertrafen sogar die der Rechtsextremen um ein Viertel. 

			Die Zahlen des Verfassungsschutzes nehmen bei genauer Betrachtung den Meldestellen die Rechtfertigung. Denn diese Rechtfertigung fußt auf der Annahme, dass aus Rohheit im Netz leicht physische Gewalt werde. Wenn aber die rechten Äußerungsdelikte zwischen 2020 und 2024 tatsächlich massiv gestiegen wären, die physischen Straf- und Gewalttaten aber so gut wie gar nicht, müsste man schließen, dass diese Annahme falsch ist. Es sei denn, die Zahlen sind manipuliert. Dann wird die Öffentlichkeit von Regierung und Verfassungsschutz betrogen, um einer großen Oppositionspartei zu schaden. 

			Regierung und Verfassungsschutz belassen es nicht bei grob irreführenden Berichten über rechte Straf- und Gewalttaten und deren mutmaßliche Ausläufer »bis in die Parlamente«. Die schwarz-grüne Regierungskoalition in Nordrhein-Westfalen verabschiedete im November 2025 auch ein neues Verfassungsschutzgesetz. Dieses erlaubt dem Verfassungsschutz, Menschen und Organisationen zu beobachten, also geheimdienstlich auszuforschen, »die zur systematischen Desinformation (…) beitragen«.49 Die schwarz-rote Bundesregierung vereinbarte in ihrem Koalitionsvertrag, bei »mehrfacher Verurteilung wegen Volksverhetzung« Tätern das passive Wahlrecht, also die Wählbarkeit, zu entziehen. Wie oben bereits beschrieben, war der Koalition das »mehrfach« dann doch zu viel und sie beschloss Ende 2025 einen Gesetzentwurf, demzufolge schon eine Verurteilung reichen würde.

			Den Stadtvätern des rheinland-pfälzischen Ludwigshafens war selbst das zu viel. Dort drohte bei der Oberbürgermeisterwahl 2025 der AfD-Kandidat Joachim Paul die meisten Stimmen zu bekommen. Eine Verurteilung wegen Volksverhetzung lag nicht vor. Also fragten die Ratsherren der Stadt auf Anregung der Landesregierung beim Verfassungsschutz des Landes nach, ob es Bedenken gegen den Kandidaten gebe. Der Verfassungsschutz antworte auf Basis einer einfachen Internetrecherche, der Kandidat habe Äußerungen getätigt, die Zweifel an seiner Verfassungstreue rechtfertigten. Das genügte der Mehrheit im gänzlich AfD-freien Wahlausschuss der Stadt, den aussichtsreichen Kandidaten kurzfristig von der Wahl auszuschließen. An der Wahl nahmen daraufhin nur 29 Prozent der Wahlberechtigten teil und von diesen gaben 9 Prozent einen ungültigen Stimmzettel ab. Der CDU-Kandidat wurde schließlich mit den Stimmen einer winzigen Minderheit der Wahlberechtigten zum Oberbürgermeister »gewählt«. 

			Man kann also in Deutschland inzwischen schon das passive Wahlrecht entzogen bekommen, wenn eine Regierungsbehörde bei einer Internetrecherche aus ihrer Sicht problematische Zitate findet.

			Als Beamter kann man seit einer Reform des Disziplinarrechts durch die damalige Innenministerin Nancy Faeser (SPD) im April 2024 durch einfache Verordnung des Dienstherrn aus dem Dienst entfernt werden, wenn der Verfassungsschutz oder der Dienstherr selbst extremistische Äußerungen feststellt. Bis dahin war dafür ein Gerichtsbeschluss nötig gewesen.50 Das geschieht in einer Zeit, in der schon die Teilnahme an einer Demonstration gegen Corona-Maßnahmen oder die Gegnerschaft eines Lehrers gegenüber Schulschließungen als verfassungsfeindlich gewertet wird. Durch die Schwammigkeit und die weiten Auslegungsspielräume des neuen Rechts ist die Einschüchterungswirkung auf Beamte enorm. Sie müssen damit rechnen, aufgrund von unbequemen Äußerungen weit unterhalb der Strafbarkeitsgrenze von jetzt auf gleich aus dem Dienst entfernt zu werden. Wollen sie zurück, müssen sie auf eigene Kosten und mit unsicherem Ausgang klagen. 

			Der sächsische Landesvorsitzende der AfD, Jörg Urban, kritisierte 2022 in einem Facebook-Beitrag: 

			»Den Bürgern wird signalisiert, dass sie unter Beobachtung stehen, dass kritische politische Äußerungen erfasst und gesammelt werden. (…) Die Regierung setzt also, auch wenn kein juristisches Vergehen vorliegt, auf Einschüchterung – auf totalitäre Methoden, wie wir sie z. B. aus der DDR kennen.«51

			Ironischerweise fand dieses Zitat als Indiz für eine verfassungsfeindliche Einstellung Eingang in eine 600-Seiten starke kommentierte Sammlung von Zitaten von AfD-Politikern. Mit dieser Sammlung52 meinte der Verfassungsschutz im April 2025 seine neue Einstufung der AfD als »gesichert rechtsextremistisch« belegen zu können. Enthalten sind zwar viele bedenkliche Äußerungen von AfD-Politikern, aber auch sehr vieles, bei dem die vermeintlichen Verfassungsschützer sehr kreativ werden mussten, um eine Verfassungsfeindlichkeit daraus abzuleiten. So wird in einem sehr langen Kapitel zum Antisemitismus exzessiv mit der These gearbeitet, Antisemitismus werde heute vor allem über Code-Wörter und Chiffren geäußert. Verwendung fand auch die steile These der Amadeu Antonio Stiftung, dass alle Verschwörungstheorien grundsätzlich antisemitisch seien. 

			Auf dieser wackeligen Basis wird alles als antisemitisch eingestuft, was die Eliten kritisiert, vor allem global vernetzte, was den, vom Gründer des Weltwirtschaftsforums per Reden und Buch selbst ausgerufenen,53 »Great Reset« erwähnt, oder was einen »Ausverkauf« an die Pharma- und Technologiekonzerne befürchtet. Zum Beispiel wird die Äußerung, man müsse »gegen die Schwabs, Gates und Soros dieser Welt« ankämpfen, als antisemitisch markiert. Der Antisemitismus komme dabei »zuvorderst in der Aufzählung der genannten Personen zum Ausdruck«. Obwohl Bill Gates »selbst kein Jude« sei, werde ihm »im Kontext antisemitischer Verschwörungstheorien« ein »Jüdischsein« unterstellt, schreibt der Verfassungsschutz und zitiert zum Beleg in einer Fußnote sich selbst.54 Dass Klaus Schwab, der Gründer des Weltwirtschaftsforums, auch kein Jude ist, wird großzügig ignoriert. Allein schon die Aufzählung von drei Personen, von denen zwei nichtjüdisch sind, ist also Beweis für eine antisemitische Einstellung. Es sieht doch sehr nach einer Einschüchterungsstrategie aus, wenn deutliche Kritik an dem, was höflich mit »Global Governance« bezeichnet wird, und was in Form vieler einflussreicher und miteinander vernetzter internationaler Organisationen unzweifelhaft existiert, als antisemitisch gebrandmarkt wird. 

			Tatsächlich sollen nicht nur AfD-Politiker eingeschüchtert und notfalls von Wahlen ausgeschlossen werden. Selbst einfachen Bürgern wird signalisiert, dass sie zu einem Fall für die Beobachtung, sprich Ausforschung, durch den Verfassungsschutz werden können, wenn sie allzu deutlich Kritik an den Regierenden üben. Dafür hat die Behörde mit dem Verfassungsschutzbericht 2021 den »Phänomenbereich verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates« eingeführt. Kritik bezeichnet sie darin als »Agitation« und definiert »Delegitimierer« als Menschen, die »ständige Agitation gegen und Verächtlichmachung von demokratisch legitimierten Repräsentantinnen und Repräsentanten sowie Institutionen des Staates und ihrer Entscheidungen« betreiben. Denn dadurch könne »das Vertrauen in das staatliche System insgesamt erschüttert und dessen Funktionsfähigkeit beeinträchtigt werden«.55

			Im ersten Jahresbericht mit diesem Phänomenbereich wurden vor allem die Proteste gegen Coroan-Maßnahmen in diesen eingeordnet. Denn dabei wurde teilweise zur Missachtung von staatlichen Verordnungen aufgerufen und Repräsentanten der Staatsmacht geschmäht und von »Corona-Diktatur« geredet. Am Beispiel der Flutkatastrophe im Ahrtal, bei der die Behörden dramatisch versagt hatten, stellte der Verfassungsschutz jedoch schon weitsichtig klar, es sei anzunehmen, dass künftig auch andere »gesellschaftliche Krisensituationen von Angehörigen des Phänomenbereichs dazu genutzt werden, um staatliche Stellen und politisch Verantwortliche herabzusetzen«. Mit anderen Worten: Die Überwachungsarbeit wird ihnen nicht ausgehen.

			In seinem Jahresbericht 2024 machte der Verfassungsschutz denn auch Delegitimierer unter denen aus, die eine Aufarbeitung der Corona-Maßnahmen fordern, staatliche Klimaschutzmaßnahmen kritisieren oder die »angebliche Gefahr einer staatlichen Totalüberwachung der Bevölkerung« an die Wand malen.56

			Dabei schreibt die Behörde im gleichen Bericht: »Organisierte, auf Dauer angelegte Strukturen sind selten; überwiegend agieren in diesem Bereich Einzelpersonen oder lose Personenzusammenschlüsse.« Es geht also zugegebenermaßen nicht um organisierte Gruppen oder Netzwerke, die gemeinsam an einer systematischen Delegitimierung staatlicher Institutionen arbeiten. Es geht um Bürger, die Kritik üben. Sie sollen eingeschüchtert werden. 

			Josef Franz Lindner, Professor für öffentliches Recht an der Universität Augsburg, wirft dem Bundesamt für Verfassungsschutz »juristische Begriffstricksereien« zur Erweiterung der eigenen Befugnisse vor.57 

			»Es arbeitet mit Begriffen, die das Bundesverfassungsschutzgesetz gar nicht kennt, vermittelt aber den Eindruck, es handele sich um rechtlich relevante Begriffe. Das konnte man schon beim Begriff der ›Delegitimierung‹ deutlich sehen. Und jetzt beim Begriff ›gesichert rechtsextremistisch‹ erneut. Der Trick besteht darin, dass unter die ungesetzlichen Begriffe leichter subsumiert werden kann als unter die gesetzlichen, insbes. die in § 4 I BVerfSchG.« 

			Er nennt das einen »Fall der ersatzbegrifflichen Gesetzesumgehung«. Während laut Bundesverfassungsgericht »harte polemische Kritik an staatlichem Handeln (…) von der Meinungsfreiheit geschützt ist (zulässige ›Machtkritik‹)«, erklärt der Verfassungsschutz sie zur verfassungsfeindlichen »Delegitimierung« und geht dagegen vor.

			Der Staatsrechtler Dietrich Murswiek kritisiert, mit dieser Begriffsaufweichung ermächtige sich die Behörde selbst dazu, oppositionelle Bestrebungen als extremistisch zu bewerten. Sie verwechsle Kritik an der Regierung mit Kritik an der Demokratie. Im demokratischen Staat gehöre es aber zum »Wesen der Opposition, Kritik an der Regierung zu üben«. Es sei »das verfassungsrechtlich verbürgte Recht der – parlamentarischen wie der außerparlamentarischen – Opposition, alles zu kritisieren, was die Regierung macht«. Man kann diese Kritik zuspitzen zum Vorwurf, dass der Verfassungsschutz demokratie- und verfassungsfeindlich agiert, weshalb ich ihn gern den »sogenannten Verfassungsschutz« nenne.58 

			Es kann schlimme Konsequenzen für Zielpersonen haben, wenn sie von den Schlapphüten so einsortiert werden. Wenn eine Bank vom Verfassungsschutz nach Auskunft gefragt wird, etwa ob ein möglicher »Delegitimierer« Spenden erhält, kündigt sie schnell mal das Konto, weil sie zusätzlichen administrativen Aufwand riecht. Öffentliche Stellen laden den Betroffenen von Vorträgen aus oder gar nicht erst ein. Private Veranstalter werden vielleicht gewarnt. Nachbarn und Freunde oder der Arbeitgeber können etwas mitbekommen, wenn das Umfeld ausgeforscht wird. Universitäre und andere öffentliche Arbeitgeber fragen gern beim Verfassungsschutz, bevor sie jemand einstellen – manchmal auch, wenn sie über Sanktionen wegen Äußerungen nachdenken. Das alles, weil man im Internet zu deutlich Kritik an der Regierung oder dem System geäußert hat und weil staatlich finanzierte Schnüffel-NGOs und Meldestellen den Verfassungsschutz darauf aufmerksam gemacht haben. Ein solches Einschüchterungs-System braucht keine »Delegitimierer«, um seine Legitimität zu verlieren. Das schafft es bereits von selbst.

			




3.	Die EU baut ihren Wahrheitskomplex auf

			Nachdem die Bundesregierung mit kräftigem öffentlichen Druck auf die digitalen Medienplattformen das Eis gebrochen und verbündete NGOs zu Mitwirkenden bei der Inhaltemoderation gemacht hatte, übernahm die EU das Zepter. Sie rollte das, was die Bundesregierung begonnen hatte, systematisch in der ganzen EU aus. Mit ihrer ungleich größeren Sanktionsmacht konnte sie den Druck auf die Plattformen erheblich verstärken. 

			Sie drängte die Plattformen zur Beteiligung an einem EU-Verhaltenskodex gegen illegale Hassrede im Internet. Offiziell ging es nur darum, rechtswidrige Inhalte schneller zu entfernen. Das Äußern legaler Meinungen im Internet sollte ausdrücklich nicht beeinträchtigt werden. Doch ein Faktenblatt1 der EU-Kommission zu den Erfahrungen mit dem »EU Code of conduct on countering illegal hate speech online«2 nährt starke Zweifel, dass diese Zusicherung ernst gemeint war. Denn als Ausweis der Folgsamkeit der Plattformen wurde gewertet, wie groß der Anteil der von Hinweisgebern gemeldeten Inhalte war, den die Plattformen gelöscht hatten und wie schnell das geschehen war. Im Dokument findet sich keinerlei Hinweis auf eine Abwägung mit der Meinungsfreiheit. Die in der Öffentlichkeit breit diskutierte Gefahr, dass in größerem Umfang auch legale Inhalte gelöscht werden könnten, das sogenannte Overblocking, sprach das Faktenblatt nicht einmal an. Da Hassrede ein undefiniertes Konzept ist und selbst Gerichte sich oft nicht einig sind, was zum Beispiel illegale Volksverhetzung oder Verleumdung ist und was noch von der Meinungsfreiheit gedeckte Kritik, ist dieses Versäumnis ausgesprochen vielsagend. 

			Ein Netzwerk aus Faktencheckern und Behörden

			Gut ein Jahr nachdem in Deutschland Correctiv-Faktencheck und ARD-Faktenfinder gegründet worden waren, verkündete die EU-Kommission im April 2018 einen »Aktionsplan gegen Desinformation«. Zentraler Teil dessen war das Ziel, NGOs für den Wahrheitskomplex großzuziehen und ein europaweites Netzwerk von »unabhängigen« Faktencheckern zu schaffen.3 Außerdem kündigte die EU-Kommission an, die digitalen Medienplattformen zu einem weiteren »freiwilligen« Wohlverhaltenskodex nötigen zu wollen, nun gegen Desinformation. Beides hing eng zusammen, denn zum Wohlverhaltenskodex sollte die Pflicht gehören, die Faktenchecker des EU-Netzwerks in Anspruch zu nehmen. 

			Im November 2018 brachte die Kommission dann das Faktenchecker-Netzwerk *SOMA*4 an den Start. Das EU-finanzierte Projekt sollte die NGOs untereinander vernetzen, mit »einer mächtigen technologischen Infrastruktur« sowie systemdienlichen Narrativen versorgen und finanziell fördern.5 

			Niemand soll sagen, die EU-Bürokraten hätten keinen Sinn für Humor, wenn auch einen ziemlich sarkastischen. »Soma« heißt auch die Volksberuhigungsdroge im Roman Schöne Neue Welt von Aldous Huxley . Sie wird den Massen verabreicht, um sie ruhig und zufrieden zu halten. Dabei drängte sich SOMA als Abkürzung nicht unbedingt auf. Sie steht für »(S)ocial (O)bservatory for Disinformation and Social (M)edia (A)nalysis«, zu Deutsch: »Soziale Beobachtungsstelle für Desinformation und Analyse der Sozialen Medien«. 

			Mitglieder von SOMA sind sowohl NGOs als auch staatliche Stellen. Hier arbeiteten also Behörden und vorgeblich unabhängige Faktenchecker direkt zusammen, wenn es darum geht festzulegen, was als wahr und was als falsch zu gelten hat. Nur ein Teil der Mitglieder ließ seine Mitgliedschaft bei dieser öffentlich-privaten Wahrheitskooperation verkünden.6 Dazu gehören aus Deutschland Mimikama und NewsGuard Deutschland. Aus dem militärischen Bereich sind unter anderem die NATO Defense College Foundation, das staatliche Institut für Informationssicherheit der Ukraine sowie das kroatische Hybrid Warfare Research Institute beteiligt.7 Das Wohlverhalten der Mitglieder im Sinne der EU-Kommission wurde in einer zweimonatigen Probemitgliedschaft geprüft, bevor man vollwertiges Mitglied werden konnte.8

			Truly Media und TruthNest

			Ein Geschwisterpaar von EU-geförderten technischen Unterstützungsprojekten für dieses Faktenchecker-Netzwerk zeigt sehr gut, auf welch bedenkliche Weise die NGOs das Internet von dissidentem Gedankengut säubern – mit den finanziellen und technischen Mitteln des Staats. Sie heißen Truly Media und TruthNest und wurden von Athens Technology Center (ATC) entwickelt, im Fall von Truly Media gemeinsam mit dem staatlichen deutschen Auslandssender Deutsche Welle.9 Das private IT-Unternehmen ATC war im Auftrag der EU Koordinator von SOMA. Es spielt bis heute eine sehr wichtige Rolle als Lieferant für Überwachungstechnologie des EU-Wahrheitskomplexes und als technischer Vernetzungsdienstleister.10

			Laut Eigendarstellung ist Truly Media »eine webbasierte Kooperationsplattform, die Journalisten und Menschenrechtsaktivisten bei der Überprüfung digitaler Inhalte in sozialen Netzwerken unterstützt«. Genutzt wurde und wird diese Plattform von den Mitgliedern der EU-Faktencheck-Netzwerke. Zu diesen Netzwerken gehören Behörden ebenso wie die marktbeherrschenden Nachrichtenagenturen in Europa. Auch Organisationen, die dem Wahrheitskomplex nicht direkt angehören, wie die Menschenrechtsorganisation Amnesty International, die internationale Nachrichtenagentur Reuters und das ZDF nutzen das EU-finanzierte Programm und die zugehörige Plattform. 

			Ein Ziel dieses Tools ist es, »einen einfachen Kommunikationskanal mit offiziellen Quellen wie dem Europäischen Parlament, der Europäischen Kommission und Eurostat zu schaffen, um deren offizielle Position in laufenden Untersuchungen zu erfragen«.11 Sprich: Die regierungsfinanzierten Wahrheitsprüfer sollen leicht erfahren können, was die staatlich sanktionierte Wahrheit ist. Der Beta-Test des Programms fand im Zuge der Bundestagswahl 2017 in Deutschland statt. Es sind sicherlich nicht die Pressesprecher, zu denen Truly Media den Kontakt herstellt. Deren Nummern sind bei Journalisten ohnehin auf Schnellwahltasten gespeichert.

			ATC hat Truly Media in die Kooperationsplattformen integriert, mit denen es die Arbeit des EU-Faktenchecker-Netzwerks koordiniert. Diese Plattformen dienen ausdrücklich auch für die Kooperation der NGOs mit Regierungen bei der Internetausforschung. Man arbeite »mit nationalen Behörden bei der Überwachung digitaler Medienökosysteme« zusammen, heißt es offenherzig auf der Webseite eines mittelosteuropäischen Netzwerkknotens namens CEDMO, welcher Truly Media und TruthNest nutzt. Die Aktivitäten von regierungskritischen Geistern oder alternativen Medien auf Twitter und später X wurden also durch kooperierende militärisch-geheimdienstliche Stellen und staatlich finanzierte NGOs fast in Echtzeit überwacht und analysiert. Nicht jeder wird es normal und gut finden, dass sich Journalisten so eng mit den Behörden und regierungsfinanzierten NGOs abstimmen, bevor sie über gesellschaftlich umstrittene Themen berichten.12

			Noch bedenklicher erscheint TruthNest, das Schwesterprogramm von Truly Media. Aus der Selbstbeschreibung:

			»TruthNest bietet dynamische Analysen nahezu in Echtzeit, mit denen Sie Twitter-Konten überwachen können, während diese Beiträge teilen und miteinander interagieren. Fügen Sie die gewünschten Nutzer in Beobachtungslisten ein und exportieren Sie Berichte über Ihre Analysen im PDF-Format.« 13

			Seit allerdings Elon Musk nach dem Kauf von Twitter dem Wahrheitskomplex den freien Zugang zu den Daten der Plattform entzogen hat, können die vielen Dutzend vernetzten Wahrheitsprüfer TruthNest nicht mehr beliebig nutzen, sondern müssen jeweils eine Nutzung beantragen – und dafür bezahlen.14 Das ist der Hintergrund dafür, dass die EU so verbissen mit Musk um den freien Zugang zu den Daten der Plattform kämpft. Im Dezember 2025 verhängte die EU-Kommission eine Strafe von 120 Millionen Euro, unter anderem weil X (vormals Twitter) sich geweigert habe, den Forschern Daten über Aufrufe und Likes zur Verfügung zu stellen, obwohl dies eine Verpflichtung nach dem DSA sei«.15

			TruthNest ist ein relativ altes Programm. In der Zwischenzeit sind mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit Programme für den Wahrheitssektor entwickelt worden, die das, was TruthNest auf Twitter leistete, auf Facebook, TikTok und Co. übertragen. Wenn also jemand mit Reichweite etwas potenziell »Schädliches« publiziert, darf er davon ausgehen, dass direkt eine Warnlampe bei einer für die Beobachtung zuständigen NGO oder einer Behörde aufleuchtet. 

			Ein Verhaltenskodex gegen Desinformation

			Im Oktober 2018 – zu dem Zeitpunkt also, an dem das Faktenchecker-Netzwerk SOMA an den Start ging – unterzeichneten Facebook, Google, Twitter (heute X) und Mozilla auf Druck der EU-Kommission den Verhaltenskodex gegen Desinformation.16 Microsoft unterschrieb 2019, TikTok 2020. 

			Zu den Unterzeichnern gehörten NGOs des Wahrheitssektors, die bei der Überprüfung der Einhaltung helfen sollten. Mit dabei waren auch große Werbeagenturen und Werbeverbände. Denn zu den Verhaltensregeln gehört auch, keine Werbung auf Seiten zuzulassen, die sich angeblich der Desinformation schuldig machen. Die Werbeboykottaktion #KeinGeldFürRechts hatte Ende 2016 noch einen mittleren Sturm der Entrüstung entfacht, der die Werbeagentur Scholz & Friends zwang, den verantwortlichen Manager Gerald Hensel gehen zu lassen.17 Nun drängte die EU-Kommission still und heimlich den Plattformen und Werbeagenturen auf, »die Einnahmen der Verbreiter von Desinformation zu reduzieren«. Hensels Vorstoß wurde damit zur Norm.

			In Reaktion auf den Skandal um Cambridge Analytica wurden die Plattformen außerdem dazu verpflichtet, für mehr Transparenz bei politischer Werbung zu sorgen. Die Firma Cambridge Analytica hatte detaillierte Profile der Plattformnutzer verwendet, um im US-Wahlkampf Werbebotschaften auf unterschiedliche Personengruppen zuzuschneiden. Gefälschte Konten sollen laut Verhaltenskodex gelöscht, Bots markiert werden. 

			Die Plattformen mussten sich auch verpflichten, durch Manipulation ihrer Algorithmen »authentische, richtige und verlässliche« Informationen bei der Präsentation von Suchergebnissen und Nutzerbeiträgen zu bevorzugen. Als solche verlässlichen Informationen gelten seither, auch wenn es nicht ausdrücklich im Kodex steht, Beiträge der etablierten Medien und Verlautbarungen von Behörden und internationalen Organisationen wie der WHO. Umgekehrt müssen die Plattformen und Suchmaschinen die Sichtbarkeit von »Desinformation« verringern. Damit wurden Methoden der heimlichen Zensur, wie das Shadow Banning in seinen verschiedenen Ausprägungen, zur Norm. Dabei werden Beiträge zwar nicht gelöscht, aber sie werden nur wenigen Benutzern im Feed oder in Weiterleitungen angezeigt. Diese Praxis wurde noch lange geleugnet, nachdem sich die Plattformen im Verhaltenskodex schon darauf verpflichtet hatten. 

			Außerdem müssen die Unterzeichner, wie oben bereits angedeutet, Faktencheckern und »Forschern« Echtzeit- oder Nahe-Echtzeitzugang zu ihren Datenbanken geben, damit diese gezielt und automatisiert nach »Desinformation« suchen können. 

			Mangels eines Wahrheitsministeriums ist es aber für die Plattformen schwer zu entscheiden, was sie als Desinformation und was als wahr behandeln sollen. Dafür bot die EU-Kommission ihnen mit SOMA eine Lösung an: ein Netzwerk eigens von ihr ausgesuchter Faktenchecker. Der Verhaltenskodex verpflichtet die Unterzeichner darauf, das Urteil dieser handverlesenen Faktenchecker anzuerkennen. 

			Auch Google, das nicht zu den Unterzeichnern des Kodex gehörte, erklärte sich 2020 auf Druck der EU-Kommission bereit, die Texte der angeschlossenen, damals 60 Wahrheitskontroll-Organisationen bevorzugt als Suchergebnisse anzuzeigen. 

			Aus SOMA wird EDMO

			Im Jahr 2020 stellte die EU offenbar fest, dass es nicht gut aussah, vermeintlich unabhängige Faktenchecker-NGOs direkt und offenkundig mit Behörden und Militäreinrichtungen zusammenzuspannen. Zumal sie auch noch die digitalen Medienplattformen genötigt hatte, diese Faktenchecker als Wahrheitsinstanz zu akzeptieren. Wohl deshalb rief die Kommission EDMO ins Leben, ein Netzwerk ohne staatliche Stellen. 

			EDMO steht für *European Digital Media Oberservatory*, zu Deutsch: Europäische Beobachtungsstelle für digitale Medien. Allerdings wurde SOMA nicht abgewickelt. Die dort aufgebauten Datenbanken und Plattformen werden offenbar von den Mitgliedern weitergenutzt. Wie genau das vonstattengeht, ist von außen nicht erkennbar. 

			Angesiedelt ist EDMO beim European University Institute in Florenz. Zu seinen Aufgaben gehört nach Eigenbeschreibung, die Maßnahmen gegen Desinformation zu koordinieren und Faktenprüfer, Wissenschaftler und andere Interessenträger zu ermutigen, die politischen Entscheidungsträger zu unterstützen. Man beachte: Faktenprüfer sollen politische Entscheidungsträger laut EDMO nicht kontrollieren, sondern unterstützen. Die Aufgaben von EDMO werden im Einzelnen so beschrieben:

			
					Erfassung, finanzielle Förderung und Schulung von Faktenkontroll-Organisationen in Europa,

					Netzseite für Medien, Lehrkräfte und Bürger mit Informationen über wahr und falsch bereitstellen,

					sogenannten Desinformationsforschern Zugang zu Daten der digitalen Medienplattformen verschaffen,

					Behörden dabei helfen zu überwachen, inwiefern die digitalen Medienplattformen Vorgaben und erzwungene Selbstverpflichtungen in Sachen Inhaltekontrolle einhalten.

			

			Bisher hat sich die EU-Kommission EDMO mindestens 27 Millionen Euro kosten lassen. Hinzu kommen EU-Gelder für die Desinformationsforschung und die Entwicklung von IT-Instrumenten für den Wahrheitskomplex.18 Darüber hinaus kontrolliert die EU-Kommission indirekt die Verteilung von Mitteln, die Google bereitgestellt hat insbesondere den mit 25 Millionen Euro ausgestatteten European Media and Information Fund (EMIF). 19 Formal hängen die NGOs des Wahrheitskomplexes dank EMIF nicht direkt finanziell am Tropf der EU-Kommission; ein weiterer Trick, mit dem diese einen Schleier über ihr zensorisches Werk legt. Google lässt sich dieses Geld auf die Erfüllung seiner Verpflichtung zur Förderung der NGOs des Wahrheitskomplexes nach dem Digital Services Act anrechnen. Der Programmdirektor von EDMO, Paolo Cesarini, ist in Personalunion gleichzeitig Programmdirektor des EMIF.20 Er ist ein ehemaliger hochrangiger Mitarbeiter der EU-Kommission. Das lässt die Behauptung der EU-Kommission, EDMO verfüge »über eine Governance-Struktur, die völlig unabhängig von Behörden, einschließlich der Europäischen Kommission, ist«, als mindestens sehr fragwürdig erscheinen.

			EDMO stellt den NGOs des Wahrheitskomplexes neben dem Geld aus dem EMIF auch technische Instrumente zur Ausforschung der digitalen Medien bereit, deren Entwicklung die Kommission fördert oder fördern lässt. Zu diesen gehört das Programm MuseAI. Dieses wurde, wie Truly Media von EDMO-Mitglied ATC entwickelt, gemeinsam mit der spanischen Nachrichtenagentur efe.21 Das KI-Programm kann über verschiedene Plattformen hinweg Inhalte mit vorhandenen Faktenchecks vergleichen. Es erstellt in mehreren Sprachen Transkripte von Video- und Audio-Dateien, um diese mit der Faktencheck-Datenbank zu vergleichen. Wenn also etwa ein Faktenchecker in Spanien (KI-gestützt) auf ein Video mit großer Reichweite stößt, in dem behauptet wird, trotz des Klimawandels hätten Überschwemmungen und Waldbrände bisher nicht zugenommen, kann er direkt auf einen (übersetzten) Faktencheck zum Beispiel aus Deutschland zugreifen, wonach das eine Falschbehauptung sei, und diesen mehr oder minder abschreiben. 

			Zu den Beiratsmitgliedern von EDMO zählt Clare Melford, Mitgründerin und Chefin des Global Disinformation Index, jener aus dem Geheimdienstmilieu heraus gegründeten Organisation, die nach geheim gehaltenen Kriterien bestimmte, welche Webseiten von Werbetreibenden zu boykottieren sind.

			Seit 2020 wurden nach und nach 15 Regionalzentren (Hubs) von EDMO aufgebaut, die die ganze EU abdecken und sich jeweils um den Wahrheitskomplex in ihrer Region kümmern. Der Hub für Deutschland und Österreich, der im November 2022 die Arbeit aufnahm,22 heißt GADMO (German-Austrian Digital Media Observatory). Mitglied sind unter anderem die im deutschsprachigen Raum dominierenden Nachrichtenagenturen dpa, AFP und APA. Deutschsprachige Zeitungen bekommen demnach ihr Nachrichtenfutter von Agenturen, die in ein von der EU-Kommission gegründetes und indirekt kontrolliertes Netzwerk eingebunden sind, das sich als privatisiertes Wahrheitsministerium versteht. Mit dabei ist außerdem Correctiv. 

			Alle vier betätigen sich als bezahlte, externe Faktenchecker der digitalen Medienplattformen. Von der EU-Kommission hat sich GADMO gleichzeitig beauftragen lassen, die Umsetzung des den Plattformen aufgenötigten Verhaltenskodex gegen Desinformation zu kontrollieren. dpa, AFP, APA und Correctiv werden also von der EU dafür bezahlt, dass sie selbst den Plattformen ein schlechtes Zeugnis ausstellen dürfen, falls diese nicht nach ihrer Pfeife tanzen und zum Beispiel andere Vorstellungen davon haben, was von der Meinungsfreiheit noch gedeckt ist. Das sind massive Interessenkonflikte, die darauf hinwirken, den Zensurdruck auf die Plattformen zu erhöhen. 

			Die Journalismus- und Statistik-Spezialisten der TU Dortmund, die gemeinsam ein »Zentrum für datengestützte Medienanalyse« betreiben, kümmern sich um die Datenauswertung für GADMO. Für die Digitaltechnik der Medien-Überwachung sind das Austrian Institute of Technology und das ATC zuständig. Für die Deutsche Welle sitzt ein Vertreter im Beirat, ebenso wie im EDMO und im Mittelosteuropäischen Hub CEDMO.

			Bemerkenswert sind auch weitere Mitglieder im Beirat von GADMO: zum Beispiel Josef Holnburger von CeMAS, einem regierungsfinanzierten Institut, das sich darauf spezialisiert hat, Kritiker der Mächtigen medienwirksam als Antisemiten und Verschwörungstheoretiker zu verunglimpfen, besonders gern in ARD und ZDF und beim GADMO-Mitglied dpa.23 Außerdem geben »unabhängige Expertinnen und Experten« wie die Vertreter der Medienaufsichtsbehörden von Nordrhein-Westfalen und Österreich »Orientierungshilfen für strategische Entscheidungen und überwachen die Einhaltung wichtiger Richtlinien und Grundsätze durch die Projektleitung«. Hier beaufsichtigen also Behördenvertreter ein Netzwerk unter Einschluss von Nachrichtenagenturen, das festlegen darf, was die Wahrheit ist. 

			Wir erinnern uns: Die deutschen Medienanstalten, auch die von Nordrhein-Westfalen, dürfen Internet-Medien beaufsichtigen und abstrafen, wenn sie der Meinung sind, dass diese unter Missachtung vager journalistischer Grundsätze Desinformation verbreiten. Gleichzeitig beaufsichtigt die Medienanstalt über einen Vertreter das Netzwerk der Faktenchecker, einschließlich der sehr einflussreichen dpa. Wenn man alle Verflechtungen gemeinsam betrachtet, wird deutlich, dass der Unterschied zwischen dem »unabhängigen« Wahrheitskomplex und einem staatlichen Wahrheitsministerium sehr gering ist. Er dient offenkundig nur dazu, für die Gerichte den Anschein zu wahren, dass es nicht der Staat selbst ist, der festlegt, was als wahr und was als falsch zu gelten hat. 

			Mit Sara-Jayne Terp war bis Ende 2025 eine Ex-Mitarbeiterin des britischen Verteidigungsministeriums und Auftragnehmerin des militärisch-geheimdienstlichen Komplexes der USA Mitglied im Aufsichtsgremium von GADMO.24 Was es mit ihr auf sich hat, werden wir im Kapitel zur Wahrheitskontrolle im Dienste der NATO beleuchten. 

			Nachrichtenagenturen im Förderdschungel

			Das EDMO-Netzwerk mit seinen vielen Hubs ist das wohl wichtigste, aber bei Weitem nicht das einzige Projekt der EU zur Bekämpfung von »Desinformation«. Norman Lewis durchsuchte 2025 für das Forschungsinstitut MCC Brussels die Datenbanken der EU nach geförderten Projekten, die sich mit Hassrede oder Desinformation befassten. Er fand 349 Projekte, die mit knapp 650 Millionen Euro gefördert wurden. Er betrachtet diese Zahlen jedoch nur als Untergrenze, da sich auch Programme, die dies im Titel nicht erkennen ließen, bei näherem Hinsehen mit Hassrede oder Desinformation befassten (Lewis 2025).25 Gefördert werden Faktenchecker und Wissenschaftler, die sich mit der Identifikation und Neutralisierung von Desinformationen befassen, sowie Forscher und Programmierer, die Instrumente zur Ausforschung des Internets und zur Identifikation von Netzwerken von Störenfrieden entwickeln.

			Die hochgradig intransparente Finanzierung von NGOs, die es für die Bürger und Kontrollinstanzen fast unmöglich macht nachzuvollziehen, was die EU-Kommission tut, hat der Europäische Rechnungshof in einem Bericht zur NGO-Finanzierung von 2025 scharf gerügt.26 Die Daten zu den Förderprogrammen seien auf inkompatiblen Online-Plattformen fragmentiert, wichtige Informationen seien falsch beschriftet, vergraben oder fehlten ganz, sodass es »praktisch unmöglich« sei, verlässliche Informationen zu finden. Gerade in Sachen Wahrheitskomplex ist es wichtig für die Kommission, das Ausmaß zu verschleiern, indem sie diesen finanziert. Denn je größer die erkennbare Abhängigkeit der Wahrheitsprüfer, desto eher könnten Gerichte auf die Idee kommen, dass das Wirken dieses Sektors eine verbotene Meinungs- und Informationsunterdrückung durch den Staat darstellt. 

			Besonders problematisch sind die vielen Projekte, bei denen die EU-Kommission Nachrichtenagenturen für die Bekämpfung von »Desinformation« oder die Verbreitung von positiven Narrativen über die EU-Politik bezahlt. Die führende italienische Agentur ANSA war beispielsweise an einem mit knapp drei Millionen Euro von der EU ausgestatteten Programm zur Aufdeckung von Fake News durch Big-Data-Analyse namens FANDANGO beteiligt. In ähnlicher Weise sind auch viele andere nationale und internationale Nachrichtenagenturen Geldempfänger der EU. Das stellt für Thomas Fazi, der den Förderdschungel untersucht hat, die Unabhängigkeit der Agenturen infrage. Wenn diese dann auch noch im Auftrag der EU festlegen sollen, was wahr ist und was falsch, wundert es nicht, wenn die Antworten in aller Regel das Narrativ der Regierenden stützen.27

			Nationale Regierungen machen fleißig mit bei der Förderung der Mitarbeit der Nachrichtenagenturen an der Durchsetzung und Verbreitung ihrer Wahrheiten. So ließ Innenministerin Nancy Faeser (SPD) 2024 eine Million Euro für ein von der dpa angeführtes Projekt namens »Jahr der Nachricht« springen. Dabei handelte es sich im Wesentlichen um eine staatlich finanzierte Werbekampagne für die etablierten Medien, denen man alles glauben soll, und gegen die Alternativmedien, denen man wenig bis nichts glauben soll. In dem Programm steckte sehr viel SPD: Beteiligt waren nämlich neben Correctiv und anderen das SPD-regierte Hamburg und die Verlagsgruppe Madsack, deren größter Anteilseigener die Verlagsgesellschaft der SPD ist.28 

			Wie heikel die Projektfinanzierung durch die Bundesregierung für die dpa ist, lässt sich daran ablesen, dass die Agentur lange leugnete, staatliche Zuwendungen zu bekommen. Noch Ende März 2025 – Wochen, nachdem ich auf meinem Blog mit großer Publikumsresonanz die Staatsfinanzierung der Agentur problematisiert hatte – schrieb sie auf ihrer Webseite unter »Aufbau und redaktionelle Grundsätze« noch: »dpa erhält keine staatlichen Subventionen oder sonstige finanziellen Zuwendungen. Sämtliche Einnahmen werden auf dem freien Markt erwirtschaftet.«29 Diese Behauptung hat sie zwischenzeitlich stillschweigend entfernt. Weiterhin findet man jedoch auf der Webseite die seinerzeit eingefügte Stellungnahme, mit der dpa sich gegen meine Kritik verteidigt, regierungsfinanziert zu sein und Zensur zu betreiben. Dort heißt es zu diesen »falschen Narrativen«: 

			»Finanzielle Zuwendungen von staatlichen Stellen, Unternehmen und Privatpersonen lehnt die dpa ab. Lediglich projektgebundene Förderungen nimmt die Agentur in einigen wenigen ausgesuchten Fällen und nur nach sorgfältiger Prüfung an.« 30

			Projektgebundene Förderungen vom Staat sind jedoch definitionsgemäß finanzielle Zuwendungen.

			Vom Vorwurf der Zensur wäscht sich die Agentur mit dem heuchlerischen Hinweis rein, die digitalen Plattformen entschieden selbst, ob sie auf Hinweise der dpa hin »Inhalte labeln, per Algorithmus ausbremsen oder auch löschen«. Gerade so, als würden sie nicht von der EU-Kommission genötigt, dpa-Faktencheck und Co. anzuheuern und deren Urteilen in aller Regel zu folgen. Gerade so, als würde dpa nicht selbst als Mitglied von GADMO für die Kommission die Willfährigkeit der Plattformen beim Labeln, Löschen und Ausbremsen bewerten. 

			Eine EU-Lizenz für Faktenchecker

			Um selbst kontrollieren zu können, welche Faktenchecker für die Medienplattformen über wahr und falsch entscheiden und Zugang zu Daten verlangen dürfen, rief die EU-Kommission im Dezember 2021 ihre eigene Lizensierungsorganisation für Faktenchecker ins Leben, das European Fact-Checking Standards Network (EFCSN).31 Das ist sozusagen die kleine Schwester des amerikanischen *International Fact-Checking Network*32 (IFCN), das global aktiv ist. Das EFCSN ermöglicht es der Kommission, dafür zu sorgen, dass zur Einhaltung ihrer Kodizes und Gesetze nur ihr gegenüber willfährige Faktenchecker eingesetzt werden. 

			Das Geld zur Gründung des Netzwerks hat die EU-Kommission aufgebracht. Seit das entsprechende Förderprojekt 2023 ausgelaufen ist, fördern EU-Kommission und andere Geldgeber jeweils einzelne Projekte des EFCSN.33 Laut LobbyFacts.eu hat EFCSN 2025 rund 556 000 Euro von der EU-Kommission bekommen.34 

			Wie ambitioniert die Faktenchecker inzwischen sind, zeigt ein aktuelles, von Google finanziertes Projekt namens »Prebunking at Scale«. Das Projekt zielt unter anderem darauf ab, ein KI-Werkzeug zu bauen, das es erlaubt, vorherzusagen, in welcher Sprache und zu welchem Thema »Desinformation« erscheinen wird. Diese können die Faktenchecker dann vorsorglich durch entsprechende Kontext-Artikel konterkarieren, die sie an angeschlossene Medien verteilen. In einer hervorragenden Position für Letzteres sind die Faktenchecker der Nachrichtenagenturen.35 Erinnern wir uns auch an die Influencer im transatlantischen Projekt der DGAP, die sich im Prebunking betätigen sollen. Auch sie können mit einem solchen Programm frühzeitig informiert werden, wenn sich schädliche Narrative auszubreiten beginnen, und sie gefordert sind, ihr Publikum dagegen zu immunisieren.

			Google hat auch das EFCSN-Projekt »Elections24Check« unterstützt. Dabei ging es um den Aufbau einer anhand aller möglichen Kriterien durchsuchbaren Datenbank mit im weiten Sinne politisch relevanten Faktenchecks. Mit deren Hilfe können Faktenchecker und Medien zu jedem Thema vorhandene Faktenchecks auffinden und adaptieren oder abschreiben. Auch politische Entscheidungsträger können umfassenden Zugang zu den Daten erhalten – allerdings nur solche, denen die Entscheidungsträger des EFCSN wohlgesonnen sind. 

			Das Projekt »Climate Facts Europe« wurde von der European Climate Foundation finanziert. Das ist eine vor allem von britischen und US-Stiftungen finanzierte Organisation, die in Sachen Klima-Wissenschaft nicht gerade als objektiv gelten kann. Trotzdem, oder gerade deswegen, ist sie eine der eifrigsten Sponsoren der NGOs des Wahrheitskomplexes. Das Projekt sollte während der EU-Parlamentswahlen 2024 Klima-Faktenchecks koordinieren und unterstützen. 

			Russland kontert mit eigenem Netzwerk

			Russland begann ab 2023 damit, im Propagandakrieg mit dem Westen selbst auf formale Faktenchecks zu setzen. Seither organisiert die staatsnahe NGO ANPO Dialog Regions ein jährliches Forum namens »Dialog about Fakes«.36 ANPO Dialog Regions wurde von der Europäischen Union und den USA wegen Verbreitung von Desinformation sanktioniert. Im April 2025 stellte dann das russische Außenministerium das Global Fact-Checking Network (GFCN) vor. Es stelle eine internationale Allianz von Faktenprüfern und Medienorganisationen dar, die gegen westliche Desinformation vorgeht. GFCN wurde nach Eigendarstellung von ANPO Dialog Regions zusammen mit der staatlichen russischen Nachrichtenagentur TASS und der New Media School in Moskau ins Leben gerufen.37 

			Mitglieder des GFCN sind einige Dutzend internationale Einzelpersonen als Experten, viele davon aus Afrika, außerdem das russische Faktencheck-Projekt Lapsha Media und wenige russische Medienhäuser. 

			Die »Prinzipien für verantwortungsvolles Faktenchecken«, die die Netzwerkteilnehmer unterschreiben müssen, klingen genauso schön wie die der westlichen Pendants IFCN und EFCSN: Objektivität und Neutralität, strikte Beachtung der Menschenrechte, Sicherstellung von Meinungspluralismus, Reproduzierbarkeit von Ergebnissen und vieles mehr.38 Aber obwohl die Faktenchecker beider Seiten vorgeben, im Großen und Ganzen den gleichen Prinzipien zu folgen, kommt regelmäßig sehr Gegensätzliches dabei heraus. 

			Die Faktenchecker von Mimikama machen denn auch bei GFCN »systematische Tarnung politischer Meinungen als vermeintliche Faktenprüfungen« aus. Als Beispiel führen sie einen Artikel des GFCN über US-Proteste gegen Donald Trump an, in dem George Soros als »Hintermann« dargestellt werde. Diese These basiere nur darauf, dass Geld von Soros Stiftungen zu Organisatoren der Proteste geflossen sei. Dabei hätten diese Zuschüsse in Wahrheit lediglich »zur Erstattung organisatorischer Ausgaben« gedient. Von »Bezahlung für Proteste« könne keine Rede sein.39 Diese gewagte Argumentationsführung wird nicht unbedingt jeden überzeugen.

			Mimikama zitiert als Experten die Direktorin des konkurrierenden International Fact-Checking Network (IFCN) mit der Einschätzung, sie sehe GFCN »nicht als Teil des professionellen Faktencheck-Ökosystems« und den Koordinator des European Digital Media Observatory (EDMO) mit dem Vorwurf, GFCN wolle dem Begriff Fact-Checking durch die Vereinnahmung für parteiische Narrative die Glaubwürdigkeit nehmen. 

			Mit der Glaubwürdigkeit und Unparteilichkeit des russischen GFCN brauchen wir uns nicht näher zu befassen. Wer sich dort umtut, dem springt die Parteilichkeit schnell ins Auge. Schauen wir uns also die westlichen Pendants an. Das IFCN in Washington ist im Gegensatz zum europäischen EFCSN unvorsichtig genug, den Lizensierungsprozess sehr transparent zu machen. Klickt man auf das IFCN-Siegel, das die Faktenchecks von dpa ziert, so kommt man auf eine Seite, die alle Prüfungen von dpa für das IFCN-Siegel auflistet.40 Die letzte Prüfung mit Abschluss am 19.01.2024 stammt von Dagmar Thiel. Über sie und ihre etwaigen Interessenkonflikte erfährt man vom IFCN nichts. Im Netz ist ihr Lebenslauf zu finden.41 Dort erfährt man, dass sie gut sieben Jahre lang, bis 2013, für ebenjene dpa als Korrespondentin gearbeitet hat. Über ihren Ex-Arbeitgeber erfährt man in ihrem Prüfbericht, dass dpa sich ausschließlich über den freien Markt finanziere und keine Zuwendungen oder Zuschüsse vom Staat erhalte. Auf der dpa-Netzseite, die als Quelle verlinkt ist, steht das allerdings nicht mehr.42 Denn nachdem ich das auf meinem Blog als Falschbehauptung entlarvt habe, hat dpa die Behauptung entfernt. 

			Der vorangegangene Prüfbericht von August 2022 stammt von Stephan Mündges. Dieser war damals Doktorand am Institut für Journalistik der Uni Dortmund und gerade dabei, sich zusammen mit dem Prüfling dpa bei der EU-Kommission um den Zuschlag für die Gründung des deutsch-österreichischen Faktenchecker-Netzwerks GADMO zu bewerben. Im Statement zu seinen Interessenkonflikten im IFCN-Prüfbericht zur dpa hieß es 2022 noch: »Arbeitete zusammen mit dpa, AFP, Correctiv und APA an einem Förderantrag an die Europäische Kommission.« Seit ich Ende 2022 hierüber berichtete,43 ist dieses Statement nicht mehr zugänglich. 

			Die Faktenchecks von dpa, mit denen Mündges im Prüfbericht die angebliche Einhaltung von IFCN-Prinzipien belegen will, sind stattdessen teilweise gut geeignet, das Gegenteil zu belegen. Angeführt wird etwa ein dpa-Faktencheck von Ende 2021 mit dem Titel »Ein Jahr Impfen: Kaum schwere Nebenwirkungen bei Covid-Vakzinen«.44 Dieser Faktencheck war durch Einseitigkeit und Auslassungen grob irreführend. Hauptkronzeugen des Faktenchecks sind die US-Gesundheitsbehörde CDC, das RKI und das PEI. Sie dürfen die Herzmuskelentzündung als eine sehr seltene Nebenwirkung herunterspielen. Über deren Interessenkonflikt als weisungsgebundene Behörden der US-Regierung und der Bundesregierung wird entgegen einem entsprechenden Grundsatz des IFCN nicht informiert. Nicht informiert wird auch darüber, dass Norwegen schon Monate vorher wegen zu vieler Herzmuskelentzündungen die Impfung mit AstraZeneca beendet hatte. dpa selbst hatte hierüber berichtet.45 Verschwiegen wurde in dem Stück auch, dass die Ständige Impfkommission schon gut einen Monat vorher wegen gehäufter Herzmuskelentzündungen von der Impfung jüngerer Menschen mit dem Moderna-Impfstoff abgeraten hatte, ebenso wie zuvor schon Frankreich und die nordischen Länder.46 

			Fazit: Der Vorwurf, das GFCN wolle dem Begriff Fact-Checking durch »Vereinnahmung für parteiische Narrative« die Glaubwürdigkeit nehmen, dürfte zutreffen. Mit dieser Glaubwürdigkeit ist es jedoch aufgrund der ausgeprägt parteiischen Faktenchecks auch im Westen und der tolerierten Missachtung der erklärten Standards von IFCN und EFCSN auch ohne die Bemühungen von GFCN nicht weit her. 

			DSA: Ein Wahrheitsgesetz als Krönung

			Die Verordnung 2022/2065, besser bekannt als Digital Services Act (DSA), ist das zentrale Gesetz der EU zum Umgang mit sogenannter Desinformation.47 Es wurde 2022 verabschiedet und trat im Februar 2024 für alle Plattform-Unternehmen in Kraft. Zu den für den Wahrheitskomplex wichtigsten Regeln gehören, in Kurzfassung:

			
					Auf Anordnung von nationalen Regierungsstellen müssen die Plattformen illegale Inhalte löschen (Artikel 9 und 10). 

					Plattformen müssen berichten, wie viele Inhalte sie mit Moderationsmaßnahmen bearbeitet haben (Artikel 15).

					Plattformen müssen ermöglichen, dass Nutzer problematische Beiträge melden können (Artikel 16).

					Hinweise von lizenzierten Vertrauenswürdigen Hinweisgebern (Trusted Flagger) und Regierungen müssen große Plattformen vorrangig und schnell bearbeiten (Artikel 22).

					Sehr große Onlineplattformen und Suchmaschinen müssen jährlich Risikoberichte zu ihrem Umgang mit illegalen und schädlichen Inhalten vorlegen (Artikel 33-43, insbes. Artikel 35).

					Die Einhaltung eines »freiwilligen« Verhaltenskodex gegen Desinformation gilt als Nachweis ausreichender Maßnahmen gegen die Verbreitung schädlicher Inhalte (Artikel 45). 

					Wissenschaftler und NGOs müssen auf Daten der Plattformen zugreifen können (Artikel 45 in Verbindung mit Verhaltenskodex Desinformation).

			

			Als Moderationsmaßnahmen bei problematischen Inhalten sind laut Erwägungsgrund Nr. 54 vorgesehen: Sperre des Erstellers, Löschung, Zugangsbeschränkungen zu den Inhalten und Einschränkungen der Sichtbarkeit. Mit Einschränkung der Sichtbarkeit sind verschiedene Maßnahmen gemeint. Dazu gehört bei Suchmaschinen die Herabstufung im Ergebnisranking. Bei Medienplattformen mit Empfehlungssystemen werden die eingeschränkten Inhalte nicht oder nicht prominent in die Empfehlungen aufgenommen, sodass nur wenige Nutzer sie sehen, wenn sie nicht gezielt danach suchen. Zu den Sichtbarkeitseinschränkungen gehören auch andere Formen des sogenannten »Shadow Bannings«. Zum Beispiel können Beiträge ausgebremst werden, indem die Plattform die Weiterverbreitung durch Dritte ins Leere laufen lässt. 

			Im Oktober 2024 erhielt die vom Staat finanzierte »Meldestelle REspect!« als erste deutsche Organisation eine staatliche Lizenz als »Vertrauenswürdiger Hinweisgeber« (Trusted Flagger) nach dem DSA. Das führte dazu, dass selbst in Teilen der Mainstream-Presse eine Diskussion über verdeckte staatliche Meinungsunterdrückung aufkeimte. Auslöser war eine Pressemitteilung der Bundesnetzagentur. Darin wurde Behördenchef Klaus Müller mit der Aussage zitiert:

			»Mit der Zulassung des ersten Trusted Flaggers setzen wir die europäischen Regelungen in Deutschland konsequent um. Plattformen sind verpflichtet, auf Meldungen von Trusted Flaggern sofort zu reagieren. Illegale Inhalte, Hass und Fake News können sehr schnell und ohne bürokratische Hürde entfernt werden. Das hilft, das Internet sicherer zu machen.«48

			Die Bundesnetzagentur, die ansonsten für Stromnetze, die Post und Ähnliches zuständig ist, wurde von der Bundesregierung mit der Aufgabe betraut, als Koordinator für Digitale Dienste in Deutschland darüber zu wachen, dass Online-Dienste die Regeln des DSA einhalten. Auch für die Anerkennung von Vertrauenswürdigen Hinweisgebern ist sie seit Inkrafttreten des deutschen Digitale-Dienste-Gesetzes im Mai 2024 zuständig.49 Dieses Gesetz regelt die Anwendung des DSA in Deutschland. 

			»Schnell und ohne bürokratische Hürden entfernt« heißt im Klartext: ohne gerichtliche Anordnung, ohne wirksame Widerspruchsmöglichkeit für die Betroffenen. Sie können sich zwar nachträglich beschweren und auch vor Gericht ziehen oder eine Schlichtungsstelle in Anspruch nehmen. Doch bis Sie ihr Recht auf freie Rede eventuell zurückbekommen, haben Sie in aller Regel keine Chance mehr, mit dem inzwischen veralteten Inhalt ein nennenswertes Publikum zu erreichen. Wenn die Reichweite Ihrer Inhalte aufgrund des Verdikts eines Hinweisgebers oder Faktencheckers heimlich gedrosselt wird, steht Ihnen nicht einmal diese Möglichkeit zur Verfügung. 

			Dass eine amtlich beauftragte Stelle den Plattformen befehlen darf, was als »Hass und Hetze« zu löschen oder auszubremsen ist, roch selbst manchen in den Mainstream-Medien allzu sehr nach verdeckter staatlicher Zensur. Von vielen Seiten schlug der Bundesnetzagentur die Kritik entgegen, sie und die Trusted Flagger gingen weit über das vom DSA geforderte Vorgehen hinaus. Dieses Gesetz richte sich lediglich gegen illegale Inhalte.

			Müller und seine Behörde versuchten sich mit nachträglichen Uminterpretationen herauszureden. Müller verwies darauf, dass die letzte Entscheidung über eine Löschung oder Drosselung eines Inhalts bei den Plattformen liege. Nicht allzu überzeugend, nachdem er vorher noch von deren Verpflichtung gesprochen hatte, prioritär und sofort auf die Meldungen zu reagieren. Müllers Zitat in der Pressemitteilung wurde nachträglich geändert, mit folgendem Korrekturhinweis: »Uns hat zur ursprünglichen Version dieser Pressemitteilung berechtigte Kritik erreicht. Es waren illegale Inhalte, illegaler Hass und illegale Fake News gemeint.« Man habe den Text entsprechend »präzisiert«, um Missverständnisse auszuräumen. 

			Wenn es nur um illegale, mithin strafbare Inhalte gehen soll, stellt sich die Frage, warum der Staat mit Steuergeld private, politisch nicht neutrale Organisationen finanzieren und lizenzieren sollte, damit diese die Strafverfolgungsbehörden und die Plattformen auf diese illegalen Inhalte aufmerksam machen. Strafverfolgung ist eine Kernaufgabe des Staats. Viel angemessener erschiene es, mit dem Geld die Strafverfolgungsbehörden in die Lage zu versetzen, diese Aufgabe angemessen zu erfüllen. Es ist in vielen Fällen sehr schwer festzustellen, wo die Grenzen der Meinungsfreiheit liegen und die Strafbarkeit von Äußerungen anfängt. Oft sind sogar Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte unterschiedlicher Instanzen unterschiedlicher Meinung. Wie das private und oft politisch einseitig ausgerichtete Organisationen zuverlässig und mit der geforderten Neutralität entscheiden sollen, ist schwer erfindlich. Außerdem gäbe es keine Rechtfertigung, bei illegalen Inhalten zu Maßnahmen der Reichweitendrosselung zu greifen. Diese müssten gelöscht werden. 

			Aber es geht im DSA nicht wirklich nur um illegale Inhalte. Es geht vorrangig um Narrativkontrolle, für die die NGOs bestens geeignet sind und für die heimliches Shadow Banning ein Mittel der Wahl ist. 

			Legale Inhalte werden unterdrückt

			Die Kritik, dass die Bundesnetzagentur weiter gehe als vom DSA verlangt, ging komplett fehl. Denn die Verordnung fordert – wenn auch an versteckten Stellen – ausdrücklich, die Verbreitung legaler, aber irgendwie schädlicher Inhalte zu unterbinden. So heißt es in Erwägungsgrund 84 des DSA, die Plattformen und Suchmaschinen sollten sich »auch auf die Informationen konzentrieren, die zwar nicht rechtswidrig sind, aber zu den in dieser Verordnung ermittelten systemischen Risiken beitragen«. Sie sollen deshalb »besonders darauf achten, wie ihre Dienste zur Verbreitung oder Verstärkung irreführender oder täuschender Inhalte, einschließlich Desinformation, genutzt werden«.

			Man sollte diese Ungeheuerlichkeit nicht leichthin überlesen. Es handelt sich um eine offene Aufforderung an die regulierten Medienplattformen und Suchmaschinen, Meinungskontrolle im Staatsauftrag zu betreiben, nach völlig vagen Kriterien, die nach Belieben von der EU-Kommission, den nationalen Behörden und den von ihnen abhängigen NGOs ausgefüllt werden. Alle Meinungen und Informationen, die diese zum Risiko für das System oder als Desinformation erklären, müssen die regulierten Plattformen unterdrücken. 

			Das Bundesverfassungsgericht hat dazu, wie schon zitiert, im Jahre 2009 klar geäußert: »Die Absicht, Äußerungen mit schädlichem oder in ihrer gedanklichen Konsequenz gefährlichem Inhalt zu behindern, hebt das Prinzip der Meinungsfreiheit selbst auf und ist illegitim.«50

			Spätestens als das Kammergericht in Berlin am 18. September 2025 in zweiter Instanz urteilte, dass digitale Medienplattformen aufgrund des DSA alle Beiträge löschen dürfen, die Leitlinien der WHO widersprechen, sollte den Experten klar geworden sein, dass die Bundesnetzagentur sie mit ihrer »Klarstellung« hinter die Fichte geführt hat. Das Gericht gab der Plattform LinkedIn recht, die das Profil eines Unternehmers mit sehr großer Reichweite gelöscht hatte, weil dieser Beiträge von Wissenschaftlern und Juristen weiterverbreitet hatte, die sich gegen eine allgemeine Impfpflicht richteten. Vor Gericht berief sich das Karrierenetzwerk auf seine »Community-Richtlinien«, in denen es heißt: »Teilen Sie keine Inhalte, die den Leitlinien führender globaler Gesundheitsorganisationen und Gesundheitsbehörden direkt widersprechen.«51 Der Digital Services Act der EU verpflichte LinkedIn zur Löschung schädlicher Inhalte, argumentierte das Gericht in seinem Urteil (Az:10U95/24). Dadurch seien die Richtlinien von LinkedIn gedeckt und es komme nicht darauf an, ob Beiträge im Einzelnen wahr oder falsch sind. Es reiche, wenn sie für »schädlich« gehalten werden. Von »illegal« ist gar nicht die Rede.52

			Auch die EU-Kommission selbst stellt in einem Bericht an EU-Parlament und EU-Rat von November 2025 klar, dass es im DSA um weit mehr als illegale Inhalte geht: »Das Gesetz über digitale Dienste zielt darauf ab, der Verbreitung rechtswidriger Online-Inhalte und den gesellschaftlichen Risiken, die die Verbreitung von Desinformation und anderen Inhalten mit sich bringen kann, entgegenzuwirken (…).«53 

			Für alle, die es bis dahin immer noch nicht mitbekommen oder verstanden hatten, änderte die Plattform X im Dezember 2025 ihre Nutzungsbedingungen und erläuterte: 

			»Wir haben unsere Bedingungen aktualisiert, um zu erläutern, dass wir an einigen Orten, z. B. in der EU und im Vereinigten Königreich, nicht nur illegale Inhalte entfernen müssen, sondern auch Inhalte, die nach den örtlichen Gesetzen als schädlich oder unsicher gelten. Wenn solche Verpflichtungen bestehen, werden die entsprechenden Inhalte nur in dem Land oder geografischen Bereich entfernt, in dem dies erforderlich ist, und bleiben andernorts verfügbar.«54 

			Die fehlgeleitete Kritik, auch von Experten, dass Klaus Müller und seine Bundesnetzagentur über das Mandat des DSA hinausgingen, zeigt, wie geschickt es der Kommission gelungen ist zu vernebeln, dass es dem DSA gerade darum geht, dass Plattformen auch gegen legale Inhalte und deren Ersteller vorgehen. Die verbalen Pirouetten, die die Bundesnetzagentur drehte, um wieder einzufangen, was ihr Chef versehentlich ausgeplaudert hatte, sind verräterisch. Sie zeigen, wie sehr der staatliche Teil des Wahrheitskomplexes verbergen will, dass er die Meinungsfreiheit einschränkt. 

			Die vom DSA vorgesehenen Moderationsmaßnahmen sind anzuwenden, wenn Inhalte rechtswidrig oder schädlich sind, oder wenn sie den Nutzungsbedingungen der Plattformen widersprechen. Zu den schädlichen Inhalten nach Artikel 35, deren Verbreitung die Plattformen unterbinden müssen, zählen solche mit möglichen »nachteiligen Auswirkungen« auf Grundrechte wie Menschenwürde und Nichtdiskriminierung, auf »die gesellschaftliche Debatte«, auf Wahlprozesse und auf die »öffentliche Sicherheit«. 

			Mit dem Tatbestand »nachteilige Auswirkungen auf die gesellschaftliche Debatte« erreicht die Verordnung das Maximum an Unbestimmtheit. Hierunter lässt sich – bei entsprechendem Willen – sehr viel an legitimer Kritik an den Regierenden oder den herrschenden Zuständen fassen. Denn Kritik kann zur »Spaltung« der Gesellschaft führen und die gilt, wie wir noch sehen werden, als etwas ganz Gefährliches. Der EU-Kommission als Instanz, die den DSA durchsetzt und so etwas wie die Dompteuse des Faktenchecker-Netzwerks ist, steht es somit frei, fast jede kritische Äußerung unterdrücken zu lassen, die ihr nicht gefällt. Der Trick, mit dem die Verantwortlichen für dieses Gesetz bisher durchkommen, liegt darin, dass sie nicht selbst löschen, sondern die Aufgabe an Private delegieren. Diese arbeiten zwar unter massivem Druck und nach genauen Vorgaben, aber formal in Eigenregie. 

			Der in Artikel 35 angeführte Schutz von Wahlprozessen durch Inhaltemoderation kann schnell in Manipulation von Wahlen zugunsten der Regierenden und der EU ausarten, wenn vorrangig Wahlaussagen einer Seite als Desinformation oder als schädlich für die gesellschaftliche Debatte gekennzeichnet und gelöscht oder ausgebremst werden. Das scheint, wie wir noch sehen werden, auch stattzufinden, insbesondere, wenn es sich um EU- oder NATO-kritische Parteien handelt. 

			Auch das Risiko, dass Inhalte »nachteilige Auswirkungen in Bezug auf den Schutz der öffentlichen Gesundheit« haben könnten, müssen die Plattformen und Suchmaschinenbetreiber prüfen und mindern. Während der Corona-Pandemie hat man gesehen, wie vieles, was amtlich längere Zeit als unwahr und gefährlich galt und getilgt wurde, sich später als richtig herausgestellt hat, während amtliche Wahrheiten sich als falsch, schädlich oder gefährlich herausstellten. Man denke an die nebenwirkungsfreie Impfung des Gesundheitsministers Karl Lauterbach oder an die Behauptung, Schulkinder seien wichtige Pandemietreiber und Schulschließungen sowie Maskenpflicht für Kinder würden dagegen helfen. 

			Selbst die vielfältigen Behauptungen eines Infektionsschutzes für sich selbst und andere, die mit dem ganzen Zensur-Arsenal gegen Kritik verteidigt wurden, und auf deren Basis die diskriminierenden G-Regeln und sogar berufsspezifische Impfpflichten eingeführt wurden, waren nach der späten Einräumung des ehemaligen Gesundheitsministers Spahn nur ein Missverständnis, oder in den Worten des Immunologen-Vorsitzenden Watzl, eine ein bisschen schiefgelaufene Kommunikation.55

			Wenn die WHO das nächste Mal wieder eine Gesundheitskrise ausruft, wird es richtig ernst für die Meinungsfreiheit. Dann können nämlich Artikel 36 und 48 des DSA zum Einsatz kommen. Dann kann die Kommission den großen Plattformen genau vorschreiben, was sie in Sachen Inhaltemoderation zu tun und zu lassen haben. De facto wird dann wohl die Meinungs- und Pressefreiheit im Internet ausgesetzt. Dasselbe gilt, wenn die EU-Kommission eine Krise aufgrund einer schwerwiegenden Bedrohung der öffentlichen Sicherheit ausruft.56

			Bei den Maßnahmen zur Risikominimierung kommen auch die Nutzungsbedingungen der großen Plattformen ins Spiel. Sie werden vom DSA ausdrücklich als Ansatzpunkt für die Risikominderung genannt. Die großen Plattformen können ihre eigenen Nutzungsbedingungen also nicht frei festlegen, sondern werden dabei von der EU-Kommission kontrolliert. Ist diese unzufrieden, kann sie Änderungen verlangen. Auf diese Weise wird die Einschränkung der Meinungsfreiheit noch einen Schritt weiter weg von den staatlichen Instanzen gebracht. Denn die Plattformen löschen demnach nicht nur selbst, sie tun das auch noch zur Durchsetzung von pro forma eigenen Nutzungsbedingungen.

			Die Plattformen müssen der Kommission aufgrund des DSA auch Rechenschaft darüber ablegen, wie sie mit Hinweisen auf problematische Beiträge umgegangen sind. Dabei wird ihnen deutlich signalisiert: Wenn es ums Löschen und Drosseln geht, gilt der Grundsatz »Viel hilft viel«. So erreicht der DSA auf schwer durchschaubare Weise, dass die großen Plattformen viel mehr löschen als nur illegale Inhalte. 

			Weitere Maßnahmen zur Risikominderung sind laut Artikel 35 DSA auch die »Anpassung der Werbesysteme und gezielte Maßnahmen zur Beschränkung oder Anpassung der Anzeige von Werbung«. Die großen Plattformen werden also per Verordnung angehalten, Medien und Publizisten wegen legaler, aber aus Sicht der Faktenchecker und Hinweisgeber schädlicher Beiträge, durch Entzug von Werbeeinnahmen finanziell auszuhungern. 

			Kommt eine Plattform den Forderungen der Kommission nach zusätzlichen oder schärferen Maßnahmen nicht nach, kann diese ein Verfahren einleiten. Die Strafen für den Fall, dass die EU-Kommission einen Verstoß gegen den DSA feststellen sollte, sind drakonisch. Sie können bis zu sechs Prozent des globalen Jahresumsatzes eines Konzerns betragen, also weit in den Bereich von Milliardensummen gehen. Im Extremfall kann die Kommission eine Plattform auch aus der EU verbannen. Die Plattformen haben daher einen starken Anreiz, lieber mehr als weniger zu löschen, zu sperren, auszubremsen und zu »demonetarisieren«. Dann können sie in ihren Berichten eine hohe Aktivität gegen schädliche Inhalte vorzeigen und teuren Ärger mit der Kommission vermeiden. Es gibt keine Beispiele, dass sich die Kommission oder ihre Handlanger im GADMO beschwert hätten, dass eine Plattform zu viel löscht und ausbremst.

			Die Zusammenarbeit mit Vertrauenswürdigen Hinweisgebern wird vom DSA ausdrücklich als risikomindernde Maßnahme genannt. Hier sind wir wieder an der Stelle, wo es den großen Aufruhr gab, als in Deutschland der erste Hinweisgeber zertifiziert wurde – und beim Irrglauben der Kritiker, der DSA schreibe nur die Bekämpfung illegaler Inhalte vor. Die Hinweisgeber werden in Artikel 35 genannt. Dieser verweist auf die Risiken aus der Verbreitung legaler, aber schädlicher Inhalte nach Artikel 34. Die Hinweisgeber sollen also auch für Hinweise auf solche bloß »schädlichen« Inhalte zuständig sein, so wie Behördenchef Müller das versehentlich ausplauderte. 

			Als zweiten Vertrauenswürdigen Hinweisgeber nach der Meldestelle REspect! lizenzierte die Bundesnetzagentur am 2. Juni 2025 HateAid.57 Deren Geschäftsführerin Josephine Ballon sitzt pikanterweise als Vertreterin der sogenannten Zivilgesellschaft im Beirat der Abteilung der Bundesnetzagentur, die für den DSA und die Zertifizierung von Vertrauenswürdigen Hinweisgebern zuständig ist.58 Im Beirat von HateAid wiederum sitzen Politikerinnen von Union, Grünen und SPD.59 Da wäre es schon ein ziemliches Politikum gewesen, wenn die Behörde HateAid die Lizenz zur Erteilung von Löschempfehlungen versagt hätte, etwa wegen allzu politisch einseitiger Ausrichtung oder allzu enger Verbindung mit einer politischen Kampagnenorganisation. Hauptgesellschafterin von HateAid ist nämlich Campact, ein politischer Kampagnenakteur, der enge Verbindungen zu Grünen, SPD und Linken pflegt und »für progressive Politik« eintritt. Zur Bundestagswahl 2025 rief die Organisation dazu auf, keine Kleinparteien zu wählen, um nicht Union und AfD zu stärken.60

			Schattenmacht Faktenchecker im DSA

			Die Faktenchecker als eine der zentralen Institutionen des Wahrheitskomplexes kommen im DSA überhaupt nicht vor, obwohl sie so gut wie vorgeschrieben sind. Meta-Chef Mark Zuckerberg wurde das deutlich nahegebracht, als er zum Start der zweiten Trump-Präsidentschaft die Zusammenarbeit mit externen Faktencheckern in den USA aufkündigte. Umgehend belehrte ihn der Chef der Bundesnetzagentur, warum er dieses in Europa tunlichst unterlassen sollte. »Aus gegebenem Anlass« wies Klaus Müller auf X Zuckerberg auf Folgendes hin:

			»Nach dem DSA ist die Zusammenarbeit von sehr großen Onlineplattformen (VLOP) mit Faktencheck-Organisationen zwar nicht zwingend vorgeschrieben, allerdings sinkt ihr Sanktionsrisiko, wenn sie es in der EU tun. (…) Nach den EU-Election-Guidelines gilt dies bei Wahlen als risikominimierende Maßnahme nach § 35 DSA bzgl. systemischer Risiken. Arbeitet ein VLOP nicht mit Faktencheckern zusammen, muss er nachweisen, dass er andere, gleich wirksame Risikominimierungsmaßnahmen ergreift.«61

			Die Drohung fruchtete. Noch im Dezember 2025 veröffentlichte die Nachrichtenagentur dpa Faktenchecks, die sie »im Rahmen des Facebook/Meta-Programms für unabhängige Faktenprüfung« erstellt hatte.62

			Dass auch X unter Elon Musk, trotz seines nach außen propagierten »Kampfes für die Meinungsfreiheit«, weiter legale Beiträge löscht und mit Shadow Banning belegt, konnte ich am eigenen Leib feststellen, bevor X es im Dezember 2025 öffentlich verkündete. Am 5. September 2025 veröffentlichte ich auf X einen Artikel darüber, dass die peinlich ignorante Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Kaja Kallas, die EU zum Gespött der Welt gemacht und neben Russland auch China beleidigt hatte.63 Sie hatte abgestritten, dass China und Russland im Zweiten Weltkrieg mit gegen die Nazis gekämpft und gewonnen hatten. Mein Beitrag wurde über 300 000 mal angezeigt und knapp 900 mal weitergeleitet. Das ließ wohl eine Lampe bei einem der Forscher, Faktenchecker oder Hinweisgeber aufleuchten, deren Algorithmen »nahezu in Echtzeit« das Internet nach gefährlichem Gedankengut durchforsten. 

			Danach erlebte mein X-Account einen Einbruch in der Verbreitung. Waren die 20 vorangegangenen Artikel im Durchschnitt 42 000 mal angezeigt und 170 mal weitergeleitet worden, waren es bei den 20 danach nur noch knapp 12 000 Anzeigen und 66 Weiterleitungen im Durchschnitt. Das ist ein Rückgang auf gut ein Viertel (28%) beziehungsweise ein Drittel (38%). Der Rückgang geht auch nicht auf einzelne Ausreißer zurück. Von den 20 vorangegangenen Artikeln wurden nur vier weniger als 8 000 mal angezeigt, von den 20 danach waren es 14. Auch der Zuwachs an Followern kam danach fast zum Erliegen. 

			Da ich das Glück habe, auch abseits der Plattform X, über meinen Blog, viele Leser zu haben, wollte ich es im Januar 2026 doch etwas genauer wissen. Ich bat meine Blog-Leser, wenn sie mir gleichzeitig auf X folgen, mich darüber zu informieren, ob und wie sie einen auf X geposteten Artikel von mir sehen können. Die 26 Leser, die mir auswertbare Angaben schickten, konnten alle den Artikel in meiner Timeline, also nach Aufruf meines Autorenprofils, sehen. In ihrem eigenen »Folge-ich«-Feed, in dem sie alle Artikel derer sehen sollten, denen sie folgen, sahen zehn Personen den Artikel, zwölf sahen ihn nicht. Die anderen vier äußerten sich hierzu nicht explizit. In der »Für dich«-Einstellung, in der der X-Algorithmus die Beiträge aussucht, fanden vier Leser den Artikel, 13 fanden ihn dort nicht. Ich gehe davon aus, dass bei der Sichtbarkeit von Weiterleitungen von gedrosselten Beiträgen oder der Beiträge von gedrosselten Autoren, ebenfalls heftig getrickst wird. Denn das ist noch schwerer festzustellen. 

			An dieser Stelle sei nochmals daran erinnert, dass kaum ein legitimer Grund dafür zu finden ist, Plattformen (halb-)staatlicherseits dazu zu zwingen, Beiträge heimlich in ihrer Verbreitung zu begrenzen. Entweder sie sind legal oder sie sind illegal. 

			Inzwischen ist die Faktenchecker-Pflicht generell, nicht nur vor Wahlen, über den »freiwilligen« Verhaltenskodex zu Desinformation in den DSA integriert – allerdings auf maximal intransparente Weise. Artikel 45 DSA trägt der EU-Kommission auf zu fördern, dass Plattformen, Behörden und die sogenannte Zivilgesellschaft »freiwillige« Verhaltenskodizes vereinbaren. Wenn »erhebliche systemische Risiken« auftreten sollten, darf die Kommission sogar verlangen, dass diese freiwilligen Kodizes unterzeichnet werden. Welche Kodizes gelten, lässt sich dem DSA nicht entnehmen. Auf einer Webseite der EU-Kommission erfährt man jedoch, dass diese im Februar 2025 den »Verhaltenskodex für Desinformation«, der 2022 deutlich verschärft worden war, in den Rahmen des DSA aufgenommen hat.64 In der Mitteilung dazu erfährt man auch, dass der Kodex zwar freiwillig sei, aber große Plattformen damit nachweisen können, dass sie »Risiken begrenzen«. Eine Plattform wie X, die nicht unterschrieben hat, muss gleichwertige Maßnahmen nachweisen, mit der sie die Risiken mindert. Ob diese Maßnahmen gleichwertig sind, beurteilt dieselbe Kommission, die die Plattformen massiv bedrängt, den Kodex zu unterschreiben. 

			Die enge Einbindung des schein-freiwilligen Verhaltenskodex zur Desinformation65 in den DSA zeigt eindrücklich die Strategie der EU-Kommission: Durch Delegation an verbündete und regulatorisch abhängige Private sichert man sich gegen Klagen wegen illegaler Einschränkung der Meinungsfreiheit ab. Die Kommission betont im Verhaltenskodex ausdrücklich, dass sie sich dessen Regeln nicht im Einzelnen zu eigen mache. Sonst könnte man ja wegen Verletzung der Meinungsfreiheit gegen sie klagen. Dabei ist offenkundig, dass sie sich nur der Form halber für genau diesen Zweck distanziert. 

			Im DSA ist festgeschrieben, dass bei großen Plattformen jährlich geprüft wird, ob sie den Kodex einhalten. Und wenn die Kommission mit dem Inhalt des Kodex nicht zufrieden ist, kann sie Verbesserungen verlangen. Im aktuellen Kodex steht in der Präambel auch ausdrücklich, dass er den »Leitlinien der Europäischen Kommission für die Stärkung des Verhaltenskodex zur Bekämpfung von Desinformation«66 gefolgt ist, indem er die Verpflichtungen und Maßnahmen im Kampf gegen Desinformation erweitert und Performance-Indikatoren eingeführt hat. Die Kommission hat also den Kodex quasi selbst geschrieben. Aber sie behauptet, sie sei nicht für den Inhalt verantwortlich und mache ihn sich nicht zu eigen. Denn der Kodex ist voll von Regelungen, die verfassungswidrig wären, wenn sie in einem Gesetz stünden. Zum Beispiel ist dort »Desinformation« so vage definiert, dass der Begriff sowohl absichtliche Irreführung als auch versehentlich falsche Aussagen (Misinformation) einschließt. 

			Wie heuchlerisch die Distanzierung der Kommission vom Text des Kodex ist, zeigen ihre detaillierten Vorgaben für deren Aushandeln. Dazu ein Textbeispiel aus den Leitlinien der Kommission:

			»Um die Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Umsetzung des Kodex zu verbessern, sollten sich die Unterzeichner verpflichten, ein öffentlich zugängliches Transparenz-Zentrum einzurichten und zu verwalten. Die Unterzeichner sollten im Transparenz-Zentrum die spezifischen Richtlinien angeben, die sie zur Umsetzung jeder von ihnen unterzeichneten Verpflichtung des Kodex angenommen haben, und grundlegende Informationen darüber bereitstellen, wie diese Richtlinien durchgesetzt werden, einschließlich der geografischen und sprachlichen Abdeckung. Ferner sollte ein öffentliches Dashboard vorhanden sein, das die entsprechenden wesentlichen Leistungsindikatoren anzeigt. Das Transparenz-Zentrum sollte insbesondere im Hinblick darauf gestaltet werden, dienstleistungsübergreifende Vergleiche der Fortschritte der Unterzeichner bei der Umsetzung der Verpflichtungen des Kodex und der Erzielung messbarer Auswirkungen im Kampf gegen Desinformation zu ermöglichen. Die Unterzeichner sollten sich verpflichten, das Transparenz-Zentrum regelmäßig zu aktualisieren und alle Änderungen an einschlägigen Richtlinien spätestens 30 Tage nach Ankündigung oder Umsetzung einer Änderung bekannt zu geben.« 

			Nicht nur sind die Vorgaben der Kommission extrem detailliert. Die EU-Kommission leitet auch die im Kodex vereinbarte ständige Arbeitsgruppe zu seiner Weiterentwicklung. Der Kodex enthält sogar so etwas wie ein Versprechen, dass die Unterschrift unter den Kodex von der Kommission als Maßnahme im Sinne von Artikel 35 DSA gewertet wird. Dieses Versprechen kann nur die Kommission geben. 

			Verpflichtung zu Werbeboykotten 

			Obwohl er so gut wie undefiniert lässt, was »Desinformation« ist, verpflichtet der in den DSA integrierte Kodex gegen Desinformation Werbetreibende und deren Agenturen, dafür zu sorgen, dass Verbreitern von Desinformation möglichst wenig Werbeeinnahmen zufließen. Dabei sollen sie sich eng untereinander abstimmen. Es handelt sich also um einen von der Kommission organisierten Werbeboykott. 

			Zusätzlich verpflichten sich die Plattformen und Werbetreibenden, bei diesen Boykottbemühungen gegen dissidente Inhalteproduzenten auf die Unterstützung Dritter zurückzugreifen, insbesondere auf Faktenchecker und Dienste, die Webseiten bewerten. Diese bekommen also das Recht zu bestimmen, wer Desinformationen und wer genehme Informationen und Meinungen bietet. Bei den Produkten der Seitenbewerter wie dem Global Disinformation Index (GDI), der zu den Unterzeichnern des Kodex gehört, handelt es sich letztlich um schwarze Listen, die auf vagen und intransparenten Kriterien beruhen. Dadurch sind sie extrem anfällig für Missbrauch zu politischen oder sonstigen Zwecken. 

			Peinlich wird es, wo der Kodex verlangt, sich anhand von »Gruppen wie GARM« über Taktiken, Techniken und Verfahren auszutauschen. GARM, die Global Alliance for Responsible Media, war eine vom Weltverband der Werbetreibenden (WFA) gegründete Initiative. Das Peinliche daran: Im August 2024 gab die WFA die Auflösung von GARM bekannt. Es habe »Anschuldigungen« gegeben, »die den Zweck und die Aktivitäten von GARM falsch darstellen«.67 Gemeint ist eine Schadenersatzklage der Plattform X wegen illegaler Kartellbildung zu ihren Lasten. Durch Auflösung von GARM erreichte die WFA, dass X die Klage zurückzog.68 

			Es waren und sind jedoch keinesfalls nur die US-Republikaner, die ein Problem mit GARM hatten. Schon 2023 forderte der deutsche Professor für Wirtschaftsrecht, Alexander Peukert, die Regierungen sollten die Aktivitäten von GARM überprüfen.69 Denn in der Klassifikation von GARM stellt selbst die sachliche Information über umstrittene Themen für Werbetreibende ein Risiko dar. Nachrichtliche Texte über Desinformation oder exklusive Nachrichten zu umstrittenen Themen sind ein größeres Risiko, »negative und parteiische« Äußerungen zu solchen Themen sind nach der GARM-Klassifikation für Werbetreibende ganz tabu. In Anbetracht der Marktmacht der dahinterstehenden WFA und der Tatsache, dass alle wichtigen Medienplattformen die GARM-Klassifikation in ihre Systeme integriert hatten, sah Peukert »eine beträchtliche Gefahr für die Freiheit und Vielfalt der Medien«. Ob die GARM-Klassifikation auch nach dem offiziellen Ende der Allianz noch eine Rolle spielt, ist unklar. 

			Schutz von Wahlprozessen vor falschen Ergebnissen 

			Die EU-Kommission erließ 2024 Leitlinien »zur Minderung systemischer Risiken in Wahlprozessen« gemäß Artikel 35 des DSA.70 Dort listet sie mögliche Maßnahmen der Plattformen und Suchmaschinen auf, die sie zur Risikominderung akzeptiert, und drängt diese dazu, »Empfehlungen aus der Zivilgesellschaft, wie denen der Civil Liberties Union for Europe und der European Partnership for Democracy«, zu folgen. Letztere ist eine so gut wie ausschließlich von der EU-Kommission finanzierte Lobbyorganisation für mehr Inhaltekontrolle und Meinungsmanipulation mit einem Jahresbudget von knapp zehn Millionen Euro.71 Die Mitgliedschaft besteht zum Teil aus staatlichen Organisationen. Auch die Civil Liberties Union hat sehr wenig mit »Zivilgesellschaft« zu tun. Sie wird zur Hälfte von der Kommission finanziert, daneben überwiegend von den Open Society Foundations von George Soros.72

			Die Plattformen und Suchmaschinen sollen in Kooperation mit dem Faktenchecker-Netzwerk EDMO und einer Expertengruppe der Kommission die Medienkompetenz fördern, damit die Wähler »Desinformation« besser erkennen. Sie sollen vor Webseiten warnen, die von Faktenprüfern zu Desinformationsseiten erklärt wurden. Auch sollen sie »wahlbezogene Faktenprüfinhalte« einbinden. Das bedeutet in der Praxis – leicht zugespitzt –, dass sie regierungs- und EU-finanzierte Faktenchecker bei der Verbreitung ihrer diffamatorischen Faktenchecks zu Aussagen von oppositionellen und EU-kritischen Parteien und Kandidaten unterstützen sollen. 

			Die Verbreitung von wahlbezogenen Inhalten, die von den Faktencheckern als Desinformation eingestuft wurden, sollen sie unterdrücken. Die großen Plattformen und Suchmaschinen sollen dabei zusammenarbeiten, sodass »radikalisierende« Inhalte, mit denen »Einzelpersonen bei ihren Wahlentscheidungen beeinflusst werden können« auf allen Plattformen gleichzeitig unterdrückt werden. Schlechte Karten also für Parteien und Kandidaten, die in Brüssel nicht gut gelitten sind. 

			Neben den EU-lizenzierten Faktencheckern sollen die Plattformen auch intensiv mit Behörden und mit »zuverlässigen« Medien und Wissenschaftlern zusammenarbeiten, um Desinformation und Spaltung vor und während Wahlen zu unterbinden. 

			Die Faktenchecker und (Desinformations-)Forscher, mit denen die Plattformen und Werbeagenturen zusammenarbeiten müssen, sind mehrheitlich politisch einseitig und regierungsnah. Oft sind sie von der EU-Kommission finanziell abhängig. Zu erwarten ist daher eine einseitige Anwendung der Regeln vor allem gegen EU-kritische und regierungskritische politische Werbung. Weil die Kommission aber nicht selbst aktiv wird, und die Plattformen sich hinter ihren Verpflichtungen verstecken können, ist gegen eine solche Form der Wahlmanipulation nur schwer gerichtlich vorzugehen.

			In der Umsetzung problematisch sind auch die Regeln in Bezug auf Werbung für politische Parteien und Positionen. Die Leitlinien verweisen auf die Verordnung über Transparenz und Targeting politischer Werbung (TTPA), die im Oktober 2025 in Kraft trat.73 Danach muss bei politischer Werbung offengelegt werden, dass es sich um solche handelt. Außerdem muss der Auftraggeber genannt werden und der Gesamtwert des zugehörigen Werbebudgets, plus Informationen darüber, ob Geld von außerhalb der EU in diese Werbung geflossen ist. »Politische Werbung« definiert die EU-Verordnung dabei sehr breit. Wenn ein Wirtschaftsverband zu einer diskutierten oder erfolgten politischen Maßnahme per Anzeige Stellung nimmt, dürfte das darunterfallen. 

			Seit Oktober 2025 spielen Google und Meta deshalb gar keine bezahlte Werbung für politische Parteien und politische Positionen mehr aus. Die Transparenzanforderungen sind zu extrem, das Risiko, sich Strafen von der Kommission einzuhandeln, zu hoch.74 

			Noch dazu hat das Bundeskabinett kurz vor Weihnachten 2025 geräuschlos den Entwurf eines Gesetzes für die Umsetzung der EU-Transparenzverordnung beschlossen.75 Dieser sieht vor, dass die Bundesnetzagentur als zuständige Behörde das Recht bekommt, die Räumlichkeiten von »Anbietern politischer Werbedienstleistungen« zu durchsuchen, wenn sie mit Auskünften auf ihre Fragen zu politischer Werbung nicht zufrieden ist oder diese für falsch hält. Wenn sie Gefahr im Verzug wähnte, dürfte sie das sogar ohne richterliche Anordnung. Eine Beschlagnahmung müsste sie sich grundsätzlich nur nachträglich von einem Richter genehmigen lassen. Davon könnten zum Beispiel auch Zeitungsredaktionen oder unabhängige Internetmedien, die politische Werbung veröffentlichen, betroffen sein. Der nach der Strafprozessordnung vorgesehene besondere Schutz von Redaktionsräumen vor Durchsuchungen ist nämlich in diesem Gesetzentwurf nicht vorgesehen – trotz der großen Bedeutung des Redaktionsgeheimnisses für die Presse- und Meinungsfreiheit. 

			Da die EU-Transparenzverordnung nur schwer erfüllbare Anforderungen an politische Werbung stellt und im Vagen bleibt, was als solche gilt, bekäme die Bundesnetzagentur, eine Behörde mit politisch besetzter Leitung, durch ein solches Gesetz sehr große Spielräume für willkürliche Schikanen gegen nicht genehme Medien, Parteien und Plattformen. 

			Insgesamt hat die EU mit ihren Leitlinien und der Transparenzrichtlinie einen großen und undurchsichtigen Instrumentenkasten geschaffen, mit dem die EU-Kommission, die Regierungen und die in ihren Diensten aktiven NGOs Wahlen im eigenen Sinne beeinflussen können. Dazu müssen sie nur die großen Freiheitsgrade bei der Anwendung der Leitlinien und der Richtlinie politisch zielgerichtet ausnutzen. Ob das geschieht, können oft nur die Kommission selbst, sowie die von ihr beauftragten NGOs wie GADMO oder die von der Kommission akzeptierten Wissenschaftler feststellen. Andere haben keinen Zugang zu den Plattformdaten. 

			Die weitgehende Unterbindung von politischer Werbung in den sozialen Medien dürfte vor allem der Opposition schaden, und zwar vor allem jungen und aufstrebenden Oppositionsparteien. Regierungsparteien und in geringerem Maß auch die etablierte Opposition bekommen in den traditionellen Medien in der Regel deutlich mehr Öffentlichkeit und sind deshalb weniger auf politische Werbung angewiesen.

			Verpflichtung zur Beihilfe bei der Ausforschung von Kritikern

			Gegenüber der ersten Fassung des Verhaltenskodex gegen Desinformation wurden die Anforderungen an den Datenzugang für »Wissenschaftler« im Kodex von 2022 deutlich ausgeweitet. Die Plattformen, Suchmaschinen und Messengerdienste, die unterschrieben haben, müssen maschinell analysierbaren Zugang zu veröffentlichten Inhalten geben – in Echtzeit oder annähernd Echtzeit. Die »Wissenschaftler« können darüber mit ihren hochkarätigen IT-Instrumenten analysieren, wer mit wem interagiert, wer was weiterverbreitet und welche Inhalte sich wie und auf welchen Wegen verbreiten. Das ermöglicht es ihnen, sehr schnell zu reagieren, wenn etwas »Schädliches« gepostet wird. Wenn ihre Algorithmen aufgrund hoher Reichweite, bestimmter Ausdrücke, Autoren oder Publikationsorte ein Warnzeichen geben, können die menschlichen Aufseher sich das gleich nach Veröffentlichung ansehen und Gegenmaßnahmen ergreifen. 

			Die »zivilgesellschaftlichen Organisationen« des Wahrheitskomplexes werden ausdrücklich zu den »Forschern« (Researcher) gezählt, die Zugang zu den Plattformdaten erhalten müssen. Unter diesen finden sich Organisationen wie AI Forensics, finanziert von großen US-Stiftungen wie Luminate, Omidyar Network, Open Society Foundations und Ford Foundation sowie der EU-Kommission. Oder die schon vorgestellte, von der EU-Kommission finanzierte Alliance4Europe, die nach Eigenbeschreibung effektive digitale Werkzeuge zur »Abwehr von Desinformationsbedrohungen« rund um Wahlen entwickelt und in den militärischen Propagandakrieg mit Russland und China eingebunden ist.

			Mit dabei ist auch CEE Digital Democracy Watch, eine erst 2024 gegründete, vorwiegend steuerfinanzierte polnische Organisation, die zunächst sicherstellen wollte, dass die Präsidentschaftswahl 2024 in Polen korrekt (im Sinne der EU) abläuft. Die Organisation hat fünf Mitarbeiter. Von Beginn an war sie als Beraterin in die medienpolitischen Vorhaben der EU-Kommission und der polnischen Regierung unter Donald Tusk, dem ehemaligen Präsidenten des Europäischen Rats, eingebunden. 

			Nicht fehlen bei den Unterzeichnern des Kodex durfte auch die von EU und Bundesregierung mit vielen Millionen jährlich finanzierte NGO Democracy Reporting International. Diese beobachtet für die EU nicht nur weltweit Wahlen, sondern beeinflusst diese auch nach Kräften, indem sie »demokratische Umbrüche und Institutionen flexibel, pragmatisch und transparent« unterstützt. Auch setzt sie sich »in der EU für die Regulierung und Beobachtung politischer Diskurse in sozialen Medien ein«.76 

			Wir sind erst bei Buchstabe D in der Unterzeichnerliste des Kodex, haben aber schon einen guten Eindruck, wer gemeint ist, wenn von »Forschern« die Rede ist. Es sieht so aus, als geht es bei diesem Datenzugang vor allem um die umfassende Ausforschung dissidenter Meinungsäußerungen im Netz durch regierungsfinanzierte Organisationen mit militärisch-geheimdienstlichen Mitteln. 

			Schon kurz bevor Donald Trump im November 2024 erneut zum Präsidenten gewählt wurde und der Zensur der sozialen Medien den Kampf ansagte, ging die Kooperationsbereitschaft einiger Plattformen merklich zurück. Meta schaltete beispielsweise das Analysetool CrowdTangle ab, mit dem bis dahin »Forscher«, Journalisten und Aufsichtsorganisationen öffentliche Inhalte auf den Meta-Plattformen komfortabel in Echtzeit überwachen konnten. Die stattdessen angebotenen neuen Tools kamen bei den »Forschern« nicht gut an.77 Die Folge war, dass die EU-Kommission Ermittlungen gegen Metas Plattformen Facebook und Instagram einleitete. Auch TikTok bekam ein Verfahren angehängt. Die Plattformen kämen ihrer Verpflichtung nicht nach, »Forschern« im Rahmen des DSA angemessenen Zugang zu Daten zu gewähren, teilte die Kommission mit.78

			Nun sollte aber niemand auf die Idee kommen, sich Forscher zu nennen und die Daten der Plattformen nutzen zu wollen, um zum Beispiel zu untersuchen, inwieweit politisch und weltanschaulich einseitig Meinungen unterdrückt werden. Das hätte keine Erfolgsaussichten. Denn nur von der EU-Kommission lizenzierte Forscher mit genehmigtem Forschungsvorhaben bekommen Datenzugang. Im Kodex ist außerdem festgelegt, dass die Daten nur zur Analyse von Einflussoperationen und der Verbreitung von Desinformation und zur Entwicklung von Gegenmaßnahmen verwendet werden dürfen. Mögliche Meinungsunterdrückung und politische Manipulation durch Faktenchecker und Hinweisgeber sind nicht als Forschungsvorhaben erlaubt. 

			Zwiespältige Schlichtungsstellen

			Erst nachdem man den Kodex zur Desinformation gelesen und seine Funktion als ausgelagerter Teil des DSA verstanden hat, wird die Bedeutung des dortigen Artikel 21 richtig klar. Dort steht, dass die Plattformen mit externen Streitbeilegungsstellen zusammenarbeiten müssen. Diese werden von den nationalen Koordinatoren für Digitale Dienste zertifiziert. Sie müssen von den Plattformen unabhängig sein. 

			Bei der User Rights GmbH, die im August 2024 als erste Schlichtungsstelle von der Bundesnetzagentur zertifiziert wurde, betragen die Kosten für eine Schlichtung je nach Komplexität zwischen 200 und 700 Euro, dazu kommen 1 500 Euro für einen externen Gutachter, falls nötig.79 Die GmbH wurde 2024 für ebendiesen Zweck von dem Anwalt für Arbeitsrecht Raphael Kneer gegründet. 2025 wurde als zweite Schlichtungsstelle KLN information services UG lizenziert. Die Schlichtungsstellen decken bisher nicht alle Plattformen ab. Die Gebühren der Schlichter tragen unabhängig vom Ausgang immer die Plattformen. 

			Nicht nur die Plattform-Nutzer, die gesperrt wurden oder deren Beiträge gelöscht wurden, dürfen Entscheidungen der Plattformen bei diesen Schlichtern kostenlos anfechten. Bezeichnenderweise haben auch die Faktenchecker und Hinweisgeber dieses Recht. Dadurch wird der ohnehin schon gegebene Anreiz für die Plattformen verstärkt, widerstandslos zu tun, was die Faktenchecker und Hinweisgeber sagen, auch wenn es noch so einseitig und zensorisch ist. 

			Wenn ein Vertrauenswürdiger Hinweisgeber wie HateAid Klagen von Dritten gegen Plattformen wie X finanziert,80 darf man nach normalen juristischen Maßstäben von Befangenheit ausgehen. Doch HateAid kann, wenn es will, die Streitbeilegungsstelle bei jeder Nichtbeachtung seiner Hinweise durch X nutzen. X könnte sich zwar wegen Missbrauch bei der Bundesnetzagentur beschweren. Aber die Chance auf Erfolg wäre gegen eine großzügig vom Bund finanzierte Organisation, die im Beirat der Bundesnetzagentur vertreten ist, nicht allzu gut. 

			Der DSA bei der Arbeit

			Welche skurrilen und totalitären Blüten das den Plattformen aufgezwungene Meinungskontroll-Regime hervorbringt, kann ich aus eigener Erfahrung und Anschauung berichten. Ich bin zwar seit vielen Jahren nicht mehr selbst bei Facebook angemeldet. Aber weil es ein wichtiges Medium ist, verbreiten dort viele Leser meine Blogbeiträge weiter – oder sie versuchen es wenigstens. Denn Facebook oder diejenigen, die Facebook zum Vorgehen gegen schädliche Inhalte drängen, haben oft etwas dagegen. Ein Leser informierte mich zum Beispiel im Frühjahr 2024, kurz nachdem der DSA für die Plattformen verbindlich geworden war, dass Facebook einen Beitrag »heruntergestuft« hatte, mit dem er meinen Artikel über ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts weiterverbreiten wollte.81 Das Gericht hatte geurteilt, dass Kritik an den Regierenden in besonderem Maße durch die Meinungsfreiheit geschützt ist. Die skurrile Begründung von Facebook las sich so: 

			»Unsere Technologie hat gezeigt, dass dieser Beitrag anderen Beiträgen ähnelt, die gegen unsere Gemeinschaftsstandards zu ›Gewalt darstellende und drastische Inhalte‹ verstoßen.«

			»Heruntergestuft« bedeutet, dass Facebook dafür sorgt, dass nur wenige Nutzer den betreffenden Beitrag zu Gesicht bekommen. Es ist wohl unnötig zu sagen, dass der Beitrag keine drastische Gewalt zeigte und einem minimal verständigen Menschen oder Computerprogramm keinerlei Anlass gab, das anzunehmen. Allein schon, weil ich auf meinem Blog normalerweise keine Fotos oder Filme einbette und es auch in diesem Beitrag nicht getan hatte. 

			Das gleiche Schicksal mit der gleichen absurden Begründung erwischte einen anderen gewaltlosen Beitrag von mir. Darin ging es um einen 2020 von der taz nachträglich gelöschten Gastbeitrag eines Epidemiologen zu Corona, der sich als hellsichtig herausgestellt hatte. Außerdem wurde ich darauf hingewiesen, dass Facebook die Verbreitung eines Artikels des Online-Magazins Multipolar mit der gleichen unsinnigen Begründung (»Verdacht auf Darstellung exzessiver Gewalt«) unterband. Darin setzte sich das Magazin lediglich mit Unterstellungen auseinander, es sei »rechts« und »verschwörungstheoretisch«. Das Magazin hatte es gewagt, Protokolle des Krisenstabs des Robert-Koch-Instituts freizuklagen und war daraufhin in den etablierten Medien mit diesen wenig schmeichelhaften Attributen belegt worden. 

			Ein weiterer Leser berichtete vom Ausbremsen eines Beitrags, in dem er sich über eine Zeitungsmeldung mit der Überschrift »Der Wahl von Putin fehlte alles, was eine demokratische Wahl ausmacht« mokierte. Über Fotos von Putin und EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen setzte er die sarkastische Feststellung: »Also wirklich! Das geht gar nicht! Das soll eine demokratische Wahl sein? Der Sieger steht von vorneherein fest.«

			Diese von Facebook ausgebremsten Beiträge haben zweierlei gemeinsam. Sie enthalten keine Gewaltdarstellungen, aber sie sind regierungskritisch oder setzen sich kritisch mit dem Wahrheitskomplex auseinander. Der Verdacht liegt daher nahe, dass Letzteres der Grund ist, dass ihre Verbreitung verhindert werden sollte. 

			




4.	Wahrheitskontrolle durch WHO und UN

			Während der Corona-Pandemie verwendete die Weltgesundheitsorganisation (WHO) zusammen mit den Regierungen sehr viel Ressourcen und Energie darauf, die sozialen Medien auszuforschen und alle Kommunikation zu Covid-19 und Impfungen im Sinne der offiziellen Wahrheit zu steuern. Nachdem die Corona-Krise vorbei war, hörte die WHO keinesfalls damit auf. Sie und andere UN-Organisationen verlagerten ihre zensorischen und meinungsmanipulativen Anstrengungen auf andere Narrative, die durchzusetzen waren.1

			In der Corona-Zeit richtete die WHO ein „System zur Überwachung und Reaktion auf Gerüchte und Fehlinformationen« (RMSRS) ein. Das war eine KI-Software, die in vielen Sprachen aus den Inhalten von Medienplattformen wie X, Facebook und YouTube, Blogs und Nachrichten-Webseiten Inhalte herausfilterte, die »Covid-19« oder »Coronavirus« erwähnten. Diese Beiträge analysierte die Software auf ihr Risiko für das offizielle Narrativ. 

			Das KI-Tool scannte viele Millionen digitale Konversationen im Zusammenhang mit Covid-19, von denen Hunderttausende einer menschlichen Analyse unterzogen wurden, »um Fehlinformationen und Desinformationen zu erkennen«. Eine große Rolle spielten »Gerüchte« über den Ursprung des Coronavirus, also etwa die wahrscheinlich korrekte, aber als gefährliche Desinformation gebrandmarkte These, dass es aus einem Labor stammt. 

			Unter dem Titel »Combatting misinformation online« beschreibt die WHO auf ihrer Webseite, wie sie außerdem direkt an der Formulierung der Richtlinien großer Social-Media-Plattformen zum Themenbereich Covid-19 und Impfungen beteiligt war. Sie konnte mit festlegen, was dort gesagt werden durfte und was nicht, und rühmt sich dort der großen Zahl von Videos und anderen Inhalten, die durch ihre, teilweise sogar direkte, Mitwirkung zensiert wurden.2 Unter der Überschrift »Meldung von Falschinformationen« liest man: 

			»Social-Media-Plattformen haben der WHO auch Zugang zu Schnellmeldesystemen gewährt, die es uns ermöglichen, Desinformation auf ihren Plattformen zu markieren und so die Entfernung von Inhalten, die gegen die Richtlinien verstoßen, zu beschleunigen.«

			Daneben richtete die WHO ein separates System zur »digitalen Überwachung und Analyse der öffentlichen Meinung« ein. Um diese in die gewünschte Richtung zu steuern, griff sie auf ein Programm namens Information Network for Epidemics (EPI-WIN) zurück. Dieses dient dazu, Einflusspersonen oder -organisationen zu identifizieren, die man für eine Kampagne als Schleichwerber gewinnen sollte, um mit deren Kanälen und Netzwerken »die Menschen rund um den Globus mit maßgeschneiderten Informationen der WHO zu erreichen«.3 Hier könnte sich die DGAP die Anleitung für ihr transatlantisches Influencer-Programm geholt haben. 

			Auch im Rahmen dieses Programms kooperierte die WHO mit den großen Plattformen bei der Überwachung von Social-Media-Inhalten. Ziel war es, frühzeitig über Abweichungen der öffentlichen Meinung von der offiziellen Darstellung informiert zu werden. Die Webseite mit dem Titel »Leveraging data insights to keep communities informed« (Nutzung von datengetriebenen Erkenntnissen, um Gemeinschaften informiert zu halten), war Ende 2025 noch online. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die Kooperationen fortbestehen.4 

			Von Google Ads erfährt die WHO unter anderem, wenn es vermehrt Suchanfragen nach Informationen gibt, welche die WHO für »Desinformation« hält. Außerdem testet sie mithilfe des Umfragetools von Google, welche Gesundheitsbotschaften bei verschiedenen Zielgruppen am besten wirken. Google und andere Suchmaschinen haben sich gegenüber der WHO verpflichtet, bei Suchanfragen zu Covid-19 und Impfungen »korrekte« (sprich: amtliche) Informationen auszuspielen, soweit möglich auf die jeweiligen Herkunftsregionen und Sprachen zugeschnitten.5 

			Gab man im Dezember 2022, als maßgebliche Regierungsorganisationen bereits die Labortheorie des Covid-Ursprungs als sehr wahrscheinlich bezeichnet hatten, in die Suchmaske von Google »Covid 19 Labor« ein, bot die Auto-Vervollständigung alles, nur nicht »Labortheorie« an. Ergänzte man die Suche zu »Covid 19 Laborthe« hatte die Autovervollständigung keinen Vorschlag mehr anzubieten.6 

			Das galt auch noch Ende 2025. Die Labortheorie steht offenkundig immer noch auf dem Index der WHO und damit von Google. Ich suchte unbeirrt dennoch nach »Covid 19 Labortheorie« und bekam ganz oben einen Beitrag der Amadeu Antonio Stiftung von September 2025 ausgespielt. Er trug den defensiven Titel: »Stimmt es, dass Verschwörungstheorien auch wahr werden können?«7 Die AAS widerspricht dieser »Behauptung der Verschwörungsideologie-Szene« mit der Feststellung, bei der bis 2023 heftig bekämpften These vom Laborursprung des Virus habe es sich gar nicht wirklich um eine Verschwörungstheorie gehandelt. 

			Das International Fact Checking Network (IFCN) hat seinen Chatbot mit dem der WHO zusammengeschaltet, sodass Nutzer von beiden Diensten die gleichen Antworten zu Fragen rund um Covid-19 bekommen. Deutlicher kann man kaum machen, dass die Faktenchecker Behördenangaben ungeprüft als Wahrheiten behandeln und sich berufen fühlen, diese gegen konkurrierende Sichtweisen und Erkenntnisse durchzusetzen. 

			Die ebenfalls oben bereits vorgestellte Organisation NewsGuard scheint eine besonders wichtige Rolle für die WHO zu spielen oder mindestens gespielt zu haben. Von NewsGuard erhielt sie regelmäßig Listen von trendenden »Desinformationsthemen« und Aufstellungen von Webseiten und Accounts, die diese verbreiten. Diese Informationen gab NewsGuard dann mit freundlichen Grüßen und Löschaufforderung von der WHO an die digitalen Medienplattformen weiter.8

			Die WHO tat sich auch mit der Wikimedia Foundation zusammen, die Wikipedia verwaltet, um den Zugang der Öffentlichkeit zu Infografiken, Videos und anderen Materialien der WHO zum Thema öffentliche Gesundheit auf Wikimedia Commons zu erweitern. Wikimedia Commons ist eine digitale Bibliothek mit freien Bildern und anderen Multimedia-Inhalten. Die ehrenamtlichen Wikipedia-Redakteure sollten diese nutzen, um die Covid-19-Abdeckung von Wikipedia mit vielen weiteren WHO-konformen Artikeln zu erweitern.9

			Die Zusammenarbeit scheint aber noch viel weiter zu gehen, wie eine WHO-Pressemitteilung vom Oktober 2020 über die Kooperation andeutete, indem sie hinzufügte:

			»Wikipedia-Redakteure haben sich ebenfalls an vorderster Front dafür eingesetzt, die Verbreitung von Fehlinformationen über das Coronavirus zu verhindern, und sichergestellt, dass die Informationen über die Pandemie auf zuverlässigen Quellen beruhen und regelmäßig auf Wikipedia aktualisiert werden.«10

			Aus einem Artikel in Wired erfährt man, dass es schon seit Anfang März 2020 ein Team von spezialisierten Redakteuren für als sensibel gekennzeichnete, gesundheitsbezogene Artikel auf Wikipedia gibt.11 Nur Informationen, die dieser innere Kreis von Gesundheitsredakteuren als zuverlässig ansieht, können in solche Artikel aufgenommen werden. Das Ergebnis ist sehr freundlich für die Linie der WHO, wie der Wikipedia-Eintrag über »Falschinformationen zur COVID-19-Pandemie« zeigt.12 Einleitend heißt es dort noch Ende 2025, abweichende Meinungen derb diffamierend: »Die Herkunft des Virus und sich darauf beziehende Verschwörungstheorien stehen dabei insbesondere bei Antisemiten und Rechtsextremisten, aber auch bei einigen Staatsregierungen und deren Staatsmedien im Mittelpunkt.«

			So eingeleitet werden dann Thesen als Falschinformationen klassifiziert, die schon lange herrschende Meinung in Wissenschaft und Praxis oder akzeptable Minderheitsmeinung sind. So etwa, dass Covid-19 nicht wesentlich schlimmer war als frühere schwere Grippewellen,13 dass steigende Fallzahlen (auch) an verstärkter Testaktivität lagen,14 dass die Intensivbettenknappheit 2020 stark übertrieben wurde,15 und vieles mehr. 

			Wenn Sie allerdings versuchen, diese Thesen mit einer Internetrecherche zu überprüfen, laufen sie gegen eine Wand aus (zumeist alten) Faktenchecks, die mit Verve behaupten, dass es sich um gefährliche Desinformation handelt. Probieren Sie es aus! 

			Im Mai 2023 verabschiedete die Weltgesundheitsversammlung auf Vorschlag der WHO eine Resolution, die alle Regierungen und die WHO auffordert, die Verhaltenswissenschaften systematisch zu nutzen, um »gesundheitsbezogene Fehlinformationen und Desinformationen« zu konterkarieren und die Nachfrage nach Impfstoffen sicherzustellen.16

			Die Methoden, die von den Verhaltenswissenschaften mit dem Geld der pharma- und IT-nahen Stiftungen entwickelt werden, sind oft hochmanipulativ. Es werden Radiohörspiele entwickelt, in denen die Vorteile von Impfstoffen dargestellt werden. Oder es wird ein X-Account erstellt, der automatisiert »Fehlinformationen« zum Thema Gesundheit überwacht und deren Empfängern Gegennachrichten zukommen lässt, »mit dem Ziel, die Nutzer zu motivieren, der Quelle nicht zu folgen«. »Positive Social-Media-Influencer – prominente Journalisten und soziale Aktivisten mit relativ großer lokaler Anhängerschaft« werden dafür geschult und bezahlt, dass sie »Desinformation« entgegenwirken.17 

			Wessen Wahrheit im Zweifel mehr zählt, wenn Regierung gegen WHO steht, zeigte Twitter im Oktober 2022. Die Plattform entfernte zeitweise einen Beitrag des höchsten Gesundheitsbeamten Floridas, Surgeon General Joseph Ladapo, wegen Richtlinienverletzung. Dieser wollte mit dem Beitrag jungen Menschen seine offizielle Empfehlung zum Verzicht auf Covid-Impfungen geben, wegen häufiger Herz-Kreislauf-Komplikationen und des relativ geringen Nutzens. Wenn die Gesundheitsempfehlung einer Gesundheitsbehörde wegen einer entgegenstehenden Empfehlung der WHO zensiert wird, weil die WHO ein Zensurabkommen mit den sozialen Medien hat, dann wird verständlich, warum manche vor einer drohenden WHO-Gesundheitsdiktatur warnen.18

			Man könnte vermuten und hoffen, dass die WHO ihre Ambitionen zur Überwachung und Manipulation der Internetkommunikation nach dem Ende der Covid-Krise wenigstens allmählich zurückfahren würde. Doch das wäre weit gefehlt. Zwar ließ die Kooperationsbereitschaft der Plattformen nach Ende der Covid-Krise und vor allem seit dem zweiten Amtsantritt von Donald Trump merklich nach. Aber die WHO will sich damit nicht abfinden.19 Im April 2025 legte der für Desinformationsbekämpfung zuständige Andy Pattison, der in der Pandemie die Kooperationen mit den Plattformen eingetütet hatte, die Ambitionen seiner Organisation offen.20 Er sprach sich für die Bildung eines Online-Gesundheitskollektivs aus, um das Ausmaß an Kooperation der Corona-Zeit auf Dauer zu stellen. Die Beziehungen zueinander müssten so fest etabliert werden, dass eine »digitale Antwort« auf eine Pandemie zur Routine würde. Eine stehende Allianz aus WHO, Regierungen und Tech-Plattformen solle allzeit bereit sein, einheitliche Gesundheitsbotschaften zu verbreiten, nicht nur in Krisenzeiten. Die WHO will also ein ständiges Monopol auf die Wahrheit in Gesundheitsfragen. Und Gesundheitsfragen definiert die WHO so breit, dass unter anderem auch Fragen rund um den Klimawandel dazugehören.21 

			Pattison verwies stolz auf ein laufendes WHO-Programm namens Fides. Es dient dazu, Influencer aus der Gesundheitsbranche anzuwerben, die die Botschaften der WHO an Mann und Frau bringen, bevorzugt mit Humor und Emotion. Die WHO arbeite mit den Technologiekonzernen zusammen, um diesen Leuten viele Follower und große Reichweite zu verschaffen. 

			Im Oktober 2025 stellte die WHO Version 2.0 ihres Systems »Epidemic Intelligence from Open Sources (EIOS)« vor, zu Deutsch etwa »Epidemische Erkenntnisse aus öffentlichen Quellen«. Es wird aus Berlin geleitet, wo Deutschland und die Weltgesundheitsorganisation den »WHO Hub for Pandemic and Epidemic Intelligence« betreiben. Die damalige Ampel-Bundesregierung hat 2021 für dessen Einrichtung rund 90 Millionen Euro springen lassen.22 Das Ziel von EIOS besteht in einer ständigen Ausforschung der sozialen und sonstigen Medien in aller Welt per KI. Das dient vorgeblich dazu, mögliche Ausbrüche von Pandemien zu erkennen. Tatsächlich geht es jedoch um viel mehr.

			 Aus der Beschreibung der Verbesserung des Systems durch Version 2.0 erfährt man, dass die »automatisierte Analyse und Signalerkennung« durch Implementierung der neuesten KI-gestützten Tools verbessert worden sei. Und dass das Tool nun zusätzliche Quellen wie Radiokanäle verarbeiten kann. Diese werden automatisch transkribiert und übersetzt.

			Es überrascht, dass die WHO und die teilnehmenden Regierungen und Organisationen Epidemien durch Ausforschung öffentlicher Kommunikationskanäle bis hin zu Radioprogrammen früherkennen wollen. Was will man da über Infektionen und mögliche neue Krankheitserreger erfahren, was die jeweiligen Gesundheitsbehörden nicht aus anderen Quellen viel zuverlässiger erfahren und der WHO melden könnten? 

			Der Verdacht liegt nahe, dass die globale Ausforschung der Medien und des Internets der WHO in Wahrheit vor allem dazu dienen soll, ihre erklärte Agenda der Kontrolle und Manipulation der veröffentlichten Meinung zu verfolgen. Die WHO ist ein gebranntes Kind, was die Offenlegung ihrer orwellschen Ambitionen angeht. Auch an der Kritik hieran scheiterte die Verabschiedung des WHO-Pandemieabkommens vorerst. Wohl deshalb muss man sich ziemlich weit in die Tiefen der WHO-Webseite durchklicken, um etwas darüber zu finden, was die Gefahren für die Gesundheit sind, nach denen mit EIOS geforscht wird.

			In einer Broschüre zur »EIOS-Strategy 2024 – 2026«23 findet man unter viel Floskelwatte verborgen die Aussage, dass das System den Nutzern ermöglichen soll, »die Bedrohungen in ihren sozialen, politischen, wirtschaftlichen und anderen Dimensionen zu durchdringen« und »entstehende Risiken für die Gesundheit vorherzusagen und ihnen zu begegnen«. Das ist also gemeint, wenn immer wieder von einem »umfassenden One-Health-Ansatz« die Rede ist: Es geht um alles, nicht nur um Informationen über ansteckende Krankheiten, sondern um alle Krankheiten und möglichen Katastrophen, alle Maßnahmen und alle öffentlichen Diskussionen um diese. Man darf annehmen: Wenn am vorrangig menschengemachten Klimawandel gezweifelt wird oder an den Maßnahmen dagegen, dann ist das eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit, der mit EIOS zu Leibe gerückt wird. Bei Diskussionen um die Sicherheit und Wirksamkeit von Impfungen ist dies ganz sicher der Fall.

			 Spätestens wenn die nächste tatsächliche oder aufgebauschte Gesundheitskrise da ist, kann die EU-Kommission mit dem Digital Services Act schnell wieder die volle Kooperation von Google, Facebook und Co. erzwingen. Dann kann die Kommission den großen Plattformen aufgrund von Artikel 36 und 48 DSA, wie oben gesehen, genau vorschreiben, was sie in Sachen Inhaltemoderation zu tun und zu lassen haben.24

			UN: »Die Wissenschaft gehört uns«

			Auch die Mutterorganisation der WHO, die UN, ist in Sachen Meinungskontrolle sehr aktiv. Aufgrund einer Vereinbarung mit der UN spielt Google bei englischsprachigen Suchen wie zum Beispiel nach »Klimawandel« zuerst Beiträge von UN-Organisationen aus. Bei deutschsprachigen Suchen kommen, meinem Test nach zu urteilen, vorrangig offizielle deutsche Stellen zum Zug. Bei spezifischeren Suchen zu konkreten Vorgängen oder Debatten werden die Ergebnislisten mit Beiträgen der etablierten »zuverlässigen« Medien gefüllt. Beiträge von Alternativmedien findet man kaum noch. Auch Originaldokumente sind auf diesem Weg nur noch schwer zu finden. 

			Melissa Fleming, UN-Untergeneralsekretärin für Globale Kommunikation, sagte 2022 in New York, bei einer Diskussionsveranstaltung des Weltwirtschaftsforums, den bemerkenswerten Satz: »Die Wissenschaft gehört uns.«25 Es ging in der Diskussion darum, »wie Regulierer und Social-Media-Plattformbetreiber zusammenarbeiten können, um die Online-Sicherheit zu erhöhen.« Auf die Frage nach dem Werkzeugkasten, mit dem die UN das Internet entgifte und säubere, antwortete sie: 

			»Eine weitere wichtige Strategie, die wir verfolgten, war der Einsatz von Influencern, die eine große Fangemeinde haben, aber auch sehr daran interessiert waren, Botschaften zu verbreiten, die ihren Gemeinschaften dienen sollten. Und sie wirkten viel vertrauenswürdiger als die Vereinten Nationen, die etwas aus dem Hauptquartier in New York City erzählen. Und schließlich hatten wir noch ein weiteres Projekt mit vertrauenswürdigen Boten, das Team »Heiligenschein« (im Original: »Halo«, N. H.), bei dem wir Wissenschaftler auf der ganzen Welt und einige Ärzte auf TikTok geschult haben. Und TikTok hat mit uns zusammengearbeitet. Und diese Wissenschaftler, die anfangs so gut wie keine Anhänger hatten, bekamen verifizierte Konten. Sie fingen an, Menschen aus ihrer Gemeinschaft in ihre Labore und Büros zu bringen, deren Fragen zu beantworten und sich mit ihnen auszutauschen. Die Sache nahm richtig Fahrt auf und viele von ihnen wurden zu so etwas wie Ansprechpartnern für die nationalen Medien.«

			Bei der Online-Enzyklopädie Wikipedia gab es von Mitte 2022 bis Mitte 2024 ein Programm zur »Verbesserung« der Beiträge über den Klimawandel. Das Projekt mit dem Titel »Improving communication of climate change knowledge through Wikipedia« (»Verbesserung der Verbreitung von Wissen über den Klimawandel via Wikipedia«) wurde von verschiedenen Regierungen bezahlt und von einem der UN nahestehenden Institut geleitet, dem Stockholm Environment Institute (SEI). Es wurde präsentiert als »eine Zusammenarbeit von Wikipedia-Editoren und inhaltlichen Experten« beim SEI, dem IPCC (Weltklimarat) und UNFCCC (UN-Rahmenabkommen zum Klimawandel).26 

			Das Ergebnis der Kooperation zeigt einen Wikipedia-Eintrag mit dem Titel »Wissenschaftlicher Konsens zum Klimawandel«. Darin erfährt man, dass der Konsens zu menschlichen Aktivitäten als Hauptursache des Klimawandels nach einer Studie bei 100 Prozent, nach einer anderen bei 99 Prozent liege. Vertreter einer anderen Sichtweise oder Zweifler an der Stärke dieses Konsenses werden an keiner Stelle genannt.27 Die gibt es aber durchaus, auch ernstzunehmende. So ergab eine 2023, also während der Laufzeit des Projekts, von Wissenschaftlern israelischer Universitäten erstellte Analyse von 3 000 gutachtergeprüften klimawissenschaftlichen Aufsätzen, dass Konsensangaben nahe 100 Prozent auf willkürlichen Interpretationen dazu beruhen, worin Konsens herrscht. So lehnten zwar tatsächlich sehr wenige Beiträge die These vom menschengemachten Klimawandel ausdrücklich ab, aber 70 Prozent äußerten sich dazu neutral oder unsicher und nur 30 Prozent unterstützten die These ausdrücklich.28 Das bedeutet zwar, dass die These vom menschengemachten Klimawandel die bevorzugte ist. Der Konsens ist aber nach vernünftiger Interpretation sehr weit weg von 100 Prozent. 

			Eine im November 2024 gestartete Initiative von Brasilien, der UN und der UNESCO namens »Global Initiative for Information Integrity on Climate Change« forscht die Medien weltweit nach dem aus, was für die UN Klimadesinformation ist. Die dadurch gesammelten Informationen sollen »strategische Aktionen« unterfüttern. Dazu gehört auch, wie die Generalsekretärin der UNESCO, Audrey Azoulay, deutlich machte, die Unterstützung von investigativen Journalisten bei der Bekämpfung von klimabezogener Desinformation.29 Ein von der UNESCO verwalteter globaler Fonds soll Wissenschaftler finanziell fördern. Vermutlich werden die geförderten Wissenschaftler nicht in die Statements zu ihren Interessenkonflikten schreiben, dass sie Geld bekamen, weil sie versprachen, Ergebnisse zu produzieren, die das offizielle Klimanarrativ stützen. 

			Der Initiative angeschlossen haben sich die Länder Chile, Dänemark, Marokko, Frankreich, Schweden, Großbritannien und Uruguay, die UN-Organisationen UN Climate Change und Weltmeteorologische Organisation, der Industrieländerclub OECD sowie nicht genannte »zivilgesellschaftliche« Organisationen. 

			Als Teil der Initiative wird unter anderem eine »globale Kommunikationsinfrastruktur« aus der Corona-Zeit weitergeführt. Deren Name wurde von »Verified« auf »Verified for Climate« geändert. Dabei handelt es sich um ein Gemeinschaftsprojekt der UN und der NGO Purpose. »Verified for Climate« arbeitet in gewohnter UN-Manier mit Influencern, die als Schleichwerber globale Kampagnen in ihren jeweiligen Regionen und Milieus unter die Leute bringen. Als Gründerin wird die UN-Untergeneralsekretärin für Globale Kommunikation, Melissa Fleming, aufgeführt. Sie haben wir bereits als diejenige kennengelernt, die das Eigentum an der Wissenschaft für die UN reklamierte.30 Außerdem dabei ist Jeremy Heimans, ein »Young Global Leader« des Weltwirtschaftsforums und dort regelmäßiger Redner. Er ist Gründer des Kooperationspartners Purpose, der sich auf »neue Strategien für die Mobilisierung und das Storytelling zu großen Fragen« spezialisiert hat.31

			Die Initiative beruft sich auf die »Global Principles on Information Integrity« der UN von 2024.32 Diese Prinzipien definieren Informationsfreiheit als das Recht der Menschen, »wohlinformierte und unabhängige Entscheidungen« treffen zu können. Informationsfreiheit wird dadurch umgedeutet: vom Recht, sich aus selbst gewählten und frei zugänglichen Quellen zu informieren, in ein »Recht auf verlässliche Informationen«, für die wohlmeinende Regenten zu sorgen haben. Nach diesen Prinzipien ist Unterdrückung von Desinformation nötig, um Informationsfreiheit herzustellen. 

			Eine Suche nach dem Ursprung dieser pervertierten UN-Definition führt zu einer der dicksten Spinnen im internationalen Netz der Wahrheitskontrolleure: dem Institute for Strategic Dialogue. ISD-Gründerin und Chefin Sasha Havlicek gründete nämlich zusammen mit der maßgeblich vom französischen Staat finanzierten Organisation Reporter ohne Grenzen und anderen das »Forum on Information and Democracy«.33 Dieses Forum setzte eine Kommission unter Leitung des Generalsekretärs von Reporter ohne Grenzen ein, die 2018 eine »Internationale Erklärung über Information und Demokratie« verabschiedete.34 Diese enthielt die Umdefinition des Rechts auf Informationsfreiheit zum Recht, sich blind auf alle veröffentlichten Informationen verlassen zu können, und die dadurch implizierte Notwendigkeit, irreführende Informationen zu beseitigen. 

			Anschließend organisierte Havlicek auf der UN-Vollversammlung im September 2019 eine »Internationale Partnerschaft für Information und Demokratie« mit rund 50 Ländern, darunter auch Deutschland. Die Unterzeichnerstaaten verpflichteten sich dazu, »nationale und internationale Rechtsrahmen zu fördern, die die Meinungsfreiheit und den Zugang zu verlässlichen Informationen fördern«.35 Was vielen Delegierten vielleicht nicht klar war: Durch Verweis auf die »Internationale Erklärung über Information und Demokratie« verpflichteten sie sich damit gleichzeitig auf die umgedeutete Informationsfreiheit im Sinne einer von oben hergestellten Informationsverlässlichkeit. 

			Die UN arbeitete auf dieser Basis weiter. Ihr nächster Schritt war eine Resolution der Generalversammlung an Heiligabend 2021, die unter anderem das Ziel ausgab, mit Anstrengungen zur Bekämpfung von Desinformation die individuelle Meinungs- und Informationsfreiheit zu fördern.36 Nach Konsultationen mit ungenannten »zivilgesellschaftlichen Partnern«, Wissenschaftlern und dem privaten Sektor mündete das in einem Policy Brief von 2023 zur »Informationsintegrität auf digitalen Plattformen«. Darin interpretiert der UN-Generalsekretär Guterres den pervertierten Begriff als Aufforderung zur intensiven Inhaltemoderation zur Gewährleistung der Informationsfreiheit.37 

			




5.	Wahrheitskontrolle im Dienste der NATO

			Als Startpunkt für den systematischen Aufbau des Wahrheitskomplexes lässt sich das Jahr 2014 identifizieren. Für Kontext: Im Februar des Jahres wurde der ukrainische Präsident Wiktor Janukowitsch gewaltsam gestürzt und außer Landes gejagt. Er wurde durch eine US-gestützte Regierung ersetzt, die für einen Beitritt der Ukraine zur EU und zur NATO eintrat. Russland besetzte daraufhin die strategisch wichtige ukrainische Schwarzmeer-Halbinsel Krim und annektierte sie nach einem Referendum. 

			Diese Vorgänge entfachten einen Propagandakrieg zwischen NATO und EU auf der einen und Russland auf der anderen Seite. War es ein Putsch? War das Referendum legitim? Gehörte die Krim ohnehin mehr zu Russland als zur Ukraine, wie Moskau behauptete? Herrschte in der Ukraine nun eine von Nazis durchsetzte Marionettenregierung der USA? 

			In seinem 2019 erschienenen Buch Der Krieg vor dem Krieg legt der Politikwissenschaftler Ulrich Teusch dar, dass die propagandistische Vorbereitung eines Krieges selbst schon eine Form von Krieg ist. Es werde immer schwerer, den militärischen Krieg von reinem Wirtschaftskrieg und Propagandakrieg zu trennen. Da der Krieg mit Waffen oder Sanktionen negative Auswirkungen auf die heimische Bevölkerung hat, muss man den Kampf um die Köpfe der Menschen gewinnen, wenn man einen längeren Wirtschaftskrieg oder einen längeren militärischen Kampf führen will. Ohne klares Feindbild und akutes Bedrohungsgefühl in der Bevölkerung fehlt es den Kriegsstrategen regelmäßig an ausreichender Unterstützung. 

			Bei der NATO sieht man dies ebenso. Der Amerikanist und Propagandaforscher Jonas Tögel hat die auf dieser Einsicht aufbauende Strategie der NATO in seinem 2023 erschienenen Buch Kognitive Kriegsführung und einem Aufsatz von 2022 analysiert. Seine Arbeit stützt sich auf Publikationen des Militärbündnisses.1 

			Im Aufsatz »NATO’s Sixth Domain of Operations« (Das sechste Einsatzgebiet der NATO) beklagt die Militärallianz Tögel zufolge eine Erosion der Moral der Bevölkerung, weshalb der Mensch (the human domain) die größte Schwachstelle sei. Dieses Einsatzgebiet zu beherrschen sei entscheidend für alle anderen Schlachtfelder. Im Strategiepapier »Cognitive Warfare« erklärt die NATO, nötig sei eine »partizipatorische Propaganda«, bei der »jeder mitmacht«. Das Einsatzgebiet seien alle Menschen, ob Freund oder Feind.2 

			Im NATO-Magazin The Three Swords erschien 2023 ein Aufsatz mit dem gleichen Titel: »Cognitive Warfare«.3 Darin erklärt Commander Cornelis van der Klaauw das Konzept der Kognitiven Kriegsführung als »Teil des Kriegskunst-Imperativs der kognitiven Überlegenheit«. Ziel sei es, »durch defensive und proaktive Maßnahmen (…) unsere kognitiven Prozesse zu verbessern«. Als rechtliche Basis für die »Verbesserung« unserer kognitiven Prozesse durch die NATO verweist er auf Artikel 3 des NATO-Vertrags:

			»Um die Ziele dieses Vertrags wirksamer zu erreichen, werden die Vertragsparteien einzeln und gemeinsam durch ständige und wirksame Selbsthilfe und gegenseitige Hilfe ihre individuelle und kollektive Fähigkeit, bewaffneten Angriffen zu widerstehen, aufrechterhalten und weiterentwickeln.«

			Danach, so muss man das wohl interpretieren, ist die Manipulation des Denkens der eigenen Bevölkerung eine Maßnahme, um die Verteidigungsfähigkeit gegen einen bewaffneten Angriff zu verbessern. Es geht in der Broschüre mit dem Hinweis weiter, die Propaganda-Angriffe von außen hätten die menschliche Wahrnehmung als Schwerpunkt, »und das ist im Prinzip ein ständiger, nie endender Kampf«. Was gibt es Schöneres für Militärs als einen nie endenden Kampf, den sie mit Mitteln führen dürfen, die sie selbst definieren.

			Um den Krieg um die Köpfe besser führen zu können, gründete die NATO 2014 unter deutscher Beteiligung in Riga das Strategic Communications Center of Excellence, kurz: StratCom COE. »Strategische Kommunikation« ist das neumodische Wort für (militärische) Propaganda. Das Einsatzfeld des StratCom COE ist die sogenannte hybride Kriegsführung mit nicht-traditionell militärischen Mitteln. Das Bundesverteidigungsministerium nennt als Beispiele für hybride Bedrohungen »gezielte Falschinformationen und -meldungen in den Medien, Beeinflussung des Meinungsklimas und Wahlbeeinflussung in liberalen Demokratien und offenen Gesellschaften«. Bemerkenswert ist die Beschränkung der Definition auf »Wahlbeeinflussung in liberalen Demokratien«. Das soll wohl heißen, dass ausländische Wahlbeeinflussung in nicht-liberalen und aus westlicher Sicht nicht-demokratischen Ländern nicht unter hybride Kriegsführung, sondern unter Demokratieförderung fällt. 

			Ziel der Angreifer sei es, »Gesellschaften zu destabilisieren und die öffentliche Meinung zu beeinflussen«, schreibt das Bundesverteidigungsministerium in seiner Erläuterung zum Umgang mit hybriden Bedrohungen. Um dem zu begegnen, fasse die Bundesregierung zivile, militärische und polizeiliche Mittel zusammen und binde diese in das internationale und multilaterale Vorgehen ein.4 Sprich: NATO und Geheimdienste dürfen sich bei uns um die Verhinderung der Verbreitung von Desinformation und der Beeinflussung von Wahlen kümmern und arbeiten dabei mit dem zivilen Sektor, also den sogenannten Nichtregierungsorganisationen, zusammen.

			Das International Fact-Checking Network 

			Auch der Startschuss für den Aufbau des privaten Teils des Wahrheitskomplexes in Europa wurde von US-Seite abgefeuert. Das Reporters’ Lab der Duke University und das Poynter Institute in Florida veranstalteten im Juni 2014 den ersten Global Fact-Checking Summit in London. Dieser markierte laut dem Chronisten der internationalen Faktenchecker-Bewegung, Laurens Lauer,5 den Beginn dieser »Bewegung«. Ich setze Bewegung in Anführungszeichen, weil es sich bei den Faktencheckern, wie man auch bei Lauer nachlesen kann, um ein von oben gepflanztes und gedüngtes Gewächs handelt, nicht um eine spontane Graswurzelbewegung. 

			Das in Florida ansässige Poynter Institute betreibt eine Faktenchecker-Gruppe namens PolitiFact in Washington und bildet gleichzeitig im Auftrag der US-Regierung Journalisten des Auslands-Propagandasenders Voice of America aus. Ursprünglich wurde dieser Sender von der CIA betrieben und finanziert, später wurde ihm ein ziviler Mantel umgehängt.6 Der Organisator der Konferenz, Bill Adair, war Gründer und Chef von PolitiFact, bis er 2013 Chef des Reporters’ Lab der Duke University wurde.

			Aus dem Konferenzbericht der teilnehmenden Washington Post geht hervor, dass die meisten Faktenchecker-Gruppen sich bis dahin vor allem auf Behauptungen von Politikern und die Einhaltung von deren Versprechen konzentriert hatten. Das sollte sich bald drastisch ändern. Die neue Stoßrichtung zeigte sich beim erst drei Monate vorher gegründeten ukrainischen Faktenchecker StopFake, dem die Zeitung einen großen Teil des Konferenzberichts widmete. Die NGO, die ihre Analysen in 14 Sprachen verbreitet, darunter auch in Deutsch,7 ist ein unverblümter Akteur im Propagandakrieg. Sie konzentriert sich auf »russische Mythen und Propaganda« in den digitalen Medien.8 Finanziert wird StopFake vom National Endowment for Democracy (NED), dem German Marshall Fund of the United States und der britischen Regierung. 

			Der National Endowment for Democracy ist eine aus Steuergeld gespeiste Stiftung zur weltweiten Förderung der liberalen Demokratie. Sie fungiert als halbstaatlicher Arm der US-Außenpolitik. Ihr privatrechtlicher Status ermöglicht Geldflüsse an ausländische Organisationen, die der Regierung nicht erlaubt oder die für sie nicht opportun wären. Der Gründer und langjährige Präsident des NED, Allen Weinstein, wurde 1991 in der Washington Post mit den Worten zitiert: »Vieles von dem, was wir heute tun, wurde vor 25 Jahren heimlich von der CIA getan.«9

			Der Faktencheckergipfel beschloss »die einstimmige Empfehlung«, dass Poynter eine globale Faktenchecker-Organisation gründen sollte,10 was das Institut im Juli 2015 tat. Zu den ersten Beteiligten am International Fact-Checking Network (IFCN) gehörten US-Zeitungen wie die Washington Post, Nachrichtenagenturen wie AP und Fernsehsender wie ABC News. Das erste deutsche Mitglied war Anfang 2017 der kommerzielle Faktencheck-Ableger des gemeinnützigen Recherchekollektivs Correctiv.11 

			Das IFCN hat sich zum international wichtigsten Lizenzierer für staatsnahe Faktenchecker entwickelt. Finanziert wurde die Gründung vom Omidyar Network des eBay-Gründers Pierre Omidyar und vom NED.12 Die Stiftungen Omidyars gehören zu den eifrigsten Finanzierern des Wahrheitskomplexes. Die jährlichen Fact-Checking-Konferenzen, die das IFCN seitdem organisiert, wurden zusätzlich gesponsert von Google und der Ford Foundation.13 Es ist aktenkundig, dass sich die CIA immer wieder der Ford Foundation bedient hat, um Zuschüsse für Organisationen gegenüber der Öffentlichkeit und manchmal auch gegenüber den Empfängern zu verschleiern.14 

			Im Jahr 2021 wurde das IFCN für den Friedensnobelpreis nominiert. Das Netzwerk hatte damals nur drei Vollzeitbeschäftigte.15 Diese winzige Organisation war aber schon im Januar 2020 so hellsichtig und in der Lage, eine »CoronaVirusFacts Alliance« mit Faktencheckern aus 70 Ländern und in 40 Sprachen auf die Beine zu stellen. Damals hatte noch kaum jemand das neuartige Coronavirus als ernste Gefahr erkannt. Es gab in den USA erst eine Handvoll Fälle und noch keinen Toten. Was zu diesem Zeitpunkt noch als Desinformation abqualifiziert wurde, waren Warnungen vor einer großen Gefahr durch das Virus. Ein ungefährliches Virus hätte solche Warnungen jedoch schon sehr bald von selbst unglaubwürdig gemacht. Dafür hätte man kein globales Netzwerk gebraucht. Das IFCN muss für diesen äußerst hellsichtigen Kraftakt Informationen und Unterstützung aus Kreisen bekommen haben, die mehr über das Virus oder die Pandemieplanungen wussten als andere. 

			Die bis 2023 aktive CoronaVirusFacts Alliance übersetzte Faktenchecks und bot der Öffentlichkeit sowie allen beteiligten Faktencheckern eine durchsuchbare Datenbank mit »Falschbehauptungen« und »Widerlegungen« zum Thema Covid-19 in vielen Sprachen an.16 Sie dürfte als Koordinationsinstrument einen wesentlichen Anteil daran gehabt haben, dass in großen Teilen der Welt die gleichen Botschaften zum Coronavirus als unumstößlich wahr durchgesetzt wurden. 

			Die Faktencheck-Konferenzen wurden von Jahr zu Jahr größer. 2023 kamen laut Lauer bereits 500 Faktenchecker und andere Angehörige des Wahrheitskomplexes aus 75 Ländern zur Konferenz nach Seoul. Kein Wunder: Das IFCN verfügt dank seiner großzügigen staatlichen und staatsnahen Geldgeber über ein ansehnliches reguläres Budget, mit dem es Faktenchecker in aller Welt unterstützen kann. Im Jahr 2022 stellten Google und YouTube zusätzlich einen mit 12 Millionen Dollar gefüllten Unterstützungsfonds für Faktenchecker und 1,2 Millionen Dollar extra zur Verfügung.17 Daraus flossen 2024 stolze 4,4 Millionen Dollar an das IFCN, was sein Budget auf 5,8 Millionen anschwellen ließ. Vom NED kamen davon 172 000 Dollar. Auch Meta gehört zu den Großspendern.18

			Europa steigt in den Propagandakrieg ein

			Die EU ließ sich nicht lange bitten, beim Propagandakrieg gegen Russland mitzumachen. Im September 2015 brachte der Europäische Auswärtige Dienst (EEAS) zunächst die East StratCom Task Force an den Start. Diese Arbeitsgruppe für Propaganda soll in Zusammenarbeit mit dem NATO StratCom COE russische Propagandakampagnen analysieren und EU-Mitgliedsregierungen darüber informieren. 2020 umfasste die von ihr betriebene Datenbank mit »Desinformations«-Inhalten (EUvsDisinfo) bereits fast 10 000 Einträge.19 Zu den aufgeführten Beispielen für von Russland verbreitete angebliche Desinformation zählten (Stand 2024) auch viele, bei denen erhebliche Zweifel angebracht sind, ob diese Einstufung berechtigt ist, zum Beispiel, dass die NATO-Osterweiterung eine Bedrohung für Russland darstellt.20 Dieser These begegnet EUvsDisinfo mit den Hinweisen, dass die NATO nicht nach Osten »expandiert«, sondern lediglich Aufnahmeanträge in Betracht zieht, und dass es sich um eine defensive Allianz handle, deren Ziel die Erhaltung von Frieden ist. Die These, dass die EU-Sanktionen Europa mehr schaden als Russland, wiederlegte EUvsDisinfo im September 2022 mit einer Analyse der US-Universität Yale, wonach die Sanktionen die russische Wirtschaft »katastrophal« schädigen würden.21 Das Wirtschaftswachstum Russlands betrug 2023 und 2024 jeweils mehr als vier Prozent.22 Die deutsche Wirtschaft schrumpfte in beiden Jahren23, die der EU insgesamt legte um ein halbes und um ein Prozent zu.24 Liest man die Widerlegung der These, dass Covid-19-Impfstoffe »experimentell« seien, so erfährt man mit keinem Wort, dass bei der Entwicklung und Zulassung eine »Operation Warp-Speed« zu Gange war. Alles sei abgelaufen wie bei jedem anderen Medikament, wird behauptet.25

			Im April 2017 beschlossen die USA und acht EU-Länder, zur Ergänzung des NATO-Zentrums in Riga ein Center of Excellence zur Abwehr von russischen Desinformationen in Helsinki zu errichten.26 Das »European Centre of Excellence for Countering Hybrid Threats«, kurz: Hybrid CoE, arbeitet eng mit dem NATO StratCom COE zusammen und profitiert vom dortigen Know-how.27 NATO und EU haben vereinbart, die beiden Zentren mit technischen Mitteln in die Lage zu versetzen, systematisch Informationen und Analysen über hybride Bedrohungen auszutauschen.28 Man darf also davon ausgehen, dass das Hybrid CoE via NATO mit Informationen der US-Geheimdienste gefüttert wird. Wie wir spätestens seit den Veröffentlichungen von Edward Snowden über die NSA-Überwachungsaktivitäten wissen, sind die US-Geheimdienste, was das Internet angeht, nahezu allwissend. So erklärt sich, dass die USA zu den neun Ländern gehörten, die das Memorandum of Understanding zur Gründung des EU Hybrid CoE unterzeichneten. Das könnte man sonst für eine EU-Einrichtung etwas ungewöhnlich finden. Deutschland war auch daran beteiligt.29 

			Das Hybrid CoE hat nach eigenen Angaben ein imposantes Netzwerk von 1 800 auf diesem Feld aktiven oder forschenden Experten in Regierungen, EU, NATO, dem Privatsektor und den Universitäten. Dieses Netzwerk hat den Zweck, die Regierungen und sonstigen Akteure über hybride Bedrohungen zu informieren und »Aktionen zu koordinieren«.30 Damit dürfte so gut wie jeder, der an Universitäten und Forschungsinstituten in der EU etwas mit sogenannter Desinformation zu tun hat, in das NATO-Netzwerk eingebunden sein. Da es für unabhängige »Desinformations«-Forschung im Gegensatz zur regierungs- und militärnahen keine Fördergelder gibt, findet sie praktisch nicht statt. Wenn die EU also via DSA die Internetplattformen dazu zwingt, Desinformationsforschern Live-Zugang zu ihren Daten zu geben, darf man davon ausgehen, dass es sich bei diesen regelmäßig um Kooperationspartner der NATO-EU-Partnerschaft im Propagandakrieg gegen Russland handelt. 

			Wie sich der militärisch-geheimdienstliche Komplex die Zusammenarbeit von Geheimdiensten, Militär und »Zivilgesellschaft« vorstellt, erfährt man aus einer Broschüre zum »demokratischen Angriff gegen Desinformation«.31 Veröffentlicht wurde sie 2020 gemeinsam vom Atlantic Council und dem Center for European Policy Analysis (CEPA) in Washington. Federführend war die CEPA-Chefin Alina Polyakova. CEPA ist ein transatlantisches Forschungs- und Lobbyinstitut mit Ablegern in London und Brüssel. Es wird finanziert von US-Rüstungskonzernen, den großen US-Digitalkonzernen, dem US-Militär und einer Reihe geopolitisch engagierter Stiftungen.32

			Dem Papier zufolge sollen die US-Geheimdienste ihre Informationen über »Desinformationsoperationen« an kooperative digitale Medienplattformen und an »Aktivisten der Zivilgesellschaft« weitergeben. Denn die NGO-Aktivisten leisteten einen wichtigen Beitrag bei der Verteidigung gegen russische Desinformation. Sie sollten deshalb systematisch mit geheimdienstlichen Informationen versorgt werden, nach Möglichkeit sogar in Echtzeit. Man beachte den Ausdruck »Aktivisten« für das Personal des Wahrheitskomplexes. Er macht deutlich, dass Objektivität und Neutralität bei ihnen weder gewünscht noch zu erwarten sind. Allerdings warnen CEPA und Atlantic Council in ihrer Broschüre davor, die Informationen direkt von den Geheimdiensten an die Empfänger zu geben: 

			»In einigen Fällen kann es ratsam sein, solche Informationen zu filtern, damit sie bestimmte Personen (z. B. ausländische Aktivisten der Zivilgesellschaft) über Dritte und nicht über die US-Regierung erreichen. USCYBERCOM oder die NSA sind möglicherweise nicht immer am besten geeignet, die Zusammenarbeit mit nicht-amerikanischen Partnern (und sogar einigen Nichtregierungsorganisationen in den USA) zu koordinieren. Daher ist ein reibungsloser behördenübergreifender Prozess für die Bereitstellung relevanter Informationen an externe Gruppen wichtig. Das NATO Strategic Communications Center of Excellence in Riga und das Helsinki Hybrid CoE sollten sich, insbesondere durch die Vernetzung mit Aktivisten der Zivilgesellschaft, als Frühwarnzentren organisieren.«

			Mit anderen Worten: Die Vernetzung der NATO- und EU-Zentren in Helsinki und Riga mit dem privaten Teil des Wahrheitskomplexes soll genutzt werden, um die NGOs auf dem Umweg über diese Zentren – und eventuell weitere Umwege – mit strategisch ausgewählten Geheimdienstinformationen zu versorgen und damit ihre Arbeit zu lenken. 

			Dass das geschieht, lässt sich an institutionellen Verflechtungen des NGO-Wahrheitskomplexes mit den Militärs nachvollziehen. Das Hybrid CoE betreibt das Netzwerk EU-HYBNET zur Abwehr hybrider Bedrohungen.33 Diesem von der EU-Kommission 2020 gegründeten Netzwerk gehören vor allem Behörden aus dem Militär- und Geheimdienstsektor an sowie Universitäten und Unternehmen, die auf dem Sektor IT-Bedrohungsabwehr aktiv sind.34 Bemerkenswerterweise ist aber auch Maldita.es dabei, das spanische Pendant zu Correctiv. Maldita ist ein wichtiger Knoten im EU-Faktenchecker-Netzwerk. Geheimdienstliche Informationen, die Maldita zur Verfügung gestellt werden, können über diese Organisation an das gesamte EDMO-Netzwerk fließen, zu dem auch Europas wichtigste Nachrichtenagenturen gehören. 

			Die Organisation mit rund 50 Mitarbeitern (2023) ging wie Correctiv 2014 an den Start und ist (ebenso wie Correctiv) Mitglied eines regionalen Stützpunkts des EU-Faktenchecker-Netzwerks EDMO. Die größten Geldgeber von Maldita sind die Calouste Gulbenkian Stiftung, die für die EU den Google-finanzierten Medienfonds EMIF verwaltet, die EU, die European Climate Foundation, Luminate, Meta, das National Endowment for Democracy und das Poynter Institute das seinerseits vom NED finanziert wird.

			Sanktionen, Trump und Russia-Gate

			Die Vorgänge rund um die US-Präsidentschaftswahlen 2016 brachten eine Eskalation im militärisch-geheimdienstlichen Vorgehen gegen heimische »Desinformation« und Anti-Kriegs-Agitation. Damals waren die ersten Sanktionspakete gegen Russland im politisch-medialen Mainstream der USA und Europas noch heftig umstritten. 

			In den USA stellte sich das Trump-Lager gegen die Sanktionspolitik. Trump und sein Umfeld pflegten rege geschäftliche Beziehungen zu Russland. Politiker der Demokraten machten Druck auf die digitalen Medienplattformen, gegen russlandfreundliche »Desinformation« vorzugehen. Die Kampagne richtete sich auch gegen den Präsidentschaftskandidaten Trump. Der US-Senat führte eine Untersuchung russischer Einflussnahme auf den Wahlkampf über digitale Medien durch und veröffentlichte im August 2016 seinen Abschlussbericht. Dieser warf Facebook, Twitter, YouTube und Google vor, dass sie zugelassen hätten, dass sich »Fake News« ungehindert über ihre Plattformen verbreiten konnten. 

			Der Druck fruchtete. Facebook und Google verbannten »Fake-News-Websites« von ihren Werbeplattformen mit der Begründung, dass diese ihre Richtlinien gegen irreführende Inhalte verletzten.35 Facebook begann zudem eine Kooperation mit Faktencheckern, die vom kurz vorher gegründeten IFCN lizenziert waren. Diese Faktenchecker identifizierten »Fake-News«-Artikel, die Facebook dann mit dem Warnhinweis »von externen Faktencheckern angezweifelt« versah.36 Daraus sollte eine große Faktenchecker-Industrie werden. 2023 bezahlte allein der Facebook-Mutterkonzern Meta bereits Faktenchecker in 117 Ländern, um »Desinformation« auf Facebook und Instagram zu identifizieren.37

			Eine herausragende Rolle beim Vorwurf der russischen Wahlmanipulation zugunsten Trumps 2016 spielte die Veröffentlichung von kompromittierenden Interna aus dem Democratic National Committee (DNC) kurz vor der Wahl. Die Enthüllungsplattform Wikileaks veröffentlichte ihr zugespielte interne Mails aus der Spitzenorganisation der Demokratischen Partei. Diese zeigten unter anderem, wie Clintons populärer linker Gegenkandidat Bernie Sanders im Vorwahlkampf mit unfairen Mitteln ausgebootet worden war. Aus den Reihen der Demokraten hieß es, dass der Server des DNC von russischen Stellen gehackt, dabei die Mails erbeutet und Wikileaks zugespielt worden seien. 

			Nachdem Trump die Wahl gewonnen hatte, fütterten die Geheimdienste die US-Medien mit angeblichen Erkenntnissen, wonach russische Einmischung in den Wahlkampf Trump maßgeblich geholfen habe. Im Dezember berichtete die New York Times unter Verweis auf anonyme Geheimdienstkreise, die CIA habe »erdrückende Indizienbeweise« dafür, dass Putin Hacker eingesetzt habe, um Trump zur Präsidentschaft zu verhelfen. 

			Das veranlasste eine Gruppe ehemaliger Geheimdienstmitarbeiter namens »Intelligence Professionals for Sanity« zu einer Gegendarstellung. Deren Recherchen zufolge deuteten alle technischen Indizien darauf hin, dass die DNC-Mails von einer Person mit physischem Zugang zu den Computern des DNCs kopiert wurden. Die Geheimdienstveteranen wiesen außerdem darauf hin, dass der Inlandsgeheimdienst NSA alle Datenflüsse in, von und zu den Vereinigten Staaten überwache. »Die NSA ist in der Lage, sowohl Sender als auch Empfänger (von Daten, N. H.) zu identifizieren, wenn ein Hackerangriff geschieht«, schrieben die Experten: »Warum sollte der Geheimdienst sich auf Indizienbeweise stützen, wenn er in der Lage ist, harte Belege zu finden?«38 

			Das ist ein wichtiger Einwand. Denn die ausländische Einflussnahme auf Wahlen und die Meinungsbildung ist eines der wichtigsten Argumente dafür, dass eine Wahrheitskontrolle im Internet angeblich nötig sei, um die Demokratie zu schützen. Der US-Wahlkampf von 2016 dient dabei als Hauptbeleg. Es lohnt sich daher, einen Blick zurückzuwerfen, auf die Entstehung des Internets und dessen Nutzung durch das Militär und die Geheimdienste der USA. Dieser Exkurs kann vielleicht auch bei dem einen oder anderen mit dem Missverständnis aufräumen, das Internet sei ein Raum der Freiheit und Ermächtigung der Individuen, in dem das Militär nichts zu suchen habe. Es war schon immer dort. Es hat das Internet für seine Zwecke gebaut und nutzt es bis heute dafür. 

			Die geheime militärische Geschichte des Internets

			Der US-Journalist Yasha Levine hat für sein 2018 veröffentlichtes Buch Surveillance Valley die »geheime militärische Geschichte des Internets« recherchiert und aufgeschrieben. Das preiswerte Taschenbuch ist eine lohnende Lektüre für alle, die Englisch lesen. Ich gebe das für unsere Zwecke Wichtigste hier kurz wieder. Eine ausführlichere Besprechung finden Sie auf meiner Webseite.39 

			Eine Schlüsselrolle bei der Entstehung des Internets spielte die 1957 gegründete Advanced Research Project Agency (ARPA), eine Forschungsbehörde des Pentagons für Militärtechnik, die Entwicklungsaufträge an Universitäten und an private Unternehmen des Rüstungs und IT-Sektors vergibt.40 Inzwischen firmiert sie mit einem vorangestellten »Defense« als DARPA.

			Die wohl wichtigste Entwicklung im Auftrag von ARPA war das ARPANET, der Vorläufer des Internets. In der üblichen Geschichtsschreibung des Internets wird ARPANET als gewöhnliches Computernetzwerk beschrieben, mit dem US-Universitäten vernetzt wurden. Vielleicht wird auch noch erwähnt, dass es die Auftragnehmer von ARPA waren, die vernetzt wurden, also Universitäten, die für das Militär forschten. Was man zusätzlich aus Levines Buch erfährt: ARPA wollte die Computervernetzung maßgeblich zum Zwecke der Früherkennung und Bekämpfung von Aufständen gegen US-unterstützte Regierungen wie in Kuba, Algerien, Vietnam, Laos, Nicaragua, Chile oder Guatemala errichten. Es ging dem Pentagon darum, Erkenntnisse über die dortigen Völker und Bewegungen zusammenzuführen und möglichst schnell und umfassend allen Agenten, Militärbasen und Wissenschaftlern zur Verfügung zu stellen. Das ARPANET wurde auch sehr bald zu diesem Zweck genutzt, sogar im Inland, gegen die Antikriegs- und Bürgerrechtsbewegung. 

			Studenten des Massachusetts Institute of Technology (MIT), der Harvard- und der Stanford-Universität demonstrierten Ende der 1960er Jahre gegen das ARPANET, an dessen Entwicklung diese Universitäten arbeiteten, weil sie es als Instrument zur Überwachung und Kontrolle der Bevölkerung betrachteten – und zwar mit gutem Grund. Die Ambition von ARPA zeigte sich deutlich anhand eines Großprojekts, das internationale Aufmerksamkeit erlangte: dem »Project Camelot«. So lautete der Codename für das Programm »Methods for Predicting and Influencing Social Change and Internal War Potential« (Methoden zur Vorhersage und Beeinflussung von sozialem Wandel und Bürgerkriegspotenzial). Ziel war die Entwicklung eines automatisierten Systems der Informationssammlung und -verarbeitung als Frühwarnsystem für die Abwendung von politischen Umwälzungen und Revolutionen. Das Projekt wurde 1965 eingestellt, weil chilenische Wissenschaftler, die zur Teilnahme eingeladen worden waren, die Öffentlichkeit informierten. Sie beschuldigten die US-Regierung, eine computerisierte Coup-Maschine zu bauen.

			Ein Antrag von 1968 für ein ähnliches Programm zur Aufstandsvermeidung mit dem Namen »Cambridge Project«, fiel Harvard-Studenten in die Hände und trieb sie auf die Straße. Es war so etwas wie die Neuauflage von Project Camelot unter Nutzung des ARPANETs. Es bot verhaltenswissenschaftliche Computerprogramme, Datenbanken und die Möglichkeit, von überall im Netz darauf zuzugreifen und Analysen zu starten. Damit war es – in Levines Worten – so etwas wie eine frühere Version der Überwachungssoftware Palantir. Ein geheimer Leitfaden von 1973 forderte CIA-Analysten auf, den Umgang mit dem noch experimentellen Programm zu lernen. 

			Für die »Aufstandsbekämpfung« im Inland hatte die US Army zudem das Programm CONUS Intel am Start. Eine parlamentarische Untersuchung kam später zu dem Ergebnis, dass die Armee praktisch alle in politischem Protest engagierte Gruppen in den USA ausgeforscht und Millionen digitale Akten über sie angelegt hatte. Die Generäle versprachen dem Parlament, die Datenbanken zu löschen. Doch zivile Auftragnehmer der Armee waren zu diesem Zeitpunkt schon dabei, die Daten in ein neues, mit dem ARPANET verbundenes System einzuspeisen. Sie wurden kopiert und blieben dem Militär und Geheimdienst erhalten. 

			Die weitere Strategie des militärisch-geheimdienstlichen Komplexes zielte darauf ab, pro forma Distanz zwischen das Militär und das Netz zu bringen. Daher übergab man die Verwaltung des ARPANETs an die National Science Foundation (NSF). Diese schuf Konsortien aus Universitäten, Kommunikations- und Rüstungsfirmen für den Betrieb der regionalen Netze und deren nationale Vernetzung. Durch Anschluss zusätzlicher Universitäten, später auch von privaten Unternehmen und schließlich von Privatleuten wurde aus dem ARPANET nach und nach das Internet. Den nötigen Ausbau des Leitungsnetzes finanzierte der Staat.

			1996, als das Internet in den USA allmählich Teil des Alltags wurde, veröffentlichte die US Army das »Field Manual 100-6«. Darin hieß es, das »Global Information Environment« (GIE) als neues Schlachtfeld umfasse »Informationsprozesse und -systeme, die sich dem direkten Einfluss des Militärs entziehen«. Militärkommandeure müssten verstehen, dass »Informationsüberlegenheit« im »GIE« fortan ein entscheidendes Element für »effektives Operieren« sein werde.41 

			Durch den Anschluss der breiten Bevölkerung an das Internet hatte dieses für das Militär eine neue Qualität bekommen. Während das ARPANET dazu gedient hatte, auf analoge Weise gewonnene Erkenntnisse über Menschen und Bewegungen zusammenzuführen und der Militär- und Geheimdienstcommunity breit zugänglich zu machen, so eignete sich das neue Internet hervorragend dazu, solche Erkenntnisse umfassender und effizienter zu gewinnen. Die Zielsetzung hat sich dabei gegenüber der Entstehungszeit des ARPANETs kaum geändert, wie eine DARPA-Ausschreibung aus dem Jahr 2003 und ein Bericht des Defense Science Board des Pentagon aus dem Jahr 2011 deutlich machen.

			DARPA schrieb 2003 ein Programm namens LifeLog aus, dessen erklärtes Ziel lautete: »Ein digitales Protokoll vom Leben eines Menschen erstellen, das nicht nur Dokumente wie Fotos, E-Mails und Bücher enthält, sondern auch eine lückenlose Aufzeichnung des Aufenthaltsorts.«42 Das Programm wurde nach kritischer Medienberichterstattung am 4. Februar 2004 vom Pentagon für aufgegeben erklärt.43 Zufällig – oder auch nicht – war das genau der Tag, an dem Mark Zuckerberg das soziale Netzwerk und die Firma Facebook gründete, mit Vorstandsmitgliedern und Investoren wie Peter Thiel (Palantir) und James Breyer, die engste Kontakte zum Militär, zu DARPA und dem Wagniskapitalfonds des CIA, In-Q-Tel, pflegten.44 

			Der Bericht des Defense Science Board von 2011 beschreibt die eigene Aufgabe als »das Empfehlen geeigneter Aufklärungsinstrumente, um die Gefahr von Aufständen einzuschätzen, Bevölkerungen in ihrer Umwelt zu verstehen« und die Aufstandsbekämpfung zu unterstützen – und zwar möglichst »left of the bang«, also bevor ein Aufstand überhaupt beginnt. Die vorgeschlagenen Methoden begegnen uns bei der Betrachtung des heutigen Wahrheitskomplexes immer wieder: Verhaltenswissenschaften, soziale Netzwerkanalysen und Natural Language Processing. Bei der Aufstandsverhinderung sollten idealerweise alle Regierungsstellen der betreffenden verbündeten Nationen, geeignete NGOs und im Hintergrund das Militär zusammenarbeiten.45

			Die Dokumente, die der ehemalige Mitarbeiter des Geheimdienstes NSA, Edward Snowden, 2013 öffentlich machte, zeigen, dass AT&T, der Internet-Betreiber der ersten Stunde, willig und umfangreich mit der NSA kooperierte.46 Der Telekommunikations-Konzern lieferte ab 2003 viele Milliarden von E-Mails und Telefondaten, ab 2011 auch täglich 1,1 Milliarden Aufzeichnungen von Mobiltelefongesprächen an die NSA. Offenbar war die Funktion des Unternehmens als Netzbetreiber sehr hilfreich: AT&Ts »Unternehmensbeziehungen bieten einzigartige Zugänge zu anderen Telekommunikationsunternehmen und Internetdienstleistern«, heißt es in einem Dokument aus dem Jahr 2013. 

			Doch AT&T war nur der willigste der Konzerne. Alle waren dabei. Snowdens Dokumente zeigen, dass die NSA eine Internet-Infrastruktur aufgebaut hat, die es ihr erlaubt, praktisch alles, was über das Internet läuft, abzugreifen, zu analysieren und zu speichern. Dazu gehört das massenhafte Abhören von Mobiltelefonaten ebenso wie das Einklinken in unterseeische Internetkabel und Internetknotenpunkte, das Knacken und Unterlaufen von Verschlüsselungen und das Abgreifen von Daten der großen IT-Konzerne der USA, die weltweit marktbeherrschend waren und es außerhalb Chinas immer noch sind. Aus den Dokumenten geht hervor, dass die NSA Programme mit großen Tech-Konzernen wie Google, Facebook, Apple, AOL, Skype und Microsoft vereinbart hat. Diese erlaubten es dem Geheimdienst, bei Bedarf ohne Zutun der Unternehmen Informationen über bestimmte Personen oder Organisationen von Datenzentren abzurufen. Wenn der vereinbarte, zweckbezogene Datenzugang nicht genügte, zapfte man einfach Leitungen an und holte sich alle Daten.

			Die US-amerikanischen IT-Konzerne sind nicht nur passive Empfänger der Datenlieferbefehle von Militär und Geheimdiensten. Sie sind auch praktisch alle, zuvorderst Google und Microsoft, gut integrierte und bezahlte Auftragnehmer und Lieferanten in ganz großem Maßstab. Google hat seit seiner Gründung im Jahr 1998 enge Kontakte zum militärisch-geheimdienstlichen Komplex. Das Geschäftsmodell von Google beruht darauf, so viel wie möglich über so viele Menschen wie möglich zu erfahren und zu speichern. Das hilft, die Suchfunktion optimal auf die individuellen Interessen abzustimmen. So viel wie möglich über das Tun und die Interessen der Menschen zu erfahren, ist aber auch das Ziel von Militär und Geheimdiensten. Der spätere Ko-Chef von Google, Larry Page, arbeitete an der Suchfunktion von Google im Rahmen eines von NASA, DARPA und FBI finanzierten Großprojekts zur Organisation der Informationen im Internet namens »Digital Library Initiative«. Sein erstes Forschungspapier zur Internetsuche trug den Hinweis »gefördert von DARPA«. Sein Kompagnon Sergey Brin wurde bei seiner Arbeit in Stanford durch das MDDS-Programm von NSA und CIA unterstützt. Er berichtete in dieser Zeit regelmäßig Vertretern des Geheimdienstpartners MITRE und der CIA über seine Fortschritte.47

			In unzähligen geheimen und nicht geheimen Programmen betätigt sich Google als integrierter Dienstleister des militärisch-geheimdienstlichen Komplexes. Es herrscht ein reger Drehtürbetrieb zwischen der Google-Vorstandsetage und dem Pentagon sowie den Geheimdiensten.48 Google gründete sogar ein Unternehmen namens Jigsaw (deutsch: Laubsäge), das in enger Kooperation mit dem US-Außenministerium an der Lösung außenpolitischer Probleme arbeitet. Und es war die Google-Tochtergesellschaft für Cybersicherheit namens Crowdstrike, nicht das FBI, die die Untersuchung des angeblichen russischen Hacks des Democratic National Committee vor den US-Präsidentschaftswahlen 2016 durchführte.49 

			Resümierend ist festzustellen: Was wir heute beobachten, kann man als Ergebnis einer kontinuierlichen militärisch-geheimdienstlichen Überwachungseskalation betrachten. Zunächst wurde das ARPANET genutzt, um den militärisch-geheimdienstlichen Komplex zu verbinden und so alle dort vorhandenen Informationen über Individuen und politische Gruppen zusammenzuführen und zu analysieren. Dann wurde es als Internet für alle geöffnet und die Rolle von Militär und Geheimdiensten aus dem kollektiven Bewusstsein getilgt. Seit Snowden ist die Überwachung im Prinzip allen bekannt und jeder weiß, dass der große Bruder im Internet alles sieht. Aber das Internet ist mittlerweile aus dem Leben der meisten Menschen und fast aller Organisationen nicht mehr wegzudenken. Sie können deshalb nicht mehr wirksam auf die Totalüberwachung des Internets reagieren. 

			Wurden früher nur wenige, wirklich systemgefährdende, Individuen und politische Gruppen mithilfe der digitalen Überwachungsinstrumente ausgeforscht und bekämpft, sind wir nun bei der offenen Bestrafung aufsässiger Kommunikation in der Breite angelangt. 

			Russia-Gate als inszenierter Anlass

			Lässt man diese kurze Geschichte des Internets unter der Kuratel des US-Militärs und der US-Geheimdienste Revue passieren, so braucht es sehr viel Gutgläubigkeit, um die Erzählung von der nicht aufklärbaren Wahlmanipulation und den Datenhacks durch Russland ernst zu nehmen, die bis heute den Vorwand dafür liefern, dass wir von oben gesagt bekommen, was wahr und was falsch ist – und dafür, dass wir das angeblich Falsche immer weniger lesen, hören, sagen und schreiben dürfen.

			Im Jahr 2018 produzierte das Unternehmen New Knowledge AI (heute Yonder AI) einen Bericht für das Senate Intelligence Committee. Demnnach hätte Russland 2016 die US-Medien mit Desinformation geflutet, um die Präsidentschaftswahl zu beeinflussen. Nur Tage nachdem Forschungsdirektorin Renée DiResta den Bericht vorgestellt hatte, berichteten US-Medien, dass ihre Firma 2017 eine Operation unter falscher Flagge durchgeführt hatte. New Knowledge AI hatte Tausende falsche Twitter-Follower des republikanischen Kandidaten für den Senat in Alabama, Roy Moore, geschaffen. Das sollte es so erscheinen lassen, als werde Moore vom Kreml unterstützt.50 

			Tulsi Gabbard, Trumps Geheimdienstkoordinatorin in seiner zweiten Amtszeit, ging im Juli 2025 mit einem zuvor geheimen Bericht von Dezember 2016 an die Öffentlichkeit. Diesem zufolge konnte und wollte Russland die Präsidentschaftswahl nicht entscheidend manipulieren. Präsident Obama habe diesen Bericht unter Verschluss gehalten und den Geheimdiensten stattdessen befohlen, einen neuen Bericht zu erstellen. Dieser sollte sich nur noch mit dem Wie der russischen Einflussnahme befassen, nicht mit dem Ob.51 

			Der Bericht, den NSA, CIA und FBI schließlich Anfang Januar 2017 auf Anforderung Obamas veröffentlichten, enthielt denn auch keine Belege für einen russischen Hackerangriff auf den DNC. Stattdessen gab es darin viel erzählerische Einordnung der russischen Aktivitäten auf die digitalen Medien. Er befasste sich sehr ausführlich mit der offen sichtbaren Rolle des englischsprachigen Senders RT aus Russland. Die New York Times urteilte, dass der Bericht aufgrund des Mangels an Belegen und seines Fokus auf offenkundige Propagandaaktivitäten des Kremls kaum in der Lage sei, Skeptiker von seinen weitreichenden Schlussfolgerungen zu überzeugen. Die Zeitung bezeichnete den Bericht aber auch als eine »Enthüllung der amerikanischen Geheimdienste, die die Legitimität des Präsidenten, der sie demnächst leiten wird, untergräbt«.52 Entsprechend angespannt sollten die Beziehungen zwischen den Geheimdiensten und der ersten und zweiten Trump-Regierung bleiben.

			Im Präsidentschaftswahlkampf 2020 wurde dagegen tatsächlich in relevanter Weise durch Informationsmanipulation Einfluss genommen. Die Demokraten verbündeten sich mit Geheimdienstkreisen und machten sich die Hysterie zunutze, die sie ab 2016 mit ihren Manipulationsvorwürfen geschürt hatten, sowie den Druck, den sie damit auf die Plattformen aufgebaut hatten. In einer Titelstory berichtete die New York Post am 14. Oktober 2020, kurz vor der Wahl, über E-Mails, die zeigten, dass Präsident Joe Biden als Ukraine-Beauftragter der Regierung Obama näher an Geschäften seines Sohns Hunter in der Ukraine war, als er zugab.53 Diese Story, mit dem Potenzial das Wahlergebnis zu beeinflussen, stellte sich als korrekt heraus. Doch Twitter sperrte binnen Stunden den Account der Zeitung und verhinderte zudem, dass andere Nutzer Links zu diesem Artikel verbreiteten. Der Twitter-Account der Pressesprecherin von Präsident Trump, die versuchte, den Link weiterzuverbreiten, wurde zeitweise gesperrt, ihr Retweet dauerhaft gelöscht.54 Auch Facebook schränkte ohne Verzug die Verbreitung des Artikels ein. Fünf Tage nach der Veröffentlichung der New York Post veröffentlichten über 50 zum Teil sehr hochrangige ehemalige Geheimdienstbeamte eine Erklärung, wonach die Story alle klassischen Anzeichen einer russischen Desinformationsoperation trage. Die Medien berichteten darüber ebenso prominent wie unkritisch.55

			Eine gemeinsame Untersuchung der Kongressausschüsse für Justiz und Geheimdienstkontrolle förderte 2023 zutage, dass die Initiative für diese Erklärung vom damaligen Wahlkampfmanager Joe Bidens und späteren Außenminister, Antony Blinken, ausgegangen war. In einer Befragung sagte der ehemalige Vizechef der CIA, Mike Morell, dass ihn ein Anruf und eine Mail von Blinken dazu gebracht hätten, die Erklärung zu schreiben. Das Wahlkampfteam Bidens habe auch bei der Planung der Veröffentlichung der Erklärung geholfen und einen Reporter der Washington Post genannt, der sie zuerst bekommen sollte. Er habe Joe Biden helfen wollen, die Wahl zu gewinnen, erklärte der ehemalige CIA-Vize unverblümt sein Handeln.56 

			Zusätzlich legte Geheimdienstkoordinatorin Gabbard offen, dass eine aktive Geheimdiensteinheit namens Election Threats Executive unter dem Vorwand der Abwehr ausländischer Beeinflussung die wahlmanipulierende Lösch- und Blockadeaktion von Twitter, Facebook und Google koordiniert hatte.57 

			Eigentlich hatte es auch davor schon genug Anlass für allergrößtes Misstrauen gegeben, wenn Geheimdienstkreise über die Medien irgendwelche Behauptungen in die Welt setzen. Aber bis heute verbreiten die amerikanischen wie die deutschen Medien solche nicht nachprüfbaren Propagandaaussagen, für die meist niemand mit seinem Namen einsteht, in einem Ton, als stammten sie aus besonders verlässlicher Quelle.

			Feindeslisten für die USA und für Europa

			Ungeachtet der fehlenden Belege für ihre Behauptungen, dass eine russische Wahlkampfeinmischung Trump 2016 zum Präsidentenamt verholfen habe, nutzten Militär- und Geheimdienstkreise nach der Wahl die selbst geschürte Hysterie, um massiv gegen Medien, Politiker und Wirtschaftsführer vorzugehen, die Beziehungen zu Russland hatten, die für Verständigung mit Russland statt Sanktionen warben oder Positionen vertraten, die der russischen Regierung im Propagandakrieg mit der NATO gelegen kamen. Dem als zu russlandfreundlich geltenden Präsidenten Trump sollten dadurch die Hände gebunden werden. Noch im Monat der Wahl gaben diese Kreise in Form zweier Feindeslisten das Startsignal für einen neuen, ruppigen Umgang mit »Putinfreunden«, wie er sich seither fest etabliert hat. 

			Die Washington Post veröffentlichte am 24. November einen aufsehenerregenden Beitrag auf ihrer Titelseite.58 Darin behauptete die den Demokraten nahestehende Zeitung nicht nur, eine ausgeklügelte russische Propagandakampagne habe Trump ins Präsidentenamt geholfen, sondern auch, die Kampagne solle »Misstrauen in die amerikanische Demokratie sähen«. 

			Die Titelstory propagierte eine schwarze Liste von regierungskritischen Medien mit großer Reichweite, denen sie vorwarf, Teil eines russischen Propagandanetzwerks zu sein. Als Basis für den prominenten Abdruck dieser ehrenrührigen Anschuldigungen würde man in einer Zeitung wie der Washington Post solide Quellen erwarten. Stattdessen handelte es sich dabei um eine obskure, bis dahin nicht in Erscheinung getretene, anonyme Gruppe namens PropOrNot, kurz für: »Propaganda oder nicht«. Die Post charakterisierte PropOrNot als »eine überparteiliche Gruppe mit Hintergründen aus Außenpolitik, Militär und Technologieszene.« Die Gruppe selbst schreibt ihren Mitgliedern auf ihrem sparsamen Internetauftritt »berufliche Erfahrung in den Bereichen Informatik, Statistik, Public Policy und Nationale Sicherheit« zu.59

			Die Washington Post schreckte nicht einmal davor zurück, einen anonymen »CEO« dieser anonymen »Gruppe besorgter Bürger« wörtlich zu zitieren. Es ist schwer vorstellbar, dass die altehrwürdige Zeitung solch schlechten Journalismus auf der Titelseite gebracht hätte, wenn sie nicht von einflussreicher Seite ermuntert worden wäre. Infrage kommen dabei vor allem das Heimatschutz- und das Verteidigungsministerium oder deren Vorfeldorganisationen wie der Atlantic Council. 

			Mit der Aufdeckung tatsächlicher Verbindungen zu russischen Einflüsterern oder Geldgebern hielt sich PropOrNot nicht auf. Denn es sei unwichtig, »ob sie überhaupt wissen, dass sie russische Propaganda verbreiten. Wenn sie die Kriterien erfüllen, agieren sie zumindest als nützliche Idioten der russischen Geheimdienste und verdienen, genau unter die Lupe genommen zu werden.«60 Zu diesen »Kriterien« gehört die Verbreitung von Argumenten für den Brexit, Kritik an westlichen Kriegseinsätzen sowie an der EU oder auch das Werben für friedliche Koexistenz mit Russland. Auch das Aufdecken von korruptem Verhalten des politischen Führungspersonals qualifiziert für die Aufnahme in die Liste, da es das Vertrauen in die US-Demokratie beschädige.

			Auf der Liste tauchten auch einige Clinton-kritische linke Medien auf, wie der Blog Naked Capitalism, der vom Magazin Time 2011 als einer der 25 besten Finanzblogs und von Wired 2013 als eine der wichtigsten Webseiten für Finanzthemen gelobt worden war. Auch das libertär-anarchistisch angehauchte Finanzportal Zero Hedge steht auf der schwarzen Liste. Die meisten Einträge entfallen jedoch auf das rechte Lager. Dazu gehört die Webseite Antiwar des konservativen Politikers Ron Paul, ebenso Infowars von Alex Jones und The Corbett Report. Wikileaks stand ebenfalls auf der Liste.61 Insgesamt wurden mehr als 200 Medien von PropOrNot und der Washington Post angeschwärzt. Nur sehr wenige, wie RT und Sputnik, hatten erkennbare russische Bezüge. Einige wurden später wieder aus der Liste entfernt, oft nach Klagen.

			Die Geheimdienste und das FBI sollten die gelisteten Medien hochnotpeinlich überprüfen, empfahl PropOrNot. Durch plakative, kritiklose Weiterverbreitung machte sich die Washington Post diese Empfehlung indirekt zu eigen. Außerdem solle die sogenannte Zivilgesellschaft mithelfen, verdächtige Umtriebe aufzudecken, öffentlich anzuprangern und zu melden. Damit enthielt dieser Artikel von 2016 bereits fast alles, was danach zur Standardargumentation des Wahrheitskomplexes wurde. Derartige schwarze Listen von unzuverlässigen Medien und das Anprangern von Umtrieben durch die sogenannte Zivilgesellschaft sind seither normal geworden. Von der US-Regierung und der EU gefördert und gefordert, werden Medien nach ihrer »Zuverlässigkeit« sortiert und Werbetreibende zum Boykott von »unzuverlässigen« und gefährlichen Medien aufgerufen. Die digitalen Medienplattformen werden zu Reichweiteneinschränkungen und Sperrungen angehalten. Meldestellen sprießen aus dem Boden, die Bürger dazu anhalten, Publizisten und Medien anzuzeigen. 

			Parallel zur Veröffentlichung der PropOrNot-Liste in der Washington Post erklärte der Atlantic Council in einer aufwendig gestalteten Broschüre, die am 15. November 2016 veröffentlicht wurde, in aggressivem Tonfall Politiker und Unternehmensführer verschiedener europäischer Länder zu »trojanischen Pferden des Kremls«, so der Titel der Broschüre. Wie PropOrNot forderte auch der Atlantic Council die Geheimdienste und die »Zivilgesellschaft« zur Überwachung und Meldung auf.62 

			Zu den »pro-russischen Schlüsselakteuren« in Deutschland, gehören für den Atlantic Council der damalige SPD-Chef Sigmar Gabriel, der sich seinerzeit für einen Abbau der Sanktionen gegen Russland aussprach. Genannt wurden außerdem der ehemalige SPD-Chef Matthias Platzeck als Vorsitzender des Deutsch-Russischen Forums und Ronald Pofalla (CDU) als Vorsitzender des Petersburger Dialogs. Von der Linken wurden die damalige Fraktionschefin Sahra Wagenknecht und Andrej Hunko als Feinde markiert, von der AfD der stellvertretende Sprecher Alexander Gauland. Daneben avancierten einige Unternehmensführer wie Linde-Chef Wolfgang Büchele und Klaus Mangold (TUI) zu »trojanischen Pferden«, weil sie für ihre Unternehmen oder Verbände Kontakte nach Russland pflegten. Aus Großbritannien waren der Brexit-Befürworter Nigel Farage von UKIP und Jeremy Corbyn (damals Labour, heute Your Party) die bekanntesten Politiker auf der Liste. In Frankreich standen zwar Politiker des rechten Front National und der Republikaner im Fokus, es wurden aber Politiker aller größeren Parteien als Vaterlandsverräter markiert. 

			Das Verdikt fiel über alle auf der Liste harsch aus und sprachlich ganz ähnlich wie bei PropOrNot:

			»Seien sie Putinversteher, nützliche Idioten, Einflussagenten oder Trojanische Pferde, das Ziel ist das Gleiche: ein Netzwerk von Organisationen und Einzelpersonen zu kultivieren, das Russlands wirtschaftliche und geopolitische Interessen unterstützt, die EU und die europäische Integration herabsetzt, ein Narrativ des europäischen Niedergangs verbreitet und gegen EU-Politiken zu Russland stimmt – vor allem die Sanktionen – und dadurch den militärischen Interventionismus des Kremls in der Ukraine und Syrien legitimiert und die transatlantischen Institutionen schwächt, sowie die liberalen demokratischen Werte unterminiert.«63

			Das ist eine der ersten ausführlichen Begründungen dafür, dass seither im Westen scharfe und grundsätzliche Kritik an den Regierenden, der EU und »transatlantischen Organisationen« mit Demokratieverachtung gleichgesetzt wird. Damit nehmen sich die selbsterklärten »Demokraten« das Recht und die Pflicht, solche Äußerungen und diejenigen, die sie äußern, zum Schutz der Demokratie zu bekämpfen – auch mit Mitteln, die man früher als undemokratisch eingestuft hätte. Denn die Kritiker missbrauchten und gefährdeten die liberalen Werte für ihr moralzersetzendes Werk. Selbst wenn man keinerlei Beziehungen zur russischen Regierung hat, ist man ein demokratiefeindlicher Kollaborateur der Russen, wenn man mit Reichweite die eigene Regierung, die EU oder transatlantische Organisationen kritisiert und damit im Propagandakrieg schwächt. 

			Die Forderungen des Atlantic Councils an die Europäer, um mit dieser angeblichen Subversion umzugehen, lesen sich heute wie eine Beschreibung dessen, was seither geschah. Die Medien und investigative Gruppen sollten russische Versuche bloßstellen, Energie- und Unternehmensprojekte durchzudrücken. Gemeint war vor allem Nord Stream 2. Die EU und nationale Regierungen sollten zivilgesellschaftliche Gruppen und Medien ermutigen und finanzieren, die Licht auf Russlands dunkle Netzwerke werfen. Die EU-Mitgliedsstaaten sollten Taskforces zur Bekämpfung der Beeinflussung einrichten. Und die EU-Kommission sollte Geld für eine neue unabhängige Agentur nach dem Vorbild des European Endowment for Democracy geben, um auf diesem Umweg zivilgesellschaftliche Wachhund-Gruppen zu finanzieren.64

			Die Zusammenschau dieser beiden fast gleichzeitig veröffentlichten Feindeslisten, mit ihren gleichgerichteten Argumentationsmustern und ihrer sehr ähnlichen Sprache, sollte deutlich machen, dass es sich dabei um zwei Teile einer koordinierten Aktion aus dem militärisch-geheimdienstlichen Umfeld gehandelt haben dürfte. Sowohl der europäische als auch der US-Teil dieser Aktion waren sehr wirkungsvoll, wie man am weiteren Fortgang sehen kann. Im Dienste der Klarheit will ich den amerikanischen Strang des Wahrheitskomplexes und den europäischen Strang, die in der Folge aufgebaut wurden, nacheinander darstellen, obwohl sie eng miteinander verschränkt sind. 

			Die Wahrheitskontrolle in den USA wird etabliert

			In den USA hatte die PropOrNot-Liste unmittelbare Folgen für die denunzierten Medien. Die linke Webseite Counterpunch berichtete kurz nach dem Artikel der Washington Post, dass sie von der Nachrichtensuchmaschine Google News ausgelistet worden sei. Das bedeutet, dass ihre Beiträge nicht mehr angezeigt wurden, wenn jemand über Google News nach Berichten zu einem bestimmten Thema suchte. Anderen wird es ähnlich gegangen sein. Obwohl PropOrNot Counterpunch auf deren Klagedrohung hin von der schwarzen Liste nahm, weigerte sich Google News, die Auslistung zurückzunehmen.65 

			Wenige Monate später meldete die Nachrichtenagentur Bloomberg, Google arbeite nun direkt mit Washington Post und New York Times zusammen, um »Fake News« an der Verbreitung zu hindern. Google verkündete eine Änderung der Methodik zum Ranking von Suchergebnissen. Diese Änderung hatte drastische Folgen für Medien abseits des Mainstreams, linken wie rechten. Die World Socialist Website (WSWS) berichtete, in den folgenden drei Monaten sei die von Google kommende Besucherzahl dramatisch gesunken. Statt vorher 467 000 Mal pro Tag sei WSWS nur noch 138 000 Mal pro Tag als Google-Suchergebnis angezeigt worden. Die durchschnittliche Anzeigeposition habe sich von Rang 16 auf Rang 37 verschlechtert.66 Vielen anderen dissidenten Medien, auch in Deutschland und Europa, ging es ähnlich. 

			Das Global Engagement Center

			Parallel zu diesen Sofortmaßnahmen gegen unbotmäßige Internetmedien unterschrieb Präsident Obama im Dezember 2016, kurz vor Ende seiner Amtszeit, den National Defense Authorization Act für das Fiskaljahr 2017. In diesem Gesetz zur Finanzierung von Verteidigungsanstrengungen gab er dem bis dahin auf Terrorismus fokussierten Global Engagement Center (GEC) ein zusätzliches Mandat und verdoppelte dessen Budget auf 32 Millionen Dollar. Das GEC war von da an auch zuständig dafür, ausländische Desinformation aufzudecken und zu bekämpfen, welche die Politik oder die Stabilität der USA oder seiner Alliierten zu unterminieren trachte. Die Organisation war dem Außenministerium angegliedert, agierte aber relativ selbstständig über verschiedene Ministerien hinweg. Die Belegschaft rekrutierte sich vor allem aus dem Pentagon.67 Die Parallele zum Institute for Strategic Dialogue fällt auf: Ebenso wie dieses war das GEC eine selbstständige, regierungsnahe Organisation im Feld der Terrorismusbekämpfung, die auf Desinformationsbekämpfung umgepolt wurde. 

			Nachdem er die Plattform Twitter gekauft hatte, offenbarte Elon Musk mit internen Dokumenten des Unternehmens, dass Twitter auf Betreiben des GEC vielfach legale Nutzerbeiträge gelöscht hatte, die dem GEC nicht genehm waren. Zwei konservative Magazine, The Federalist und Daily Wire, sowie der Staat Texas verklagten das GEC. Der Vorwurf lautete, es habe Organisationen finanziert, die US-Nachrichtenmedien auf Boykottlisten für Werbetreibende gesetzt hätten.68 Als Trump zum zweiten Mal Präsident wurde, ließ er das GEC sofort schließen. In Trumps erster Amtszeit war es mit seinen Aktivitäten offenbar unter dessen Radar geflogen. 

			Die vom GEC finanzierten Unternehmen Global Disinformation Index und NewsGuard mit ihren ausgeprägten Regierungs- und Geheimdienstbezügen hatten wir schon bei der Darstellung des europäischen Wahrheitskomplexes kennengelernt. Sie institutionalisierten ab 2018 das, was die PropOrNot-Liste und Gerald Hensel mit #KeinGeldFuerRechts Ende 2016 vorgemacht hatten: Sie führen Listen dissidenter Publikationen und organisieren Werbeboykotte, um diese finanziell auszuhungern. 

			NewsGuard bekam zusätzlich zu einer Starthilfe vom Global Engagement Center vom US-Verteidigungsministerium im September 2021 einen Auftrag im stolzen Volumen von 750 000 Dollar, um falschen Narrativen im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg zu begegnen.69 Dazu zählt NewsGuard vorrangig die (korrekten) Behauptungen, es habe 2014 einen Umsturz in der Ukraine gegeben und die dabei an die Macht gekommene ukrainische Regierung sei von Rechtsradikalen durchsetzt gewesen, obwohl man darüber seinerzeit viele Berichte in Mainstream-Medien sehen und lesen konnte. Seit 2024 läuft eine Untersuchung des republikanisch dominierten US-Kongresses zu NewsGuard wegen mutmaßlicher staatlich geförderter Verletzung der Meinungsfreiheit.70

			Beim Global Disinformation Index ist der geheimdienstliche Hintergrund nicht nur am Spitzenpersonal erkennbar. Mitgründer Daniel Rogers firmiert in seinem Lebenslauf offen als (Ex-)Geheimdienstler. Außerdem ist er Security Fellow des Truman National Security Projects, einer Organisation, die es sich zur Aufgabe gemacht hat, die Sichtweisen und Vorlieben des Geheimdienstsektors in Politik und Gesellschaft zu tragen. 

			Der GDI klingt selbst wie ein Geheimdienst, wenn er beschreibt, wie er bis Herbst 2025 seine Kandidaten für das »Aushungern« durch Werbeboykott ermittelte. Das sei vor allem durch eigene Aufklärung (GDI’s intelligence monitoring), Aufklärung durch Dritte (third party intelligence sources) und Netzwerkanalysen geschehen, heißt es.71 Netzwerkanalyse bedeutet: GDI forscht aus, wer auf indexierten Webseiten als Leser zu Gange ist, und welche Webseiten diese Leser sonst noch besuchen. Letztere Webseiten waren dann auch Kandidaten für die schwarze Liste. 72

			 GDI ist, genauso wie ISD, Mitglied im 2018 gegründeten *Conscious Advertising Network* (CAN)73, das Werbetreibende und Desinformationsbekämpfer vernetzt. Wenn GDI von »third party intelligence sources« spricht, sind damit mutmaßlich durchaus Geheimdienste (intelligence services) gemeint, wie der Name nahelegt. Denn, wenn eine angeblich »kleine unabhängige Organisation« weltweit in Dutzenden Sprachen Webseiten bewerten will, ist sie auf umfassende kostenlose Zuarbeit angewiesen. Diese wird sie kaum von anderen als staatlichen Stellen bekommen. 

			Noch deutlicher ordnet der erste grundlegende Bericht des GDI zur Desinformation von April 2019 die eigenen Aufgaben in einen militärischen Kontext ein.74 Zum Auftakt wird der Medienwissenschaftler Marshall McLuhan mit der Prognose zitiert: »Der dritte Weltkrieg ist ein Guerilla-Informationskrieg, bei dem man militärische und zivile Aktion nicht trennen kann.« Danach kommt eine Auseinandersetzung mit der Theorie des Informationskriegs des Air-Force-Offiziers Richard Szafranski. Auf dieser Basis präsentiert GDI »einen neuen Ansatz für das Verständnis des gegenwärtigen Stands der digitalen Kriegsführung«. 

			Plattformen und Geheimdienste schützen gemeinsam Wahlen

			Auch die Empfehlung von PropOrNot für einen intensiven Austausch von Geheimdiensten und Medienplattformen wurde bald umgesetzt. Facebook ging im Mai 2018 eine Kooperation mit dem 2016 gegründeten *Digital Forensic Research Lab* (DFRLab) des Atlantic Councils ein. Damit soll sichergestellt werden, dass keine russischen Quellen über das soziale Netzwerk westliche Öffentlichkeiten in Wahlkampfzeiten mit Falschinformationen und Propaganda beeinflussen können. 

			Im Herbst 2019 gab es Treffen von Vertretern der wichtigsten US-Geheimdienste mit Google, Facebook, Twitter und Microsoft. Dort wurde vereinbart, dass Google und Co. mit Unterstützung der Geheimdienste »Bedrohungen von Wahlen« überall auf der Welt abwehren würden. Konkret genannt wurden die anstehenden Wahlen in Brasilien, Mexiko, Deutschland und Frankreich.75 Im August 2020 schlossen sich für die Verteidigung der »Integrität« des US-Wahlkampfs die Plattformen LinkedIn, Pinterest, Reddit und Verizon Media der Kooperation mit den Geheimdiensten an. Auch die Wikimedia Foundation, die die Online-Enzyklopädie Wikipedia betreibt, wurde in die Kungelrunde mit den Geheimdiensten integriert.76

			Die US-Geheimdienste »schützen« also seit 2019 zusammen mit den digitalen Plattformen unsere Wahlen vor ausländischer Einmischung – und vor nicht genehmen Ergebnissen. Denn der Übergang von der Abwehr fremder Manipulation zu eigener Manipulation von Wahlen durch Geheimdienste ist fließend. Die US-Geheimdienste haben häufig ausgeprägte Präferenzen, wer eine Wahl gewinnen sollte. Das gilt vor allem, wenn Belange der US-geführten Militär- und Geheimdienstbündnisse NATO und Five-Eyes tangiert sind. Die Entscheidung, welche Botschaften für oder gegen bestimmte Parteien und Kandidaten als (ausländische) Desinformation zu unterdrücken sind, wird im geheimen Austausch von Geheimdiensten und Plattformen getroffen. Da gibt es wenig, was die Dienste davon abhalten könnte, bei der Verwirklichung ihrer Präferenzen nachzuhelfen. Die Unterdrückung des Artikels zu Joe Biden und seinem Sohn Hunter vor der US-Wahl 2020 ist ein bekannt gewordenes Beispiel. 

			Besinnt man sich auf die Möglichkeiten der US-Geheimdienste, über NATO StratCom COE und Hybrid CoE in den europäischen Wahrheitskomplex hineinzuwirken, und an die Regeln und Strukturen, die die EU geschaffen hat, um zusammen mit dem Wahrheitskomplex und mit diesen Plattformen, die mit den US-Geheimdiensten kooperieren, europäische Wahlen zu »schützen«, dann kann einem Angst und Bange um diese Wahlen werden.

			Trusted News Initiative

			Im Juni 2019, kurz vor den dokumentierten Treffen der Geheimdienste mit den Plattformen, gründete die britische BBC unter dem Namen Trusted News Initiative (TNI) eine globale Kooperation der einflussreichsten traditionellen Medien mit den größten IT-Konzernen und sozialen Medienplattformen gegen Desinformation. 

			TNI hat laut eigenen Angaben 23 Mitglieder. Dazu gehören die führenden internationalen Nachrichtenagenturen AP, AFP und Reuters, sowie die international beachteten Zeitungen Financial Times und Washington Post. Die Europäer sind neben der BBC mit der Europäischen Rundfunkunion vertreten, einem Zusammenschluss von 68 Rundfunkanstalten aus 56 Ländern. TNI-Mitglied AFP ist auch Mitglied im EU-Faktenchecker-Netzwerk EDMO. Der Informationsfluss von EDMO zu TNI und umgekehrt dürfte also gewährleistet sein. 

			Damit sind die wichtigsten traditionellen Medien indirekt an den Wahrheitskomplex für die sozialen Medien angedockt. Von den Tech- und digitalen Medienkonzernen sind Microsoft, Meta und Google/YouTube dabei. Ob Twitter-Nachfolger X Mitglied geblieben ist, weiß man nicht, da die TNI-Webseite offenbar seit dem Namenswechsel nicht aktualisiert worden ist.77

			Aufgrund von mindestens vier Indizien kann man eine Beteiligung der Geheimdienste an der TNI-Gründung vermuten. Erstens wegen der zeitlichen und inhaltlichen Nähe zur Kooperation der an TNI beteiligten Plattformen mit den Geheimdiensten. 

			Zweitens, wegen der Geheimniskrämerei, die die Initiative betreibt. TNI operiert gänzlich abseits der Öffentlichkeit. Darüber, was TNI macht, gibt es fast keine Informationen. Es gibt nur eine rudimentäre Webseite bei der BBC,78 keine öffentlich einsehbaren Berichte und keine Informationen über das, was als Desinformation eingestuft wird, warum es so eingestuft wird und woher es kommt.

			Drittens, wegen der Wortwahl der Gründerin und ersten Chefin, Jessica Cecil von der BBC. Sie bezeichnete »Desinformation« in einem Beitrag für das militärnahe US-Forschungsinstitut RAND, in dessen Beirat sie seit 2019 sitzt, als ein seit dem Ukraine-Konflikt fest etabliertes Instrument der Kriegsführung und TNI als Teil des Gegenangriffs »des Westens«.79

			Und viertens schließlich, weil die BBC notorisch für ihre jahrzehntelange heimliche Zusammenarbeit mit dem britischen Geheimdienst MI5 ist. Der Codename des Geheimdiensts in der BBC-Führungsetage lautete »The College«. Bis Anfang der 1990er Jahre saß das College im Media House der BBC und forschte die Kandidaten aus, die ihm von der BBC vor einer Einstellung, Versetzung oder Beförderung regelmäßig zur Begutachtung vorgelegt wurden. Ziel war es sicherzustellen, dass niemand eingestellt oder in sensible Positionen versetzt würde, der Verbindungen zu Kommunisten oder rechten Parteien hatte.80 Es gibt wenig Grund anzunehmen, dass jede Form der bis dahin ebenso vertrauensvollen wie geheimgehaltenen Zusammenarbeit eingestellt wurde, nur weil eine dieser Kooperationen bekannt und zum Skandal geworden war. 

			Eine Reihe von Internetpublikationen klagt aktuell dagegen, dass TNI-Mitglieder zusammen mit den großen digitalen Medienplattformen ein Boykott-Kartell gegen sie vereinbart hätten, um ihnen Reichweite und Einnahmen zu nehmen. Im Juli 2025 schaltete sich das US-Justizministerium in das Verfahren ein, indem es die These der Kläger unterstützte, das Kartellrecht sei in diesem Fall einschlägig.81 Von dem Urteil und seiner Begründung darf man eine gewisse Aufklärung erhoffen, was die TNI tatsächlich tut. 

			TNI konzentrierte sich ab 2020 auf die Bekämpfung von »Desinformation« zu Impfstoffen in Echtzeit.82 Später wurde »Desinformation« zum Klimawandel ein Schwerpunkt. Die Teilnehmer sind dabei an ein Frühwarnsystem angeschlossen, das sie – nahezu in Echtzeit – warnt, wenn gefährliche Desinformation auftaucht. Auch die Sicherung der »Integrität von Wahlen« ist ein wichtiger Tätigkeitsbereich der TNI. Was die BBC darunter versteht, wurde im November 2025 offenbar. Ein Hinweisgeber machte über den britischen Telegraph einen Skandal öffentlich, der zum Rücktritt des Generaldirektors und der Nachrichtenchefin des Senders führte – ein Skandal, den der Sender bis dahin vertuscht hatte. In einer Dokumentation hatte die BBC vor den US-Präsidentschaftswahlen 2020, also im Jahr nach der TNI-Gründung, zwei zeitlich weit auseinanderliegende Zitate aus einer Rede von Donald Trump so zusammenmontiert, dass es so klang, als habe er zum gewaltsamen Sturm auf das Kapitol aufgerufen. Tatsächlich hatte er zum friedlichen Protest animiert. Den Bericht eines externen Beraters darüber hatte der Sender in der Schublade verschwinden lassen. Letzteres erfuhr man allerdings nicht in den Agenturberichten von AFP und dpa, auf deren Basis die meisten deutschen Medien berichten. In ihren Berichten erschien das ganze wie ein Fehlverhalten von einzelnen Redakteuren, das erst zu diesem Zeitpunkt aufgedeckt worden war.83 Hier informierte die ARD ausnahmsweise etwas umfassender.84

			Ein plattformübergreifender Index der gefährlichen Inhalte

			YouTube, Facebook, Twitter und Microsoft schufen am 5. Dezember 2020, also gut ein Jahr nach der Kooperationsvereinbarung mit den Geheimdiensten, die organisatorische Grundlage für eine lückenlose Inhaltskontrolle auf allen großen digitalen Medienplattformen gleichzeitig. Sie etablierten eine gemeinsame Datenbank für »extremistische Inhalte«, die auf allen Plattformen sofort gelöscht werden sollten. Was Geheimdienststellen wenige Monate vorher im Umgang mit den Hunter-Biden-Leaks der New York Post noch einzeln mit den Plattformen hatten aushandeln müssen, geht seither viel effizienter vonstatten. Sobald entsprechende Behauptungen auf dem gemeinsamen Extremismus-Index stehen, werden sie von allen Plattformen unterdrückt. 

			Wer seine Äußerungen auf Facebook oder einer der anderen drei Plattformen als »extrem« markiert und gelöscht bekommt, kann seither ziemlich sicher sein, dass er sie in keinem großen sozialen Medium mehr verbreiten kann.85 Da völlig intransparent bleibt, was warum auf wessen Betreiben gelöscht wurde, haben die Regierungen und Geheimdienste seither beste Möglichkeiten, auch nicht-terroristische, aus ihrer Sicht »extreme« Inhalte zur Löschung zu markieren. Meine weiter oben berichteten Erfahrungen von harmlosen politischen Beiträgen, die auf Facebook wegen angeblich exzessiver Gewaltdarstellung nicht verbreitet werden durften, zeigen, dass die Spielräume für Willkür und Irrtum bei der Einstufung von Inhalten sehr groß sind. 

			National Science Foundation lässt Zensurinstrumente entwickeln

			Die National Science Foundation ist eine US-Behörde zur Förderung nicht nur der Wissenschaft, sondern auch der nationalen Sicherheit. Die NSF vergab ab 2021 Fördergelder von mindestens 39 Millionen Dollar an verschiedene Universitätsteams und Unternehmen, damit diese Künstliche Intelligenz zur automatisierten Ausforschung und Zensur der Medien im digitalen Raum entwickeln. Das geht aus einem Zwischenbericht des Untersuchungsausschusses des US-Kongresses zu illegalen Zensuraktivitäten der Regierung und der Rolle der NSF hervor.86 Aus E-Mails und Präsentationen, die der Ausschuss auswerten konnte, ist ersichtlich, dass sich die Beteiligten darüber im Klaren waren, dass es sich um ein Zensurprogramm handelte. Auch dass die NSF aktiv ihre Förderung der fragwürdigen Programme verbarg, geht aus dem Bericht hervor. In ihrem erfolgreichen Förderantrag an die NSF priesen Forscher der University of Michigan ihr KI-Programm WiseDex folgendermaßen:

			»Unser Desinformationsdienst hilft Entscheidern von Plattformen, die die Verantwortung für schwierige Entscheidungen auf jemand außerhalb des Unternehmens verschieben wollen, (…) indem es die schwierige Verantwortung für Zensur externalisiert.«

			Das NSF-geförderte Programm Co-Insights ist der Beschreibung zufolge in der Lage, Beiträge für das Fact-Checking herauszufiltern und deren Aussagen mit Faktencheck-Artikeln zu vergleichen. Außerdem soll es Kanäle für Hinweisgeber automatisiert betreiben und die Hinweise in Zensuraktionen umsetzen können. In einer Präsentation verspricht das Team, dass Co-Insights 750 000 Blog- und Medienartikel pro Tag auswerten und die Daten von allen großen Social-Media-Plattformen scannen kann. 

			Ähnlich ausgerichtet ist auch das Programm CourseCorrect, das »die Anstrengungen von Journalisten, Entwicklern und Bürgern zum Faktencheck delegitimierender Informationen unterstützt«.

			Wir dürfen davon ausgehen, dass die geförderten Programme, wenn sie sich im Einsatz bewährt haben, über die Netzwerke der NATO-Zentren in Riga und Helsinki und über das Institute for Strategic Dialogue ihren Weg auch in den europäischen Wahrheitskomplex gefunden haben. Die Beschreibung des von ATC für EDMO entwickelten, oben vorgestellten Programms MuseAI zum Beispiel klingt, als könnte es auf Co-Insights beruhen. Die EU-Kommission brauchte mit ihrer Entwicklungsförderung mutmaßlich nur noch die Anpassung an europäische Sprachen und sonstige Gegebenheiten besorgen. 

			Die NATO trägt die Wahlhysterie nach Europa

			In Deutschland folgte den beiden Feindeslisten von Atlantic Council und PropOrNot von November 2016 ein mediales Feuerwerk gegen angebliche Putinagenten in Politik und Medien. Statt über die spektakuläre Feindesliste des Atlantic Councils zu berichten, brachte Die Zeit neun Tage später ein Stück von Jörg Lau, Mark Schieritz und Bernd Ulrich über »Die Unterwerfung« deutscher Politiker unter Trumps konziliante Russland-Politik. Genannt wurden Sahra Wagenknecht, Andrej Hunko und Alexander Gauland, alle prominent auf der Feindesliste vertreten.87 

			Im traditionsreichen und in linken Kreisen einflussreichen konkret nahm sich Peter Biehl wenige Tage später Sahra Wagenknecht vor.88 Er klagte sie an, die Gesellschaft zu »faschisieren«, unterstellte ihr einen »rassistischen Nationalismus«, ein Streben nach dem reinen Volkskörper und das Insinuieren einer jüdischen Weltherrschaft. In der konservativen Welt erklärte Daniel-Dylan Böhmer Wagenknecht und Gauland zu Putinknechten und verschwörungsgläubigen EU-Feinden.89

			Einigen Trojanischen Pferden auf der linken Seite des politischen Spektrums blies nach der Veröffentlichung des Atlantic Councils der Wind so kräftig ins Gesicht, dass ihre Karrieren knickten. SPD-Chef Gabriel musste wenig später auf die Kanzlerkandidatur verzichten und später auch sein Außenministeramt an einen Liebling des Atlantic Councils, Heiko Maas, abgeben, der gleich in seiner Antrittsrede auf stramm antirussischen Kurs umsteuerte. Der britische Labour-Chef Corbyn wurde von einer von der NATO finanzierten Organisation mit einer verdeckten Diffamierungskampagne in den sozialen Medien überzogen und in seiner Partei als Verschwörungstheoretiker, Antisemit und nützlicher Idiot des Kremls diskreditiert. Eine parteiinterne Revolte nötigte ihn trotz seines starken Rückhalts bei der Parteibasis schließlich zum Rücktritt.90

			Der vom Atlantic Council »entlarvte« Linde-Chef Büchele kam nur zwei Wochen später seinem Rauswurf durch Rücktritt zuvor. Der US-Konzern Praxair hatte die sofortige Ablösung Lindes zur Bedingung für Fusionsgespräche gemacht.91

			Die faktenfreie Aufregung über die angebliche Kaperung der US-Wahlen 2016 durch Russland wurde von den hiesigen Medien ungebremst nach Deutschland und Europa getragen. Am 9. Dezember warnte das Boulevardblatt Bild mit einer Titelstory und mehreren Artikeln vor der Kaperung der Bundestagswahl im Jahr 2017 durch Russland. In »Putins Geheimkrieg gegen unsere Wahl« erfuhren Bild-Leser »was Sie wissen müssen, damit Sie nicht aus Versehen Putin wählen«.92 Putin wolle einen hybriden Krieg gegen Deutschland führen, um Angela Merkel, den wichtigsten Stabilitätsanker der EU, zu beseitigen. Er wolle »das Vertrauen der Bevölkerung in den deutschen Staat, die deutschen Behörden und insbesondere Angela Merkel erschüttern und die Menschen in die Hände von linken und rechten Extremisten treiben«. Gemeint waren die »Trojanischen Pferde des Kremls« – die AfD und Sahra Wagenknecht. Politiker, die für die Aufhebung von Sanktionen und Versöhnung mit Russland plädierten, würden vom Kreml massiv unterstützt, behauptete die Zeitung.93

			In einem zweiten Artikel mit dem Titel: »Propaganda-Feldzug sogar mit Sexmobs« warnte Bild vor angeblichen russischen Plänen, Flüchtlinge für konzertierte Grapsch-Angriffe auf Frauen nach dem Vorbild der Silvesternacht in Köln 2015 anzuheuern, um vor der Wahl Unfrieden zu stiften und die Merkel-Regierung zu schwächen.94 

			Das Interessanteste daran sind die von Bild zitierten transatlantischen Experten, die mutmaßlich den Anstoß für diese komplett faktenfreien Artikel gaben, deren dünne Substanz allein aus »Experten«-Aussagen besteht. Diese Experten waren: der Direktor des NATO StratCom COE in Helsinki, ein Experte für strategische Kommunikation (militärische Propaganda) beim Atlantic Council, ein anonymer Sprecher der anonymen Gruppe PropOrNot und ein Senior Policy Fellow beim European Council of Foreign Relations.95 Letzterer ist eine maßgeblich von den Open Society Foundations des politaktivistischen US-Milliardärs George Soros getragene Organisation zur transatlantischen Beeinflussung der deutschen Eliten. 

			NATO und Atlantic Council machten also in der einflussreichsten deutschen Zeitung Stimmung gegen die aufsässigeren Teile der Opposition und für die deutsche Regierungschefin. Die Wähler sollten davor bewahrt werden, wegen ausländischer Propaganda versehentlich falsch zu wählen. Das zeigt überdeutlich, dass die angebliche Abwehr von ausländischer Wahlbeeinflussung, wenn sie sich nicht auf Aufdeckung verbotener Handlungen beschränkt, unweigerlich zur illegitimen Wahlbeeinflussung verkommt.

			In diesem Umfeld begann Heiko Maas Ende 2016 die Arbeit am Entwurf seines Netzwerkdurchsetzungsgesetzes.

			Wie überzogen die transatlantisch geschürte Hysterie um russische Einflussnahme war, zeigt sich daran, dass Bundesnachrichtendienst und Verfassungsschutz nach einer einjährigen Untersuchung keine klaren Beweise für russische Fake-News-Kampagnen zur Beeinflussung der politischen Lage in Deutschland im Jahr 2016 finden konnten. Lediglich die offenkundige kritische Berichterstattung in deutschen Ablegern russischer Medien, wie RT Deutsch und Sputnik News, stellten sie laut einem Medienbericht von Februar 2017 fest. Das Kanzleramt war mit dem Ergebnis der Untersuchung unzufrieden und ordnete eine Fortsetzung an. Über deren Ergebnis wurde nichts bekannt.96

			Das soll nicht in Abrede stellen, dass regierungsnahe russische Medien manipulative Verhaltensweisen an den Tag legen, um unfreundlich gesinnten Regierungen Schwierigkeiten zu machen. Während etwa die russische Regierung im eigenen Land strenge Corona-Maßnahmen durchsetzte, animierte der regierungsnahe Sender RT Deutsch Maßnahmen-Kritiker im Westen zum Widerstand. Aber abgesehen davon, dass westliche Regierungen dasselbe tun, ist die entscheidende Frage, wie gefährlich und durchschlagend solche Bemühungen wirklich sind. 

			Das Institut für Sicherheitsstudien an der US-amerikanischen Johns Hopkins Universität untersuchte 2020 die Methoden der in diesem Zusammenhang oft genannten »Troll-Fabrik« Internet Research Agency in St. Petersburg. Das Ergebnis: Diese arbeite in hohem Maße unprofessionell und schludrig, sowohl in der Verschleierung als auch in der Durchführung ihrer Aktionen. Medien und Experten, Behörden und Politiker hätten den Einfluss der Internet Research Agency übertrieben und systematisch überschätzt, gerade weil deren Operationen so leicht zu erkennen waren.97 

			Der Atlantic Council und seine Expertin für Trojanische Pferde, Alina Polyakova, setzten sich dessen ungeachtet an die Spitze »umfassender transatlantischer Bemühungen, demokratische Lösungen (für Europa, N. H.) zu finden, um Desinformation kurzfristig zu bekämpfen und langfristig gesellschaftliche Widerstandsfähigkeit dagegen aufzubauen«. Sie organisierten im Laufe des Jahres 2017 viele Treffen mit europäischen Wissenschaftlern, Journalisten, Aktivisten, Regierungsbeamten und Analysten. Mehr als 100 von diesen brachten sie im September zum von der NATO gesponserten Transatlantischen Forum zu Strategischer Kommunikation in Washington zusammen.98

			Man wüsste natürlich gern, wer diese Journalisten und Regierungsvertreter sind, die – gänzlich im Hintergrund – in so engem Austausch mit Atlantic Council und NATO über Desinformation standen. Das erfährt man auch auf der Webseite des StratCom-Forums nicht. Die Autoren der genannten Stücke in Konkret, Zeit und Welt sind mögliche Kandidaten. Eine Ahnung geben auch manche Artikel, die man in der Folgezeit von deutschen Medien zu lesen bekam. Der Spiegel etwa veröffentlichte Artikel zum Propagandakrieg um Syrien, in denen er sich ausgiebig der Experten und Studien des Atlantic Councils bediente, ohne dies kenntlich zu machen, während er gleichzeitig alles, was aus Russland kam, als Desinformation einordnete.99 

			Was die involvierten Politiker angeht, bekommt man in der Anfang 2018 veröffentlichten Broschüre des Atlantic Councils mit dem Titel »Democratic Defense Against Disinformation« einen Hinweis. SPD-Justizminister Heiko Maas bekam darin als einziger europäischer Politiker ein Porträtfoto und wurde ausgiebig für das Netzwerkdurchsetzungsgesetz gelobt. Einen Monat später löste Maas Sigmar Gabriel als Außenminister ab.

			In der Broschüre machte sich der Atlantic Council dafür stark, dass die Geheimdienste und die digitalen Medienplattformen in intensiven Informationsaustausch treten. Außerdem empfahl er, dass Regierungen und Plattformbetreiber »zivilgesellschaftliche« Organisationen finanziell fördern sollen, die sich aktiv an der Aufdeckung von Desinformation beteiligen. Plattformen sollten Inhalte von wenig verlässlichen Quellen stumm schalten oder deren Verbreitung drosseln. Google wurde ermutigt, beim Herunterstufen von Propaganda in der Anzeige von Suchergebnissen noch mehr zu tun. Die USA und die EU sollten zusammen mit den Onlineplattformen, traditionellen Medien und der »Zivilgesellschaft« eine transatlantische öffentlich-private Partnerschaft gegen Desinformation bilden. Der militärisch-geheimdienstliche Komplex der USA und die EU folgten den Empfehlungen getreu. 

			Die transatlantische öffentlich-private Allianz solle einen freiwilligen Verhaltenskodex gegen Desinformation entwickeln, lautete eine konkrete Empfehlung der Broschüre. Die EU-Kommission kündigte entsprechende Pläne, wie gesehen, nur wenig später, nämlich im April 2018, im Rahmen einer »Mitteilung zur Bekämpfung von Desinformation im Internet« an. Diese betraf sowohl den Verhaltenskodex zur Bekämpfung von Desinformation als auch den Aufbau des Faktenchecker-Netzwerks SOMA und später EDMO durch die EU-Kommission. Die Bestandteile des Verhaltenskodex decken alles ab, was der Atlantic Council forderte: Werbeboykotte gegen »Desinformationsseiten«, Transparenz der politischen und themenbezogenen Werbung und die Unterstützung von Faktenprüfern und sogenannten Desinformationsforschern durch die Plattformen mit Geld und Daten.100 

			Im Dezember 2018 betonte ein Aktionsplan der EU-Kommission und der Hohen Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, wie vom Atlantic Council angeregt, die Rolle der nationalen Geheimdienste bei der Bekämpfung von Desinformationskampagnen.101 Teil dieses Plans war, dass das geheimdienstliche Zentrum für Informationsgewinnung und -analyse der EU (INTCEN) die Kooperation verstärken würde.102

			In einer zweiten Auflage der Broschüre »Democratic Defense Against Disinformation« von Juni 2019 beglückwünschte sich der Atlantic Council dazu, dass vor allem in Europa seine Vorschläge umgesetzt worden seien.103 In den USA habe dagegen die »politische Komplexität« des Umgangs mit russischer Desinformation (gemeint ist die erste Trump-Präsidentschaft) verhindert, dass allzu viel geschehen sei. 

			In dieser Neuauflage erklärte der Atlantic Council ausdrücklich, dass seine Vorschläge zum Umgang mit Desinformation auch auf Formen der Desinformation angewendet werden können, die nicht vom Ausland gesteuert sind. In diesem Sinne empfahl er, den EU-Verhaltenskodex gegen Desinformation zu schärfen. Die EU-Kommission solle dabei die Fortentwicklung des Kodex nicht den Beteiligten überlassen, sondern deren Textvorschlag formell überprüfen und absegnen. Genau das geschah dann auch und mündete im strengeren Verhaltenskodex von 2022. Die Kommissionsaufsicht über alle Verhaltenskodizes wurde im Digital Services Act festgeschrieben. 

			Eine andere Empfehlung des Atlantic Councils lautete, die Gewährung von Zuschüssen an die »unabhängigen« Faktenchecker auszuweiten und zu vereinfachen. Die EU erschloss 25 Millionen Euro Fördergeld von Google in Form des European Media and Information Fund (EMIF) und schüttete daneben sein Füllhorn von Förderprogrammen über dem Komplex aus. Die digitalen Plattformen wurden zudem aufgefordert, in ihren Suchergebnissen und Empfehlungsprogrammen Inhalte von etablierten Medien zu privilegieren und solche von Propagandamedien herunterzustufen. Auch das geschah. 

			Druck wurde auch auf die allierten Regierungen ausgeübt. Im März 2018 fand eine Konferenz des US-Kommandos für Spezialoperationen mit Militärdiplomaten statt.104 Sie war die Basis für den oben bereits besprochenen Bericht des Atlantic Councils mit dem Titel »Wessen Wahrheit?«105 und diente dazu, die alliierten Regierungen auf eine gemeinsame Vorgehensweise und Argumentationslinie zu »schädlichen« Inhalten im Internet einzuschwören. Die US-Militärs empfahlen den befreundeten Regierungen über die Militärattachés und die erwähnte Broschüre, nicht direkt gegen Desinformation vorzugehen, sondern die »Märkte und Modi des Informationsumfelds« zu regulieren. Das sind im Wesentlichen die digitalen Medienplattformen. Dafür nannten sie zwei bemerkenswerte Gründe: Erstens würden sich die Regierungen bei direkter Einflussnahme dem Zensurvorwurf aussetzen. Und zweitens hätten sie – im Gegensatz zu den Unternehmen – nicht mehr viel Vertrauen in der Bevölkerung. 

			Daneben sollten die Regierungen einen Fokus darauf legen, Wissenschaftler, Stiftungen und sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen bei der Bekämpfung von Desinformation zu unterstützen. Dabei komme Faktencheckern eine besondere Bedeutung zu, denn sie sollten die Kennzeichnung der Medienbeiträge besorgen. Es komme darauf an, dass alle Faktenchecker »objektive und wohlmeinende Torwächter sind«. Denn wenn »voreingenommene und (den Regierungen gegenüber; N. H.) nicht rechenschaftspflichtige zivile Akteure« sich als Faktenchecker betätigten, könne das »schädlicher sein, als wenn es gar keine gäbe«. Mit anderen Worten: Faktenchecker, die die Wahrheiten der Regierungen aus den Fakten ableiten, sind zu fördern, während solche, die konkurrierende Deutungen zulassen, außen vor zu halten sind. Die 2015 in den USA gegründete Lizenzierungsorganisation für Faktenchecker, das International Fact-Checking Network (IFCN), und ihr 2020 von der EU-Kommission gegründetes europäisches Pendant, das European Fact-Checking Standards Network (EFCSN), besorgen das Ausschließen all jener Möchtegern-Faktenchecker, die nicht in die richtige Richtung voreingenommen und unabhängig sind.

			Die mehr als 100 teilnehmenden Militärdiplomaten aus 43 Ländern erfuhren auf der Konferenz auch, warum das US-Militär den Kampf gegen Desinformation als militärische Angelegenheit betrachtet: 

			»Wenn Desinformation falsche Wahrnehmungen erzeugt und Überzeugungen untergräbt, wird das Vertrauen der Gesellschaft unterminiert und damit die Souveränität einer Nation bedroht. Leider befindet sich das Vertrauen in der westlichen Gesellschaft in einer Krise. Das Edelman Trust Barometer 2018 (…) zeigt, dass das durchschnittliche Vertrauen in Institutionen (einschließlich Regierung, Medien, Nichtregierungsorganisationen und Unternehmen) in der Bevölkerung von 52 Prozent im Jahr 2017 auf 43 Prozent im Jahr 2018 gesunken ist – der stärkste Rückgang, der je in einem Land gemessen wurde.«

			Mit »Souveränität« meinen die Militärs die Handlungsfähigkeit der Regierung im Sinne der etablierten Ordnung. Mit der ist es nicht weit her, wenn eine widerstrebende Bevölkerung kein Vertrauen mehr in Regierung, Parlament und Justiz hat. Für zuständig erklären sich die Militärs, weil die Erosion des Vertrauens in Medien und Institutionen »auch das Ergebnis bewusster strategischer Maßnahmen gegnerischer Nationalstaaten« sei. Damit behaupten die Militärs einen generellen Zusammenhang von legitimer Regierungskritik aus dem Inland und ausländischer Einflussnahme. Diese Brücke soll für sie legitimieren, gegen beides gleichermaßen vorzugehen. 

			Die Konferenz fand ein Jahr nach dem ersten Amtsantritt von Donald Trump statt. Als Gegenkandidatin des großsprecherischen Immobilienmagnaten, der sich als Anti-Establishment-Kandidat präsentierte, hatten die Demokraten mit Hillary Clinton eine der unbeliebtesten Politikerinnen aufgestellt. Die Kandidatenauswahl auf beiden Seiten war von hässlichen Intrigen und Manipulationen geprägt. Doch statt den Vertrauensverlust der Bevölkerung damit zu erklären, dass diese ein weiteres Mal – und zynischer denn je – vor die Wahl zwischen Pest und Cholera gestellt worden war, führten die US-Militärs sie zurück auf »Desinformation, die falsche Wahrnehmungen erzeugt«. 

			Die Delegitimierung von allen, die Narrative bedienen, die Russland gerne aufgreift, geht sogar so weit, dass die US-Geheimdienste den US-Präsidenten Trump zum Agenten Moskaus erklären und die deutschen Medien diese Botschaft kritiklos weiterverbreiten. Am 18. September 2025 fragte die ZDF-Moderatorin Maybrit Illner den langjährigen Leiter des New Yorker Korrespondentenbüros in vollem Ernst: »Gibt es Hinweise dafür, dass dieser US-amerikanische Präsident ein U-Boot Putins ist?« Johannes Hano antwortete: 

			»Man kann sicher nicht sagen, rechtssicher, dass er ein russischer Agent ist. Ich habe in Amerika bei meinen Recherchen oft gehört, von verschiedenen Geheimdienstleuten: dass er für Russland arbeitet, sei überhaupt keine Frage. Die Frage sei: Tut er es wissentlich oder unwissentlich, also wird er sozusagen gesteuert, ist er kultiviert worden?« 106

			In der einige Monate vorher ausgestrahlten ZDF-Dokumentation »Putins Helfer« von Hano verkündete ein Jonathan Buma, der bis März 2025 als Agent für die CIA gearbeitet habe, dass russische Agenten X-Chef Elon Musk mehrere Gespräche mit Putin vermittelt hätten. Dafür gebe es Beweise, aber diese würden – wohl aus politischen Gründen – zurückgehalten.107 Es ist das übliche Muster: Die CIA gibt über ein dankbar-unkritisches Medium etwas an die Öffentlichkeit. Niemand von Statur gibt seinen Namen dafür her. Beweise gibt es angeblich, aber man kann sie nicht präsentieren. 

			Militärische Steuerung des Wahrheitskomplexes

			Der gemeinsame Kampf der »europäischen Wissenschaftler, Journalisten, Aktivisten, Regierungsbeamten und Analysten«, die der Atlantic Council und Alina Polyakova ab 2017 rekrutiert hatten, verlangte geradezu danach, zielgerichtet koordiniert zu werden. Darum kümmerte sich das US-Militär. Es rekrutierte 2018 eine IT-Spezialistin des britischen Verteidigungsministeriums namens Sara-Jayne Terp. Diese entwickelte mit einer Arbeitsgruppe ein Rahmenwerk zur Analyse und Bekämpfung von ausländischer Desinformation. Es hieß ursprünglich AMITT und wurde später in DISARM umbenannt. Es basiert auf dem Informationssicherheits-Modell ATT&CK, einer Entwicklung des Homeland Security Systems Engineering and Development Institute (HSSEDI). Das ist eine öffentlich-private Kooperation des Rüstungsunternehmens MITRE mit dem Ministerium für Heimatschutz der USA.108

			DISARM steht für Disinformation Analysis and Risk Management. Im Kern ist es eine facettenreiche Klassifikation von Manipulationsmaßnahmen und Gegenmaßnahmen. DISARM Red dient zur Kategorisierung von (eigenen oder fremden) Einflussoperationen. Als Beispiel für eine eigene Einflussoperation sei eine Anti-Impf-Kampagne des Pentagons erwähnt. Laut der Nachrichtenagentur Reuters lief ab Sommer 2020 eine Geheimoperation des US-Verteidigungsministeriums auf den Philippinen. Über gefälschte Internetkonten von Personen, die sich als Filipinos ausgaben, wurde in den sozialen Medien die Qualität der von China gelieferten Gesichtsmasken und Testkits und des ersten Impfstoffs, der auf den Philippinen erhältlich sein würde – die chinesische Sinovac-Impfung – angezweifelt.109

			Die verschiedenen Facetten der DISARM-Klassifikation sind aufgeteilt in Vorbereitung, Planung, Ausführung und Bewertung der Einflussoperation. In der Zelle T73 der Matrix wird zum Beispiel das Zielpublikum aufgeführt, unter T74 die strategischen Ziele, unter T3 verwendete Hashtags. T48 ist zu nennen, wenn es um Belästigung oder Bedrohung von Gegnern geht. Das wird dann gegebenenfalls näher präzisiert mit Unterpunkten von 1 bis 25. So geht es fort, in einer Matrix, die zur Klassifikation jeder Einflussoperation weit über 100 Zellen anbietet. 

			Geheimdienste, Plattformen, Hinweisgeber und Faktenchecker klassifizieren alles, was sie anfassen, entsprechend dieser Klassifikation. Wenn sie sich untereinander auf einen Beitrag oder eine Webseite hinweisen, oder etwas in eine Datenbank der Desinformation eintragen, kann der Empfänger der Information schon anhand des Buchstaben-Zahlenkürzels und der DISARM-Tabelle genau ablesen, worum es sich (angeblich) handelt und, gegebenenfalls, was zu tun ist.

			Die Zellen von DISARM Red sind nämlich verknüpft mit denen von DISARM Blue, dem Katalog der Gegenmaßnahmen. T29 aus DISARM Red zum Beispiel, die Nutzung gefälschter Online-Umfragen oder die Manipulation bestehender Umfragen, hat als mögliche Gegenreaktionen: C44 (die Menschen davon abzuhalten, spontan in den sozialen Medien zu agieren), C97 (das Verlangen von verifizierten Identitäten für die Teilnahme an Umfragen), C101 (den Prozess verlangsamen), C103 (einen Bot schaffen, der Trolle beschäftigt oder ablenkt) und C123 (die Löschung oder das Ausbremsen von Bot-Netzen). 

			Die in DISARM Blue aufgeführten Gegenmaßnahmen reichen von Zensur in allen Schattierungen über Diskreditierung von Kritikern und die Organisation von Werbeboykotten bis hin zu eigenen Einflussoperationen. Anders als beim direkten Vorgänger AMITT steht bei den besonders anrüchigen Maßnahmen der Vermerk »Nicht empfohlen«. Das dient mutmaßlich nur dazu, die Angriffsfläche kleinzuhalten, wenn die falschen Leute die einschlägigen Papiere zu Gesicht bekommen.110 Denn zu den anrüchigen AMITT-Maßnahmen hatte es einen kritischen Medienbericht gegeben, der in den USA für einiges Aufsehen gesorgt hatte.111

			Ein Artikel im Magazin Wired aus dem Jahr 2020 beschreibt die Entstehungsgeschichte von DISARM:

			»An einem Tag Anfang Juni 2018 flog Sara-Jayne Terp, eine britische Datenwissenschaftlerin, von ihrem Wohnort in Oregon nach Tampa, Florida, um an einer Übung teilzunehmen, die das US-Militär veranstaltete. Am Jahrestag des D-Days versammelte das US Special Operations Command eine Gruppe von Experten und Soldaten für ein Gedankenexperiment: Wie würde die Invasion in der Normandie aussehen, wenn sie heute stattfinden würde? Die Operation von 1944 war vor allem deshalb so erfolgreich, weil die Alliierten fast ein Jahr lang falsche Informationen verbreiteten, die die Deutschen davon überzeugten, dass sie Truppen an Orten aufstellten, an denen dies nicht der Fall war, falsche Funksprüche sendeten und sogar Panzerattrappen an Schlüsselstellen aufstellten. Wie würde man den Feind mit den heutigen Mitteln täuschen?«112

			Daraus entstand der Auftrag für Terp, AMITT beziehungsweise DISARM zu entwickeln. Man beachte: Die Aufgabenstellung wird explizit als offensiv beschrieben, nicht als defensiv. »Kurze Zeit später half Terp dabei, eine internationale Gruppe von Sicherheitsexperten, Akademikern, Journalisten und Regierungsforschern zusammenzubringen«, schrieb Wired und zitierte Terp mit der Aussage, dass ihre Gruppe mit der NATO, der EU und dem US-Ministerium für Heimatschutz zusammenarbeite, um das System zu testen.

			DISARM ist das Instrument, mit dem sich die per EDMO vernetzten europäischen Faktenchecker und die Behörden untereinander und miteinander koordinieren. Das gilt sowohl innerhalb Europas als auch transatlantisch, im Informationsaustausch mit den USA. Denn EU und USA haben im Mai 2023 DISARM als »gemeinsamen Standard für den Austausch strukturierter Bedrohungsinformationen« zu ausländischer Informationsmanipulation verabschiedet. Dieser Standard basiere, heißt es dort, »auf einem interoperableren und maschinenlesbaren Ansatz« und soll dazu dienen, Informationen effizienter, effektiver und detaillierter auszutauschen.113 

			Dabei ist zu beachten, dass unter »ausländische Informationsmanipulation« für die Desinformationsbekämpfer alles fällt, was in gesellschaftlich stark umstrittenen Fragen die offiziell vertretene Sichtweise angreift. Denn das untergräbt die Position der alliierten Regierungen im Propagandakrieg mit Russland und China. Den als Desinformation diskreditierten Beitrag eines deutschen Bloggers oder Wissenschaftlers zur mangelhaften Sicherstellung der Impfstoffsicherheit können sie mit DISARM Red genauso gut kategorisieren und mit den passenden Gegenmaßnahmen aus DISARM Blue behandeln wie eine Bot-Kampagne aus Russland. 

			Das ist der Hintergrund der oben erwähnten Tatsache, dass mit Sara-Jayne Terp bis Ende 2025 eine Angehörige des angelsächsischen militärisch-geheimdienstlichen Komlexes im Aufsichtsrat des deutsch-österreichischen Faktenchecker-Netzwerks GADMO saß.

			Damit die Faktenchecker der NGOs das DISARM-Rahmenwerk auch richtig anwenden, werden sie darin geschult, und zwar von einer obskuren, Anfang 2019 gegründeten Organisation mit Sitz in Deutschland namens *Alliance4Europe* (A4E).114 Diese bietet Kurse an, mit denen sich »Praktiker und engagierte Menschen« zum zertifizierten DISARM-Analysten ausbilden lassen können. Organisationen können private Schulungen für ihre Mitarbeiter buchen.115 

			Alliance4Europe war bei der Gründung die wichtigste Geldgeberin der DISARM-Stiftung und mindestens bis 2024 deren Hauptgeldgeberin. Der Mitgründer und Chef von A4E, Omri Preiss, war 2021 Mitgründer und ist bis heute Vizechef der DISARM-Stiftung. Er hat ein Ausbildungszertifikat der Harvard-Universität für »Öffentliche Narrative: Führung, Geschichtenerzählen und Aktion«. 

			Die enge Verbindung zu DISARM und damit dem Militär signalisiert A4E auch durch die Benennung ihrer Abteilungen. Es gibt ein »Red Team aus Forschern, Analysten, politischen Entscheidungsträgern und Kommunikationsexperten«. Dieses befasst sich – analog zu DISARM Red – mit der Abwehr von »Bedrohungen für die europäische Demokratie«. Und es gibt ein Blue Team, das »Bewegungen und Kommunikatoren verbindet, um hochwirksame Kampagnen zu fahren« – analog zu DISARM Blue, dem Katalog eigener Einflussoperationen.116

			Das Geld für die Unterstützung der DISARM-Stiftung bekam A4E von der Alfred Landecker Foundation. Das ist eine Stiftung, die die Industriellenfamilie Reimann zur Buße für Untaten ihrer antisemitischen Vorfahren im Dritten Reich mit 250 Millionen Euro ausstattete. Sie soll Antisemitismus bekämpfen und »die Demokratie stärken«. Wohl aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte scheint sie für Regierungsbitten empfänglich. Nachdem beispielsweise das Auswärtige Amt das Digital Policy Lab beim ISD in dessen ersten Jahren finanziert hatte, ließ es diese Aufgabe, wie gesehen, ab 2024 von der Alfred Landecker Foundation erledigen. 

			Immunisierung gegen abweichende Wahrheiten

			Die NATO setzt nicht nur auf die Unterdrückung hinderlicher Meinungen. Sie verstärkt gleichzeitig ihre Bemühungen, vorsorglich die Ansteckungsgefahr durch dissidente Gedanken auf Empfängerseite zu vermindern. Schon Schulkinder sollen gegen dieses Virus geimpft werden. Damit sie später gar nicht erst Gedanken entwickeln, die man unterdrücken müsste. Wer, so konditioniert, nur Gedanken entwickelt, die er ohne Furcht vor negativen Konsequenzen äußern kann, merkt gar nichts vom Verschwinden der Meinungsfreiheit. Das Ziel ist, den Schulkindern beizubringen, dass alles, was die typischen Merkmale regierungs- und NATO-kritischer Beiträge aufweist, sehr wahrscheinlich Desinformation ist. 

			Entsprechende »Medienkompetenz« soll in allen Schulen der Mitgliedstaaten gelehrt werden. Im März 2022 verabschiedete das EU-Parlament eine Entschließung, die die Mitgliedstaaten auffordert, zur Vorbeugung gegen die Verbreitung feindlicher Desinformation proaktive Maßnahmen, einschließlich »Prebunking«, von »der frühen Jugend bis hin zur Erwachsenenbildung, in ihre Lehrpläne aufzunehmen.«117 

			Die East StratCom Task Force empfiehlt für den Einsatz in Schulen die Lernspiele »Fake It To Make it« und »Get Bad News«. Dabei müssen die Schüler unter steigendem Kostendruck mit aufwühlenden Falschnachrichten Gewinne generieren, oder »seriöse« Meldungen angreifen, indem sie Profile fälschen, Verschwörungstheorien verbreiten oder Regierungen kritisieren. 

			»Fake It To Make It« wurde von der Spieleentwicklerin Amanda Warner aus Ohio entwickelt, die unter anderem für die Weltgesundheitsorganisation, die Gates Foundation und UNICEF arbeitet.118 Über eine institutionelle Förderung der Entwicklung des aufwendig gestalteten Spiels, das es für PC, Mac und Linux gibt, ist in den Medienbeiträgen darüber nichts vermerkt.119 Das Spiel wurde von der Bundeszentrale für politische Bildung ins Deutsche übersetzt und mit pädagogischem Begleitmaterial ergänzt.120 Das Bildungsministerium NRW empfiehlt den Einsatz von »Get Bad News« für das Fach Praktische Philosophie.121 Die vom Bundesbildungsministerium geförderte Organisation Wissenschaft im Dialog stellt eine entschärfte Version des Spiels für unter 15-Jährige bereit und das britische Außenministerium finanziert Übersetzungen in 12 Sprachen.

			Entwickelt hat »Get Bad News« die niederländische Medienorganisation DROG. Deren Chef Ruurd Oosterwoud trainiert auch NATO-Generäle. Als Anlass für die Spieleentwicklung gab er an, dass er fassungslos habe zuschauen müssen, wie 2016 eine Mehrheit seiner Landsleute, irregeleitet von russischer Propaganda, gegen das Assoziierungsabkommen mit der Ukraine gestimmt habe. 

			Den Schülern wird durch diese Spiele antrainiert, aufregende Schlagzeilen, Emotionalisierung und Polarisierung, ökonomische Interessen und Verschwörungstheorien für Kennzeichen regimekritischer oder russlandfreundlicher Medien (und nur dieser) zu halten. Wenn die Spiele dann auch noch Kritik an der Gentechnik oder an der Weltgesundheitsorganisation als Beispiele für Desinformation einführen, werde klar, dass es mit der behaupteten politischen Neutralität nicht weit her ist, kritisiert Johannes Mosmann in einer kritischen Analyse der EU-NATO-Aktivitäten in den Schulen.122 

			 Die Entwicklung von »Get Bad News« wurde durch Sander van der Linden vom Social Decision Making Lab in Cambridge wissenschaftlich betreut. Er war zusammen mit seinem Kollegen Jon Roozenbeek Autor einer von Google Jigsaw und der britischen Regierung finanzierten und vom NATO StratCom COE veröffentlichten Studie zu »Inoculation Theory and Misinformation« (Immunisierungstheorie und Desinformation).123 Darin umgehen die beiden Autoren unüberwindliche Probleme bei der inhaltlichen Definition von Desinformation und Wahrheit, indem sie Desinformation anhand der eingesetzten Stilmittel definieren. Was emotional manipulative oder polarisierende Sprache, Verschwörungslogiken und ein paar weitere Stilmittel trägt, ist danach per Definition Desinformation. So wird alles, was engagiert (emotional manipulativ) und kritisch (polarisierend) mutmaßliches Fehlverhalten der Mächtigen (Verschwörungsdenken) zum Thema macht, ohne Ansehen des Inhalts zur Desinformation erklärt. Und dagegen werden die Schüler dann »immunisiert«.

			Van der Linden stellte seine Studie nicht nur der NATO vor, sondern auch dem Sonderausschuss, der die Entschließung des EU-Parlaments für das Prebunking in der Schule vorbereitete. Der Ausschuss nahm in seinem Abschlussbericht ausdrücklich Bezug auf die NATO-Studie von van der Linden. Die Leitlinien für Lehrkräfte, die der vom Parlament eingesetzte Expertenausschuss schließlich verabschiedete, enthalten entsprechend viel van der Linden und NATO.124 

			Die Beispiele für mögliche Aufgaben, mit denen die erreichte Resilienz der Schüler gegen Desinformation bewertet und benotet werden können, lassen wenig Zweifel an der hochgradig manipulativen Absicht des Programms. Als wahr sollen die Schüler erkennen, dass die Einstellung gegenüber der EU sowohl innerhalb als auch außerhalb Europas weitgehend positiv sei. Behauptungen, wonach bestimmte Impfstoffe mit gefährlichen Chemikalien belastet seien oder dass die Regierung die öffentliche Wahrnehmung der Gentechnik manipuliere, um die Akzeptanz solcher Techniken zu erhöhen, sollen sie anhand der emotionalen Sprache und anderer Stilmittel als Desinformation erkennen. Das ist Orwell für Fortgeschrittene. Mithilfe einer manipulativen Aufgabe zur Kritik an Gentechnik sollen Schüler lernen, dass der Staat gerade nicht die öffentliche Meinung zugunsten der Gentechnik manipuliert. 

			2022 veranstaltete Google Jigsaw einen großen Feldversuch zur Immunisierung gegen Desinformation per YouTube. Konzipiert wurde auch dieser von dem Autorenduo Roozenbeek und van der Linden. 5,4 Millionen nichts-ahnende YouTube-Nutzer bekamen ein Video als Anzeige präsentiert, das sie gegen »Desinformation« impfen sollte. Sie wurden später auf ihre Immunität dagegen getestet. Der Versuch verlief erfolgreich. Daraufhin wurde angekündigt, dass die Prebunking-Videos YouTube Nutzern in der Slowakei, Tschechien und Polen in der Breite gezeigt würden, um »Fake News über ukrainische Flüchtlinge« zu bekämpfen. Die Methode sei ausgereift genug, sie im großen Maßstab anzuwenden, um bis zu Hunderte Millionen Nutzer der sozialen Medien zu erreichen, sagte van der Linden.125 Er äußerte zwar Verständnis für ein gewisses Unbehagen darüber, dass die Plattformen solche manipulativen Techniken in großem Maßstab anwenden. Aber es sei besser, die Guten (die NATO) wendeten diese Techniken für ihre Zwecke an, als die Plattformen für ihre eigenen Zwecke, oder gar die Bösen für die ihren. 

			Die EU-Kommission empfiehlt solche »Inokulationsmaßnahmen« ausdrücklich allen großen Online-Plattformen in ihren Richtlinien für die Anwendung des DSA im Zusammenhang mit Wahlen. Damit sollen sie vorbeugend Widerstandsfähigkeit der Nutzer und Wähler gegen Desinformationsnarrative und Manipulationstechniken aufbauen. Wie gesehen, heißt das in der Praxis, dass die Botschaften von Oppositionsparteien, insbesondere von populistischen, aufgrund ihrer typischen Merkmale als unglaubwürdig diskreditiert werden sollen. Empfohlen werden in der Richtlinie sowohl die YouTube-Videos als auch die Online-Spiele des NATO-nahen Beraterpaars Roozenbeek und van der Linden.126

			Corona als Probe aufs Exempel

			Die Reaktion der Regierungen auf die Verbreitung des neuartigen Coronavirus im Jahr 2020 war in hohem Maße gleichgerichtet – obwohl viele der ergriffenen Maßnahmen in keinem Pandemieplan vorgesehen waren. Hochgradig gleichförmig war auch die kommunikative Reaktion, die man ohne weiteres einen Informationskrieg nennen kann. Die Verbreitung kritischer Stimmen in den digitalen Medien wurde unterdrückt. Überall wurden Menschen, die Gegenmeinungen vertraten, verächtlich gemacht, mehr oder weniger direkt als Volksfeinde diffamiert und aus der Gesellschaft ausgegrenzt. Demonstrationen wurden unterbunden. Auch höchstes wissenschaftliches Renommee schützte Wissenschaftler, die den offiziellen Verlautbarungen widersprachen, nicht vor Verunglimpfung und Ausgrenzung. Schon durch bestimmte Untersuchungen, wie etwa Autopsien von mutmaßlichen Corona-Toten oder der Zusammensetzung von Impfstoffen, gefährdeten sie ihren Ruf. 

			Einen Sonderweg im westeuropäischen und angelsächsischen Raum ging allein Schweden, wo offen über Maßnahmen diskutiert werden konnte und diese viel weniger restriktiv ausfielen. 

			Die starke Gleichrichtung legt eine einflussreiche koordinierende Instanz nahe. Da die NATO sich für Informationskriege zuständig hält, ist sie ein Kandidat. Dass Schweden einen Ausreißer bildete, deutet in die gleiche Richtung. Denn Schweden war seinerzeit noch nicht NATO-Mitglied. 

			Das Militär erlangte während der Corona-Pandemie eine ungewöhnlich prominente Rolle im Gesundheitsmanagement. Am 13. März 2020 erklärte US-Präsident Trump den Notstand und machte den Nationalen Sicherheitsrat (NSC) zum Oberverantwortlichen für die Corona-Politik. Fünf Tage später wurde, wohl auf Betreiben des NSC, das Gesundheitsministerium vollends entmachtet und die Katastrophenschutzbehörde FEMA zur obersten Instanz für die Umsetzung der im NSC entworfenen Corona-Politik gemacht. Dabei war eine Rolle der FEMA bei Gesundheitskrisen bis dahin nicht vorgesehen gewesen. Deshalb gab es dort auch keine Expertise zu Gesundheitskrisen. Die FEMA untersteht dem Heimatschutzministerium, das auch für FBI und Geheimdienste zuständig ist.127 Durch die ungewöhnliche Umorganisation der Pandemieverantwortung konnte der militärisch-geheimdienstliche Komplex ohne störendes Dazwischenfunken ziviler Ministerien die Corona-Maßnahmen, einschließlich der Krisenkommunikation, bestimmen – so lautet die Analyse von Debbie Lerman, durch deren Aufsatz ich auf diesen kaum bekannten Sachverhalt aufmerksam wurde.128 

			Die führende Rolle des Militärs resultiert daher, dass der Umgang mit der Corona-Krise in erheblichem Maße auch als geostrategisches Konfliktfeld verstanden wurde. Der ehemalige Staatssekretär im deutschen Innenministerium, Markus Kerber, warnte am 20. März 2020, hinter Desinformation zu Corona steckten auch staatliche Akteure: »Wir beobachten verstärkt, dass in chinesischen, russischen und iranischen Medien ein Narrativ entwickelt wird, das Virus stamme aus den USA, bei Covid-19 handele es sich um eine biologische Waffe.«129 

			Die East StratCom Task Force der EU berichtete zur gleichen Zeit von »Aktivitäten kremlfreundlicher Medien, die das Vertrauen der Bürger in die nationalen Behörden und Gesundheitssysteme untergraben sollten«.130 Die EU-Kommission und der Hohe Repräsentant für Außen- und Sicherheitspolitik, Josep Borrell gaben im Juni 2020 eine Erklärung ab, in der sie ein verstärktes Vorgehen gegen Desinformation ankündigten und dies in einen geopolitisch-kriegerischen Kontext stellten. Borrell sagte dazu:

			»Desinformation in Zeiten des Coronavirus kann tödlich sein. Wir haben die Pflicht, unsere Bürger zu schützen, indem wir sie auf falsche Informationen aufmerksam machen und die für solche Praktiken verantwortlichen Akteure entlarven. In der heutigen technologiegetriebenen Welt, in der Krieger statt mit Schwertern mit Tastaturen kämpfen und gezielte Einflussnahme und Desinformationskampagnen als Waffen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure anerkannt sind, verstärkt die Europäische Union ihre Aktivitäten und Kapazitäten in diesem Kampf.«131

			Vier Tage nachdem der amerikanische NSC die Oberhoheit über die Corona-Politik übernommen hatte, veröffentlichten Facebook, Google, LinkedIn, Microsoft, Reddit, Twitter und YouTube folgende gemeinsame Erklärung: 

			»Wir (…) bekämpfen gemeinsam Betrug und Falschinformationen über das Virus, indem wir zuverlässige Inhalte auf unseren Plattformen hervorheben und wichtige Updates in Abstimmung mit staatlichen Gesundheitsbehörden auf der ganzen Welt teilen.« 

			Ein Facebook-Sprecher erläuterte, in der Erklärung gehe es um eine bessere Koordination mit dem Weißen Haus.132 Facebook bekam von der WHO eine Liste von »gefährlichen Falschinformationen« und nutzte diese nach eigenen Angaben, um entsprechende Inhalte zu löschen.133 

			Das Robert-Koch-Institut, das dem Bundesgesundheitsministerium unterstellt ist, beschloss wenige Tage nach der Verantwortungsübernahme durch den Nationalen Sicherheitsrat in den USA eine wichtige Weichenstellung. Es stufte seine Risikoeinschätzung unter mysteriösen Umständen auf »sehr hoch« nach oben und machte damit den Lockdown und andere harte Maßnahmen erst möglich. Die Virus-Ausbreitung und Krankheitslast in Deutschland waren zu dem Zeitpunkt noch sehr gering. Die Experten und der Krisenstab des Instituts wurden bei dieser Entscheidung von der Leitung übergangen. Der Druck zur Umsetzung radikaler Maßnahmen kam ausweislich der im Mai 2024 (nach langem Widerstand) entschwärzt veröffentlichten RKI-Protokolle von außerhalb. Deutliche Indizien weisen in die USA.134 

			Sollten coronapolitische Vorgaben aus Washington über die NATO an die Mitgliedsregierungen übermittelt worden sein, so hätten diese in vielen Ländern militärinterne Ansprechpartner an hoher pandemiepolitischer Stelle gefunden. Denn die gesundheitspolitische Machtübergabe an Militärs fand nicht nur in den USA statt. Schon zum 1. März 2020 wurde der Generalstabsarzt der Bundeswehr, Hans-Ulrich Holtherm, zum Leiter der neu eingerichteten Abteilung »Gesundheitsschutz, Gesundheitssicherheit, Nachhaltigkeit« im Bundesministerium für Gesundheit (BMG) berufen. Er schuf und leitete den »Gemeinsamen Krisenstab BMI-BMG COVID 19« von Gesundheits- und Innenministerium. Auch das Robert-Koch-Institut wurde laut Bundeswehr von seiner Abteilung geführt.135 Später berief die im Herbst 2021 gewählte Ampel-Regierung mit Carsten Breuer wieder einen Bundeswehr-General zum Leiter des nun beim Kanzleramt angesiedelten Bund-Länder-Krisenstabs.136 

			In Großbritannien wurde im Mai 2020 dem Gesundheitsministerium die Zuständigkeit für das Pandemiemanagement entzogen. Stattdessen wurde es einem neu geschaffenen Joint Biosecurity Centre (JBC) anvertraut, über das die Öffentlichkeit und selbst die Parlamentarier nur wenig erfuhren. An seiner Spitze stand Clare Gardiner, zuvor Leiterin für Strategie einer Abteilung des Geheimdiensts GCHQ.137 

			In den Niederlanden wurde der für Terrorabwehr im Inland zuständige Geheimdienst NTCV zwar nicht offiziell, aber de facto mit der Pandemiebewältigung betraut. Unter Berufung auf freigeklagte Dokumente zur Pandemiepolitik stellt der Journalist Cees van den Bos fest, dass das NTCV in allen Beratungsgremien zu Covid-19 vertreten war und jeweils eine führende Rolle spielte. Es erstellte die Protokolle und informierte alle Gremien über den Beratungsstand in den jeweils anderen.138 Bei den entscheidenden Sitzungen im Amtssitz des Ministerpräsidenten, bei denen konkrete Freiheitseinschränkungen beschlossen wurden, sei der NTCV jeweils vertreten gewesen und habe maßgeblichen Anteil an den Entscheidungen gehabt. Auch eine intensive Überwachung der Internetkommunikation der Bürger durch den NTCV zur Bekämpfung von »Desinformation« gehe aus den Berichten hervor. 

			Die damalige Gesundheitsministerin Fleur Agema bestätigte 2024 in einer Parlamentsanhörung indirekt, dass der NTCV, als Erfüllungsgehilfe der NATO, tatsächlich diese starke Stellung in der Pandemiepolitik hatte und noch immer hat. Sie sagte: 

			»Kurz nachdem ich diese Stelle angetreten hatte [am 2. Juli 2024, N. H.], wurde ich über Resilienz informiert, den größeren Zusammenhang, in dem wir uns befinden, und die Überschneidungen mit dem Budget für die Pandemievorsorge. Ich werde mich damit befassen und eine Lösung finden müssen, da wir an die Verpflichtungen gegenüber der NATO gebunden sind. (…) Unter der Leitung des NCTV machen wir eine Bestandsaufnahme dessen, was benötigt wird. (…) Was ist, wenn es zu einer Eskalation kommt? Was ist, wenn wir unseren NATO-Verpflichtungen nachkommen müssen?«139

			Während der Corona-Pandemie erreichte die Inhaltemoderation in den digitalen Medien schnell eine neue Qualität. Bis dahin waren Klagen über eine Cancel Culture von den Mainstream-Medien und Faktencheckern noch nonchalant zurückgewiesen worden. Mit Blick auf die dissidenten Ärzte Wolfgang Wodarg und Sucharit Bhakdi formulierte der Chef von Correctiv, David Schraven, im September 2020 noch: »Es gibt viele Berichte der beiden auf YouTube, oft mit vielen 100 000 Klicks. Wodarg und Bhakdi werden nicht zensiert und es gibt genug Leute, die sich mit den Thesen der beiden auseinandersetzen.« Aber er habe ein Problem damit, wenn solche Leute in Talkshows eingeladen würden und damit der Eindruck erweckt werde, sie hätten eine ernst zu nehmende Meinung.140 

			Nur Wochen später verschwanden Videos von Wodarg und Bhakdi von der Video-Plattform YouTube des Google-Konzerns. Die YouTube-Kanäle des Magazins Rubikon und von Samuel Eckert wurden zur Gänze gelöscht, ebenso der reichweitenstärkste deutsche Politikkanal KenFM mit rund 500 000 Abonnenten. 

			Außenminister Heiko Maas, der vom Atlantic Council so hochgelobte Urheber des NetzDG, hatte zusammen mit seinen europäischen Amtskollegen die Parole ausgegeben, dass die »Desinformation« zu Corona auch als russische Destabilisierungskampagne zu betrachten und zu bekämpfen sei.141 Und so ergibt es Sinn, dass Google, das Unternehmen, das im Herbst zuvor so produktive Gespräche mit den US-Geheimdiensten über die Bekämpfung von Desinformation geführt hatte, nun »Richtlinien zu medizinischen Fehlinformationen« erließ. Seither darf auf YouTube nichts mehr publiziert werden, was in Sachen Corona den offiziellen Verlautbarungen widersprach.142 Seinen Suchalgorithmus programmierte Google so um, dass offizielle Verlautbarungen zu Gesundheitsthemen ganz nach oben und kritische Stimmen weit nach unten geschoben wurden. 

			Facebook und Twitter folgten Google auf dem Fuße. Sie löschten oder drosselten alles, was nicht auf Linie der offiziellen Corona-Verlautbarungen lag. Dem zugrunde lag die Allianz gegen Falschinformationen, die Google, Facebook und Co. im März 2020 gegründet hatten. Faktenchecker wurden beauftragt, den Wahrheitsgehalt von Inhalten zu prüfen. Das gleiche taten künstlich-intelligente Computerprogramme, die eine automatisierte Inhaltemoderation steuerten, in deren Netz sich viel dissidentes Gedankengut verfing. 

			Der US-Onlineversandhändler Amazon listete ab 2021 auf Druck der Biden-Regierung Bücher aus, welche die Wirksamkeit und Sicherheit von Covid-Impfungen infrage stellten.143 Bei einem Buchautor und Leser meines Blogs äußerte sich das so: Er hatte bei Amazon die Buchbeschreibung seines schon zwei Jahre vor Corona erschienenen dystopischen Romans aktualisiert und dabei den Begriff Covid-19 benutzt. Umgehend erhielt er von Amazon folgende Mail:

			»Ihr Buch entspricht nicht unseren Richtlinien. Deshalb bieten wir Ihr Buch nicht zum Kauf an. Wegen der schnell wechselnden Natur der Informationen, betreffend das Covid-19-Virus, verweisen wir Kunden für Gesundheitsinformationen über das Virus auf offizielle Quellen. Bitte ziehen Sie in Betracht, Erwähnungen von Covid-19 aus diesem Buch zu streichen.«144

			Am 9. November 2020 erschien ein Bericht der Times. Darin hieß es, der britische Geheimdienst GCHQ starte eine »offensive Cyber-Operation«, um Impfpropaganda aus dem Netz zu tilgen, die von feindlichen Staaten gestreut werde. Dem Bericht zufolge kooperierte der wichtigste britische Geheimdienst eng mit seinem US-Pendant NSA und den übrigen Diensten der angelsächsischen Five-Eyes-Geheimdienstallianz. »GCHQ wurde angewiesen, Impfgegner online und in den sozialen Medien zu eliminieren«, schrieb die Zeitung.145

			Hellsichtige Kommunikationsplanung

			Nichts war improvisiert an der Unterdrückung von Kritik an den Pandemiemaßnahmen und dem massiven psychischen Druck auf Impfverweigerer. Schon im Oktober 2019 führten die Gates Foundation, das Weltwirtschaftsforum und das Johns Hopkins Center for Health Security gemeinsam die Übung »Event 201« durch.146 Das Johns Hopkins Center war die Institution, die schon unmittelbar nach Beginn der Corona-Krise das weltweite Corona-Dashboard betreiben würde, über das die deutschen und praktisch alle anderen Medien die Daten für die täglichen Horrormeldungen über mutmaßliche Covid-Fälle und angebliche Covid-Tote bezogen. 

			Im Rahmen von Event 201 wurde der Umgang mit einer Covid-19 stark ähnelnden Krankheit geprobt. Einen Schwerpunkt bildete die Kommunikation. Das Daten-Dashboard von Johns Hopkins ging offenbar auf eine Empfehlung eines Spitzenmanagers der weltweit führenden Kommunikationsagentur Edelman in der Übung zurück. Dieser betonte, es brauche ein zentrales Depot (Repository) von Daten, Fakten und Schlüsselbotschaften. Ein vielfach wiederholtes Mantra der Teilnehmer war, man müsse die Medien mit hoheitlichen Informationen fluten, um Desinformation in dieser Flut untergehen zu lassen. In diese Aufgabe müssten auch die sozialen Medienplattformen eingebunden werden. Es wurde erwähnt, dass die Gates Foundation damals schon Organisationen förderte, die an Algorithmen arbeiteten, welche die digitalen Medienplattformen nach Desinformationen durchkämmen.147 In der schriftlichen Zusammenfassung der Lehren aus der Übung heißt es zur Bekämpfung von Desinformation:

			»Regierungen und der Privatsektor sollten der Entwicklung von Methoden zur Bekämpfung von Falsch- und Desinformation vor der nächsten Pandemiebekämpfung eine höhere Priorität einräumen. Regierungen müssen mit traditionellen und sozialen Medienunternehmen zusammenarbeiten, um flexible Ansätze zur Bekämpfung von Falschinformationen zu erforschen und zu entwickeln. Dazu muss die Fähigkeit entwickelt werden, die Medien mit schnellen, genauen und konsistenten Informationen zu überschwemmen. (…) Medienunternehmen sollten sich ihrerseits dazu verpflichten sicherzustellen, dass zuverlässige Botschaften Vorrang haben und falsche Botschaften unterbunden werden, auch durch den Einsatz von Technologie.«148

			Das Schüren von Hass auf Menschen, die sich die experimentellen Wirkstoffe nicht spritzen lassen wollten, wurde schon geplant und vorbereitet, als die »Impfstoffe« noch Hoffnungswerte waren. Mit einer großen Studie, die schon ab Frühjahr 2020 konzipiert wurde und im Juli 2020 startete, untersuchte ein Team der Elite-Universität Yale, welche Botschaften über die Impfstoffe und zur Impfung am besten geeignet sein würden, die Impfbereitschaft zu steigern.149 Die Wissenschaftler taten das, wie sie selbst einräumten, »zu einer Zeit, als es noch keinen Impfstoff gab und die Wirksamkeit und die Nebenwirkungen möglicher Impfstoffe noch nicht bekannt waren«. Dennoch gleichen die als besonders wirksam erkannten Botschaften bis aufs Haar denen, die später in Deutschland und vielen anderen Ländern eingesetzt und nachdrücklich verbreitet wurden:

			
					»Gemeinschaftsinteresse und Scham: (…) Stellen Sie sich vor, wie peinlich und beschämend es für Sie wäre, wenn Sie sich nicht impfen lassen und Covid-19 auf jemanden übertragen würden, der Ihnen wichtig ist.«

					»Keine Tapferkeit: Menschen, die sich weigern, sich gegen Covid-19 impfen zu lassen (…) sind nicht mutig, sondern rücksichtslos. Wer sich nicht impfen lässt, riskiert die Gesundheit seiner Familie, seiner Freunde und seiner Gemeinschaft. (…) Um Stärke zu zeigen, sollten Sie sich impfen lassen, damit Sie nicht krank werden und anderen Menschen, die es dringender brauchen, Ressourcen wegnehmen (…).«

					»Vertrauen in die Wissenschaft: Die Impfung gegen Covid-19 ist das wirksamste Mittel zum Schutz Ihrer Gemeinschaft. Die einzige Möglichkeit, Covid-19 zu besiegen, ist die Anwendung wissenschaftlicher Methoden, wie z. B. die Impfung. Prominente Wissenschaftler sind der Meinung, dass Impfstoffe, sobald sie verfügbar sind, das wirksamste Mittel sind, um die Ausbreitung von Covid-19 zu stoppen. Die Menschen, die eine Impfung ablehnen, sind in der Regel unwissend oder verwirrt über die Wissenschaft. Wenn Sie sich nicht impfen lassen, zeigen Sie anderen Menschen, dass Sie wahrscheinlich zu den Menschen gehören, die nicht verstehen, wie sich Infektionen verbreiten, und die wissenschaftlichen Erkenntnisse ignorieren oder ihnen gegenüber verwirrt sind.«

					»Freiheit: Covid-19 schränkt die Möglichkeiten vieler Menschen ein, ihr Leben so zu leben, wie sie es für richtig halten. Die Menschen mussten Hochzeiten absagen, konnten nicht an Beerdigungen teilnehmen und mussten andere für ihr tägliches Leben wichtige Aktivitäten einstellen. Darüber hinaus schränken staatliche Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung von COVID-19 unsere Versammlungs- und Bewegungsfreiheit ein. Denken Sie daran, dass jede Person, die sich impfen lässt, die Wahrscheinlichkeit verringert, dass wir unsere Freiheiten verlieren oder die Regierung uns wieder einsperrt. Sie können es zwar nicht alleine schaffen, aber wir alle können unsere Freiheit bewahren, indem wir uns impfen lassen.«

			

			In den Zulassungsstudien wurde gar nicht getestet, ob die Impfstoffe die Ansteckung und Übertragung verhindern oder stark vermindern, eine Annahme, die all diesen Behauptungen zugrunde liegt. Trotzdem wurden diese von Top-Wissenschaftlern entwickelten Botschaften praktisch überall von den Behörden und Medien verwendet, um massiven sozialen Druck zu produzieren, sich impfen zu lassen. Das erklärte Ziel der Autoren war, »die breite Öffentlichkeit von der Sicherheit und Wirksamkeit der Covid-19-Impfstoffe zu überzeugen«, obwohl sie nicht wissen konnten, dass diese wirksam und sicher waren. Das war offenkundig auch die Intention der Behörden und Medien, die diese Botschaften später einsetzten – ebenso unabhängig davon, ob die Behauptungen und Annahmen korrekt waren. 

			Im Mai 2021 etwa postete Gesundheitsminister Jens Spahn auf Twitter ein Foto, auf dem er sich (angeblich) mit dem AstraZeneca-Impfstoff spritzen ließ und alle aufforderte, sich impfen zu lassen, »denn eine Impfung schützt – uns selbst und andere«.150 Auf dieser Basis wurden Nicht-Geimpfte durch allerlei Maßnahmen vom öffentlichen Leben ausgeschlossen. Im Gesundheitsbereich Beschäftigte wurden sogar vor die Wahl gestellt, sich impfen zu lassen oder ihre Arbeit zu verlieren. Selbst eine allgemeine Impfpflicht wurde im Bundestag zur Abstimmung gestellt. Das alles passierte ohne wissenschaftliche Basis, wie Spahn Ende 2025 vor einer Enquetekommission zugab, als er sagte, dass nie von den Impfstoffen erwartet worden sei, dass sie vor einer Infektion schützen. 

			Der renommierte Medizinprofessor Matthias Schrappe diskutierte im Cicero die angesichts dieser Umstände naheliegende Frage, ob die sehr ungewöhnliche Art des Umgangs mit der Pandemie dem Ziel der Militarisierung der Gesellschaft diente, dem Ziel, gesamtgesellschaftlich kriegstüchtig zu werden, was eine umfassende Transformation der gesamten Gesellschaft voraussetze. Jenseits der Semantik (»Krieg dem Virus«) oder der Bezüge zur militärischen Gain-of-Function-Forschung, gebe es offensichtliche Parallelen zum Kriegszustand in Gestalt von Ausgangssperren, leeren Straßen, Einengung des Diskursraums und Einschränkung der demokratischen Mitbestimmung. Er resümierte:

			»Die Corona-Krise war gerade durch den Bezug auf die »Körperwelt« eine wichtige Ein-Übung; die Thematik ›Aufgeben der individuellen Freiheit für die Gemeinschaft‹, ›Solidarität‹ und ›Opferbereitschaft‹ wurden in den öffentlichen Diskurs eingeführt und für die Kriegsertüchtigung dienstbar gemacht.«151

			Wahlsicherung im Dienste der NATO

			In der Selbstbeschreibung der Alliance4Europe, die sich um das DISARM-Rahmenwerk zur Koordination des Wahrheitskomplexes kümmert, heißt es:

			»Alliance4Europe betreibt ein Netzwerk zur Identifizierung und Abwehr von Desinformationsbedrohungen und zur Ermöglichung einer skalierbaren Zusammenarbeit mit denjenigen, die die Demokratie während und nach den Wahlen zum Europäischen Parlament 2024 verteidigen wollen. (…) Wir unterstützen Gruppen von Akteuren dabei, zusammenzukommen und zu kooperieren. Wir entwickeln (dafür) die effektiven digitalen Werkzeuge. Dann führen wir mit diesen Gemeinschaften Kampagnen durch, die Wirkung zeigen.« 152

			Das klingt ganz so, als führe die DISARM-Red-Abteilung von A4E gemeinsam mit NGOs eigene Einflussoperationen zur Wahlbeeinflussung (Kampagnen) durch. Es klingt nicht nur so.

			Ein Einsatzgebiet für solche Kampagnen hat die Alliance4Europe in ihrer Rolle als Koordinator einer Information Defence Alliance, die von der polnischen Regierung finanziert wird.153 Zielländer sind Deutschland, Frankreich, Italien, Moldavien, Rumänien und Slowakei.154 Mit Beobachtung und strategischer Kommunikation (Propaganda) soll diese Allianz die Integrität von Wahlen sichern und andere Demokratien (neben Polen) im Kampf gegen Desinformation unterstützten. Mithilfe von DISARM und dem verwandten Rahmenwerk des NATO StratCom COE sollen »Desinformationskampagnen« genau beobachtet und konterkariert werden. Ein bestehendes Netzwerk von kooperierenden Analysten, Enthüllungsjournalisten, Influencern und Forschern soll ausgebaut und in die Lage versetzt werden, Daten in Echtzeit auszutauschen und koordinierte Aktionen zu fahren.

			Man beachte: Staatliche und staatlich finanzierte Stellen bilden ein Netzwerk mit Enthüllungsjournalisten, unter Nutzung militärisch-geheimdienstlicher Systeme des Informationsaustauschs. Da bekommt man eine Ahnung, woher öffentlich-rechtlich-private Rechercheverbünde wie der 2014 von NDR, WDR und Süddeutscher Zeitung gegründete, unter langjähriger Leitung des ehemaligen Spiegel-Chefredakteurs Georg Mascolo, immer wieder ihre ebenso brisanten wie hoch geheimen Informationen beziehen.

			Lokale Medien, Influencer und die sogenannte Zivilgesellschaft sollen eingespannt werden, um die richtigen Wahrheiten in der Bevölkerung zu verbreiten. Denn, so die Begründung, die Erfolge der rechten Parteien bei den Wahlen zum EU-Parlament machten die Bevölkerungen immer anfälliger für Desinformation. 155 Das macht deutlich, dass hier die polnische Regierung Steuergeld einsetzt und mit EU und NATO kooperiert, um oppositionelle, rechte Parteien in Polen und anderen Ländern der Region zu bekämpfen.

			Zu den Ländern, deren Wahlen besonders »beobachtet« werden sollen, zählt Rumänien, wo die NATO aktuell einen großen Militärstützpunkt baut. Dort annullierte das Verfassungsgericht, mit dem Segen der EU, den ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahl vom 24. November 2024. Gewonnen hatte diesen der rechte, NATO-kritische Kandidat Călin Georgescu. Die US-Regierung hatte darüber sehr deutlich ihr Missfallen bekundet.156 Von einer Teilnahme an der Wiederholungswahl schloss die Wahlkommission Georgescu aus. Grundlage für die Annullierung waren die unsubstantiierte Behauptung des rumänischen Geheimdiensts, dass eine Werbekampagne auf der Plattform TikTok, die für Georgescus kometenhaften Aufstieg in der Wählergunst verantwortlich gemacht wurde, von Russland aus gesteuert worden sei, und ein Bericht157 der rumänischen NGO Expert Forum, wonach die Kampagne für Georgescu nach dem Vorbild einer zuvor bereits in der Republik Moldau angewendeten Kampagne durchgeführt worden sei. Das Budget von Expert Forum des Jahres 2024 betrug 550 000 Euro. Davon steuerte die Open Society Foundation des US-Milliardärs George Soros 131 000 Euro bei, die von der US-Regierung finanzierte Romanian American Foundation (RAF) 116 000 Euro, das National Endowment for Democracy 56 000 Euro sowie die EU-Kommission und die eng mit dieser kooperierende Calouste Gulbenkian Foundation zusammen weitere 86 000 Euro.158

			Tatsächlich wurde die Kampagne jedoch laut Erkenntnissen der rumänischen Steuerbehörde nicht etwa von Putin finanziert, sondern heimlich von der regierenden Nationalliberalen Partei (PNL).159 Die PR-Firma Kensington Communications, die die Kampagne für die PNL organisierte, gab 130 bezahlten Influencern ein Script, dem sie folgen sollten, um für Beteiligung an der Wahl zu werben. Sie sollten wünschenswerte Eigenschaften eines Präsidenten beschreiben. Einer Recherche der BBC bei diesen Influencern zufolge wurde in den Kommentaren unter ihren Beiträgen sehr bald nach Veröffentlichung und massenhaft der Name Georgescu genannt. Kensington kündigte an, Anzeige gegen unbekannt zu erstatten, weil die Kampagne gekapert worden sei, allerdings erst gut einen Monat nach der Wahl, nachdem das rumänische Magazin Snoop den wahren Finanzierer der Kampagne aufgedeckt hatte.160 Eine alternative Erklärung ist, dass die PNL den als aussichtslos geltenden Rechtsaußen Georgescu fördern wollte, um den aussichtsreicheren rechten Kandidaten George Simion zu schwächen. 

			Um die Wahlen in den Ländern der NATO und der angelsächsischen Geheimdienstallianz Five Eyes kümmert sich auch das Institute for Strategic Dialogue, das wir als sehr NATO- und geheimdienstnah kennengelernt haben. In einem Prospekt zur Nutzung der Internet-Überwachungssoftware Beam schreiben ISD und Technologiepartner CASM, dass sie von ihnen ausgesuchten australischen Journalisten vor den dortigen Wahlen Beam zur Verfügung gestellt und sie darin geschult haben. Außerdem gaben sie ihnen ein Dashboard an die Hand, mit dem sie komfortabel nach bestimmten Narrativen der »Desinformation« und deren Verbreitern suchen konnten.161

			Es bräuchte einiges an Gutgläubigkeit, um anzunehmen, dass es bei dieser systematischen Journalistenbeeinflussung immer politisch neutral zuging.

			In einer weiteren Eskalationsstufe im Kampf gegen angebliche Desinformation und NATO-feindliche Oppositionsparteien beschloss der EU-Rat im April 2024 die Aufstellung zivil-militärischer »Hybrid Rapid Response Teams« zur Bekämpfung »schädlicher« Inhalte im Netz.162 Damit setzte er eine Absichtserklärung des NATO-Gipfels in Vilnius 2023 um, der die Aufstellung derartiger Teams in Aussicht gestellt hatte.163 Wenn eine Regierung sich einer hybriden Bedrohung ausgesetzt sieht, also zum Beispiel in den sozialen Medien oder auf der Straße heftig kritisiert wird, kann sie diese Teams anfordern. Dann kümmern sich die militärischen Experten für Propagandakrieg aus Helsinki und Riga gemeinsam mit NGOs um Gegenmaßnahmen.

			Die polnische Regierung ließ auch im eigenen Land EU-geförderte Faktenchecker auflaufen, damit sie ihr vor der Präsidentschaftswahl im Mai 2025 gegen die oppositionelle rechte PiS-Partei zur Seite stehen. Der polnische Faktenchecker Demagog startete im Februar vor der Wahl ein Programm zur »Überwachung und Überprüfung der Aussagen der Kandidaten in Echtzeit, insbesondere bei Debatten und Presseveranstaltungen.« Außerdem kündigte Demagog an, in einer Expertenreihe Wahlwerbung, Sprache und Überzeugungstechniken analysieren und das Bewusstsein für emotionale und manipulative Botschaften schärfen zu wollen.164 Die Beschreibung dieses Programms (»Fact-Checking and Countering Disinformation: Poland’s 2025 Presidential Election«) lässt vermuten, dass die größte Oppositionspartei im Fokus stand. Denn bei der populistischen PiS, konnte man ziemlich sicher davon ausgehen, mehr »emotionale und manipulative« Botschaften zu finden, die man bemängeln konnte, als bei den Regierungsparteien. 

			Demagog stellt das »Faktencheck«-Programm ausdrücklich in Zusammenhang mit einem »Wahlschirm« der polnischen Regierung gegen Desinformation.165 Das Projekt wurde vom European Media and Information Fund (EMIF) gefördert, über dessen Mittelverwendung der Programmchef von EDMO, ein früherer EU-Beamter, entscheidet. Außerdem ist das EDMO-Mitglied Demagog eine von direkter und indirekter EU-Förderung abhängige Organisation. Sie nutzt das DISARM-Rahmenwerk, das von den US-Militärs für den Propagandakampf mit Russland entwickelt wurde. 

			Die EU-Kommission förderte via EDMO und EMIF auch die European Media Group in Polen, damit diese helfe, »zu einer Zeit, in der der polnische EU-Enthusiasmus gesunken ist«, EU-kritische Narrative zu zensieren.166 Ein Schwerpunkt der Informationskontrolle war die Ukraine und deren angestrebte EU-Mitgliedschaft. Die oppositionelle PiS-Partei in Polen war deutlich kritischer gegenüber der EU und tendenziell kritischer gegenüber der EU-Mitgliedschaft der Ukraine eingestellt als die Regierungspartei von Ministerpräsident Tusk. Parteinahmen auf diesem Gebiet durch die indirekt EU-geförderten Wahrheitsprüfer können daher – und sollen wohl auch – das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen beeinflussen. 

			Wenn verdeckt von der EU-Kommission finanzierte Organisationen daran arbeiten, Wahlkampfaussagen der Opposition zu diskreditieren, liegt Einmischung von außen in eine Wahl vor. 

			Die Bestrebungen der polnischen Regierung, das EU-Wahrheitsregime zur Wahrung der eigenen Macht einzusetzen, hörten auch nicht auf, nachdem der EU- und NATO-feindliche PiS-Kandidat Karol Nawrocki die Präsidentschaftswahl knapp gewonnen hatte.

			Am 29. Dezember 2025 schrieb das polnische Digitalministerium einen Brief an Henna Virkkunen, die in der EU-Kommission für Technologische Souveränität, Sicherheit und Demokratie zuständig ist. Darin forderte es die Kommission auf, ein Verfahren gegen TikTok nach DSA einzuleiten, weil es auf dieser Plattform viele KI-generierte Inhalte in polnischer Sprache gebe, die einen Austritt Polens aus der EU propagierten. Diese trügen Anzeichen einer koordinierten Desinformationskampagne. Das Ministerium warf TikTok vor, bei der Moderation von KI-generierten Inhalten und der Herstellung von Transparenz bei deren Ursprung zu wenig zu tun.167 

			Es ist von außen nicht zu beurteilen, ob es tatsächlich eine koordinierte Kampagne mit verschleiertem Ursprung gab. Hochproblematisch ist jedoch, was das Ministerium als Abhilfe forderte. Die EU-Kommission sollte TikTok auftragen, bis zur Klärung der Angelegenheit – was lange dauern könnte – die Verbreitung von allen KI-generierten Inhalten zu unterdrücken, die einen EU-Austritt Polens befürworten. Das würde bedeuten, dass jeder Beitrag, mit dem diese Meinung vertreten wird, unterdrückt würde, wenn der Ersteller dabei KI verwendet hat, was inzwischen fast Standard ist. Und zwar unabhängig davon, ob es Anzeichen für die Teilnahme an einer unerlaubt verschleierten Kampagne gibt. Schon in vorauseilendem Gehorsam, bevor es eine Untersuchung oder Anweisung von der Kommission gab, fing TikTok an, Accounts zu löschen, die solche Inhalte verbreiteten.168 

			Das oft kommissionskritische Forschungsinstitut MCC Brussels kündigte im Februar 2026 den Start eines Democracy Interference Observatory an, einer Beobachtungsstelle für Wahleinmischung, »eine neue Initiative, die aufdecken, dokumentieren und analysieren will, wie die EU und mit der EU verbundene Akteure nationale Wahlen in ganz Europa beeinflussen«.169 Es ist daher zu hoffen, dass die Wahlbeeinflussungen durch die EU, das Institute for Strategic Dialogue und verbundene Organisationen des Wahrheitskomplexes künftig stärker dem desinfizierenden Licht der Öffentlichkeit ausgesetzt sein werden. 

			NATO-Informationskrieg in Deutschland

			Sucht man ein wenig, findet man unschwer auch in Deutschland halboffizielle und offizielle Einräumungen, dass es sich beim Kampf gegen Desinformation um ein militärisches Projekt handelt. Im »Grünbuch ZMZ 4.0« von Januar 2025 wird Desinformationsbekämpfung als Teil der zivil-militärischen Zusammenarbeit (ZMZ) im Umgang mit »hybriden Bedrohungslagen« beschrieben. Herausgeber ist das Zukunftsforum Öffentliche Sicherheit, ein von Abgeordneten von Union, SPD, Grünen, Linken und FDP gegründeter privatrechtlicher Verein. Verfasst wurde das Grünbuch von einem »Kernteam« aus Vertretern der Bundeswehr, des Verfassungsschutzes und verschiedener Bundesministerien und -behörden.170 Das Innenministerium arbeitet in diesem Zusammenhang seit einem entsprechenden Beschluss der Innenministerkonferenz von 2022 federführend an einem »Gemeinsamen Aktionsplan von Bund und Ländern gegen Desinformation und für eine wehrhafte Demokratie«. Über meine Medienanfrage dazu von September 2025 musste das Innenministerium über einen Monat nachdenken, bevor es mir im Oktober mitteilte: »Der Gemeinsame Aktionsplan von Bund und Ländern befindet sich derzeit in der Abstimmung mit den Bundesressorts und den Ländern und soll nach Fertigstellung veröffentlicht werden. Weitere Details liegen derzeit nicht vor.«171

			Das heißt aber nicht, dass das Ministerium untätig blieb. Wie wir gesehen haben, ging aus einem Vernetzungstreffen von NGOs und Stiftungen im Ministerium 2023 eine NGO-Allianz »für eine resiliente Informationsgesellschaft« hervor, die unverhohlen in die Informationskriegsführung der NATO gegen Russland integriert ist. 

			Die Geheimhaltung des Aktionsplans kommt nicht von ungefähr. Es gibt nämlich Vorgaben der NATO für die Sicherung der Resilienz Deutschlands, die ebenfalls geheim sind. Das hat die Bundesregierung gegenüber dem Magazin Multipolar eingeräumt.172 Darüber hinaus will sie über das »nicht öffentlich zugängliche NATO-Dokument« keine Auskünfte erteilen. Klima- und Gesundheitspolitik sowie der Kampf gegen sogenannte Desinformation, die sogenannte Informationsresilienz, sind Themen der geheimen NATO-Resilienzziele, zu deren Einhaltung sich die Bundesregierung verpflichtet hat. Fragen des Magazins Multipolar danach, ob das Dokument den Abgeordneten des Bundestags, dem Parlamentarischen Kontrollgremium oder dem Verteidigungsausschuss bekannt sei, ließ das Ministerium unbeantwortet. Keine der im Bundestag vertretenen Parteien wollte sich gegenüber Multipolar dazu äußern.

			Die NATO regiert also jetzt schon in Deutschland mit – in welchem Umfang sie das tut, ist streng geheim. Wenn der Spannungsfall ausgerufen werden sollte, werden alle möglichen Notstandsgesetze und geheimen Pläne wie der im Grünbuch aktiviert, um die Bevölkerung für den Krieg zu mobilisieren. Beim Kampf gegen die »Desinformation«, der jetzt schon die Meinungs- und Informationsfreiheit erheblich einschränkt, werden dann sicherlich die letzten rechtsstaatlichen Hürden beseitigt. Wobei von diesen, wie wir im nächsten Abschnitt sehen werden, ohnehin kaum noch etwas übrig ist. 

			Die EU schaltet auf Kriegsmodus

			Aufgrund der deklarierten »neuen geopolitischen Realität« ver­abschiedete der EU-Rat im Juni 2024 die »Strategische Agenda 2024–2029«.173 Darin wertet er alles, was unter eine sehr breite Definition von »Desinformation« fällt, summarisch als Destabilisierungsversuch und erklärt damit de facto Regierungs- und NATO-Kritiker zu Staatsfeinden. Das »Säen von Spaltung« wird in einem Atemzug mit Terrorismus und gewalttätigem Extremismus genannt. Der EU-Rat verspricht, »die Widerstandsfähigkeit (der EU) im Rahmen eines alle Gefahren und die gesamte Gesellschaft umfassenden Ansatzes zu stärken« und dabei besonderes Augenmerk auf die gesellschaftliche und demokratische Resilienz zu legen. Die Argumentation und Wortwahl ähneln stark denjenigen von NATO-Erklärungen zum Thema Resilienz.

			Die Ähnlichkeit kommt nicht von ungefähr, hatten die NATO-Regierungen doch bei ihrem Gipfel in Vilnius im Vorjahr angekündigt, bei ihren verstärkten Bemühungen um den Aufbau von gesellschaftlicher Widerstandsfähigkeit eng mit der EU zusammenzuarbeiten. Die Ankündigung kann man als Einräumung lesen, dass die NATO bei der Bekämpfung sogenannter Desinformation im Hintergrund mit die Fäden zieht.174

			Kaum jemand beachtete die von den EU-Regierungen verabschiedete »Strategische Agenda«, die wie das übliche, sterile Brüsseler Wortgeklingel daherkam. Doch meine damalige Warnung,175 dass sie einer Kriegserklärung an Regierungs- und NATO-Kritiker gleichkomme, indem sie diese als Sicherheitsrisiko einstufte und mit Terroristen und Kriminellen auf eine Stufe stellte, sollte sich nur zu bald und auf sehr drastische Weise bewahrheiten. 

			Publizisten im Fadenkreuz

			Nur gut drei Monate nach Verabschiedung der Strategischen Agenda fällte der EU-Rat einen »Beschluss über restriktive Maßnahmen angesichts der destabilisierenden Aktivitäten Russlands«. Auf die Sanktionsliste wurden zunächst vor allem Russen gesetzt, keine EU-Bürger. Seit 2025 richtet sich der Propagandakrieg der NATO mit Russland aber auch gegen heimische Journalisten und Publizisten. Im Mai 2025 setzte der EU-Rat drei deutsche Journalisten auf ihre Russland-Sanktionsliste. Während das für die in Russland lebenden Alina Lipp und Thomas Röper noch zu verkraften ist, bedeutet es für den in Deutschland arbeitenden deutschen Journalisten Hüseyin Doğru Berufsverbot, eingefrorene Bankkonten, Reiseverbot und den Verlust weiterer elementarer Grundrechte. Nach eigenen Angaben hatte er sogar noch Anfang 2026 große Schwierigkeiten, Geld für Lebensmittelkäufe für seine Familie zu bekommen. Wer ihm oder anderen auf der Sanktionsliste hilft, macht sich eines Sanktionsverstoßes schuldig – ähnlich wie bei Personen, die man im Mittelalter für »vogelfrei« erklärte. 

			Ausgangspunkt war, dass die Bundesregierung in einem »Attribuierungsverfahren im Bereich der ausländischen Informationsmanipulation« Doğrus Medienplattform Red der russischen Regierung zuschrieb. Das Urteil gegen Doğru wurde gefällt und vollstreckt ohne vorherige Anhörung, ohne Anklage, ohne Prozess und ohne wirksame Möglichkeit, rechtliches Gehör zu erlangen. Die Indizienlage ist dünn. Der Vorwurf der russischen Einflussnahme auf Doğrus Medienunternehmen beruht offenbar allein auf früheren Beschäftigungsverhältnissen mancher Mitarbeiter bei russischen Medienunternehmen. Daneben wurden ihm Beiträge vorgehalten, mit denen er »gezielt zur gesellschaftlichen Destabilisierung und Diskreditierung Deutschlands« beigetragen und damit entsprechende russische Bemühungen unterstützt habe. Das »Attribuierungsverfahren« bestand, soweit der Verteidigung Doğrus bekannt, nur aus einer kleinen Sammlung von Social-Media-Beiträgen, in denen Doğru streng, aber in keiner Weise gesetzwidrig, die Bundesregierung und die NATO kritisierte.176 Das sonderbar anmutende Wort Attribuierungsverfahren dürfte auf das NATO StratCom Attribution Framework zurückgehen, das wir schon kurz kennengelernt haben. 

			Bei einer Anhörung im EU-Parlament am 11. November 2025 zur rechtlichen Bewertung der Sanktionierung von Journalisten waren sich die Rechtsprofessorinnen, Alina Miron von der Universität Angers und Ninon Colneric, Richterin a. D. am Europäischen Gerichtshof, einig, dass die Sanktionierung von Einzelpersonen wegen angeblicher »Desinformation« rechtsfehlerhaft, unverhältnismäßig und nicht mit den Grundrechten vereinbar sei.177 Der österreichische Menschenrechtsanwalt Gerd Lansky, der einige von der EU sanktionierte Klienten vertritt, und sein Anwaltskollege Peter Gauweiler (CSU), wiesen auf einer Pressekonferenz in Berlin darauf hin, dass normale rechtsstaatliche Prinzipien im EU-Sanktionsregime außer Kraft gesetzt sind.178 Wer einmal auf der Liste steht, dem sei es kaum möglich, wieder daraus entfernt zu werden. Denn nach einem EU-Gerichtsurteil, dass Sanktionen zu Unrecht verhängt worden seien, könne der EU-Rat die Sanktion einfach mit neuer Begründung noch einmal verhängen. Eine Gewaltenteilung gebe es nicht, weil der EU-Rat sowohl Ankläger als auch Richter sei. Der Ankläger müsse nichts beweisen, er verhängt einfach die Strafe. Der vom Bannstrahl aus Brüssel Getroffene müsse dann beweisen, dass er nicht gezielt russische Destabilisierungskampagnen unterstützt habe. Wenn Anwälte Akteneinsicht verlangten, sei deren Inhalt oft komplett geschwärzt.

			Wie Hohn wirkt daher, was die EU in bestem orwellschen Neusprech in ihren Sanktionsbeschluss schrieb. Danach dienen diese Maßnahmen »der Festigung und Förderung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und der Grundsätze des Völkerrechts«, ja sogar ausdrücklich:

			»Diese Maßnahmen stehen im Einklang mit den in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannten Grundrechten und -freiheiten, insbesondere mit der Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit.« 

			Wahrheit ist Lüge, Krieg ist Frieden, Freiheit ist Sklaverei! Wie in »1984« werden zentrale Begriffe von der EU in ihr Gegenteil umgedeutet. Immer wenn EU-Institutionen von der Verteidigung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Meinungsfreiheit sprechen, etwa per »Demokratieschutzschild«179, dann wird es ernst für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Meinungsfreiheit. Die EU-Sanktionen gegen Publizisten sind in rechtlicher Hinsicht ein Rückfall ins Mittelalter, als Ankläger und Richter in Form absolutistischer Herrscher oft eins waren. Ausgehend vom Habeas-Corpus-Gesetz in England von 1679 haben Angeklagte in demokratischen Staaten der Neuzeit ein Recht auf einen gesetzlichen Richter, der die Anklage prüft. Alternativ sind die EU-Sanktionen gegen eigene Bürger Ausfluss eines nicht-erklärten Kriegsrechts. 

			Die EU geht auf diesem abschüssigen Pfad in Richtung Mittelalter in Sachen Menschenrechte forsch voran. Im Dezember 2025 wurde neben einigen anderen auch noch der in Belgien lebende Schweizer Jacques Baud, ein pensionierter Offizier, NATO- und UN-Mitarbeiter sowie Autor vieler Bücher, auf die EU-Sanktionsliste gesetzt.180 Sein letztes Buch Putin. Herr des Geschehens? haben wir bereits als das kennengelernt, dem die Stadtbibliothek Münster laut Urteil des dortigen Oberlandesgerichts keinen Warnhinweis beifügen darf. Die Begründung für die scharfen Sanktionen ist, dass Baud immer wieder in pro-russischen Fernseh- und Radioprogrammen auftrete – was dieser bestreitet – und pro-russische Narrative verbreite.181 

			Ein Sprecher des deutschen Auswärtigen Amts erklärte wenig später in der Bundespressekonferenz, augenscheinlich zur Betonung der beabsichtigten Abschreckungswirkung: »Alle, die auf diesem Feld unterwegs sind, müssen damit rechnen, dass es ihnen auch passiert.«182

			Schweizer Banken befolgten die EU-Sanktionen und sperrten Bauds Konten. Es dauerte fast einen Monat, aber dann mahnte das Schweizer Außenministerium doch noch bei der EU die Einhaltung rechtsstaatlicher Grundsätze und die Achtung der Meinungsfreiheit im Fall Baud an. Besonders ernst nahm die EU das angesichts des geringen Engagements der Schweizer wohl nicht. 

			Der Schweizer Blick hatte, lange bevor Baud der Bannstrahl aus Brüssel traf, in einem »Editorial über Meinungsfreiheit in Kriegszeiten« noch als größten und wichtigsten Unterschied »zwischen den liberalen Gesellschaften und dem Rest der Welt« hervorgehoben, dass »Leute vom Schlage eines Jacques Baud« frei ihre Meinung äußern dürfen, ohne Strafen befürchten zu müssen. Vor diesem Hintergrund bezeichnete die Zeitung den Ukraine-Krieg »als Kampf um den Grenzverlauf zwischen Freiheit und Totalitarismus«.183 Wenn diese Analyse zutrifft, müsste man heute feststellen, dass der Krieg um die Köpfe diese Grenze bis an den Atlantik nach Westen verschoben hat.

			Der Stein des Anstoßes war, dass Baud argumentierte, die Ukraine habe den Krieg mit Russland in Kauf genommen, um die Chancen auf einen NATO-Beitritt zu wahren beziehungsweise zu erhöhen. Baud hatte sich das nicht selbst ausgedacht, sondern sich dabei auf ein Interview des Beraters des ukrainischen Präsidenten, Oleksij Arestowytsch, aus dem Jahr 2019 berufen. Wenige Tage vor der Sanktionierung hatte außerdem die unter Präsident Joe Biden für die Ukraine zuständige US-Spitzenbeamtin Amanda Sloat bestätigt, dass der Krieg durch dauerhaften Verzicht auf NATO-Mitgliedschaft zu vermeiden beziehungsweise zu beenden gewesen wäre. Die US-Regierung habe das jedoch nicht gewollt.184 

			Aufgrund seiner Autorität als ehemaliger Oberst des Schweizer Militärgeheimdiensts und seiner ausschließlich mit westlichen und ukrainischen Quellen belegten Argumente ist Baud besonders glaubwürdig und damit schädlich für die Kriegspropaganda in Europa. Deren Prinzipien sind noch die gleichen wie im Ersten Weltkrieg. Der britische Politiker Lord Arthur Ponsonby hat sie 1928 in seinem Buch Falsehood in Wartime (zu Deutsch: »Lügen in Kriegszeiten«) aufgeschrieben. Dazu gehört zuvorderst: »Wir wollen keinen Krieg. Schuld am Krieg ist allein der Gegner.« Baud wurde ausdrücklich dafür sanktioniert, dass er diese grundlegende Wahrheit im Krieg um die Köpfe anzweifelte. 

			Genau mit dieser unumstößlichen »Wahrheit«, dass allein der Gegner schuld am Krieg ist, rechtfertigte die Ressortleiterin der Welt, Caroline Turzer, die Sanktionierung von Jacques Baud: »Die Meinungen sind frei. Doch die Fakten sind es nicht: Russland hat die Ukraine überfallen. Putin will keinen Frieden. Es gibt kein Recht darauf, gefährlichen Unsinn zu verbreiten.« Die »Unwahrheit«, die Baud kein Recht habe zu verbreiten, lautet, »dass Kiew den Krieg provoziert hätte«.185 Dafür beruft sie sich auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1982, wonach »insbesondere die erwiesen oder bewusst unwahre Tatsachenbehauptung« nicht vom Grundrecht der Meinungsfreiheit geschützt sei.186 

			Durch strategische Auslassung stellt sie die Aussage des Urteils jedoch fast auf den Kopf. Denn der Kläger, dem eine Aussage gerichtlich untersagt worden war, obsiegte dagegen vor dem Bundesverfassungsgericht, weil sich seine dem Wortlaut nach unwahre Tatsachenbehauptung untrennbar mit einer grundrechtlich geschützten Meinungsäußerung verband. Vor allem aber unterschlägt Turzer, dass die Unwahrheit einer Aussage laut Gericht zweifelsfrei erwiesen sein muss, damit sie den Schutz der Meinungs- und Informationsfreiheit verlieren kann. Das Bundesverfassungsgericht schrieb zu einer ganz ähnlich gelagerten Aussage bezüglich der Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs in einem Beschluss aus dem Jahr 1994:

			»Darin liegt ein wesentlicher Unterschied zwischen der Leugnung der Judenverfolgung im Dritten Reich und der Leugnung der deutschen Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs, um die es in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Januar 1994 (BVerfGE 90, 1 ff.) ging. Bei Aussagen zur Schuld und Verantwortlichkeit für historische Ereignisse handelt es sich stets um komplexe Beurteilungen, die nicht auf eine Tatsachenbehauptung reduziert werden können, während die Leugnung eines Ereignisses selbst regelmäßig den Charakter einer Tatsachenbehauptung haben wird.«187

			Turzers Artikel ist ein gutes Beispiel dafür, wie sehr sich die Mainstream-Presse in den Propagandakrieg hat einspannen lassen. Es ist leider nicht das einzige. Jörg Lau, Außenpolitik-Redakteur von Deutschlands einflussreichster Wochenzeitung Die Zeit, hieß die Sanktionen gegenüber Baud ausdrücklich gut, und sprach sich sogar dafür aus, als nächstes den Chef der Schweizer Wochenzeitung Weltwoche, Roger Köppel, zu sanktionieren. Er kommentierte einen Bericht aus der Schweiz, wonach Köppel der nächste Publizist auf der Sanktionsliste sein könnte, mit den Worten: »Good. Traitor.« (»Gut so. Verräter.«).188 Auch das folgt einem Grundsatz der Kriegspropaganda nach Ponsonby: »Wer unsere Berichterstattung in Zweifel zieht, ist ein Verräter«, lautet dieser. Wir sind Lau bereits als Mitautor eines Zeit-Artikels begegnet, in dem er Ende 2016, kurz nach Veröffentlichung der Liste der Trojanischen Pferde des Kremls durch den Atlantic Council, die »Unterwerfung« der dort genannten Politiker unter die konziliante Russland-Politik Trumps verdammte. 

			US-Präsident Donald Trump konterte gut eine Woche nach Verkündung der EU-Sanktionen mit einem eigenen Akt der Sanktionswillkür. Er verbot einigen Europäern mit herausgehobenen Rollen im Wahrheitskomplex die Einreise oder den weiteren Aufenthalt in der USA. Dazu gehörten neben dem Architekten des DSA, dem früheren EU-Kommissar Thierry Breton, auch die Chefinnen von HateAid, Anna-Lena von Hodenberg und Josephine Ballon. 

			Die deutschen Mainstream-Medien, von denen fast keines über die existenzvernichtenden EU-Sanktionen gegen Jacques Baud und andere informiert hatte, berichteten ebenso breit wie kritisch und zum Teil verzerrend. Die Süddeutsche charakterisierte HateAid so: 

			»Hate Aid bietet psychologische und rechtliche Unterstützung für Menschen an, die im Internet diskriminiert, beleidigt, bedroht oder angegriffen werden. Im Oktober wurde von Hodenberg für ihre Arbeit mit dem Bundesverdienstorden ausgezeichnet.«189

			Kein Wort über die Tätigkeiten, derentwegen die Einreiseverbote ausdrücklich verhängt wurden. HateAid ist nämlich ein Trusted Flagger nach dem DSA und außerdem massenhafter Anschwärzer von Plattformnutzern bei HessenGegenHetze und REspect! im Netz, mutmaßlich mitverantwortlich für viele Strafverfahren und Hausdurchsuchungen, selbst wegen Beschimpfungen von Politikern durch Leute mit wenigen Followern. Die Charakterisierung von HateAid im Bericht von Tagesschau.de war im Übrigen wortwörtlich gleich.190 Anders als die ARD verrät die Süddeutsche uns, dass das daran liegt, dass der Artikel von der Nachrichtenagentur dpa übernommen wurde. Der ARD ist es in Anbetracht der Milliardeneinnahmen durch Zwangsbeiträge wohl peinlich zuzugeben, dass man einfach Artikel von Nachrichtenagenturen übernimmt, anstatt selbst zu recherchieren und zu berichten. Die dpa versorgt also die deutsche Öffentlichkeit mit wohlwollend irreführenden Informationen über die Opferrolle einer Organisation, mit der die dpa-Faktenchecker als Teil des Wahrheitskomplexes kooperieren. 

			Auch der deutsche Außenminister Johann Wadephul desinformierte in seinem hilflosen öffentlichen Protest gegen die Sanktionierung der HateAid-Chefinnen, die er als nicht akzeptabel bezeichnete. Der DSA stelle sicher, schrieb er auf X, »dass alles, was offline illegal ist, auch online illegal ist«. Damit leugnete er durch Verschweigen, dass der DSA auch die Unterdrückung nicht strafbarer, aber irgendwie »schädlicher« Inhalte verlangt.191 Nicht auszuschließen ist, dass er es nicht besser weiß, weil er selbst auf die gezielte Irreführung durch EU-Kommission, Bundesregierung und Bundesnetzagentur hereingefallen ist.

			Einreise- und Aufenthaltsverbot bekamen auch die Chefin des Global Disinformation Index, Clare Melford, und der Chef der britischen, Labour-nahen Organisation Centre for Countering Digital Hate (CCDH), Imran Ahmed. Ahmed, der mit dauernder Aufenthaltserlaubnis in den USA lebt, konnte zunächst ein Gerichtsurteil zur Aussetzung seiner drohenden Abschiebung erwirken.

			Von Kritikern des Wahrheitskomplexes konnte man in den sozialen Medien freudige bis begeisterte Kommentare über die US-Sanktionen lesen. Diese Freude ist jedoch ebenso irregeleitet wie die Unterstützung für EU-Sanktionen auf der anderen Seite. Willkürliche Sanktionen der Staatsmacht gegen Einzelpersonen sind freiheitsfeindlich, gleich gegen wen sie sich richten. 

			Ein Schild für oder gegen die Demokratie?

			Im Rahmen des »Europäischen Schutzschilds für die Demokratie« kündigte die EU-Kommission im November 2025 die Einrichtung einer neuen Behörde an: des Europäischen Zentrums für demokratische Resilienz. Damit soll die EU noch besser vor Desinformation und ausländischer Einflussnahme geschützt werden. In dieser neuen Behörde sollen die Kompetenzen in Sachen Meinungsüberwachung und -manipulation gebündelt werden, mit einer schon im Namen signalisierten militärischen Ausrichtung.192 Der Name des Zentrums stellt nämlich einen direkten Bezug zu den geheimen Resilienzzielen der NATO her. Denkt man das mit, kommt man unschwer zu der Einschätzung, dass das Zentrum vor allem der NATO einen zentralen Ansprechpartner für ihre Resilienzanforderungen in Sachen »Demokratie« bieten soll, damit sie sich nicht mehr mit 27 Mitgliedstaaten einzeln auseinandersetzen muss. 

			Die Kommission kündigte an, dass ihr Faktenchecker-Netzwerk EDMO neue »unabhängige« Überwachungs- und Analysekapazitäten zur Lageerfassung bei Wahlen oder in Krisensituationen entwickeln werde. Den orwellschen Neusprechern der Kommission fällt schon gar nicht mehr auf, wie sehr es der behaupteten Unabhängigkeit von EDMO widerspricht, dass die Kommission das für EDMO ankündigt. Man muss befürchten, dass die EU-Kommission hier einen Ausbau ihrer Möglichkeiten zur Wahlmanipulation im Sinn hat. 

			Unter der Rubrik »freie und unabhängige Medien« will die Kommission ihre Unterstützung von »unabhängigem« Journalismus verstärken. Spätestens hier werden wir daran erinnert, dass bei der EU-Kommission wohlklingende Begriffe sehr oft das Gegenteil dessen bedeuten, was landläufig darunter verstanden wird. 

			Die Organisationen der sogenannten Zivilgesellschaft will die Kommission laut der gleichzeitig verkündeten »Strategie für die Zivilgesellschaft« mit noch mehr Geld ausstatten und noch enger an sich binden.193 Das an Organisationen auf den Gebieten Kultur, Medien und Demokratieförderung ausgeschüttete Geld soll auf rund neun Milliarden Euro verdoppelt werden. Eine neue »Plattform der Zivilgesellschaft« im Zentrum für demokratische Resilienz dient dem Dialog mit vertrauenswürdigen NGOs, Forschern, Faktencheckern sowie Medienhäusern und soll die Steuerung dieses Komplexes durch die Kommission erleichtern. 

			In-House Lobbyismus durch eine gekaufte Zivilgesellschaft

			Die NGOs sind als Vollstrecker bei der weiteren Einengung des Diskursraums unabdingbar. Sie werden aber auch in die Vorbereitung der weiteren Verschärfung der Regeln gegen die freie Meinung eingebunden. Eine Anhörung zum Europäischen Demokratieschutzschild im April 2025 zeigt exemplarisch, was es bedeutet, wenn die EU-Kommission die »Zivilgesellschaft« zu ihren Gesetzesvorhaben anhört.194 Eingeladen als Vertreter der »Zivilgesellschaft« waren: 

			
					Democracy Reporting International, eine ganz überwiegend und reichlich von der EU und den Regierungen Deutschlands und der Niederlande finanzierte Organisation, 

					Defend Democracy, eine kleine, von der FDP-nahen Friedrich-Naumann-Stiftung mitfinanzierte transatlantische Organisation,195 

					EDMO, das von der EU-Kommission gegründete Faktenchecker-Netzwerk, 

					European Fact-Checking Standards Network, ebenfalls von der Kommission gegründet, 

					EU DisinfoLab, finanziert von der EU und Open Society Foundations,196 Teil des EU-gegründeten Netzwerks EDMO Belux, 

					Alliance4Europe, finanziert von der EU und den Stiftungen großer internationaler Konzerne,

					Kofi-Annan-Stiftung, finanziert von der EU, 

					Expert Forum, finanziert überwiegend von der US-Regierung und Open Society Foundations. 

			

			Die demokratiefeindliche Strategie der Kommission besteht darin, sich von finanziell abhängigen NGOs vorgeblich unabhängig beraten und von ihnen zu weiteren Einschränkungen der Meinungsfreiheit drängen zu lassen. Die Tageszeitung Welt enthüllte 2025, dass dieses Eigen-Lobbying teilweise sogar Teil von Fördervereinbarungen war.197

			In der Entstehungsgeschichte eines Berichts von EU DisinfoLab tritt diese Kommissionsstrategie besonders deutlich zutage. Mit diesem Bericht drängte die Organisation darauf, schädliche Meinungen zur Klimapolitik ausdrücklich in den Zensurkatalog des DSA aufzunehmen. Die EU-Kommission finanzierte das Unterfangen verdeckt und hielt während der Abfassung des Werks engen Kontakt mit den Erstellern.

			EU DisinfoLab verfügte 2023 über ein Budget von 725 000 Euro. Die Organisation, die Teil des EU-gegründeten Faktenchecker-Netzwerks EDMO Belux (Belgien und Luxemburg) ist, bekam mindestens die Hälfte dieses Geldes von der EU, indirekt über drei verschiedene EU-finanzierte Organisationen und Projekte, direkt über mindestens zwei EU-Fördertöpfe, davon einer für Verteidigungspolitik.198 

			Ihr Bericht mit dem Titel »HEAT: Harmful Environmental Agendas & Tactics« (zu Deutsch: Schädliche umweltpolitische Agenden und Taktiken) wurde in Auftrag gegeben und bezahlt vom European Media and Information Fund.199 Über dessen Mittelvergabe entscheidet der Chef des von der EU-Kommission gegründeten Faktenchecker-Netzwerks EDMO, Paolo Cesarini, ein ehemaliger Kommissionsbeamter.200 

			Das Profil von EU DisinfoLab bei LobbyFacts.eu listet 18 Treffen mit Vertretern der EU-Kommission in den letzten fünf Jahren auf, darunter einige besonders interessante.201 Laut dem HEAT-Bericht startete das Projekt im Oktober 2024. Einen Monat vorher, im September 2024, gab es ein nicht näher spezifiziertes »Vorbereitungstreffen« mit zwei Mitarbeitern der für die Inhaltemoderation auf digitalen Plattformen zuständigen Kommissarin für Werte und Transparenz, Věra Jourová. Im März 2025 gab es ein weiteres Privatissimum für EU DisinfoLab mit einer Abteilungsleiterin der EU-Generaldirektion für Kommunikationsnetzwerke. Dabei wurden die Aktivitäten der Kommission zur Umsetzung des DSA besprochen, sodass die »NGO« Gelegenheit bekam, vor Fertigstellung ihrer Empfehlungen Details und Interna zu erfahren. Und die Kommission hatte Gelegenheit, die Empfehlungen der Organisation durch entsprechende Hinweise auf Verbesserungsbedarf in eine gefällige Richtung zu lenken. Am 29. April 2025 schließlich war EU DisinfoLab zusammen mit den oben gelisteten EU-finanzierten »NGO« zu der »Konsultation mit Vertretern der Zivilgesellschaft« zum Europäischen Demokratieschutzschild geladen. Auf Letzteres nimmt der HEAT-Bericht vielfach Bezug.

			Dieser Bericht mit Empfehlungen an die Kommission wäre schlimm genug, wenn er von einer unabhängigen Organisation gekommen wäre. Dadurch, dass er von einer finanziell von der Kommission abhängigen, eng mit ihr verbandelten Organisation kam, und zudem mutmaßlich verdeckt von der Kommission in Auftrag gegeben, finanziert und bei der Entstehung betreut wurde, wird er zum Skandal. Denn er fordert, dass Klimadesinformation als eine »strategische hybride Bedrohung« innerhalb des »Strategischen Kompass« der EU behandelt werden soll. Bei dem Kompass handelt es sich um einen 2022 verabschiedeten Aktionsplan der EU für die Sicherheits- und Verteidigungspolitik.202 »Narrative, die Klimamaßnahmen als autoritär oder elitär darstellen«, zählt der Bericht zu den wichtigsten »schädlichen Agenden und Taktiken«. Denn diese fänden auch in etablierten Kreisen Anklang. Hier geht es nicht um Desinformation, hier geht es um eine für die Agenda der EU-Kommission unbequeme Einordnung der Fakten. 

			EU DisinfoLab setzt stillschweigend voraus, dass alle (!) beschlossenen und noch anstehenden Maßnahmen notwendig und wirksam sind, um den Klimawandel aufzuhalten. Auf Basis einer solch extremen Annahme wird alles für gefährlich erklärt, was den Rückhalt für diese Maßnahmen schwächt. Weil derartige »Klimadesinformation« angeblich »die demokratische Resilienz« und eine evidenzbasierte Politikgestaltung untergräbt, indem sie Misstrauen, Polarisierung und Widerstand gegen Klimaschutzmaßnahmen schürt, muss sie nach dem Willen von EU DisinfoLab bekämpft und zensiert werden. So geht der Argumentationsgang. Wie ich gezeigt habe, legt die Entstehungsgeschichte der Empfehlungen nahe, dass sich dahinter der Wille der EU-Kommission versteckt.

			Den Schutz des Grundrechts auf Meinungsfreiheit verliert dem Bericht zufolge, wer Deutschlands Energiewende oder das deutsche Heizungsgesetz oder die CO2-Abgabe als Gefahr für die wirtschaftliche Stabilität, die nationale Industrie, die Energiesicherheit oder den Lebensstandard der Arbeitenden bezeichnet. Das Wort »Dunkelflaute« sollte man tunlichst nicht verwenden, weil selbst der bloße Hinweis auf dieses winterliche Wetterproblem das Vertrauen in die Maßnahmen untergräbt. Dass CO2-Steuern sozial ungerecht seien, gehört ebenfalls unter die schädlichen, zu zensierenden Meinungen. Daraus leitet die Organisation die Forderung an ihre verdeckten Auftraggeber in der EU-Kommission ab, das Untergraben von Vertrauen in Klimamaßnahmen ausdrücklich als von den Plattformen anzugehendes Risiko in den DSA aufzunehmen. Dabei sei zweitrangig, ob es als eigenständiges Risiko gewertet wird oder indem klargestellt wird, dass es Teil der bereits enthaltenen Risiken für die öffentliche Gesundheit oder für die Demokratie ist. 

			Außerdem soll – sprich: will – die EU-Kommission »schnelle Reaktionsmechanismen« entwickeln, um eine »rasche Mobilisierung« gegen Wellen von Desinformation »während Zeiten erhöhter Anfälligkeit« sicherzustellen, wie etwa bei der Umsetzung von Maßnahmen oder während internationaler Klimagipfel. Wenn also eine Welle des Protests gegen unsinnige oder übergriffige Klimamaßnahmen hochkocht oder die Heuchelei bei den Klimagipfeln für das Publikum nicht mehr zu ertragen ist, soll eine Koordinationseinheit der EU schnell die NGO-Hilfstruppen zu einer Notfall-Säuberungsaktion des Internets zusammentrommeln. 

			Die offenbar von der Kommission gedeckte Forderung, den Kampf gegen Klimadesinformation offiziell in die hybride Kriegsführung aufzunehmen, ist bedrohlich. Das lässt befürchten, dass früher oder später auch Kritiker von Klimamaßnahmen als Spalter der Gesellschaft im Dienste feindlicher Mächte auf die EU-Sanktionsliste gesetzt werden könnten. 

			Wenige Monate später, im September 2025, legte ein »breites Bündnis von Organisationen« mit einem Brief an die EU-Kommissionspräsidentin nach. Die Unterzeichner fordern darin, sich einer von der US-Regierung geforderten Aufweichung des DSA entschieden zu widersetzen. Einige der Unterzeichner sind die üblichen Verdächtigen, andere bekannten jedoch erst mit diesem Brief Farbe.203 

			Das European Centre for Press and Media Freedom wurde mit dem Geld ebenjener EU-Kommission gegründet, an die sich der offene Brief richtete, sowie mit Geld des Auswärtigen Amtes. Es ist also eine der vielen Organisationen, die mithilfe der EU-Kommission gegründet wurden, um die EU-Kommission in die Richtung zu drängen, in die diese laufen will.

			Ein weiterer Mitunterzeichner, das Global Forum for Media Development (GFMD), ist ein Netzwerk von Organisationen, die den Journalismus unterstützen, meistens finanziell. GFMD wird vor allem finanziert vom National Endowment for Democracy (NED) der USA und den Open Society Foundations.

			Wikimedia Deutschland hat den Brief auch unterzeichnet. Ebenso Markus Beckedahl, Gründer von netzpolitik.org, und die Kampagnen-Organisation Campact mit ihrer im Mai 2025 gegründeten Lobbyorganisation Zentrum für Digitalrechte und Demokratie. Über deren Geldgeber war auch noch zehn Monate nach Gründung auf der Webseite nur zu lesen, dass man Geduld haben möge, bis die üblichen Transparenzinformationen veröffentlicht werden. 

			Mit dabei waren auch Transparency International, die European Federation of Journalists (EFJ) sowie der Verein Digitalcourage. 

			




6.	Ausblick und Gegenmaßnahmen 

			Die Trump-Regierung in den USA hat in den letzten Jahren einige Lockerungen des Zensurregimes auf den Online-Plattformen erreicht, einige wichtige Organisationen des Wahrheitskomplexes abgewickelt und anderen die staatlichen Mittel gestrichen. Bereits kurz vor Trumps zweitem Amtsantritt im Januar 2025 kündigte Meta-Chef Mark Zuckerberg die Zusammenarbeit mit Faktencheckern in den USA auf. Dasselbe gilt für die Google-Tochter YouTube. Sie kündigte zudem im September 2025 an, Inhalteersteller, deren Accounts wegen angeblicher Corona-Desinformation gelöscht oder gesperrt worden waren, wieder zuzulassen.1 

			Das Kaltstellen der Faktenchecker in den USA hat jedoch mehr damit zu tun, dass diese ideologisch gegen Trump und sein Lager agitieren als damit, dass die Republikaner Meinungsfreiheit mehr schätzen würden als die Demokraten. Weil die Trump-Regierung sich nicht auf einen über mehr als ein Jahrzehnt aufgebauten NGO-Komplex stützen kann, greift die Trump-Regierung stattdessen, wo sie kann, zum Mittel der direkten staatlichen Meinungsunterdrückung, online wie offline. Auch das Vorgehen Trumps gegen politisch motivierte Kontenkündigungen hat sich schnell als einseitige Abwehrmaßnahme zugunsten des eigenen Lagers entpuppt. 

			Eine Regierung, die die Meinungsfreiheit auf solch einseitige Weise schützt, beziehungsweise zu schützen vorgibt, trägt nichts zur Verbesserung des gesellschaftlichen Klimas und der demokratischen Diskussionskultur bei. 

			In Deutschland und Europa sind nicht einmal die bescheidenen und einseitigen Schritte in Richtung Wiederherstellung der Meinungs- und Informationsfreiheit zu sehen, die in den USA gegangen wurden. Im Gegenteil. Die Daumenschraube gegen die Meinungsfreiheit wird langsam und unerbittlich weiter angezogen, die Meinungsmanipulation von oben zudem immer mehr ausgeweitet, nicht nur mit der beabsichtigten Verschärfung und Erweiterung des DSA und dem Europäischen Demokratieschutzschild. 

			Im Februar 2026 veröffentlichte die SPD ein Positionspapier, das vorsieht, dass Plattformen nach australischem Vorbild Kinder und Jugendliche bis 14 Jahren aussperren müssen.2 Das hätte zur Konsequenz, dass alle Nutzer ihr Alter nachweisen müssen, was einer generellen Identifizierungspflicht im Internet zumindest sehr nahekommt. Die CDU beschloss auf ihrem Parteitag in Stuttgart wenig später ganz ähnliche Forderungen.3 Mindestens Bundeskanzler Friedrich Merz würde den Nebeneffekt einer generellen Identifizierungspflicht begrüßen, denn er hatte sich kurz vorher bereits für eine Klarnamenpflicht im Internet ausgesprochen.4 

			Das SPD-Papier sieht darüber hinaus vor, dass Minderjährige ausschließlich über die EU Digital Identity Wallet der Eltern Soziale Medien nutzen dürfen. Das würde alle Eltern quasi zwingen, die als freiwillig deklarierte Identitätsbrieftasche zu nutzen, die ab 2027 zur Verfügung stehen soll. In Frankreich und Dänemark laufen bereits Gesetzgebungsverfahren für Social-Media-Verbote für Minderjährige.5

			Nur von Seiten des konservativ-nationalistischen Lagers regt sich vereinzelter Widerstand. So blockierte der polnische Staatspräsident Karol Nawrocki mit seinem Veto das Gesetz, mit dem die Regierung von Donald Tusk den Digital Services Act der EU in nationales Recht umsetzen wollte. Er argumentierte dabei, es handle sich um ein freiheitsfeindliches Zensurgesetz.6 

			Den Wahrheitskomplex rückabwickeln

			Mit diesem Buch hoffe ich, einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Bestrebungen der EU und der nationalen Regierungen, die Meinungsfreiheit in Europa zu beseitigen, ans Licht und in die öffentliche Diskussion kommen, wo sie hingehören. Nur so kann sich effektiver Widerstand überhaupt erst formen. Neben der Abwehr der noch geplanten Zumutungen an militarisierter Desinformationsbekämpfung im Rahmen des sogenannten Demokratieschutzschilds ist eine Rückabwicklung des gesamten Wahrheitskomplexes nötig, um die Meinungs- und Informationsfreiheit wenigstens in dem Umfang wiederherzustellen, wie wir sie bis etwa 2014 genossen haben. Die nötigen Maßnahmen sind so vielfältig wie die Bestandteile des Wahrheitskomplexes, der seither aufgebaut wurde. Ich will zumindest einige der wichtigeren hier aufzählen. 

			Die Verhaltenskodizes gegen Hass und Desinformation sind ersatzlos zu streichen. Sie sind ein Kernelement eines Systems, das staatliche Meinungskontrolle als eigenverantwortliche Inhaltemoderation durch die Plattformen tarnt. Es muss wieder das Prinzip gelten, dass der Gesetzgeber festlegt, was erlaubt und was verboten ist. Ob Verbote und ihre Durchsetzung verfassungsgemäß sind, muss überprüfbar sein. In diesem Sinne muss auch alles aus dem DSA getilgt werden, was Maßnahmen gegen legale Inhalte fordert oder begünstigt. Das betrifft insbesondere Verweise auf »schädliche« Inhalte und rechtlich ungeeignete Begriffe wie »Hass« und »Hetze«. 

			Die Wahl-Richtlinien der EU-Kommission zur Anwendung des DSA gehören auf den Prüfstand und grundlegend umgeschrieben. Hier hat die Kommission unter weitgehendem Ausschluss der Öffentlichkeit Regeln entwickelt, die zur Wahlmanipulation durch EU, NATO und Regierungen einladen. 

			Faktenchecker und Hinweisgeber als verdeckte, staatlich lizenzierte Wahrheitsinstanzen haben keine Daseinsberechtigung. Zuständig für die Einhaltung der Gesetze sind staatliche Aufsichtsbehörden, die sich in ihrem Tun an den Grundrechten messen lassen müssen und sich nicht hinter dem Anschein von Privatautonomie verstecken können. Auch dafür, dass politisch-weltanschaulich einseitige NGOs als Internet-Hilfspolizisten die Staatsanwaltschaften und Verfassungsschützer mit Hinweisen auf vermeintlich rechtswidrige Meinungsäußerungen beschäftigen dürfen, fehlt jede Rechtfertigung. Würde das Geld, das derzeit für die Subventionierung der NGOs eingesetzt wird, in die personelle und technische Ausstattung der Aufsichts- und Strafverfolgungsbehörden investiert, dann wären diese auch in der Lage, ihren Aufgaben nachzugehen, ohne sich in problematische öffentlich-private Partnerschaften zu begeben. 

			Steuergeld für Medienhäuser auszugeben, muss wieder zum Tabu werden. Insbesondere die Nachrichtenagenturen dürfen kein Geld vom Staat bekommen und nicht mit Behörden kooperieren, erst recht nicht in Sachen Festlegung der angeblichen Wahrheit. Deutschland braucht ein Transparenzregister für staatliche und regierungsamtliche Werbung in den Medien nach dem Vorbild Österreichs. 

			 Die Regelungen zur Zulässigkeit von Hausdurchsuchungen zur Beweissicherung sind so anzupassen, dass diese bei Bagatellvergehen ausscheiden und dass ein Missbrauch für Abschreckungszwecke ausgeschlossen wird. Die Presse vorab über Hausdurchsuchungen zu informieren oder sie gar dazu einzuladen, sollte ein Dienstvergehen sein, das mit scharfen Sanktionen belegt wird. Die Staatsanwaltschaften, die in Deutschland – als unrühmliche Ausnahme in Europa – an Weisungen der Regierung gebunden sind, müssen endlich in die politische Unabhängigkeit entlassen werden. 

			Staatliche Zuschüsse müssen sich auf Tätigkeiten beschränken, die wirklich gemeinnützig sind, etwa das Unterstützen von Opfern von ernsten Formen von Cyber-Mobbing. Das muss dann aber ohne Ansehen der Person geschehen. Wer nur politisch nahestehende Betroffene unterstützen möchte, darf das gern tun, darf dafür aber kein Steuergeld bekommen. 

			Dass eine Organisation wertvolle Arbeit leistet, begründet noch keine Rechtfertigung staatlicher Unterstützung mit Steuergeld. Organisationen der Bürgerschaft in großem Maßstab staatlich zu subventionieren, stärkt nicht das bürgerschaftliche Engagement, sondern verunstaltet es. Es schafft Abhängigkeiten, verwischt Verantwortlichkeiten und behindert eine wirksame Kontrolle des staatlichen Handelns. Einer der bekanntesten Vertreter dieser Szene, Thilo Bode (Greenpeace, foodwatch), fordert in seinem jüngsten Buch Resist! Aufruf zum Widerstand nachdrücklich die NGOs dazu auf, sich von finanziellen Abhängigkeiten dieser Art freizumachen. 

			Verweise auf Organisatoren von Boykottkartellen gegen Medienunternehmen und Publizisten haben im DSA und den damit verbundenen Regulierungen nichts verloren. Sie sind ein Angriff auf die Meinungsfreiheit, das Eigentumsrecht und das Recht der freien wirtschaftlichen Betätigung im Rahmen der Gesetze. Vielmehr ist zu prüfen, ob die Tätigkeit von NewsGuard und ähnlichen Organisationen nicht einen Verstoß gegen das Kartellrecht darstellt. 

			Der Auftrag an die Landesmedienanstalten nach §19 Abs. 1 des Medienstaatsvertrags, die Einhaltung journalistischer Standards bei unabhängigen Internetmedien zu überwachen und durchzusetzen, gehört ersatzlos gestrichen. Ebenso der sogenannte Majestätsbeleidigungsparagraf 188 Strafgesetzbuch, der sein erklärtes Ziel so spektakulär verfehlt. Anstatt Kommunalpolitiker vor Mobbing und Anfeindungen zu schützen, wird der Paragraf von dünnhäutigen Spitzenpolitikern im Verein mit zwielichtigen Meldestellen und Anwaltskanzleien genutzt, um massenhaft gegen harmlos beleidigende Kritik im Netz vorzugehen, und an Abmahnungen zu verdienen. 

			Die Gesetzgebung zur Volksverhetzung muss ebenfalls auf den Prüfstand. Durch sehr einseitige Auslegung ihrer vagen Begriffe hat sich etwas entwickelt, was man kaum noch anders als Gesinnungsjustiz nennen kann. 

			Der »Phänomenbereich verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates« gehört möglichst schnell auf den Abfallhaufen der Autoritarismus-Geschichte. Dasselbe gilt für einen Verfassungsschutz, der Dossiers mit öffentlichen Äußerungen von Politikern in den sozialen Medien anlegt und auf dieser Basis deren Wählbarkeit für kommunale Ämter infrage stellt. Der Verfassungsschutz darf nicht als Instrument zur Verfolgung und Stummschaltung von Regierungskritikern und politischen Konkurrenten der Regierung eingesetzt werden. Wenn man ihn nicht ganz abschaffen will, wofür vieles spricht, ist er auf die Aufgabe zu beschränken, organisierten Bestrebungen entgegenzuwirken, die die verfassungsmäßige Ordnung mit Gewalt oder unerlaubter ausländischer Unterstützung zu beseitigen versuchen. 

			Um die Medien- und Meinungsfreiheit zu schützen, braucht es dringend ein Diskriminierungsverbot für Banken. Die entsprechende Verpflichtung der Sparkassen, allen vergleichbaren privaten und geschäftlichen Kunden gleichermaßen die wichtigsten Kontofunktionen anzubieten, ist auf alle Banken auszuweiten. Dann verschwindet der Angriffspunkt für Regierungen und Kampagnenorganisationen, Druck auf Banken auszuüben, damit diese nicht genehmen Personen oder Organisationen Konten kündigen oder verweigern. 

			Auf jeder Ebene der Politik gibt es Handlungsmöglichkeiten. Kommunen können sich der Cancel Culture widersetzen und Einfluss auf die Geschäftspolitik der Sparkassen nehmen. Bundesländer sind zuständig für die Landesmedienanstalten, die Staatsanwaltschaften, Landes-Verfassungsschutzbehörden und Landes-Meldestellen. Die Bundesregierung kann zwar den Digital Services Act nicht in Eigenregie abschaffen, aber sie kann ihren großen Einfluss gegen weitere Verschärfungen, etwa im Rahmen des unseligen Demokratie-Schutzschilds der EU geltend machen, und auf Entschärfung drängen. Sie kann eine Reform des Medienstaatsvertrags in die Wege leiten und den Majestätsbeleidigungsparagrafen abschaffen. Sie kann Einfluss auf das Bundeskriminalamt nehmen, damit dieses sich nicht mehr um Bagatellbeleidigungen kümmert und nicht mehr mit politisierten NGOs zusammenarbeitet. Sie kann dafür sorgen, dass die Bundesnetzagentur, wenn überhaupt, nur noch politisch neutrale Hinweisgeber lizenziert und die bestehenden Hinweisgeber scharf auf politische Neutralität überprüft. Ganz wichtig: Die Bundesregierung kann und muss gegen EU-Sanktionen gegen Individuen wegen gefährlicher Meinungen ein Veto einlegen. 

			Plattformen einhegen

			Die staatlichen Stellen, die Meinungsäußerungen und Informationen auf den sozialen Medien zensieren wollen, haben dafür gute Vorwände, weil die Geschäftsmodelle der digitalen Medienplattformen unzweifelhaft sehr problematische Aspekte aufweisen, vor allem, aber bei Weitem nicht nur, für jugendliche Nutzer. Sie fördern Suchtverhalten und sie bieten denen, die die Algorithmen kontrollieren, große Manipulationsmöglichkeiten, mit denen sie die öffentliche Meinung in ungesundem Maß und auf intransparente Weise beeinflussen können. 

			Beide Probleme ließen sich relativ leicht entschärfen, wenn der Wille da wäre, wenn die staatlichen Stellen nicht lieber die Manipulationsmöglichkeiten der Plattformen für eigene Zwecke nutzen würden. Das Grundprinzip der Regulierung müsste heißen: Die Nutzer bekommen die Kontrolle. Es würde den Plattformen verboten, mit Computermodellen Inhalte auszuwählen, die den Nutzern angezeigt werden. Nur Filter-Werkzeuge mit transparenter Wirkung, die die Nutzer selbst einstellen können, wären erlaubt. Die SPD schlägt das in ihrem Positionspapier vor, aber aus schwer erfindlichen Gründen nur für eine »Jugendversion« für 14 bis 16-jährige, die die Plattformen einführen müssten. Doch auch Erwachsene müssen vor heimlicher Manipulation und gezielt erzeugter Online-Sucht durch dominante Social-Media-Plattformen geschützt werden. Dann wären weder allgemeine Identitätskontrollen noch ein Social-Media-Verbot für Minderjährige nötig, die beide tief in Grundrechte eingreifen. Durch begleitende Maßnahmen wie beispielsweise ein Smartphone-Verbot in Schulen und indem Eltern eine App zur Verfügung gestellt wird, die auf den Geräten ihrer Kinder Pornografie und drastische Gewaltdarstellungen blockiert, könnte man die Kinder wirksam und grundrechtsschonend vor Gefahren schützen. Es ist bezeichnend, dass solche Maßnahmen viel weniger Aufmerksamkeit und politische Unterstützung erhalten als die den Technologiekonzernen und Regierungen sehr genehme indirekte Identifizierungspflicht für alle. 

			Die Entscheidungen der Nutzer, etwa welchen Inhalteerstellern sie folgen, müssten die Plattformen unbedingt umsetzen. Jegliche Form von Shadow Banning wäre verboten. Nur (mutmaßlich) illegale Inhalte dürften zurückgehalten werden, und nur auf transparente Weise. 

			Zusammen würde das die Manipulationsmöglichkeiten der Plattformen weitgehend beseitigen und es ihnen deutlich erschweren, die Nutzer in die Mediensucht zu treiben. 

			Was wir als Einzelne tun können

			Als Einzelne müssen wir uns immer bewusst halten, dass wir alleine wenig ausrichten können. Sonst drohen Frustration und Aufgabe oder unproduktive Radikalisierung. Aber was wir tun können, müssen wir umso dringender tun. Denn als viele, die alle ihren Teil tun, können wir sehr viel ausrichten. Das Vorbild, das wir geben, ist wichtig. Es zeigt anderen, dass sie mit ihrer Meinung und ihrem inneren Widerstand nicht allein sind. Es ermutigt sie, diesen Widerstand sichtbar und wirksam werden zu lassen.

			Wir können Menschen, die ähnlich denken, mit Bestätigung und Informationen versorgen, damit sie besser als Botschafter der Meinungs- und Informationsfreiheit wirken können. Wir können in Menschen, die anders denken, im freundlichen Gespräch die Saat des Zweifels wecken. Mehr braucht es nicht. Denn wenn einmal ein Minimum an Bereitschaft da ist, Probleme für die Meinungsfreiheit zu erkennen und anzuerkennen, auch wenn sie politische Gegner betreffen, dann gibt es genug Anschauungsmaterial, um die Saat des Zweifels aufgehen zu lassen.

			Wer allerdings Meinungsfreiheit nur für sich und Gleichgesinnte reklamiert, nicht für Andersdenkende, ist nicht wirklich für Meinungsfreiheit. Wenn AfD-Politiker und -Anhänger Beschränkungen ihrer Meinungsfreiheit beklagen, aber gleichzeitig Donald Trump hofieren, der Andersdenkende gnadenlos verfolgt, ist ihr Anliegen wenig überzeugend. Wenn vermeintliche Linke nach der Maxime handeln, alles an Meinungsunterdrückung und Beschimpfung Andersdenkender sei erlaubt, wenn es gegen »Rechts« geht, leisten sie genau dem Autoritarismus Vorschub, den sie den Rechten unterstellen. Man kann nicht genug betonen, wie wichtig die Überparteilichkeit für die Meinungs- und Informationsfreiheit ist.

			Frieden in die Welt tragen

			Der Wahrheitskomplex ist nach meiner Analyse vor allem ein militärisch-geheimdienstliches Projekt, um die Köpfe der Menschen im Propagandakrieg zu gewinnen. Ihn rückabzuwickeln wird nicht gelingen, wenn wir nicht gleichzeitig Widerstand gegen die Militarisierung aller Bereiche der Gesellschaft leisten. Das ist eine politisch-gesellschaftliche Gemeinschaftsaufgabe ebenso wie eine Aufgabe für jeden Einzelnen. 

			Wir müssen Transparenz darüber einfordern, wo und wie die Militärs Einfluss auf zivile Politikbereiche ausüben oder dort sogar schon die Kontrolle übernommen haben. Einen bescheidenen Beitrag dazu hoffe ich, mit diesem Buch geleistet zu haben. Ich hoffe, dass es dazu beiträgt, erst die alternativen und dann auch die traditionellen Medien hinsichtlich dieser Problematik aufzuwecken. Die Medien und die Öffentlichkeit dürfen nicht länger hinnehmen, dass die Bundesregierung geheimen NATO-Zielen zu folgen hat, auch in zivilen Angelegenheiten wie dem Kampf gegen angebliche Desinformation. Sie dürfen es nicht hinnehmen, dass die EU im Dienste der NATO Publizisten die Grundrechte entzieht, weil deren Meinung den Propagandakrieg stört. 

			Damit die Bevölkerung sich nicht mehr für den Propagandakrieg rekrutieren lässt, ist ein Bewusstseinswandel nötig. Das scheint wie eine unerfüllbare Bedingung, ist es aber nicht. Schon einmal hat die Maxime »Make Love, not War« nach einer finsteren Zeit extremer politischer Intoleranz und Kriegstreiberei die westliche Welt erobert. Warum sollte etwas Ähnliches nicht noch einmal möglich sein? Die Menschen sind der Propaganda, des wirtschaftlichen Niedergangs aufgrund Rüstungs- und Kriegsausgaben und der Grausamkeit des Kriegs schon jetzt überdrüssig. Dass daraus noch keine machtvolle Friedensbewegung entstanden ist, ist ein großer Erfolg des Wahrheitskomplexes. Je extremer die Verhältnisse werden, desto brüchiger sollte dieser Erfolg jedoch werden.

			Wirksame Gegenmittel gegen Autoritarismus und Militarismus sind Toleranz und die Bereitschaft, sich in die Lage anderer zu versetzen. Das ist etwas, was jeder Einzelne tun kann. Sobald die Linken regelmäßig für die Meinungsfreiheit der Rechten eintreten und die Rechten für die Meinungsfreiheit der Linken, ist der Wahrheitskomplex am Ende. Wir sollten uns darin üben, unsere Mitmenschen nicht als Feinde zu sehen, sondern als Andersdenkende. Auch wer die Politik der offenen Grenzen kritisiert, kann Zuwanderer als Menschen sehen, die einfach ein besseres Leben suchen, und diejenigen respektieren, die sich für deren Belange einsetzen, für wie irregeleitet er das auch halten mag. Wer sich für offene Grenzen und die Belange von Zuwanderern einsetzt, kann der Versuchung widerstehen, alle Andersdenkenden für Rassisten zu halten. Wer sich große Sorgen wegen des Klimawandels macht, sollte nicht pauschal alle Andersdenkenden verdammen. Die wenigsten von ihnen sind Büttel der Ölindustrie oder haben Lust am Untergang der Menschheit. Umgekehrt sollten diejenigen, die nicht an den vorwiegend menschengemachten Klimawandel glauben oder Klimamaßnahmen für untauglich halten, die Sorgen und Intentionen der anderen Seite anerkennen und respektvoll mit ihr diskutieren. 

			Wer das schafft, verliert nichts, gewinnt aber seelischen Frieden und steigert seine Überzeugungsfähigkeit. Vor allem aber konterkariert er die Strategie des »Teile und herrsche«, mit der die Mächtigen die Menschen seit jeher zur Feindschaft gegeneinander aufstacheln, weil sie nur so gegen deren Interessen regieren können. 

			Auch hier wirkt das Beispiel ansteckend, das gute wie das schlechte. Wer anderen aggressiv begegnet, trägt Feindseligkeit in die Welt und macht den Oberen das Regieren gegen die Interessen des Volkes leichter. Wer respektvoll kommuniziert, trägt Respekt in die Welt und macht es schwerer, Feindbilder aufzubauen und zu pflegen. Ohne Feindbilder gibt es keinen Krieg, keine gesellschaftliche Polarisierung und keinen Autoritarismus. 

			Wir sollten uns aber nicht der Illusion hingeben, dass wir weniger eisigen Gegenwind zu spüren bekommen, wenn wir sachlich und respektvoll unseren Dissens mit den Mächtigen vortragen. Das Gegenteil ist oft der Fall. Denn wer so argumentiert, ist überzeugender und damit gefährlicher. Nicht nur Jacques Baud kann ein Lied davon singen. Vor allem wenn man eine gewisse Prominenz hat oder aus dem Establishment kommt, wird man dadurch zu einer besonders großen und besonders entschlossen zu bekämpfenden Gefahr. Wir sollten die Heftigkeit der Gegenreaktion aber nicht als Beweis für die Macht der Gegenseite betrachten. Sie ist eher ein Ausweis von Schwäche. Die zunehmend offene Unterdrückung abweichender Meinungen ist eine Folge der rapiden Abnahme des Vertrauens in die staatlichen und staatstragenden Institutionen, einschließlich der etablierten Medien. Sie führt unweigerlich zu weiterem Vertrauensverlust. 

			Diese Abwärtsspirale muss letztlich zu einem Umbruch führen – in welche Richtung, ist jedoch offen. Entweder die Demokratie wird vollends beseitigt, oder es kommt zu einem Machtwechsel. Letzterer kann leicht ein Wechsel zu einem noch autoritäreren Regime sein, wie wir ihn in den USA beobachten. Es kann aber auch eine Umkehr zurück zu den Grundsätzen einer freiheitlichen Gesellschaft sein, wenn der Widerstand rechtzeitig auch die bisher sehr duldsame, sogenannte Mitte der Gesellschaft und deren Institutionen erfasst. Zugegeben: Danach sieht es bisher allenfalls in zartesten Ansätzen aus. Solchen Ansätzen nachzuhelfen, sollten wir jedoch als unsere Aufgabe betrachten. 

			Dezentral entscheiden, analog leben 

			Mit meiner Darstellung der Auswüchse des Wahrheitskomplexes als Teil eines Krieges um das Denken und Fühlen der Menschen ist die Gefahr der Demotivierung verbunden. Es kann leicht der Eindruck entstehen, der militärisch-geheimdienstliche Komplex habe ein Ausmaß an Kontrolle erreicht, das Widerstand zwecklos macht. Dieser Eindruck wäre falsch. Das zeigt nicht zuletzt die DARPA-Ausschreibung EA-25-02-05 aus dem Jahr 2025. Darin beklagt die Forschungsbehörde des US-Militärs, dass sich die Annahme, »dass die explosionsartige Zunahme digitaler Datenströme (…) in Verbindung mit leistungsfähigen Werkzeugen des Maschinenlernens« es ermöglichen werde, das »Verhalten einer Bevölkerung verlässlich vorherzusagen«, bisher nicht erfüllt hat. Das Problem für die Militärs liegt darin, dass es sich bei menschlichen Gesellschaften um »komplexe, dynamisch sich verändernde Systeme« handelt.7 

			Das US-Militär strebt ausweislich dieser Ausschreibung die vollständige Vorhersagbarkeit und damit Steuerbarkeit der Bevölkerung der USA und anderer Länder an. Private Unternehmen sollen helfen, diesem Fernziel näher zu kommen. Der schöne Titel »MAGICS« (Magie) zeigt gleichzeitig die unüberwindliche Schwierigkeit der Aufgabe und die hohe Ambition von DARPA. Das Kürzel steht für »Methodological Advancements for Generalizable Insights into Complex Systems« (zu Deutsch: »Methodologische Fortschritte für verallgemeinerbare Erkenntnisse über komplexe Systeme«.

			Die Frustration der Militärs und Geheimdienstler ist verständlich. Trotz gläserner Individuen, Informationskontrolle und Verhaltensmanipulation vollführen Gesellschaften nicht vorhersagbare und nicht kontrollierbare Volten – zum Beispiel indem sie Donald Trump nach einer Pause ein zweites Mal zum Präsidenten wählen. Eine Militärmacht, die sich für den ganzen Globus zuständig sieht, hat es mit sehr vielen Bevölkerungen zu tun, die immer wieder mit unvorhersehbaren Gegenreaktionen auf groß angelegte Versuche der Verhaltens- und Gefühlslenkung reagieren.

			 Die Unzufriedenheit damit, dass man noch weit entfernt davon ist, die Bevölkerung kontrollieren zu können, offenbart, dass sich Militär und Geheimdienste entgegen ihrer Bekundungen nicht als Diener der Bevölkerung sehen, die diese gegenüber Unterdrückung von oben oder von außen schützen. Stattdessen arbeiten sie an dem jahrtausendealten Traum aller Technokraten, die Gesellschaft in eine soziale Maschine zu verwandeln. Das Denken, Fühlen und Handeln der Menschen soll sich nur in den engen Bahnen bewegen, die für das reibungslose Funktionieren dieser Maschine im Sinne einer steuernden Elite zuträglich sind. Sie wollen also den freien Willen abschaffen.

			Wer möchte, dass die Meinungs- und Informationsfreiheit und damit die Möglichkeit zur Entfaltung des freien Willens der Bevölkerung wiederhergestellt wird, sollte sich bewusst machen, dass dieser Technokratentraum aktuell auf zwei Prinzipien beruht: dem alten Prinzip der Zentralisierung der Macht und dem neuen der Digitalisierung. Beides wird uns mit dem Versprechen der größeren Effizienz schmackhaft gemacht. 

			Auch hier ist ein Bewusstseinswandel in der Bevölkerung nötig. Denn noch nehmen die meisten Menschen dieses Versprechen in naiver Technik- und Fortschrittsgläubigkeit für bare Münze. Solange der Glaube an die Effizienz zentraler Steuerung nicht vom Misstrauen hinsichtlich der Ziele und Absichten der steuernden Elite verdrängt wird, besteht die große Gefahr, dass die Revoltierenden sich hinter einem neuen starken Mann versammeln – in der irrigen Hoffnung, dass dieser die soziale Effizienzmaschine zu ihrem Vorteil steuert. 

			Effizienz ist immer nur so viel wert wie die Ziele, deren Erreichung sie verbessert. Sind es die Ziele der Technokraten, die denen der Menschen widersprechen, dann ist mehr Effizienz schädlich. Da es dem Menschsein grundlegend widerspricht, bloß ein funktionierendes Rädchen einer sozialen Maschine zu sein, ist das immer der Fall. 

			Deshalb ist es zur Sicherstellung der Meinungsfreiheit – und einer liberalen, demokratischen Gesellschaft allgemein – so wichtig, für dezentrale Entscheidungsfindung zu werben und dafür, die informationstechnologischen Kontrollmöglichkeiten der Technokratenelite in Grenzen zu halten. Denn Technik wird immer von den Mächtigen für ihre eigenen Zwecke eingesetzt. Wenn wir uns zu Sklaven der Technik machen lassen, dann lassen wir uns zu Sklaven der Technokraten machen.

			Es reicht nicht, irgendwo an der Spitze einen Machtwechsel herbeizuführen. Wir müssen mindestens ebenso viel Energie darauf verwenden, unseren Kommunen und unseren selbst gewählten Gemeinschaften mehr Autonomie zu verschaffen und uns selbst mehr Mitwirkungsmöglichkeiten durch direkte Demokratie. Regionale und institutionelle Unterschiede, die auf unterschiedlichen Präferenzen beruhen, dürfen wir nicht länger als Problem begreifen, sondern als Bereicherung. Die Schweiz kann dabei als Vorbild dienen. Nicht von ungefähr ist die politische Polarisierung dort viel weniger ausgeprägt als in Deutschland, Österreich und den meisten anderen europäischen Ländern.

			Die zunehmende Entmachtung der Nationalstaaten durch internationale Großkonzerne im Verbund mit technokratisch-globalistischen Organisationen wird bereits weithin kritisch gesehen. Die Rückbesinnung auf den Nationalstaat sollte aber nur ein Zwischenschritt zu einer noch stärkeren Dezentralisierung der Macht sein. Denn in großen, zentralistisch regierten Nationalstaaten herrscht wegen der Bürgerferne fast notwendigerweise die Technokratie. In einem durch Kofinanzierung von Aufgaben und durch viele zentralgesetzliche Vorgaben entkernten Föderalismus, wie er in Deutschland existiert, ist das nicht anders. 

			Nicht von ungefähr ist es eine maximal bürgerferne Zentralinstanz wie die EU, mit einem dysfunktionalen Parlament und hochgradig verwischten Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, die den Moloch des Wahrheitskomplexes in Kooperation mit der NATO erschaffen hat – mit minimaler demokratischer Kontrolle und kaum existenter öffentlicher Aufmerksamkeit. 

			Das zweite Bein, auf dem die Technokraten ihre Machtambition stützen, ist die möglichst weitreichende Digitalisierung möglichst vieler Lebensbereiche. Sie macht es erst möglich, Milliarden Menschen mit vertretbarem Aufwand zu überwachen, zu steuern und zu manipulieren. Wenn wir uns den autokratisch-technokratischen Tendenzen widersetzen wollen, müssen wir uns deshalb aus der künstlich geschaffenen Abhängigkeit von computergesteuerten und -überwachten Lösungen für unseren Alltag und unsere Kommunikation lösen. 

			Wenn man sich in der digitalen Welt bewegt, sollte man – wo immer möglich – darauf verzichten, sich von den Plattformen aussuchen zu lassen, was man hört und sieht. Auf der Plattform X kann man beispielsweise wählen, ob man unter »Für dich« die Inhalte angezeigt bekommen will, die der Plattform-Algorithmus aussucht. Dann wirken sich Zensur und Meinungsmanipulation durch fremde Auswahl der Informationen ungebremst aus. Ich nutze deshalb nur die Variante »Folge ich«, bei der ich angezeigt bekomme, was die relativ wenigen Accounts, denen ich folge, an Inhalten bereitstellen. 

			Der perfiden Manipulation durch heimliches Shadow Banning und manipulierte Auswahlalgorithmen entgeht man so allerdings auch nicht. Wenn es die Wahl gibt, jemanden auf einer digitalen Medienplattform zu folgen oder direkt dessen Internetauftritt zu besuchen, ist Letzteres daher immer vorzuziehen. Mein Blog zum Beispiel bietet einen kostenlosen E-Mail-Newsletter an, der über alle neuen Beiträge informiert. Alternativ kann man sich über einen RSS-Feed über Neues auf Seiten informieren lassen, die einen interessieren. Das ist alles ein klein bisschen aufwendiger, aber viel befriedigender, als sich von Social Media berieseln zu lassen. Man kontrolliert selbst, was man lesen, hören oder sehen möchte, anstatt zum passiven Spielball eines Algorithmus zu werden. Wir müssen uns nicht von Instagram, YouTube und Spotify daran gewöhnen lassen, dass ein Algorithmus (scheinbar) für uns fühlt und denkt und uns vorgibt, was wir zu sehen und zu hören bekommen. Das führt fast unweigerlich zu Entmündigung und Manipulierbarkeit. Wir müssen selbstfahrende Autos, Smart Cities, Smart Watches und Smart Meter nicht als fortschrittlich akzeptieren, sondern sollten sie als Angriffe auf unsere Selbstbestimmung begreifen. Das Wort »Smart« steht fast immer für intensivierte Überwachung. 

			Inzwischen ist auch hinlänglich bekannt, dass die grassierende Abhängigkeit von digitalen Medien die Menschen unglücklich und einsam macht. Wir müssen wieder mehr dazu übergehen, uns zu treffen und von Angesicht zu Angesicht miteinander zu reden. Wenn dazu noch Entscheidungsmacht dezentralisiert wird, gibt es auch wieder mehr Wichtiges auf lokaler und regionaler Ebene zu besprechen – also dort, wo man es auch ohne digitale Hilfsmittel besprechen kann. 

			Weil dieses Thema allerdings weit über die Sicherung der Meinungsfreiheit hinausgeht, kann ich es hier nur anreißen. Ich will aber darauf hinweisen, dass eine Initiative mit meiner Beteiligung auf der Webseite www.freistattsmart.de über die Zwangsdigitalisierung und mögliche Gegenmaßnahmen informiert sowie Menschen und Gruppen, die etwas dagegen tun wollen, dabei unterstützt, sich zu vernetzen und voneinander zu lernen. 
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